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(Beginn um 9 Uhr.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Einen wunderschönen guten Morgen!

Ich darf die Sitzung für eröffnet erklären.

Ich darf mitteilen, dass vier Mitglieder des Gemeinderats für heute entschuldigt sind: Herr GR Mag Gerstl, Herr GR Dipl Ing Margulies, Herr GR Dipl Ing Stiftner und Frau GRin Stubenvoll.

Wir beginnen mit der Fragestunde.

Ich komme zur 1. Anfrage (FSP - 04600-2006/0001 - KGR/GM) von Herrn Mag Chorherr, den ich schon gesehen habe, gerichtet an den Herrn Vizebürgermeister. (Wien ist von allen neun Bundesländern absolutes Schlusslicht bei der Verbreitung von thermischen Solaranlagen. Oberösterreich hat [pro Einwohner gemessen] die zehnfache Menge installiert. Oberösterreich fördert aber auch diesen Zukunftsbereich mit mehr als 6 Millionen Euro, in Wien waren es heuer bloß 0,8 Millionen. Welche Summe werden Sie, Herr Finanzstadtrat, in diesem Bereich für das kommende Jahr an Förderung der Stadt Wien bereitstellen?) 

Ich bitte um Beantwortung.

VBgm Dr Sepp Rieder: Allgemein guten Morgen! Guten Morgen, Herr GR Chorherr!

Ich beantworte Ihre Frage sehr gerne, die lautet: „Welche Summe werden Sie, Herr Finanzstadtrat, in die-
sem Bereich für das kommende Jahr an Förderung der Stadt Wien bereitstellen?". Gemeint ist als Bereich die Förderung von thermischen Solaranlagen.

Ganz kurz vielleicht, es wird 1 Million EUR beziehungsweise werden 1,2 Millionen EUR sein, jedenfalls 
so viel, um den Bedarf zu decken, so wie wir im heu-
rigen Jahr, im Mai, die Mittel von 440 000 EUR um 360 000 EUR auf 0,8 Millionen EUR aufgestockt haben, weil eine stark steigende Nachfrage da war. 

Kurz zur wachsenden Nachfrage: Es hat im Jahr 2004 bereits einen Zuwachs an Kollektorenflächen um 45 Prozent gegeben, 2005 eine weitere Steigerung, aller-
dings nur um 10 Prozent, immerhin 153 Anträge, damit sind wir bei 2 136 m² Kollektorenfläche, und 2005 war eben das erste Jahr, wo wir voll ausgeschöpft haben. Daher werden wir auch im kommenden Jahr, in Absprache mit Faymann und Sima, die Mittel festlegen.

Ein bisschen, Herr Gemeinderat, bin ich überrascht gewesen, verblüfft, würde ich fast sagen, über die Einbegleitung Ihrer Frage, weil ich nicht glauben kann, dass Sie wirklich von einem solchen Apfel-Birnen-Vergleich ausgehen, der da angestellt worden ist. Ich darf das noch einmal in Erinnerung rufen. Da heißt es: „Wien ist von allen neun Bundesländern absolutes Schlusslicht, pro Einwohner gemessen, bei der Verbreitung von thermischen Solaranlagen. Oberösterreich hat praktisch die zehnfache Menge installiert. Oberösterreich fördert das auch bei diesem Zukunftsbereich mit mehr als 6 Millionen EUR." - Oberösterreich ist ein Flächenbundesland, und Wien, wie wir alle wissen, ist eine der großen Millionenstädte. Daher ergibt sich da natürlich ein grundsätzlicher Unterschied, von dem ich, wie gesagt, eigentlich annehme, dass Sie ihn ohnedies kennen. 

Die Großstadt Wien hat 728 000 Mehrfamilienwohnhäuser mit 3 bis 20 Wohnungen, das sind 90 Prozent des Wohnungsbestands, und 225 400 sind es in Oberösterreich. Sie wissen, dass natürlich die Installierung einer Solaranlage bei Mehreigentums- oder bei Mehrmietwohnungen der Zustimmung aller bedarf, es daher natürlich ein großes Problem ist und es sehr selten gelingt, in diesen Mehrwohnungshäusern Solaranlagen unterzubringen.

Was die Ein- und Zweifamilienhäuser betrifft, die eigentlich in erster Linie für Solaranlagen in Betracht kom-
men, gibt es in Wien 79 100, das sind 10 Prozent, und in Oberösterreich sind es 337 200, 60 Prozent. Daher ist schon aus der Struktur heraus anzunehmen, dass die Solarförderung im Bundesland Oberösterreich eine größere Bedeutung hat als in Wien.

Das Zweite ist, wir haben hier in Wien nicht nur Solarförderung, sondern wir haben hier zum Beispiel auch die Fernwärme. Wenn Sie davon ausgehen, dass insgesamt 27 Prozent des Energieverbrauchs in Wien durch Fernwärme geleistet werden, davon 29 Prozent bei den Wohnhäusern und 8 Prozent bei den Einfamilienhäusern, sehen Sie ein zweites Argument, warum Wien anders strukturiert ist.

Dann muss ich sagen, wir haben in Wien auch ein ganzes Paket von Energieförderungsmaßnahmen. Also es ist nicht so, dass wir hier die einzige Form haben. Sie kennen das Niedrigenergiehaus, Passivhausförderung, Wohnhaussanierungsförderung mit einer Reihe von Maßnahmen, die in dem Energiesparprogramm erwähnt sind, die THEWOSAN-Förderung, die Förderung von Gasbrennwertgeräten, Fernwärmeförderung, Wärmepumpenförderung, Biomasseförderung, jetzt neu auch die Photovoltaikanlagen, und ich könnte jetzt noch vieles im Detail zu dem Thema aufzählen. 

Ich glaube, man muss, wenn man die Frage in der Einbegleitung bewertet, durchaus sagen, jawohl, wir ha-
ben auch Solaranlagenförderung, aber sie ist in der Groß-
stadtstruktur nicht gerade der primäre Anknüpfungspunkt, und daneben gibt es eine Reihe von Maßnahmen, die in der Großstadt zumindest die gleiche, wenn nicht sogar eine weitaus größere Bedeutung haben.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die 1. Zusatz-
frage, Herr Mag Chorherr.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Herr Vizebürgermeister!

Danke für die Antwort. Danke auch für die prinzipiell erfreuliche Botschaft, dass die Solarförderung nächstes Jahr erhöht wird.

Ich möchte trotzdem ein bisschen den Rahmen dessen darstellen. Wenn ich jetzt eine Empfehlung abgeben darf, empfehle ich jedem, eigentlich jedem Gemeinderat oder jeder Gemeinderätin, der oder die sich mit Energie und Klima beschäftigt, sich diesen aktuellen Film von Al Gore anzuschauen, der in sehr komprimierter Form die wirklich dramatischen zivilisatorischen Auswirkungen zeigt, und wo man sieht, dass man etwas tun soll, dass man sehr viel mit erneuerbaren Energieträgern tun soll. Das ist der Ort. Heize ich ganz konkret mit Gas oder mit Öl in Wien? Jetzt lasse ich bewusst die Fernwärme weg, die eine Abwärmeenergie ist. Das sehe ich so wie Sie. Können wir hier mehr tun?

Da möchte ich zweitens schon ein Wirtschaftlichkeitsargument bringen, jetzt nicht schäumend wie andere Parteien. Es wird nur wenige Wochen, Monate dauern, dann wird eine weitere Gaspreiserhöhung ins Haus schneien. Das ist nicht die böse SPÖ, sondern das sind einfach die steigenden Energiepreise. Das ist die zweite Erhöhung, wir hatten ja heuer im März bereits eine. Also da bin ich nicht Ihrer Meinung, dass das nicht die erste Form ist, denn die Sonne scheint gratis. Alles andere muss irgendwie bezahlt werden und da gibt es einen großen Markt.

Ich darf Ihnen nur zwei Zahlen nennen: Wir haben in Wien 25 000 Kleingärten, die auch irgendwo ihre Energie her bekommen müssen, wo kein Fernwärmeanschluss gegeben ist. Das wäre ein ideales Feld, nicht mit Strom, sondern mit Solarenergie Warmwasser zu machen. Und wir haben 45 000 Ein- und Zweifamilienhäuser, wo keine Fernwärme ist. Allein dieser Bereich würde zeigen, dass man wirklich sehr viel mehr tun kann und tun muss.

Noch einmal die Zahl: Oberösterreich und andere Bundesländer fördern mit mehr als 6 Millionen EUR, Wien hat jetzt - was ich begrüße - auf 1,2 Millionen EUR erhöht. Ich meine, dass man hier noch sehr viel mehr tun müsste.

Ich möchte noch ganz kurz auf einen zweiten Bereich eingehen, die großen Gewerbeflächen. Es ist nicht so, dass nur Wohnhäuser Energie brauchen. Wäschereien und sehr viele Betriebe brauchen auch Energie. Auch hier böte sich eine urbane Form an.

Meine konkrete Frage: Was werden Sie, auch in Absprache mit den anderen Stadträten, als Stadt tun, um das noch viel stärker zu promoten? Und können Sie sich vorstellen, wenn die Nachfrage diesen Förderbedarf von 1 bis 1,2 Millionen EUR übersteigt, dass diese Summe mit einem Beschluss erhöht wird, damit jeder, der einen Antrag stellt, auch zur entsprechenden Förderung kommt?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Vizebürgermeister.

VBgm Dr Sepp Rieder: Herr Gemeinderat!

Zwei, drei Bemerkungen dazu: Ich erinnere daran, dass im August dieses Jahres im Rahmen der Aktion "Sonne für Wien" diese große Solarstromtagung stattgefunden hat, wo man sich bemüht hat, auch auf der wissenschaftlichen Basis Entwicklungen voranzutreiben. Ich glaube, dass man uns mit Fug und Recht die Etikette geben kann, dass wir auf dem Gebiet initiativ und innovativ sind.

Ich räume ein, das ist meine zweite Antwort darauf und ich betone das noch einmal, wir können nicht prinzipiell die Struktur der Großstadt verändern, um jetzt quasi nur in die Solaranlagen zu gehen.

Dritte Bemerkung: Ja. Wenn es einen steigenden Bedarf in diesem Bereich gibt, das habe ich schon bei der ersten Beantwortung gesagt, werden wir dazulegen, weil ich, so wie Sie, der Meinung bin, dass wir im Bereich der Solarförderung angesichts der Entwicklung in anderen Bereichen, auch der Energiepreise, durchaus die Möglichkeiten ausschöpfen sollen.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr GR Parzer, die 2. Zusatzfrage.

GR Robert Parzer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister!

Ihren Ausführungen entsprechend folgend, kann ich nur zwei Sachen sagen: Ich selbst habe ein Einfamilienhaus im 22. Bezirk und weiß, wie schwer es ist, diese Umrüstung zu machen. Schwer insofern, weil es sehr kostenaufwendig ist, wenn ich von einer Ölheizung in eine Solarheizung gehe und ob es sich auch auf die Jahre hinaus rentiert. 

Mir wäre viel wichtiger, wenn die Stadt Wien oder Sie Maßnahmen setzen könnten, um hier a) unbürokratischer für die Neubauten, die dort bestehen - es sind neue Einfamilienhäuser, die quasi sofort die Solarenergie beziehen könnten - zu sein und b) es noch viel mehr publik zu machen, denn viele wissen gar nicht genau, wie sie die Anträge bringen sollen.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Vizebürgermeister.

VBgm Dr Sepp Rieder: Herr Gemeinderat!

Auch da gibt es keinen prinzipiellen Widerspruch. Ich bin mir jetzt im Augenblick nicht ganz darüber klar, was die bürokratischen Hürden sind, die über das normale Bauverfahren hinausgehen, die natürlich jeder Bauführer zu bewältigen hat. Wenn es solche gibt, bin auch ich der Meinung, sollten sich die Kollegin Sima und ich uns überlegen, wie wir da eine Vereinfachung erzielen können. 

Umrüsten im Nachhinein ist natürlich in einem Ein- und Zweifamilienhaus extrem teuer und schwierig. Daher, da gebe ich Ihnen Recht, soll man den Schwerpunkt in die Neubautätigkeit legen.

Was wir an Publizität, die nach meinem Eindruck ohnehin nicht so begrenzt ist, dazu beitragen können, werden wir sicher tun.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr GR 
Ekkamp, bitte.

GR Franz Ekkamp (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Vizebürgermeister! 

Nachdem bei dieser Frage eine leichte Kritik erkennbar ist, haben Sie ja zu Recht in Ihrer Beantwortung darauf hingewiesen, dass Wien eine andere Struktur bei der Verbreiterung von thermischen Solaranlagen vorfindet. Ich denke, Wien hat aufgrund anderer Anforderungen gegenüber den Bundesländern auch einen anderen Handlungsbedarf im Bereich der alternativen Energien. Ich verweise auch auf das erst vor dem Sommer einstimmig beschlossene SEP - Städtisches Energie Effizienzprogramm, in der eine Fülle von Energiesparmaßnahmen für die Zukunft aufgelistet werden. Ich verweise auch auf die Fernwärme, die sich in Wien immer weiter entwickelt, sowie auf das Biomassekraftwerk, welches erst vor Kurzem in Betrieb gegangen ist. Meine Frage: Sehen sie es auch so, dass Wien sich nicht nur auf eine Maßnahme in der alternativen Energiegewinnung konzentrieren sollte? 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Vizebürgermeister.

VBgm Dr Sepp Rieder: Herr Gemeinderat!

Es gibt genau genommen keinen Bereich, in dem sich Innovation nicht lohnt und wichtig ist. Unser Bürgermeister hat bei der Eröffnung des Biomassekraftwerks darauf hingewiesen, dass für die Zukunft gesehen, wenn man das auf einen Zeitraum von zehn Jahren projiziert, niemand daran zweifeln wird, dass ein derartig großes Biomassekraftwerk, das heute sozusagen eine wirklich innovative Leistung ist, dann schon Selbstverständlichkeit sein wird, weil wir alle davon ausgehen müssen, dass es keinen prinzipiell dramatischen Rückgang in der Preisentwicklung der fossilen Energieträger geben wird. Insofern glaube ich, ist es wichtig, dass wir sozusagen nicht nur auf die Förderschiene, sondern auch auf die Innovationsschiene setzen. 

Ihrer Frage folgend, möchte ich nur auf einige Beispiele hinweisen, die meiner Meinung nach in Fachkreisen international eigentlich anerkannt sind, in der breiten Öffentlichkeit aber fast eine Spur zu kurz kommen:

Neben dem bekannten Biomassekraftwerk und der Biodieselanlage gibt es zum Beispiel auch das Projekt des Trinkwasserkraftwerks Mauer, etwas, das wahrscheinlich in der breiten Öffentlichkeit nicht bekannt ist, nämlich durch die Energieentwicklung, die durch den Wasserfluss entsteht, den du früh auffangen hast müssen, damit das nicht in die Leitungen hineinplumpst, den du jetzt dazu nützt, um sozusagen die Energie abzuleiten. Ein wirklich hervorragendes Beispiel. 

Oder der gesamte Bereich Wärme im Kanal. Auch das ist etwas, was man bei uns in der breiten Öffentlichkeit wahrscheinlich bei einer Sendung "Millionenshow" in die höhere Kategorie der Fragestellungen einreihen könnte. So wenig ist das bekannt, leider, weil auch das ein wirklich innovativer Bereich ist. 

Thema Fernkälte, im Neubaugebiet TownTown zum Beispiel bereits umgesetzt. So könnte ich das noch lange fortsetzen. 

Herr Bürgermeister, in Anbetracht der gestrigen Zusammenkunft mit Herrn Minister Bartenstein muss ich betonen, dass der Bartensteinblock nicht eine Würdigung des Ministers Bartenstein, sondern ein Gebäude in der Bartensteingasse ist, allerdings mit dem besonderen Kennzeichen, dass wir dort eine Photovoltaikanlage in einem stadteigenen Bereich haben. Das ist auch ein Beispiel dafür, wie innovativ wir in dem Bereich sind.

Daher beantworte ich Ihre Frage dahin: Nicht nur fördern, sondern sich bemühen, daraus selbstständige, generell anwendbare Maßnahmen zu entwickeln. Dazu bedarf es eines Buketts von innovativen Ideen und darüber verfügt die Stadt.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr GR 
Mahdalik, bitte. 

GR Anton Mahdalik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Zur umweltfreundlichen Energiegewinnung werden nicht nur thermische Solaranlagen, sondern in den letzten Jahren auch immer mehr Windkraftanlagen herangezogen. Diese schießen wie sehr große Schwammerl aus dem Boden und stoßen deshalb, weil sie nicht unbedingt zur Landschaftsverschönerung beitragen, nicht immer auf ungeteilte Zustimmung innerhalb der Bevölkerung.

Meine Frage daher: Sind Ihres Wissens nach in den nächsten Jahren in Wien weitere Windkraftanlagen geplant?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Vizebürgermeister.

VBgm Dr Sepp Rieder: Herr Gemeinderat!

Ich teile da auch Ihre Einschätzung, dass die Standortfrage nicht nur von den Windverhältnissen abhängt, sondern natürlich auch mit Rücksicht auf Naturschutz und Situation des Umfelds zu tun hat, auch wenn ich davon ausgehe, dass die Technologie in der Zukunft dazu beitragen wird, dass hier noch mehr Nebengeräusche erspart werden können. Aber damit ist natürlich die Standortsituation im Bundesland Wien begrenzt. 

Konsequenzen haben wir daraus gezogen, dass sich Wien Energie, wie Sie wahrscheinlich wissen, an Windparks in anderen Bereichen beteiligt, weil ich der Meinung bin, wo es vom Standort her geeignet ist, ist es durchaus eine Alternative, die man erproben und nützen soll, soweit sie umweltverträglich ist.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr Mag Chorherr, bitte.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Herr Vizebürgermeister!

Ich komme noch einmal zur Hauptfrage zurück, möchte aber schon die Zufriedenheit, um nicht zu sagen, Selbstzufriedenheit, die bei der sozialdemokratischen Zusatzfrage hervorgekommen ist, noch einmal hervorheben. Angesichts eines kurzfristigen Potenzials, 45 000 Ein- und Zweifamilienhäuser, 25 000 Kleingärten, hatten wir 2005 152 Anträge. Es waren, glaube ich, wenn ich Ihnen richtig zugehört habe, denn ich hatte die Zahlen von 2006 nicht, 200 Anträge im Jahr 2006. Da ist schon noch ein bisschen etwas drinnen, und zwar ein Quantensprung, ein großer Sprung, wo man etwas tun soll. Wenn wir fast ein Potenzial von 100 000 Möglichkeiten haben, wo fossil geheizt wird, und dann nur 200 Anträge haben, denke ich mir, lässt sich deutlich etwas vergrößern.

Meine Frage ist aber zu einem Bereich, den ich zuerst nur am Rande gestreift habe, nämlich dem gewerblichen, der ein bisschen aus dem Blickfeld kommt, weil es einen nicht selbst, wie den Kollegen Parzer, betrifft. Da gibt es große Dachflächen. Es gibt große Wärmever-
bräuche. Da wird sehr viel noch mit Heizöl schwer gemacht. Ich möchte Sie jetzt nicht prüfen - unter Anführungszeichen -, aber weil Sie selbst so viele Vorzeigebeispiele in Wien kennen, jeder steirische Politiker, Politiker in jeder Partei, wird das frühere Schwarzenegger-Stadion - ich weiß gar nicht, wie es jetzt heißt - mit der größten Solaranlage Europas kennen. Das ganze Stadion dort ist bestückt.

Gibt es eine gewerbliche Großanlage oder sind Sie gerade daran, eine zu eröffnen, die wirklich im gewerblich-industriellen Bereich signifikant einspart, wissend, dass viele gewerbliche Anlagen nicht an die Fernwärme angeschlossen sind? Und daraus folgend: Werden Sie eine gewerbliche Initiative für die Förderung der gratis einstrahlenden enormen Energie bringen? Das 18 000-fache des Weltenergieverbrauchs strahlt auf die Welt ein. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Vizebürgermeister.

VBgm Dr Sepp Rieder: Herr Gemeinderat!

Ich räume ein, dass wir natürlich in erster Linie auf die Fernwärme im Zusammenhang mit der Kraftwärmekoppelung setzen und daher bei den Großanlagen eher den Weg des Fernwärmeanschlusses gehen, was auch seinen Niederschlag in der Wirtschaftsförderung findet. Insofern muss ich ganz offen zu Ihnen sagen, da ist die Priorität anders gesetzt. 

Es gibt aber bereits Beispiele, wo wir, zwar jetzt nicht bei der Wärme allein, sondern im Zusammenhang mit der Energie, Photovoltaikanlagen prüfen, inwieweit solche Möglichkeiten gegeben sind, wie umgekehrt im eigenen Bereich die Stadt natürlich auch die Kältenutzung von Abwärme, also von Energieabfall - unter Anführungszeichen gesprochen - überprüft. 

Ich will es jetzt also nicht generell ausschließen, aber wenn Sie mich persönlich fragen, sage ich, dass die Linie in der großen Dimension der Entwicklungschancen wahrscheinlich in der Richtung rascher geht. 

Das Zweite, weil Sie noch einmal auf die Kleingärten eingegangen sind, ich bin kein Experte auf dem Gebiet der Kleingärten, obwohl ich, wie Sie vielleicht wissen, an der Alten Donau wohne, aber da gibt es natürlich auch Begrenzungen der Sinnhaftigkeit solcher Anlagen. Ich gebe zu, dass natürlich im derzeitigen System in den Richtlinien, die Sie kennen, die der Tätigkeit der MA 25 zugrunde gelegt sind, solche Prinzipien der Verhältnismäßigkeit des Einsatzes öffentlicher Mittel zum Nutzen des Betreffenden sehr wohl drinnen stecken. Also das ist ein eigener Komplex.

Im Großen gesehen, würde ich meinen, soll man das Gesamtbukett sinnvoll nützen. Da hat die Solarwärmenutzung natürlich auch ihren Stellenwert, aber, noch ein-
mal betont, sie ist nicht die einzige, sondern sie ist in vielen Bereichen nicht die primäre Alternative zur fossilen Energie. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. Somit ist die 1. Anfrage beendet. Wir kommen zur 2. Anfrage (FSP - 04598-2006/0001 - KVP/GM) von Herrn Dr Tschirf an den Herrn Bürgermeister. (Welche konkreten Schritte werden Sie setzen, damit die Ankündigung der Wiener Stadtregierung und der Projektbeteiligten nach Beseitigung des Schandfleckes Wien Mitte auch tatsächlich ab dem Frühjahr 2007 umgesetzt wird?) 

Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Klubobmann!

Ihre Frage, welche konkreten Schritte ich unternehmen werde, um den schon legendär gewordenen Schandfleck Bahnhof Wien-Mitte möglichst rasch zu beseitigen, kann ich sehr konkret beantworten, wobei es jetzt nicht um meine Schritte geht, sondern um die der Stadt. Wir werden noch heuer die Bauverhandlung durchführen, sie im Jänner abschließen und den Baubescheid bis spätestens März 2007 erstellen, sodass im Frühjahr nächsten Jahres der Baubeginn erfolgen kann.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr Dr Tschirf, bitte.

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Bürgermeister!

Wird dafür ein Verfahren nach § 69 der Bauordnung im Bezirk notwendig sein?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Herr Klubobmann!

Davon gehe ich aus, aber das ändert wohl am Terminplan nichts. Das kann man sehr rasch erledigen. Ich weiß, dass im 3. Bezirk in der Bezirksverwaltung sehr effizient gearbeitet wird. Daher habe ich da keine Sorge.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr GR 
Strache, bitte.

GR Heinz-Christian Strache (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Bürgermeister!

Das ist - wie gesagt - eine endlose Geschichte, wobei man vielleicht auch noch in Erinnerung rufen muss, dass am Beginn ein Herr StR Görg eine große Rolle bei diesem Projekt gespielt hat und es deshalb auch so lange gedauert hat. Es ist dann auch noch die UNESCO angerufen worden und hat verhindern müssen, dass hier ein Projekt entsteht, das letztlich auch das Weltkulturerbe gefährdet hätte. Deshalb ist das durchaus auch durch einen ÖVP-Stadtrat so lange hinausgezögert worden. Das sollte man nicht vergessen. 

Aber es kam dann zu einem Architektenwettbewerb, den wir im Grunde genommen als Oppositionspartei gemeinsam mit den Bürgern erzwungen haben. 

Jetzt würde mich interessieren: Wird auch wirklich das, was als Siegerprojekt der Architektengruppe von Schreieck und Henke festgelegt wurde, wirklich umgesetzt werden? Denn man muss ein bisschen Angst haben, weil die Architekten im Großen und Ganzen bei der Weiterentwicklung des Projekts ausgeschaltet wurden.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Herr Gemeinderat!

Das kann man vor dem Hintergrund der Eigentümerentscheidungen, die dort zu treffen sind, nicht unmittelbar so sagen, aber es ist um die Frage eines umsetzbaren Projekts gegangen und an diesem Wettbewerb, wenn man so sagen kann, haben sich die Architekten des damaligen Siegerprojekts meines Wissens nach, muss ich einschränkend hinzufügen, nicht mehr beworben. 

Mein Interesse ist in allererster Linie, auf das Tempo zu drücken, dass dieses Problem endlich gelöst wird. Das andere sind Eigentümerentscheidungen. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Frau GRin Dipl Ing Gretner, bitte.

GRin Dipl Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Bürgermeister!

Ich möchte Sie in diesem Zusammenhang auf eine andere Sache ansprechen, und zwar möchte ich Sie als Person ansprechen, als Bürger, auch als Bürgermeister, aber in erster Linie als Bürger. 

Sie hätten als Bürger die Möglichkeit gehabt, bei der öffentlichen Einsicht im Flächenwidmungsverfahren das Plandokument anzuschauen. Ich zeige Ihnen kurz, wie das ausschaut. (Die Rednerin zeigt einen Flächenwidmungsplan her.) Sie werden das kennen. Flächenwidmungspläne gelten als zeitgenössische Hieroglyphen. Selbst Planer brauchen Stunden, um, vor allem bei diesem Beispiel, bei Wien-Mitte, zu entziffern, was überhaupt damit gemeint ist. Ich könnte mir vorstellen, dass Sie als Bürger Michael Häupl, hätten Sie einen Einspruch formulieren wollen, doch auch Schwierigkeiten gehabt hätten.

Was hätten Sie dem Bürgermeister mitgegeben, um dieses Mittel der Mitsprache zu demokratisieren?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Frau Gemeinderätin!

Sie sprechen da in der Tat ein Problem an, das wesentlich weitläufiger als das Vorzeigen dieses Plandokuments ist. Denn ich darf Ihnen versichern, dass ich, selbst wenn ich das dritte Mal das ASVG gelesen habe, trotzdem keine Ahnung habe, was darin steht und was letztendlich auch gemeint wurde. Und so geht es mir mit einer Reihe von juristischen Gewerken. Ich habe gelegentlich den Eindruck, dass viele solcher Dinge so gemacht und formuliert werden, dass man dann nachher tunlichst einen Experten bezahlen muss, damit der erläutern kann, worum es dabei geht. Das könnte durchaus fast sein. Es hat Zeiten gegeben, da haben wir das als Herrschaftswissen bezeichnet. Die Zeiten sind zwar vorbei, aber die Sache selbst nicht. 

Wir alle müssen uns hier bemühen, und das gilt in hohem Ausmaß gerade für unsere Tätigkeit, denn nicht allzu selten kommen solche Wortmeldungen und allzu viele Gesetze beschließen wir hier, die dann am Ende des Tages a) so ausschauen, wie sie ausschauen und b) solche Folgen haben, die Sie entsprechend formuliert haben. Wenn wir uns alle miteinander bemühen, in einer verständlichen Sprache Gesetze zu formulieren, wenn wir uns alle miteinander bemühen, auch die Folgewirkungen von Gesetzen, denn die Pläne, wie sie ausschauen, beruhen alle auf Gesetzen, zu bedenken, und nicht nur die Frage der Kosten, die auch wichtig ist, das will ich gar nicht unterschätzen, dann wären wir wahrscheinlich ein Stückchen weiter.

Es wird also, glaube ich, nicht nur vom Bürger Michael Häupl, sondern sehr viel mehr noch von den Abgeordneten abhängen, weil diese, und nicht ich, schließlich die Gesetze beschließen.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr Dr Tschirf, bitte.

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Bürgermeister!

Ich möchte mich jetzt nicht mit der ÖVP-Phobie des Herrn Strache befassen, sondern mit der Zukunft dieser Stadt. Wann gehen Sie davon aus, dass der Bahnhof fertig sein wird?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Herr Gemeinderat!

Ich bin weder der Bauherr noch ein Baumeister und ich gestehe auch freimütig ein, ich verstehe überhaupt nichts davon. Aber ich weiß, auf das Geld wird dort 
enorm geschaut, gerade auch durch Herrn Dipl Ing Jakubec, von dem wir alle wissen, dass er einen Stacheldrahtverhau um seine Brieftasche hat. Daher gehe ich davon aus, dass dieses Bauwerk so schnell wie möglich fertig gestellt ist. Es ist allerdings auch im Interesse der Stadt, so schnell wie möglich den Bau fertig zu stellen. 

Was ich machen kann, ist, den Baubeginn entsprechend zu initiieren. Das wird im Frühjahr des kommenden Jahres sein.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. Somit ist die 2. Anfrage beantwortet.

Wir kommen zur 3. Anfrage (FSP - 04596-2006/0001 - KSP/GM), von Frau GRin Reischl an Herrn StR Schicker gerichtet. (Welche Maßnahmen bzw Strategien liegen vor, um sicherzustellen, dass durch verlässliches Funktionieren der öffentlichen Beleuchtung die Sicherheit im öffentlichen Raum erhöht wird?) 

Ich bitte um Beantwortung.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! Frau Gemeinderätin!

Die MA 33 ist jene Dienststelle, die dafür sorgt, dass es in Wien ausreichend Licht gibt, dass die Sicherheit innerhalb der Stadt durch die bessere Beleuchtung, durch die sehr intensive Beleuchtung der Stadt in den Abend- und Nachtstunden, auch gewährleistet ist. Diese Magistratsabteilung hat auch die Aufgabe, die Wartung dieser Anlagen vorzunehmen. Sie wissen, es ist ein dezentralisierter Bereich, wo die Bezirke sehr eng und sehr intensiv mitarbeiten müssen. Sie haben das Budget und es ist Aufgabe der Magistratsabteilung "Wien leuchtet", sich gemeinsam mit den Bezirken auf die Investitionsprogramme zu einigen. 

Ich möchte auch darauf hinweisen, dass sich die MA 33 schon sehr frühzeitig damit beschäftigt hat, wie die Auswirkungen des Lichts, der vielen Lichtpunkte in der Stadt, auf die Umwelt sind und dass gemeinsam mit der Umweltanwaltschaft ein Konzept erarbeitet wurde, um den Lichtsmog so gering wie möglich zu halten. Je nach Verfügbarkeit von Finanzmitteln aus den Bezirken wird auch in diesem Bereich umgestellt. 

Ich darf Ihnen auch noch sagen, dass wir ganz bewusst durch die neue Geschäftseinteilung des Magistrats bei dieser Abteilung, die bisher nur die Beleuchtung der Stadt zu betreuen hatte, gleichzeitig aber auch die Betreuung der Ampeln über hatte, durch die Zusammenführung der Betreuung der Ampeln und der Beleuchtung und der Planung und der Ausschreibung und des Ankaufs der Ampeln eine deutliche Synergie schöpfen konnten. Es sind seit dem 10. Oktober, seit Inkrafttreten der neuen Geschäftseinteilung, hier Zusammenfassungen vorgenommen worden, was im Sinne und zum Vorteil für die Bezirke ist, denn es gibt einen Ansprechpartner als Bezirksreferent für beide dieser Aufgaben. Es ist früher so gewesen, dass die Grabungsarbeiten und der Leitungsbau, die Errichtung der Anlagen, immer von zwei Abteilungen vergeben wurden. Jetzt ist das Ganze von einer Abteilung zu vergeben und daraus sind hohe Synergien geschöpft worden. Das ist insbesondere für die Verkehrssicherheit von Bedeutung, weil wir in den letzten Jahren begonnen haben, die Fußgängerübergänge besonders in der Gestaltung zu verbessern, also dass sie in der Dämmerung, in den Morgenstunden, gerade jetzt im Winter, deutlich und besser sichtbar sind. Da ist eine enge Kooperation der Kolleginnen und der Kollegen, die die Ampeln gestalten, planen und vorbereiten, mit jenen, die die Beleuchtung in der Stadt überhaben, notwendig. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr Dr 
Madejski, bitte.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Sie haben uns hier wortreich zu erklären versucht, warum diese teilweise Zusammenlegung angeblich Synergieeffekte bringt. Das ist eigentlich gar nicht die Fragestellung der Kollegin gewesen, aber Sie haben es selbstverständlich zum Anlass genommen, um auf die öffentliche Diskussion und die negativen Auswirkungen auf die MA 46 und die MA 33 einzugehen. Es sei Ihnen unbenommen in dieser Fragestunde.

Ich habe aber eine andere Frage, die sich tatsächlich mit der Fragestellung beschäftigt. Es gibt seit 2004 keine systematischen Anlagenprüfungen mehr, weil die Anlagenprüfstelle aufgelöst wurde. Das war eine der ersten Aktionen der neuen Leiterin der MA 33. Um aber den Schein zu wahren, hat man zehn Mann eine Woche oder 10 Tage oder 14 Tage lang auf das freie Feld hinausgeschickt, die optisch die Anlagen geprüft haben. Diese haben dann ein Ampelsystem eingeführt: Rot - hier ist Gefahr in Verzug, da muss man etwas machen; Grün - die öffentliche Beleuchtung geht in Ordnung. Es gibt seit diesem Zeitpunkt keine elektrotechnischen oder statischen Überprüfungen der öffentlichen Beleuchtungskörper in Wien, was für die Sicherheit bedeutet, es ist letal und wird immer ärger. Sie kennen selbst Beispiele, wo wirklich Gefahr in Verzug ist, vor allem, weil die Beleuchtung und die Ausstrahlung von Straßenzügen nicht mehr der heutigen Zeit entsprechen. 

In Wien werden derzeit, um wieder den Schein zu wahren, wie Sie wissen oder wie Sie vielleicht auch noch nicht wissen, noch die letzten Prüfberichte der Prüfergruppe, die Ende 2003/Anfang 2004 aufgelöst wurde, aufgearbeitet. Man ist noch lange nicht so weit. Es gibt 60 Prozent aller öffentlichen Beleuchtungen und Anlagen in Wien, die derzeit nicht elektrotechnisch und nicht statisch geprüft sind.

Daher meine Frage: Was tun Sie gegen diesen skandalösen Zustand? Das heißt, wann und in welchem Zeitraum werden die restlichen 60 Prozent der öffentlichen Beleuchtungsanlagen von der MA 33 ordnungsgemäß und gesetzeskonform überprüft?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Gemeinderat!

Ich kann dem ersten Teil Ihrer Wortmeldung, denn Frage war es am Beginn keine, nicht ganz zustimmen, wenn Sie behaupten, dass es eine negative Zusammenführung der MA 33- und der MA 46-Agenden war. Es war eine positive und es können Synergien geschöpft werden. Ich kann das gern noch einmal wiederholen. Aber möglicherweise rede ich Ihnen dann wieder zu lange.

Zweiter Punkt, zu der Angelegenheit der Prüfung: Hier ist darauf hinzuweisen, dass wir innerhalb der Stadt eine Versuchsanstalt haben, die speziell dafür geeignet ist, alle Methoden, Techniken, neuen Technologien, or-
dentlich zu prüfen und durchzuarbeiten. Es macht mehr Sinn, diesen Bereich mit Dr Thiemann in der MA 39 anzusiedeln, wo diese Fragen immer schon besser platziert gewesen wären. Damit sind sie für die gesamte Stadt zugänglich, machen für die gesamte Stadt Sinn und Nutzen und nicht nur für die MA 33. 

Was den Bereich der elektrotechnischen Überprüfung der Anlagen betrifft, haben Sie vollkommen Recht, dass dieser blitzartig, auf gut Wienerisch, in einem Guss und einem Aufwaschen, durchgeführt wurde. Denn wir hatten dieses eine Ereignis, wo der Vierbeiner den Laternenpfahl benutzt hat, der elektrotechnisch nicht ganz in Ordnung war, was den Vierbeiner leider ums Leben gebracht hat. Daher war es blitzartig notwendig, diese Anlagen zu überprüfen und das ist erfolgt. Es macht wenig Sinn, diese Überprüfung permanent zu wiederholen, sondern wenn festgestellt ist, dass ein Gutteil der Anlagen nicht mehr funktionstüchtig ist, dann gibt es nur eines, nämlich zu erneuern. 

Ich habe gerade vorhin darauf hingewiesen, dass, was die Finanzierung betrifft, im überwiegenden Teil die Bezirke zuständig sind. (GR Dr Herbert Madejski: Was sollen die nicht noch alles machen?) Es gibt Bereiche, wo die ASFINAG zuständig ist. Es gibt Bereiche, wo wir über die verländerten Bundesstraßen aus dem Zentralbudget zuständig sind. Aber wenn Bezirke das Geld nicht zur Verfügung stellen, dann bleibt der MA 33 nur über, dort Notmaßnahmen zu setzen und eine Notbeleuchtung einzurichten. Das ist höchst unbefriedigend. Das ist auch schlecht für die Sicherheit in dieser Stadt. Ich kann daher nur an diese Bezirke appellieren, die Mittel, die dafür notwendig sind, zur Verfügung zu stellen. (GR Dr Herbert Madejski: An den Herrn StR Rieder appellieren, dass er den Bezirken mehr Geld gibt!) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr GR Hoch, Sie haben die nächste Zusatzfrage.

GR Alfred Hoch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Ich komme auch wieder auf die ursprüngliche Frage zurück. Mehr Sicherheit durch Beleuchtung ist nur eine Maßnahme auf dem Weg dorthin, Angsträume in dieser Stadt zu vermeiden. 

In welchen anderen Bereichen, in denen Sie als Stadtrat zuständig sind und politische Verantwortung tragen, sind Maßnahmen für die Verbesserung des subjektiven Sicherheitsgefühls, vor allem für Frauen, vorgesehen?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Gemeinderat!

Ich danke für diese Frage. Aber da würde ich wahrscheinlich die Zeit der Fragestunde deutlich überschreiten, wenn ich Ihnen unser gesamtes Paket über Gender Mainstreaming und mehr Platz schildere. 

Nur ganz kurz, ich kann auf die Broschüre, die wir anlässlich des Modellbezirks 6. Bezirk herausgebracht haben, verweisen, wo durchgearbeitet ist, dass Rücksichtnahme auf Gruppen, die normalerweise im Verkehr nicht so intensiv vorkommen, nicht so schwierig und auch leicht erreichbar ist, dass es nicht mehr für die Bezirke, sondern schlicht und einfach eine Spur mehr Nachdenken bedeutet. Das ist im 6. Bezirk weitgehend durchexerziert. Wir haben das mittlerweile allen Bezirken zur Verfügung gestellt. Ich denke, dass es gut ist, wenn wir hier intensiv in allen Bezirken weiterarbeiten. Das betrifft die Gehsteigabsenkungen, das betrifft die Breite der Restgehsteige, das betrifft die Übergänge, die Stiegenanlagen, die zum Beispiel wie die Stiege in der Stiegengasse, mit Lichtern ausgestattet werden.

Ein weiterer Bereich, der von Ihnen angesprochen wurde, ist das Schaffen von mehr Möglichkeiten im öffentlichen Raum. Hier haben wir für alle Bezirke, im 1., in der Inneren Stadt, und die Bezirke innerhalb des Gürtels eine Analyse durchführen lassen, die den Bezirken zur Verfügung steht. Ich kann Ihnen nur sagen, dass der 9. Bezirk diese Aufgabe im Rahmen der Lokalen Agenda intensiv betreut und durchgearbeitet hat. Wir sind gerade dabei, diese Aktivitäten auch auf die äußeren Bezirke auszudehnen. Es macht wenig Sinn, wenn man das in einem Paket hinschleudert, sondern es wird in intensiver Kooperation mit den Bezirken darauf geschaut, hier weiterzukommen.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Frau GRin Reischl, bitte.

GRin Hannelore Reischl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Wir haben nun gehört, dass der Betrieb der öffentlichen Beleuchtung funktioniert. Mich würde interessieren, ob der Betrieb auch nach wirtschaftlichen und energiesparenden Aspekten erfolgt.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Frau Gemeinderätin!

Ich danke vielmals. Wir haben in Wien rund 150 000 Lichtpunkte. Bei diesen 150 000 Lichtpunkten müsste man davon ausgehen, dass ein steigender Energiebedarf bei jedem neuen Lichtpunkt entsteht. Das ist glücklicherweise nicht so, weil die Technologie deutlich fortschreitet und jede Veränderung der Geräte einfach dazu führt, dass es zu stärkeren Einsparungen kommt. 

Ich darf Ihnen nur ein paar Zahlen sagen: Wir haben seit 1995 den Wirkstromverbrauch um 6,5 Prozent reduziert, wir haben den Blindstromverbrauch um 24,2 Pro-
zent reduziert und gleichzeitig 9 000 Beleuchtungspunkte mehr in der Stadt. Das gelingt durch Einsatz modernster Technologien und hilft natürlich auch den Bezirken zu sparen. 

Ich denke, es würde Sinn machen, wenn die Bezirke, die hier noch säumig sind, sich auch einmal dieser Frage annehmen.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr Stadtrat, wir sind noch nicht fertig mit den Zusatzfragen, weil ich habe nonchalant eine Zusatzfrage übersprungen. 

Ich möchte mich bei Ihnen, Herr GR Christoph Chorherr, entschuldigen. Bitte, Herr Gemeinderat.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Ich kann mich meiner Haut schon wehren, keine Angst, Herr Doppelpräsident! (Allgemeine Heiterkeit.) Wenn man viel im Kopf hat, wird man großzügig.

Herr Stadtrat! 

Ich möchte einen Aspekt aufgreifen, den Sie angesprochen haben, nämlich die Sicherheit auf Schutzwegen, und meine Frage nicht auf die Beleuchtung, sondern auf das Verhalten und auf die Sicherheit von Schutzwegen beziehen. Es gibt da zwei Kulturen. Ich möchte Sie nicht einmal nebenverantwortlich machen, aber fragen, ob Sie da etwas vor haben.

Es gibt andere Länder, wenn dort jemand gesehen wird, ob Alt oder Jung, bleibt man einfach stehen. Ein Schutzweg wird im Bewusstsein der Autofahrer als Schutzweg wahrgenommen, selbstverständlich lässt man gehen. So ist es in Wien in vielen Bereichen nicht. Im Gegenteil, da gibt es wehrhafte Fußgänger, wie ich es bin, wenn einer fährt, kriegt er eine aufs Dach. Dann bleiben sie stehen und springen heraus. Sie erkennen mich, dann schimpfen sie besonders. Ich habe noch keine Delle verursacht. Es ist nicht jedermanns Sache, sich als wehrhafter Fußgänger zu generieren. Man kann als Politiker etwas tun. Jetzt würde ich nicht eine Aktion scharf verlangen, aber gibt es Überlegungen, wie man zu einer Kulturänderung, zu einer Verhaltensänderung auf Schutzwegen kommen kann? Weil es gibt insbesondere alte Menschen, die oft ganz lange am Randstein stehen, sich nicht trauen, den Fuß hinunterzusetzen und die Autos fahren vorbei und sind ignorant. 

Meine Frage: Gibt es Überlegungen, um die Sicherheit, auch die subjektive Sicherheit, auf Schutzwegen zu verbessern, hier vielleicht auch spektakuläre Aktionen ins Auge zu fassen? Was gedenken Sie da zu tun, um einen Schutzweg wirklich zum Schutzweg werden zu lassen?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Gemeinderat!

Wir haben in der MA 46 auch den Bereich Verkehrssicherheit, der sich sehr intensiv mit der Frage beschäftigt hat, weil man das tagtäglich sieht, dass die Berücksichtigung des Schutzwegs bei den Wiener Autofahrern nicht in die Automatik eingegangen ist, aber nicht nur bei den Wienern, sondern auch den österreichischen Autofahrern, denn das ist leider eine österreichweite Situation. 

Wir haben zwei Bereiche, wo das besonders negativ ist. Das eine sind die ungeregelten Schutzwege. Dort fahren die Autofahrer darüber, ohne stehen zu bleiben. Das andere sind die ampelgeregelten Schutzwege. Dort gehen die Fußgänger bei Rot darüber. Das sind die beiden Bereiche, wo daraus die meisten Unfälle entstehen. Daher ist in beiden Bereichen zu schulen. 

Wir haben das seit mehreren Jahren schon im Rahmen der Mobilitätswoche getan. Wir nutzen diese Mobilitätswoche mit der Aktion "Zebra" dazu, hier besonders öffentlichkeitswirksam aufzutreten und mit Schulklassen gemeinsam in einer Aktionswoche darauf aufmerksam zu machen, mit einem Apfel für die Autofahrer, die sich positiv verhalten, und mit einer Zitrone für Autofahrer, die sich negativ verhalten, doch besser aufzupassen und vor dem Zebrastreifen stehen zu bleiben, wenn dort ein Mensch über die Straße gehen möchte. Genau das hat auch sehr positive Wirkung. Ich halte mehr davon, dass auf diese Weise Autofahrer sensibilisiert werden, als dass wir die Polizei, die wir sowieso nicht haben, wo uns noch 1 000 Polizisten in Wien fehlen, bei dieser Frage massiv einsetzen. Sie werden gezielt zu Schulbeginn und auch nach den Zwischenferien das Schuljahr über bei Zebrastreifen, die zu Schulen führen, eingesetzt. 

Man muss aber dazu sagen, es ist schlicht und ergreifend eine Verhaltensfrage und keine Rechtsfrage. Denn rechtlich ist es glücklicherweise klar geregelt.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön. Somit ist die 3. Anfrage beantwortet.

Ich rufe die 4. Anfrage (FSP - 04602-2006/0001 - KFP/GM) auf. Während ich das tue, möchte ich noch mitteilen, dass GR Kurt Wagner erkrankt und somit auch entschuldigt ist. Die Anfrage wurde von Herrn GR Lasar an den Herrn Bürgermeister gerichtet. (Was gedenken Sie gegen den Wildwuchs der illegalen Spielautomatenkojen in Wien, getarnt als Gastgewerbebetriebe, zu unternehmen?) 

Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat! 

Es wird mir das Geheimnis verborgen bleiben, warum Sie eine Dringliche Anfrage zu dem Thema einbringen und in der Fragestunde Ihre eigene Dringliche Anfrage dann damit abstechen. Aber das ist Ihre strategische Entscheidung, die Sie zu treffen haben.

Eine zweite Frage gestatten Sie mir noch kurz. Ich habe jetzt den Eindruck, auf Grund unseres unterschiedlichen Wissens sollte ich eigentlich eher Sie um Rat fragen und nicht umgekehrt. (GR David Lasar: So könnten wir es in Zukunft machen!) Ich weiß aber über die Verteilung der Rollen hier Bescheid. Daher werden wir uns dieser Prozedur nicht unterziehen können. Das Privatissimum kann ich vielleicht bei Gelegenheit nachholen.

Ich lasse den vorbereiteten Text beiseite. 

Worum geht es mir jedenfalls bei dieser Frage? Es ist nicht das Problem, oder es ist schon ein Problem, aber nicht die zentrale Frage dabei, die Aufstellung illegaler Spielautomaten. Illegale Spielautomaten haben eben das Attribut illegal und sind daher durch das Staatsorgan, das dafür verantwortlich ist, dass die Gesetze auch eingehalten werden, entsprechend zu kontrollieren, selbstverständlich auch von unseren Organen, beispielsweise dem Marktamt. Illegale Spielautomaten sind zu beschlagnahmen und zu beseitigen.

Es geht hier eigentlich vielmehr um den legalen Bereich. Denn da haben wir vor geraumer Zeit, und das ist ein bisschen ein Vorteil, wenn man einige Zeit hier tätig sein kann, eine große Diskussion über die Regelungen in diesem Bereich gehabt. Das Ergebnis war, dass man versucht hat, mit, sage ich einmal, guter Absicht diese Konzentrationen, die Szene, mehr oder weniger zu zerschlagen. Das zieht nach sich, dass es in sehr vielen Einzelbereichen zu dem Aufstellen entsprechender Spielautomaten in Gaststätten gekommen ist. Das hat in Einzelfällen seine positive Nebenwirkung. Da braucht man sich nichts vorzumachen. 

Jeder weiß, dass es beispielsweise das berühmte Café Ritter in Ottakring, das Stammbeisl, wenn man so sagen will, von Ernst Happel, wo er Karten spielend gesessen ist, wahrscheinlich nicht mehr gäbe, wenn sich nicht jemand gefunden hätte, der das Renovieren, das Herrichten von diesem Wirtshaus bezahlt hätte. Um das sehr einfach zu sagen, es gäbe das Café Ritter wahrscheinlich nicht mehr. Jeder weiß, dass ich kein besonderer Rapid-Fan bin, aber Happel war darüber hinaus für jeden eine Ikone. Neben ihm am Tisch sitzen zu können und ihm beim Kartenspielen zuzuschauen, hat natürlich nachhaltigen Erinnerungswert, keine Frage. (GR Heinz-Christian Strache: Das ist jetzt sehr weit hergeholt!)

Jetzt ist mir völlig klar, da teile ich auch die Auffassung, dass, wenn man heute durch die Stadt fährt, man sehr häufig diese verschiedenen Ankündigungen von solchen dezentralen, durchaus legalen Einrichtungen se-
hen kann. (GR Heinz-Christian Strache: Gesetzesumgehung!) Wer illegale hat, bringt im Regelfall mit sich, dass man es nicht so sieht. Es schreibt dort niemand zum Beispiel "illegaler Wettpunkt" oder irgend so etwas hinauf, was Leute ausrichten, was sie sinnlich erfahren können. Darum geht es meiner Auffassung nach. (GR Heinz-Christian Strache: Das ist die Gesetzesumgehung, die gemeinsam mit dem Hahn vorgenommen wurde!)
So wie ich auf der einen Seite meine, dass wir nicht alles regeln müssen, jeder erwachsene Mensch für sich selbst verantwortlich ist und das tun soll, was er für richtig hält, müssen aber zweifelsohne Kinder und Jugendliche dabei geschützt werden. Das ist, glaube ich, der zentrale Punkt. 

Ich biete Ihnen an, dass wir über dieses Glücksspielgesetz neu diskutieren, und zwar im Zuge der Erkenntnisse dessen, was wir in der Zwischenzeit gewonnen haben, auch im Zuge der Erkenntnisse aus meiner Sicht heraus und einer Paranoisierung, dass diese De-facto-Aufteilung, diese De-facto-Zerschlagung der Szene vielleicht nicht das Optimum gewesen ist, dass wir neu darüber diskutieren, wie wir das entsprechend besser zusammen fassen könnten und wir sohin natürlich auch ei-
ne wesentlich bessere Kontrolle der Einhaltung der Jugendschutzbestimmungen gewährleisten können. Das ist etwas, was ich mir sehr gut vorstellen kann und das wir auch tun sollten.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr GR 
Lasar, bitte.

GR David Lasar (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Bürgermeister!

Ich danke Ihnen einmal vorweg, dass Sie mich jetzt so gelobt haben, dass ich als Experte aufscheine. Ich danke Ihnen. (Bgm Dr Michael Häupl: Es war mir ein Vergnügen!) Aber ich nehme Ihr Angebot natürlich sehr gern in Anspruch und ich hoffe, Sie werden in Zukunft hier gewisse Regelungen treffen. 

Sie haben mir sehr viele Fragen, die ich Ihnen eigentlich hier stellen wollte, schon beantwortet, muss ich sagen. Aber eine kleine Frage werde ich Ihnen noch stellen. Da Sie nicht so ein Experte sind, mache ich es auch ganz kurz. (GR Dr Matthias Tschirf: Gott sei Dank!) Es wird nachher noch länger. 

Es hat doch, vielleicht wissen Sie es nicht, dann möchte ich es Ihnen erklären, diesen Spielebeirat gegeben. Ich sage deshalb, gegeben, weil er in Wahrheit bis auf einmal, und das war am 15.9., bei der konstituierenden Sitzung, nie getagt hat, soweit mir bekannt ist. In diesem Beirat sind sehr honorige Leute gesessen, zum Beispiel auch der Herr Landespolizeikommandant Horngacher, von dem man sich sehr viel erwartet hat, vor allem, dass er in Sachen Glücksspiel ein bisschen Ordnung schafft. Aber, bitte. 

Folgende Frage: Es gibt ein so genanntes Automatikspiel. Das bedeutet nichts anderes, als dass Sie einen Einsatz, über den ich gar nicht sprechen möchte, wie hoch der ist, wählen können, auf eine Automatiktaste drücken und eigentlich nach Hause gehen können, weil das Spiel stundenlang oder so lange Sie eben Geld beim Banknotenleser vorrätig hineingeschoben haben, läuft, bis das Geld sozusagen wieder weg ist. Werden Sie hier sofort Maßnahmen setzen? Das ist meine Frage. Ich glaube, die war jetzt nicht sehr hart. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Herr Gemeinderat!

Sie haben Recht, ich bin wirklich kein Experte. Ich bin gerade auf dem besten Weg, mit Ihrer Hilfe zu lernen (GR Dr Matthias Tschirf: Hoffentlich nicht!), weil ich kenne mich da wirklich nicht aus. (GR Heinz-Christian Strache: Aber verantwortlich für die Genehmigung sind Sie!) Abgesehen davon wird es mir auch für die Zukunft verborgen bleiben, denn worin der Spaß sein soll, wenn ich in einen Automaten Geld hineinschiebe, dann nach Hause gehen kann und eigentlich nicht spielen kann, wird mir auf ewig verborgen bleiben. Es soll alles so sein. (GR Heinz-Christian Strache: Aber die Verantwortung ist schon da!)
Ich denke, dass man sehr wohl zum Beispiel über Dinge reden sollte, auch über die Frage einer Nichtlimitierung des Einsatzes. So gesehen habe ich schon gesagt, habe ich zwischengemurmelt, weil gerufen kann man das nicht nennen, dass man zum Beispiel über die Einsatzhöhe sehr wohl reden soll. Da bin ich für eine Limitierung, bei allem Respekt vor der Eigenentscheidung des Einzelnen, aber das wäre zum Beispiel eine sehr wichtige Geschichte. 

Den Beirat, den Sie hier erwähnt haben, sollte man aus meiner Sicht nicht schlechthin zu dem Kontrollorgan hochstilisieren. Das sind allemal die Behörden. Dieser Beirat hat die Aufgabe, bei der Typisierung die Fragen der Sicherheit entsprechend zu beurteilen. Das steht im Gesetz drinnen. Sie waren damals noch nicht da, aber das ist hier festgelegt worden. Die zweite Aufgabe, die er hat, ist, die Inhalte anzuschauen, ob es sich hier um gewaltverherrlichende, pornografische oder ähnliche Dinge handelt. Diese zwei Aufgaben hat er im Wesentlichen, aber er hat keine Kontrollaufgabe. 

Er besteht aus lauter ehrenamtlichen Leuten, ohne dass diese eine Geschäftsstelle haben. Das ist zum Beispiel auch so eine Sache, wo ich mir denke, entweder macht man hier ein Kontrollorgan, das in der Tat in der Lage ist, seine Aufgabe zu erfüllen, oder man lässt es überhaupt bleiben. (GR David Lasar: Aber das haben Sie geschaffen!) Sie sind der Experte. Es ist doch heute die Technik von einem solchen Automaten so kompliziert, dass ohnehin ein normaler Mensch, wie ich zum Beispiel, das nicht im Entferntesten beurteilen kann, ob der jetzt sicher ist oder nicht. (GR Heinz-Christian Strache: Aber dafür gibt es ja Verantwortliche!) - Darüber rede ich ja gerade. Jetzt haben Sie mir leider nicht zugehört. (GR Heinz-Christian Strache: Wenn Sie sich nicht auskennen, kann ich nichts dafür!) Darüber versuche ich gerade zu reden und versuche gerade, das Angebot der Diskussionen über das Gesetz zu konkretisieren und meine, dass eben gerade diejenigen, die verantwortlich sind und sich auskennen, wie die Behörden, zum Beispiel die MA 36, als Amtssachverständige entsprechend herangezogen werden sollten und man den Beirat nicht zu einem Kontrollorgan hochstilisieren sollte. Oder man macht aus ihm eines. Zur Zeit ist er es zweifelsohne nicht. 

Ich denke, es gibt eine Fülle von Aspekten, worüber man da in einer neuen gesetzlichen Regelung dieses ganzen Bereichs diskutieren kann. Was man sicher nicht diskutieren kann, sind jetzt bereits die Illegalen, denn diese Illegalen gehören einfach aus dem Gesamtbild herausgenommen und eliminiert. (GR Heinz-Christian Strache: Das ist gut!) Alles andere sehe ich nicht als möglich, weil das würde totes Recht bedeuten und würde nicht viel Sinn haben. Automaten eliminieren darf man noch, ist ja nicht so schlimm. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die 2. Zusatz-
frage, Frau GRin Cammerlander, bitte. 

GRin Heidemarie Cammerlander (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Bürgermeister!

Soviel ich weiß, gibt es in Wien eine einzige Spielsuchtberatung. Diese Spielsuchtberatung bekommt von der Stadt Wien genau null Euro Unterstützung. Andererseits verdient die Stadt Wien mit dem so genannten Kleinen Glücksspiel zwischen 30 und 40 Millionen EUR im Jahr. 

Meine Frage an Sie: Werden Sie sich dafür einsetzen und Folge tragen, dass von diesen 30 bis 40 Millio-
nen EUR in Zukunft ein namhafter Geldbetrag - ich denke da an einige Millionen - für Einrichtungen, die sich für Prävention, Betreuung und Therapie von suchtkranken Menschen einsetzen, zur Verfügung gestellt wird?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin!

Sie tun da ein bisschen einen Eindruck verwischen, als ob die Stadt Wien irgendwie verschämt an irgendwelchen unkeuschen Dingen partizipiert. 

Es geht um eine Spielautomatengebühr, die im Gesetz eingeführt wurde, eigentlich in einer damals vermeintlich prohibitiven Höhe, wo man versucht hat, das im Regelfall einigermaßen einzudämmen. Das war der Wunsch nahezu aller, die hier gewesen sind. Ich würde mir eigentlich wünschen, dass man diesen Betrag noch erhöht, um dabei auch die prohibitive Kraft entsprechend zu erhöhen. 

Aber ich kann mir bei Ihrem eigentlichen Anliegen, das Sie haben, die Spielsuchtberatung, gar nicht vorstellen, dass es so etwas bei uns nicht gibt. Ich schaue mir das noch einmal an. Aber es ist für mich überhaupt keine Frage, sollte hier eine substanzielle Lücke sein, werden wir diese selbstverständlich schließen. Das halte ich schon für sehr vernünftig. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr GR 
Kenesei, bitte.

GR Günter Kenesei (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Bürgermeister! 

Ich glaube, bei der Diskussion um Spielautomaten geht es vor allem auch darum, Jugendschutzbestimmungen einzuhalten und Jugendliche vom Automatenspiel fernzuhalten. 

Daher meine konkrete Frage: Werden Sie sich als Bürgermeister dafür einsetzen, dass vor allem im Umfeld von Schulen eine Schwerpunktaktion zur Überprüfung der Kaffeehäuser und Gaststätten stattfindet, ob dort Automaten aufgestellt sind?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Herr Gemeinderat!

Ja, ich werde diesen Wunsch der Stadt Wien an die Bundespolizeidirektion der Stadt Wien herantragen. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr GR 
Lasar, bitte. 

GR David Lasar (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Bürgermeister!

Eine Frage noch, oder vielleicht ist es jetzt mehr ein Tipp, den ich Ihnen geben möchte. Waren Sie schon einmal im Donauplex im 22. Bezirk? (Bgm Dr Michael Häupl: War es das jetzt? Eine schwere Frage! Kann ich bitte drei Antworten zur Auswahl haben?) Darf ich weitermachen? (GR Christian Oxonitsch: Das war die Frage! Es gibt nur eine!) Im 22. Bezirk im Donauplex gibt es eine Spielhalle, die geschätzt zirka zwischen 60 und 80 Spielautomaten betreibt und die keine Vergnügungssteuer bezahlt. 

Können Sie mir sagen, warum das so ist? Und zweitens: Welche Interessen stecken da dahinter, weil jeder andere müsste 1 400 EUR pro Gerät und pro Monat bezahlen?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Herr Gemeinderat!

Nein, ich kann Ihnen diese Frage nicht beantworten. Ich wusste bis zu dieser Sekunde gar nicht, dass die keine Vergnügungssteuer bezahlt hat. Ich habe das nicht angenommen. Ich wusste, die heutige Fragestunde lohnt sich. Für den Finanzstadtrat lohnt sie sich auf jeden Fall. Sie können sicher sein, ich kann gar nicht so schnell telefonieren, wie er bereits telefonieren wird, um nachzuschauen, wieso das dort nicht entsprechend der Fall ist. (GR David Lasar: Ich hoffe, weil jeder andere bezahlt auch die Steuern!) Heute Nachmittag wird schon jemand dort sein und sich das anschauen. (Beifall von GR Kurth-Bodo Blind.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Somit ist die 4. Anfrage beantwortet. 

Wir kommen zur 5. Anfrage (FSP - 04599-2006/0001 - KGR/GM). Sie ist von Frau GRin Dipl Ing Gretner an Herrn StR Schicker gerichtet. (Der Wiener Gemeinderat beschloss im Juni 2005 die Verbindlichkeit des Wettbewerbsleitfadens für alle mehrheitlich in Besitz der Stadt Wien befindlichen Unternehmen in Bezug auf die Sicherstellung der architektonischen Qualität ihrer Bauvorhaben. Auf schriftliche Anfrage bezüglich der Umsetzung dieses Beschlusses teilten Sie mir lapidar mit, zu Ihrer Geschäftsgruppe gehöre kein ausgegliedertes Unternehmen der Stadt Wien. Welche konkreten Schritte haben Sie, als für die Entwicklung des Stadtbildes zuständiger Stadtrat, zur Umsetzung obigen Beschlusses unternommen?) 

Ich bitte um Beantwortung.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! Frau Gemeinderätin!

Wir haben damals diesen Wettbewerbsleitfaden im Rahmen des Magistrats und mit Unterstützung von Externen erarbeitet, weil die Situation, als ich Stadtrat wurde, doch so charakterisiert war, dass bis dahin ein kleiner Kreis von Architekten in Wien gut wusste, wie mit Ausschreibungen, mit Wettbewerben umzugehen ist und ein anderer Teil dies, vornehm formuliert, nicht wusste, jedenfalls hier durchaus über die Medien nicht ganz von ungefähr heftige Kritik geübt wurde.

Wir haben dann diesen Wettbewerbsleitfaden so aufgestellt, dass er sowohl den EU-Bedingungen als auch den Vorschriften der Republik Österreich und des Landes Wien entspricht und gleichzeitig auch der Stadt und ihren Dienststellen die entsprechende Richtschnur gibt, wie man bei Wettbewerben am besten vorgeht und möglichst wenige Fehler gemacht werden - Klammer: - können. Die unterschiedlichen Formen sind darin aufgezeigt und ermöglichen es, dass die Dienststellen genau darauf orientiert arbeiten können, was für ihren Gebrauch die richtige und beste Methode ist. Das hat sich sehr bewährt.

Wenn Sie sich im Internet die Wettbewerbsdokumentation der MA 19 anschauen, werden Sie feststellen, dass eine breite Palette von Architektinnen und Architekten, von Stadtplanern und Landschaftsplanern von diesem Vorhaben, eine breitere Beteiligung der Architektur in Wien zustande zu bringen, profitiert haben, dass sie an Wettbewerben teilgenommen haben und dass auch größere Gruppen - natürlich unterschiedlich, je nach Qualität - zu den Siegern gehören.

Wir haben dabei auch zwei Dinge getan, die, glaube ich, maßgeblich dafür sind, dass Wettbewerbe jetzt auch andere Ergebnisse bringen. Das eine ist, dass wir junge Büros, nämlich Büros, die noch nicht länger als fünf Jahre existieren, bevorzugt dort hineinnehmen, wo das bevorzugt möglich ist, nämlich bei Wettbewerben, die nicht vollkommen offen ausgeschrieben sind.

Wir haben zusätzlich die Frauenquote eingeführt. 25 Prozent von Büros, die von Frauen geleitet werden, sollen ebenfalls an - wenngleich das ein falscher Begriff ist - geladenen Wettbewerben teilnehmen. Wir haben auch in den Jurybesetzungen darauf gedrungen, dass ein Anteil von zumindest 25 Prozent Frauen Platz greift. Das ist bei einem Frauenanteil von 13 Prozent unter den ArchitektInnen mit Befugnis doch eine sehr große Vorgabe, wenngleich mir ein höherer Prozentsatz persönlich noch lieber wäre. Das Ergebnis dabei ist, dass der Frauenanteil an den SiegerInnen deutlich gestiegen ist. Ich denke hier nur an den letzten Wettbewerb, an das Messe-Karree, da hat ein reines Frauenteam den Wettbewerb gewonnen.

Damit komme ich auch schon zur Anwendung des Wettbewerbsleitfadens außerhalb des Magistrats. Mir geht es dabei darum, dass möglichst viele Projekte - egal, ob sie von Privaten, von der öffentlichen Hand oder in welcher Form auch immer durchgeführt werden - Wettbewerben unterzogen werden, zumindest in geladener Form. Hier hat dieser Wettbewerbsleitfaden sehr viel zur Verbesserung beigetragen. 

Dies hat dazu geführt, dass sich nicht nur Dienststellen wie der Krankenanstaltenverbund, die Wien Holding oder die Stadtwerke Holding dieses Regelwerks bedienen. Es hat auch dazu geführt, dass viele Private - große Investoren, aber auch kleinere Projekte - sich diesem Wettbewerbsleitfaden unterwerfen. Die Abteilungen 21, 19, 18 sind ja immer wieder mit einbezogen und haben die Möglichkeit, den Charakter und das Bild dieser Stadt durch eine vielfältige Form der Architektur zu ergänzen und zu verbessern.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Zusatzfrage: Frau Dipl Ing Gretner.

GRin Dipl Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Ich habe die Frage deshalb gestellt - wie Sie wahrscheinlich annehmen -, weil es den einstimmigen Beschluss gegeben hat, dass sich auch mehrheitlich im Besitz der Stadt Wien befindliche Unternehmen an diesen Beschluss zu halten hätten, also den Wettbewerbsleitfaden anzuwenden haben. Es gab aber in letzter Zeit mehrmals Fälle, in denen das bei weitem nicht erreicht wurde. 

Weil Sie jetzt selbst die Wien Holding angesprochen haben: Beispielsweise der Kurpark Oberlaa ist Gegenstand eines Wettbewerbs, der sicher für das Stadtbild im Süden Wiens prägend sein wird. Das ist die einzige Therme in Wien, und da sollte doch der Wettbewerb so durchgeführt werden, dass Sie mit Ihrem Interesse des für Architektur zuständigen Stadtrates ein besonderes Augenmerk darauf haben. Es sind bis jetzt noch keine Ergebnisse präsentiert worden.

Das zweite Beispiel, zu dem ich Sie noch fragen möchte, ist der Zentralbahnhof, das wichtigste Bauwerk der Stadt. Diese Planung wurde keinem Wettbewerb unterzogen, keinem Projektwettbewerb, es gab nur den städtebaulichen Wettbewerb. Jeder Fachmann weiß, dass da ein Unterschied besteht: Das eine ist eben der Städtebau, das andere ist das Objekt. 

Wie erklären Sie es, dass bei diesen beiden wichtigen Vorhaben der Wettbewerbsleitfaden nicht umgesetzt wurde?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Frau Gemeinderätin!

Es wundert mich, dass Sie so genau darüber Bescheid wissen, dass der Wettbewerbsleitfaden dort nicht angewendet wurde. In beiden Fällen trifft das Gegenteil zu.

Bei der Therme Oberlaa gab es für den Bereich der Therme und für den Bereich des Kurhotels zwei parallel laufende Wettbewerbe. Diese beiden Wettbewerbe sind abgeschlossen, und Sie werden demnächst auch die Ergebnisse in einer Ausstellung zu sehen bekommen. Es ist jedenfalls gerade bei solchen Dingen wie einer Therme notwendig - da geht es um sehr hohe Investitionen auch technischer Art, Abteufen einer neuen Bohrung, die gesamte Technologie für den Kurbetrieb -, dass zunächst einmal getestet wird, ob das Wettbewerbsergebnis der Sieger tatsächlich mit den technischen Anforderungen zu Rande kommt. Das ist der Punkt, und es wird demnächst so weit sein. Ich kann Ihnen versichern, es ist dort auch sehr intensiv mit den Kolleginnen und Kollegen von den Abteilungen gearbeitet worden, und das Ergebnis ist ein Produkt eines Wettbewerbes.

Punkt 2, zum Bahnhof Wien-Europa Mitte, auch Hauptbahnhof oder Zentralbahnhof, oder wie immer er künftig heißen wird: Dort ist im städtebaulichen Wettbewerb, der gemeinsam von den Bundesbahnen und der Stadt ausgerichtet wurde, explizit enthalten, dass die Sieger in die Bearbeitung des Bahnhofes mit einbezogen werden - das ist der eine Bereich -, genauso wie man sich wünschen könnte, dass das zum Beispiel bei Wien-Mitte hätte einbezogen werden können. Die haben einen städtebaulichen Wettbewerb gewonnen, wo diese Formulierung nicht drinnen war, und deswegen haben wir explizit diese Formulierung hineingenommen, damit sichergestellt ist, dass aus dem städtebaulichen Projekt, das auch prägend für die Darstellung in der Phase ist, in der dann die Planungen des Bahnhofes im Detail laufen, die Architekten oder der Architekt dies auch tatsächlich darstellen können und umsetzen können. - Das ist der eine Teil, der Bahnhof selbst.

Der zweite Teil sind alle Projekte, die dort im Bürobereich beziehungsweise im Wohnbaubereich passieren werden. Dort gilt wiederum, dass es Wettbewerbe geben wird, zum Beispiel einen Wettbewerb für die Zentrale der Erste Bank; hier sind wir gemeinsam mit der Erste Bank schon in der Vorbereitung. Es wird natürlich Bauträgerwettbewerbe im Wohnbaubereich geben, und genauso, wie wir das beim Leopoldpark, beim Bednarpark am Nordbahnhof-Areal gemacht haben, wird es auch für die zentrale Parkanlage auf dem frei werdenden Frachtenbahnhofareal einen Wettbewerb geben.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Die 2. Zusatzfrage: Herr GR Hoch.

GR Alfred Hoch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Meine Frage geht in eine etwas andere Richtung, mich würde Folgendes interessieren: Was können Sie unternehmen beziehungsweise was tun Sie, damit insbesondere bei Bauvorhaben von im Mehrheitsbesitz der Stadt Wien befindlichen Unternehmen die ökologischen Grundsätze und damit ökologisch vertretbare Baumaterialien verwendet werden?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Gemeinderat!

Die Bauordnung für Wien sieht hier massive Regelungen vor, und ich sehe keine Veranlassung, mich außerhalb der Bauordnung für Wien zu bewegen.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr GR Dr Troch, Sie haben die 3. Zusatzfrage.

GR Dr Harald Troch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Zurück zum Wettbewerbsleitfaden. Mich würde dort vor allem die Praxis interessieren: Wie schaut diese konkret bei Unternehmen aus, die sich mehrheitlich im Besitz der Stadt Wien befinden; wie kommt da der Wettbewerbsleitfaden zur Anwendung? Können Sie dafür einige Beispiele nennen? Und wie schaut es bei Privaten aus?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Zunächst einmal: Beginnen wir bei den Unternehmen der Stadt Wien. Hier ist ja das Beispiel Oberlaa schon beschrieben worden; man könnte das noch erweitern, zum Beispiel um das neue Krankenhaus Floridsdorf. Dort ist jetzt schon in der Auslobung, in der Suche des Generalunternehmers plus des Grundstückes, festgeschrieben, dass anschließend der Generalunternehmer einen Wettbewerb, einen Objektwettbewerb durchführen muss, das wird überbunden, und wir werden das mit dem künftigen Spitalshersteller sehr genau betreiben.

Ein weiteres Beispiel ist die Pflegeanstalt in Liesing. Auch dort ist vom Krankenanstaltenverbund ein Wettbewerb ausgelobt worden. Wir haben ja die Siegerprojekte präsentiert, und es hat dort zum Beispiel ein Architekt gewonnen, der in Vorarlberg schon solche Pflegeheime errichtet hat und bisher in Wien noch nicht aktiv geworden ist. 

Zu den Externen, zu den Privaten: Hier möchte ich als Beispiel einen Wettbewerb erwähnen, der erst unlängst abgewickelt wurde. Wir haben eine sehr erfolgreiche Bank in Wien, die Volksbanken AG, die erfreulicherweise ihre Zentrale in der Innenstadt erhalten möchte, im 9. Bezirk und im Weltkulturerbe; dort will sie nicht das gesamte Gebäude abreißen, sondern wesentliche Teile sollen erhalten werden. Dort gab es ebenfalls einen sehr schwierigen, sehr komplexen Wettbewerb, in der Abwicklung auch genau dem Wettbewerbsleitfaden folgend. 

Ich könnte Ihnen dazu noch viele andere Beispiele nennen.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Nächste Zusatzfrage: Frau GRin Frank.

GRin Henriette Frank (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Stadtrat!

Sie haben in dieser Wiener Architekturdeklaration unter anderem auch festgelegt, dass zu den Zielen von Wettbewerben verstärkt die breite Beteiligung der Expertinnen und Experten und so weiter gehört. Ich habe vor längerer Zeit einen Antrag gestellt, der darauf abzielt, dass schon im Vorfeld aus Sicherheitsgründen bei Wettbewerben und bei der Planung die Polizei mit eingebunden werden kann. Es wurde dies abgelehnt. Die Medien schreiben jetzt wieder in Bezug auf Banken, dass dies doch von Vorteil wäre.

Ich möchte jetzt fragen, inwieweit Sie sich das vorstellen können, aber es auch betreiben können, auch im Hinblick auf private Wohnbauten und städtebaulich. Es geht dabei auch um die Stellung der Objekte im Einzelnen zueinander, wobei der Sicherheitsgedanke ein wesentlicher ist, und um das einzelne Projekt, zum Beispiel im Wohnbau bei öffentlichen Bauten. Inwieweit werden Sie hier auch verstärkt die Zusammenarbeit mit der Polizei suchen und die Polizei einbinden?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Wir haben natürlich die Polizei als Freund und Helfer, und wir binden sie dort ein, wo es sehr notwendig und sehr sinnvoll ist, also in allen Bereichen, in denen es darum geht, dass besondere Gefährdungspotentiale vorhanden sind und die verschiedenen Gliederungen der Polizei wesentliche Beiträge leisten können. 

Ein weiterer Bereich, der mir sehr wichtig ist, ist, dass wir die Leitstelle für frauengerechtes Bauen und Planen der Magistratsdirektion intensiv einbinden, dass dies in der gesamten Gestaltung des öffentlichen Raums, aber nicht nur dort, sondern auch im Wohnbaubereich passiert, dass dies auch in der Erstellung der Grundlagen für größere Objekte wie zum Beispiel für Bahnhöfe passiert.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. - Letzte Zusatzfrage: Frau Dipl Ing Gretner, bitte.

GRin Dipl Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Ich möchte noch einmal auf den Zentralbahnhof zurückkommen. Der Vergleich mit Wien-Mitte amüsiert mich ein wenig, weil ich finde, dass es in diesem Wettbewerb wichtig gewesen wäre, bei dem Projekt noch eine Art künstlerische Oberleitung beizubehalten, damit eben die städtebaulichen Qualitäten sichergestellt werden. 

Beim Zentralbahnhof allerdings geht es um das Hauptgebäude, die Visitenkarte der Stadt - wo komme ich an? -, und da wäre es zum Beispiel eine Möglichkeit gewesen, die Gewinner des städtebaulichen Wettbewerbs auch zu laden, um eben ein bestes Ergebnis in einem Wettbewerb zu bekommen.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Das war eine Feststellung und keine Frage. Aber ich bin gerne bereit, darauf zu sagen, dass ich den Weg, den wir gewählt haben, für den richtigen halte.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke schön. - Wir kommen zur Aktuellen Stunde. Der Grüne Klub im Rathaus hat eine Aktuelle Stunde mit dem Thema "Flugzeuge über Wien" verlangt. Das Verlangen wurde gemäß § 39 Abs 2 der Geschäftsordnung ordnungsgemäß beantragt.

Ich bitte nun den Erstredner, Herrn GR Mag Maresch, die Aktuelle Stunde zu eröffnen, wobei ich feststelle, dass seine Redezeit mit 10 Minuten begrenzt ist.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Danke schön, sehr geehrte Frau Vorsitzende!

Diese Debatte wird immer sehr, sehr emotional und von allen möglichen Seiten mit emotionellen Argumenten geführt. Uns ist es schon einmal wichtig, sich ein paar Zahlen vor Augen zu führen. Die erste Zahl ist: Die Stadt Wien besitzt 20 Prozent der Flughafen Wien AG und hat damit auch Anspruch auf 20 Prozent der Dividende. 
Die Dividende betrug im letzten Jahr 42 Millionen EUR; 20 Prozent machen 8,4 Millionen EUR Dividende aus. Das heißt, die Stadt Wien hat von dort Geld bekommen. 

Gleichzeitig ist es so, dass eben die Stadt Wien an diesem Flughafen teilhat. 12 Millionen Passagiere benutzen im Moment den Flughafen. Es soll aufgestockt werden in Richtung 20 Millionen, das heißt, von den jetzigen Flügen, von 240 000, mit der dritten Piste auf später dann 460 000 Flugbewegungen.

Zweite Abteilung: In Wirklichkeit steht Wien in Konkurrenz zum Flughafen Bratislava, dieser ist 60 km entfernt. Der Flughafen konnte nicht gekauft werden. Bratislava ist ein Flughafen für Billigflieger, jetzt gibt es eine Konkurrenz zwischen den beiden Flughäfen. Herr Kaufmann - er ist, glaube ich, Geschäftsführer des Flughafens - hat gemeint, man möchte sich die Billigflieger aus Bratislava herüberholen: 60 km, eine schlechte Bahnverbindung; ein Autobus soll das verbessern.

Eine letzte Zahl zur Flughafenmediation: In der ersten Runde, beim ersten Korb, haben 55 Parteien unterschrieben. Kollege Valentin ist immer ganz stolz darauf, sagt aber nicht, dass im zweiten Korb nicht mehr 55 Parteien unterschrieben haben, sondern nur noch 13, und 13 ist keine breite Unterstützung, sondern eine magere Unterstützung. Übrig geblieben ist von den Parteien des Rathauses in Wien nur die SPÖ. In Niederösterreich sind es mehr Parteien, dort haben die GRÜNEN nicht unterschrieben, alle anderen Parteien meines Wissens schon. Bei der SPÖ bin ich mir jetzt gar nicht sicher.

Allerletzte Information: Es gibt ein Nachtflugverbot, lese ich in der Zeitung, und zwar zwischen 21 Uhr und 7 Uhr. Ich habe das Vergnügen gehabt, auf einer Versammlung in Favoriten zu sprechen, und da haben wir um halb zwölf hinausgeschaut: Drei Flieger haben sich dem Flughafen genähert. Drei - angeblich sind dort keine! 

Was sagt Kollege Valentin dazu? Wien hat aufgrund der Rechtssituation kein Mitspracherecht, was die Steuerung der Flüge betrifft. - Das ist richtig, aber das Problem ist, dass Wien 20 Prozent des Flughafens besitzt und sehr wohl bestimmen kann, was dort passiert und was dort nicht passiert. 

Wien ist in einer interessanten Situation. Auf der einen Seite sollen die Bürger geschützt werden vor dem Fluglärm und vor den wahnsinnig zahlreichen Überflügen, andererseits sitzt man aber dort, hält die Hand auf und bekommt 8,7 Millionen in den Stadtsäckel. Das ist ein Widerspruch. Die SPÖ ist in Wirklichkeit in der Bredouille und hat jetzt durchaus zu Recht den Zorn der Fluglärm-Geplagten auf sich gezogen.

Eine zweite Geschichte ist auch interessant. Kollege Valentin sagt in der Zeitung "Heute": Gegen das, was in der Mediation ausgemacht wurde, gibt es nur sehr geringe Verstöße. Laut Valentin erfolgt weniger als ein Drittel der Anflüge über Wien, und diese Zahl sei seit Jahren praktisch stabil. 

Herr Kollege Valentin sollte eben einmal am Abend den Himmel über Wien betrachten, dann wird er sich wundern. Erstens einmal: Was wird nach 21 Uhr geflogen? Zweitens sollte er sich einmal die Freude machen und anonym bei der berühmten Salzamt-Hotline anrufen - noch einmal in Erinnerung gerufen: 0810 22 33 44 -, und er wird feststellen, dass die Flugzahl nicht abgenommen hat. 

Jetzt telefoniere ich manchmal mit Journalisten, und die sagen zum Beispiel: Ich wohne im 16. Bezirk, und im 16. Bezirk fliegt dauernd etwas drüber. - Der 16. Bezirk hat festgestellt, dass es keine Überfliegungen gibt. Was ist das also, sind das Papierflieger, UFOs, oder was sonst?

Lieber Kollege Valentin! Du musst dir den Vorwurf gefallen lassen, dass da Dinge möglicherweise geschönt sind und die Leute sich sehr, sehr ärgern. Und die Beschwichtigungsorgel deinerseits gegenüber den Bürgern - sie irren sich, es ist in Wirklichkeit nicht so - stimmt nicht. Es wird mehr geflogen, und zwar viel mehr! Das ist auch an den Passagierzahlen abzulesen.

Das Interessante ist vor allem - ein Kollege hat mir das gezeigt -, dass die Billigflieger zunehmen. Was heißt Billigflieger? Ein Billigflieger bedeutet, dass man zum Beispiel um 1 EUR von Wien nach Nürnberg fliegen kann - die Bahnen, die ÖBB und die DB, machen das auch -; von Wien nach Nürnberg 1 EUR plus Gebühren, das macht insgesamt 28 EUR. Der Rückflug, Kollege Valentin, kostet auch 1 EUR. Das ist in Wirklichkeit eine schwere Subvention für die Fluglinien und diese Flüge, um möglichst viele Passagiere hierher zu ziehen. - Das ist die eine Seite. 

Die zweite Seite ist eine drastische Zunahme bei den Transit-Passagieren; das sind die Passagiere, die die AUA von irgendwoher nach Wien bringt, um sie von da wieder wegzubringen. Jetzt sage ich ganz ehrlich, wenn ich in Warschau ein AUA-Flugzeug besteige, möchte ich direkt nach Budapest fliegen und nicht in Wien zwischenlanden müssen. Das ist aber so. 

Ein weiterer Punkt: Ich finde es ja sehr nett, dass wir spanisches Gemüse bekommen. Das ist deswegen so frisch, weil es mit dem Flugzeug nach Wien kommt! Da denke ich mir, was ist denn das für eine ökologische Geschichte, wenn ich mir mit dem Flugzeug Gemüse oder Erdbeeren bringen lasse, und da denke ich mir, darüber würde ich gerne einmal etwas im Umweltbericht lesen. Das passiert aber nicht.

Also noch einmal (in Richtung GR Erich VALENTIN): Bei zahlreichen Fluglärm-Veranstaltungen treten Sie natürlich nicht auf, weil Sie dort auf den Zorn der Bürgerinnen und Bürgern treffen. Und die breite Zustimmung beim Mediationsvertrag, von der Sie immer sprechen, hat es nicht gegeben. Das Einzige, was dort wirklich gut funktioniert hat, ist, dass die Kasse der Mediatoren sich mächtig gefüllt hat, aber sonst gar nichts!

Wenn Sie sagen, dass es in Wien wenige oder gleich viele Überfliegungen gibt, dann denke ich mir, ich würde Sie bitten, dass Sie einmal am Abend auf den Laaer Berg gehen und schauen, was da herunterkommt. Da bekommt selbst die SPÖ langsam ein Problem in Favoriten, weil dort 150 Leute am Montag haben bestätigen können, dass es unerträglich geworden ist. 

Wenn Sie dann dazu sagen, nein, das ist nicht so, es gibt ohnehin kaum Überschreitungen, und da gibt es alles Mögliche, dann frage ich Sie: Was passiert einer Fluglinie, die sich nicht an den Mediationsvertrag hält? - Nichts passiert ihr, gar nichts! Das ist so. Dann sagen vielleicht Sie, Kollege Valentin: „Du, du, du, das darfst du nicht tun!", und beim nächsten Mal passiert es genauso wieder.

Vor Kurzem, zum Beispiel, habe ich beim Rathausfenster hinausgeschaut und ein Flugzeug von hier in Richtung Norden fliegen gesehen. Da denke ich mir, wenn ich mir die Information anschaue, die ich bekommen habe, dann sage ich mir: Das Flugzeug hat es gar nicht gegeben, weil es dort gar nicht fliegen darf. Es ist aber trotzdem geflogen! 

Jetzt frage ich mich ganz ernsthaft: Wie erklären Sie im 14., im 15., im 16. und im 17. Bezirk den Menschen, dass das, was alle zwei Minuten dort oben am Himmel fliegt, keine Flieger sind, sondern dass es Lichtreflexe oder goldene Dreiecke oder was auch immer sind? Der Punkt ist in Wirklichkeit dieser: Kümmern Sie sich um die Bürger in Wien! Erzählen Sie nicht weiterhin irgendwelche G'schichten, dass es nicht so ist. 

Denn ich sage Ihnen ganz ehrlich, ich verstehe überhaupt nicht, warum sich die SPÖ herausstellt und sich im Grunde genommen permanent anschütten lässt für etwas, was sie angeblich gar nicht beeinflussen kann. Entweder stimmt das, dass man es nicht beeinflussen kann; dann sage ich das auch öffentlich, und ich sage einfach: Schuld ist der Flughafen, da müssen wir politisch eingreifen. Oder man kann schon etwas tun - dann würde ich aber empfehlen, schnell einzugreifen: Herunter mit der Zahl, weg mit den Transitflügen, weg mit den Billigfliegern! 

Diese werde ich mir nicht aus Bratislava holen, sondern da sage ich, in Wirklichkeit braucht es eine Kooperation mit Bratislava, auch wenn der Verkauf gescheitert ist. Denn wie gibt es das, dass zwei internationale Flughäfen im Abstand von 60 km eine solche Bahnverbindung haben, dass ich mit dem Rad fast so schnell wie mit dem Zug bin? - Erster Punkt. 

Der zweite Punkt ist dieser: Wie kann es sein, dass es da keine Kooperationsmöglichkeiten gibt, sondern dass man sich gegenseitig niederkonkurriert?

Und der dritte Punkt: Was passiert, wenn die AUA dasselbe Schicksal wie die Swissair erleidet und von der Lufthansa übernommen wird? Da sind die Flüge in Kloten, in Zürich zurückgegangen. Wenn das zum Beispiel so übernommen wird, dann geht es uns genauso, und dann heißt es wieder: Mein Gott, nein, arm, Prag hat uns die Flüge weggenommen, Budapest hat uns die Flüge weggenommen!

Aber da sage ich Ihnen, das Schlimme an der Geschichte ist das: Dämmen Sie jetzt die Zahl der Überfliegungen ein! Keine einzige Flugbewegung mehr, als wir sie im Moment haben! Endlich einmal eine Zifferndeckelung und nicht eine Prozentdeckelung, wonach jeder glaubt, dass es ohnehin weniger Flüge werden, obwohl es in Wirklichkeit dauernd mehr werden, und Sie machen uns dann ein X für ein U vor!

Darum noch einmal die Aufforderung: Handeln Sie endlich, und nehmen Sie die Bürgerinnen und Bürger ernst! - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Für weitere Wortmeldungen bringe ich in Erinnerung, dass sich die Kolleginnen und Kollegen nur ein Mal melden dürfen und die Redezeit mit fünf Minuten begrenzt ist.

Als nächster Redner hat sich Herr GR Mahdalik gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Anton Mahdalik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Werte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich möchte mich gleich dafür entschuldigen, wenn meine Stimme heute streckenweise ein bisschen Ambros-verdächtig klingt. Das ist auf das gestrige Heimspiel der Capitals zurückzuführen. Ich möchte hier vorschlagen, dass man bei den nächsten Themenstellungen für die Aktuellen Stunden vielleicht ein bisschen sportfreundlicher vorgeht und hier Sozial-, Kultur- oder Wirtschaftsthemen hernimmt, aber nicht Planung, Verkehr oder Flugverkehr. Dann wäre zumindest ich aus dem Schneider.

Aber jetzt zum ernsten Teil, und das Fluglärm-Thema ist ein sehr ernstes Thema in Wien! Es ist ein brennendes Thema, man merkt das an den zahlreichen E-Mail-Zuschriften, die auch nach der Wahl nicht abgenommen haben, obwohl dieses Thema, wenn Kollege Valentin ans Rednerpult tritt, immer einen Hauch von Hollywood in dieses Hohe Haus mit hineinbringt, weil es doch etwas an den Film "Und täglich grüßt das Murmeltier" erinnert. 

Denn was wird Kollege Valentin zu den massiv steigenden Fluglärm-Beschwerden sagen? Er wird seine übliche Rede halten, und er ist hier wirklich nicht zu beneiden. Da wird er wieder mit Prozentzahlen kommen, mit Dezibelzahlen, mit Anflugkurven, und er wird im Großen und Ganzen sagen: Es ist alles okay, man muss es den Bürgern nur besser verkaufen. Er wird uns hier Prozentzahlen bringen, die wahrscheinlich erstens vom Flughafen geschönt und zum Zweiten nicht nachprüfbar sind. 

Tatsache ist jedoch, dass die Beschwerden aus der Bevölkerung über die steigende Fluglärmbelastung zu Recht steigen. Die FPÖ ist nicht bereit, die Beschwichtigungspolitik der SPÖ in diesem Bereich zu akzeptieren, meine Damen und Herren! (Beifall bei der FPÖ.)
Ich möchte hier kurz Otto Rehhagel zitieren, der damals als Trainer bei Werder Bremen Folgendes gesagt hat auf die Frage von Journalisten, wie er es denn mit Körndlnahrung und Mentaltraining hält. Da hat er gesagt: Das ist alles Kokolores, wichtig ist, was auf dem Platz geschieht. 

Das möchte ich jetzt auf dieses Fluglärm-Thema ummünzen. Man kann noch so viele Prozentzahlen, Dezibelzahlen, Verträge, Anflugkurven, alles Mögliche anführen - wichtig ist, was unter dem Strich herauskommt. Was jetzt, in den letzten Monaten und Jahren, für die Wiener Bevölkerung herausgekommen ist, ist mehr Belastung, auch mehr Steuergeldbelastung, weil Kollege Prader auch recht gut am Mediationsverfahren verdient hat. Aber es ist null und nichts dabei herausgekommen, daher hätten wir uns das Mediationsverfahren getrost sparen können. (Beifall bei der FPÖ.)
Denn wie ist die Situation heute? Wir haben pro Jahr Steigerungsraten von 10 Prozent bei den Flugbewegungen. Das Ziel des Flughafens ist es, bis 2010 die Passagieranzahl von 17 auf 22 Millionen Passagiere zu steigern. 

Da muss ich sagen, Kollege Valentin muss ja als Watschenmann herhalten; ich meine jetzt nicht hier, sondern auf Fluglärm-Veranstaltungen, wenn er einmal hingeht. Er kann natürlich nichts dafür, er wird von der SPÖ ins Feuer geschickt. Aber wenn er es unter diesen Voraussetzungen, bei steigenden Passagierzahlen und häufigeren Flugbewegungen, zustande bringen würde, für gleichbleibenden oder weniger Fluglärm zu sorgen, dann wäre er in den letzten zwei Monaten im Zirkus Roncalli aufgetreten und würde heute nicht hier sitzen. Das ist unmöglich, und ich mache ihm persönlich keinen Vorwurf. 

Die Situation ist eben die, dass die Flugbewegungen rasant steigen. Darum müssten Vorschläge her, wie wir das Problem lösen. Unserer Meinung nach ist die dritte Piste, die in Diskussion steht und die der Flughafen auf Biegen und Brechen durchsetzen will, keine Lösung, weil sie nur eine temporäre Lösung ist. Sie wird auch die steigenden Flugbewegungszahlen auf längere Sicht nicht aufnehmen können. 

Darum haben wir von den Wiener Freiheitlichen schon seit Monaten und Jahren unseren Vorschlag mit eingebracht und diskutiert, dass ein zweiter Flughafen östlich von Schwechat notwendig sein wird, um die Fluglärmbelastung in und um Wien auf Sicht zu deckeln beziehungsweise sogar zu mindern, meine Damen und Herren! Da braucht keiner Angst zu haben und den Angestellten in Schwechat Angst zu machen, dass dort Arbeitsplätze verloren gehen. Schwechat soll bleiben, mit allen Arbeitsplätzen, aber es wird angesichts der Steigerungen notwendig sein, einen zweiten Flughafen zu etablieren, mit einer Schnellverbindung, zum Beispiel einem Transrapid, auch wenn dieser jetzt durch einen Unfall etwas in Verruf gekommen ist. (GR Mag Rüdiger Maresch: Das ist Schwachsinn, Kollege Mahdalik! Absoluter Schwachsinn!)
Aber ich ersuche alle Fraktionen, auch die GRÜNEN, die bei der dritten Piste herumgeeiert haben, Kollege Maresch, und von einer Nachdenkpause geredet haben: Wir wollen die dritte Piste nicht. Wir wollen eine ernsthafte Diskussion über einen zweiten Flughafen, weil wir nur so der Bevölkerung eine Fluglärmminderung bescheren können. - Vielen Dank. (Beifall bei der FPÖ. - GR Mag Rüdiger Maresch: Und dort gibt es keine Piste, oder was?)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als nächster Redner ist Herr GR Hoch gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Alfred Hoch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Das Thema der heutigen Aktuellen Stunde ist der Fluglärm. Der bisherige Debattenbeitrag von Kollegen Maresch erinnert mich eher an viel Lärm um nichts. Denn wenn man Ihnen heute genau zuhört - und ich habe Ihnen auch am Montag sehr genau zugehört -, geht es Ihnen nicht wirklich um die Betroffenen, sondern es geht Ihnen um die Show, es geht Ihnen um sich selber. (GR Mag Rüdiger Maresch: Ach so, und Sie ... die Betroffenen?) 

Dasselbe war am Montag bei dieser Bürgerversammlung der Fall, die wirklich ordentlich abgehalten worden ist. Da waren 150 bis 200 besorgte Bürger, zu Recht besorgte Bürger, die einfach versuchen, als Verein dann Parteistellung im UVP-Verfahren für die dritte Piste zu bekommen. (GR Mag Rüdiger Maresch: Und was haben Sie für sie getan? Sie haben genau nicht ...!)
Ich meine, ich habe genug gesprochen. Sie sind hinausgegangen und haben versucht, aus dieser Veranstaltung eine grüne Parteiveranstaltung zu machen. Und was war das Resultat? Die Leute sind aufgestanden und hinausgegangen. (Beifall bei der ÖVP.) Dann waren Sie allein mit dem Nationalrat Kogler - er war, glaube ich, dort - und mit Ihren grünen Bezirksräten. Sie waren allein dort! Ich sage Ihnen ehrlich, Ihr Verhalten ist nicht im Interesse der Bürger und nicht im Interesse der Bewohner des Laaer Bergs. Das sage ich Ihnen wirklich. (GR Mag Rüdiger Maresch: Warum sind Sie nicht hinausgegangen und haben gesagt, Sie sind dafür?) 

Entschuldigung - Sie sind plötzlich hinausgegangen, und dann sind alle Leute weggegangen. In Wirklichkeit sind Sie allein mit Ihren Bezirksräten dort gestanden. (GR Mag Rüdiger Maresch: ... weil Sie heimgegangen sind! Haben Sie ein schlechtes Gewissen?) Ich brauche da kein schlechtes Gewissen zu haben. Ich komme nicht nur hin und wieder auf den Laaer Berg, sondern ich wohne in der Gegend. Ich bin also dort bekannt, keine Angst, Kollege! (GR Mag Rüdiger Maresch: ... dis-
kutieren nicht mit den Bürgern! Deswegen haben Sie auch alle gekannt!)
Okay, das Mediationsverfahren ist jetzt schon zweimal zur Sprache gebracht worden. Kollege Valentin hat sich seine Watschen abgeholt, wie Kollege Mahdalik richtig festgestellt hat. Bei einem Mediationsverfahren - das muss man schon festhalten - gibt es nicht immer nur Vereinbarungen, die von allen mitgetragen werden. Wir sind damals als Wiener ÖVP auch ausgestiegen. (GR Mag Rüdiger Maresch: Beim zweiten Mal!) Trotzdem wurden einige Dinge erreicht, die schon eine kleine Linderung der Situation mit sich gebracht haben. 

Dass die Nachtflugverbote nicht immer eingehalten werden, das stimmt. Aber es wurden konkrete Auflagen erstellt, wann gestartet und gelandet werden darf. Dann wurden die Zonen mit den Dezibelgrenzen festgelegt (GR Mag Rüdiger Maresch: Sie haben keine Ahnung, Kollege!), und es wurde ein Umweltfonds eingerichtet, der vom Flughafen gespeist wird. (GR Mag Rüdiger Maresch: Warum stimmen Sie dann nicht zu, wenn alles so super ist?) Er muss nämlich in erster Linie Lärmschutzmaßnahmen finanzieren. 

Das heißt, es gibt ganz kleine Fortschritte. Man muss aber trotzdem - und darin unterscheidet sich unsere Position von Ihrer Position - Verständnis für jene Bürger haben, die sich weiterhin massiv vom Fluglärm betroffen fühlen. (GR Mag Rüdiger Maresch: ... kein Verständnis!) Ich meine, es kennt jeder hier im Saal irgendjemanden - wenn er nicht gar selbst betroffen ist -, den der Fluglärm stört. (GR Mag Rüdiger Maresch: Sie haben gar keine Position! Sie eiern herum ...!) 

Nein, und jetzt sage ich Ihnen etwas. Das Ganze darf einfach nicht derart ausarten, dass man den Wirtschaftsstandort Wien mit seinem Flughafen in Frage stellt. Ich komme jetzt auch mit Zahlen, und zwar nur zu Ihrer Information. Am Flughafen Wien-Schwechat arbeiten 14 000 Menschen. (GRin Mag Maria Vassilakou: Was hat das mit dem Fluglärm zu tun? Was hat das zu tun ...? - Weitere Zwischenrufe.) 

Dort sind 200 Unternehmen beheimatet, und wenn ich mir all die Zulieferungen anschaue, sind 29 000 Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer von einem florierenden und gut gehenden Flughafen abhängig. Das dürfen wir nicht vergessen. Wenn ich mir das anschaue: Allein aus dem Bereich Süd-Wien - das sind die Bezirke 23, 10, 11, 12 - sind über 5 000 Arbeitnehmer am Flughafen beschäftigt und davon abhängig. (Beifall bei der ÖVP. - GRin Mag Maria Vassilakou: Sie haben nichts zur Sache zu sagen! Das ist das Problem, das Sie haben! - GR Mag Rüdiger Maresch: Was hat das mit dem Flughafen und den Passagieren zu tun?) Ich sage Ihnen jetzt auch als überzeugtes Gewerkschaftsmitglied, ein gut gehender Flughafen schafft Arbeit und ist extrem wichtig für den Wirtschafts- und Arbeitsplatzstandort. (GR Mag Rüdiger Maresch: Sie haben keine Ahnung! Der Kollege Maier ...!)
Sehr geehrte Damen und Herren! Das geht jetzt in Richtung des Kollegen Mahdalik: Reduzieren Sie die Frage der Fluglärmbelästigung nicht auf ein Ja oder Nein zur dritten Piste in Schwechat. (GRin Mag Maria Vassilakou: Das heißt, Sie haben keine Position!) Wenn wir uns nämlich die Zahlen und die Fakten genau ansehen und am wirtschaftlichen Wohlergehen der Stadt interessiert sind - ich nehme einmal an, das sind wir alle hier -, müssen wir den Menschen schon die Wahrheit sagen und sollten kein politisches Kapital aus den Sorgen und Ängsten der Anrainer und der Fluglärm-Geplagten schlagen. (GR Mag Rüdiger Maresch: Sie können nichts dazu sagen, weil Sie keine Position haben!) 

Versuchen wir, zu einer Win-Win-Situation für die Beteiligten zu kommen, denn Lebensqualität und Wirtschaft dürfen kein Widerspruch sein. Wir müssen uns dafür einsetzen, dass die derzeitigen Flugrouten über Wien in Zukunft nicht über Gebühr beansprucht werden. 

Zusätzlich - und das ist in Wirklichkeit die einzige Lösung, Herr Kollege Maresch, das ist ja kein Wiener Problem, das ist ein internationales Problem - müssen wir auf den Flughäfen zu einem lärmbegünstigten Tarifsystem kommen. Das heißt, Flughafengebühren müssen sich an der Lautstärke der Triebwerke der Maschinen orientieren. (GR Mag Rüdiger Maresch: Dann machen Sie einen Antrag, Herr Kollege!) Das ist nicht einmal ein Bundesthema, das ist ein internationales Thema, Herr Kollege Maresch. (GR Mag Rüdiger Maresch: Ja, und?) Ich meine, da sind wir als Gemeinderat gar nicht zuständig, bitte. (GR Mag Rüdiger Maresch: Aber da gibt es jemand, der heißt Schüssel, und der war Bundeskanzler! Oder täusche ich mich da?)
Zusätzlich brauchen wir noch - das gibt es ja teilweise schon, und das gehört ausgeweitet - Investitionen für Lärmschutzmaßnahmen. Da ist ein erster Schritt in der letzten Periode passiert, indem man die Novellierung des Luftfahrtgesetzes beschlossen hat. Zu guter Letzt müssen wir in Wien auch schauen, dass wir Widmungen fürs Wohnen in Einflugschneisen zurückstellen beziehungsweise komplett verhindern. (Zwischenrufe bei den GRÜNEN.)
Abschließend eine Bitte: Schlagen wir aus den berechtigten Sorgen der Bürgerinitiativen kein politisches Kapital, sondern versuchen wir gemeinsam - und das ist eine Bitte auch an die SPÖ, an Kollegen Valentin -, das Beste für den Wirtschaftsraum Wien und seinen Flughafen herauszuholen. Das heißt, unterstützen wir die Gespräche mit Bratislava für eine enge Kooperation, und schauen wir so (GR Mag Rüdiger Maresch: Das ist auch schon ...!), dass wir zu einer Entlastung für den Wiener Flugraum kommen. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. - Als nächster Redner ist Herr GR Valentin am Wort.

GR Erich Valentin (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Vorweg eine grundsätzliche Bemerkung: Ich denke mir, dass die Frage, die wir heute diskutieren und nicht zum ersten Mal diskutieren, eine Frage einer gesellschaftspolitischen Abwägung ist. Eine Frage, die uns im Übrigen nicht von anderen Metropolen in Europa unterscheidet und bei der man zu gewichten hat, zu gewichten zwischen dem, was eine Stadtentwicklung, was ein Wirtschaftsstandort ist, und auf der anderen Seite dem, was die ökologischen Rahmenbedingungen des Lebens in Wien bedeuten. 

Ich denke mir - und die letzten Wahlgänge haben es gezeigt -, dass man nicht gut beraten ist, wenn man derartige Fragen zum Gegenstand parteipolitischen Gezänks macht. Ich schaue nach Niederösterreich hinüber, wo die Parteien da, denke ich mir, wesentlich gescheiter unterwegs sind, da sie sich in der Frage auf die sachpolitische Diskussion reduziert haben. 

Vorweg grundsätzlich einige Anmerkungen, die vielleicht das Problem besser skizzieren: Es ist richtig und nicht bloß eine Argumentation, dass es formal für Wien keine rechtliche Kompetenz gibt, weder in einem Verfahren, was Flugrouten betrifft, noch einem Verfahren, was das nationale Luftfahrtrecht betrifft, noch was die Betriebsanlagenprüfung betrifft. Es ist sicherlich kein Zufall, dass wir heute diskutieren, da doch bekannt ist, dass die Umweltverträglichkeits-Erklärung zur dritten Piste nahezu fertig ist und die FWAG diese vermutlich mit Ende November in den Standortgemeinden einbringen wird. 

Auch da gleich Folgendes für eine sachliche Diskussion: Wien ist nach dem UVP-Gesetz keine Standortgemeinde, das heißt, wir haben a priori aus dem Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz auch keine Parteienstellung - nur um es klar zu sagen. Deshalb, und nicht bloß als Placebo, haben wir uns entschlossen, das Angebot, in ein Mediationsverfahren zu gehen (GR Mag Rüdiger Maresch: Stimmt ja nicht! Als Anrainergemeinde haben wir sehr wohl Parteienstellung!), das jetzt nachfolgend zu einem Dialogverfahren und Dialogverein geführt hat, sehr gerne aufzugreifen.

Es hat in diesem Verfahren und in diesen Verhandlungen, die nur in einem gegenseitigen Konsens möglich sind, Verbesserungen für Wien gegeben! Ich wiederhole sie einmal mehr, weil sie, denke ich, auch international gesehen beachtlich sind und auch von anderen, die in anderen Metropolen sitzen und genau die gleichen Probleme wie wir haben, auch als ziemlich weitreichend angesehen werden. Das ist die Nachtflugregelung, das Nachtflugverbot, ausgenommen Notsituationen, bei der Piste 11/29, sprich West-Mitte-Süd-Wien, in der Zeit von 21 bis 7 Uhr. Das bedeutet ... (Zwischenruf von GR Mag Rüdiger Maresch.)
Rüdiger, genauso wie du in deiner Rede nicht gewusst hast, dass du im ersten Teil mit mir per du warst und nachher auf das Sie umgeschwenkt bist, weil du geglaubt hast, du kannst mir das unter "du" nicht mehr sagen, was du mir da "hineindrücken" willst - auf gut Wienerisch gesagt (GR Mag Rüdiger Maresch: Das schaffe ich schon!) -, finde ich die Diskussion nicht wirklich als lustig. Ich versuche genauso wie meine Fraktion, eine sachpolitische Diskussion über dieses Anliegen der Stadt zu führen und dies nicht in die Parteipolitik hinunterzuziehen. Wie du es handhabst - heute, morgen und übermorgen -, ist deine Sache. 

Letztendlich ist es die prozentuelle Belegung der Piste 11 gewesen, und man muss dazusagen, dass die Belegung auf Piste 11 - West-, Süd- und Mitte-Wien - in den letzten Jahren auch nominal nicht gestiegen ist. (GR Mag Rüdiger Maresch: O ja!) Das sind amtliche Zahlen der ACG, darüber brauchen wir nicht zu diskutieren. 

Ich sage nicht, dass wir es nicht weiter verbessern sollen; ich sage nicht, dass wir nicht weiterverhandeln sollen; ich sage nicht, dass wir nicht auch für den Herbst und für den Winter einiges an Maßnahmen der Stadt Wien vorgesehen haben, was wir einbringen und fordern werden. (GR Mag Rüdiger Maresch: Schau um zehn auf den Himmel ...!) Aber es ist nun einmal so, dass es im letzten Jahr rund 14 300 Anflüge über West-Wien waren; im Jahr davor, 2004, waren es 17 000 Anflüge, da ist es sogar weniger geworden. (GR Mag Rüdiger Maresch: Schau hinaus!)
Wenn du andere Zahlen hast, lege sie auf den Tisch; ich habe die Zahlen der Behörde. (GR Mag Rüdiger Maresch: Nein, du brauchst nur beim Fenster hinauszuschauen! Schau beim Fenster hinaus!) Ich brauche nicht aus dem Fenster hinauszuschauen. Hin und wieder machst du auch etwas anderes.

Wie auch immer, ich würde meinen, dass wir zu einer sachlichen Diskussion zurückkehren sollen, einer sachlichen Diskussion, die auch sagt: Ja zum Wirtschaftsstandort! Zur Lebensqualität gehört auch dazu, eine Arbeit zu haben; es sind, wenn ich den Standort berücksichtige und Wien dazunehme, immerhin weit über 100 000. Zur Lebensqualität gehört viel mehr dazu. Und zur Lebensqualität gehört auch dazu, meine Damen und Herren, dass wir die ökologischen Rahmenbedingungen weiter verhandeln und verbessern. Dazu bekennen wir uns.

Wir sagen Ja zum Wirtschaftsstandort, und wir sagen Ja zu vernünftigen Rahmenbedingungen, die im Übrigen in den letzten Jahren, absolut genommen, besser geworden sind. Aber ich gebe zu, dass es da noch viel zu machen gibt, und dieser Arbeit werden wir uns auch in Zukunft stellen. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Nächster Redner in der Rednerliste ist Herr GR Blind. - Bitte.

GR Kurth-Bodo Blind (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich war am Montag auch bei der Gründung dieser Bürgerinitiative am Laaer Berg und muss sagen, dass diese Leute wirklich arm dran sind. Die Mediation hat wirklich nicht so gegriffen, wie man es sich erhofft hat, und ich sage, eine Mediation ist an und für sich keine Lösung per se, sondern sie ist eine Umverteilung. Einmal hat der Gigl das Bummerl, einmal hat es der Gogl, aber der Flugverkehr über Wien wird deswegen nicht weniger.

Ein Vertreter der Bürgerinitiative hat dort gemeint, die Freiheitliche Partei hätte die Schwellenwertverordnung nicht unterschrieben, das wären nur die glorreichen GRÜNEN gewesen. So war es nicht. Wir haben natürlich die Schwellenwertverordnung im Nationalrat … (GR Alfred Hoch: Das war ja eine grüne Parteiveranstaltung!) Wir haben das im Nationalrat nicht unterschrieben, also waren es die FPÖ und die GRÜNEN, die die Schwellenwertverordnung nicht unterschrieben haben. (Zwischenruf von GR Mag Rüdiger Maresch.) 

Herr Maresch! Reinschreien können Sie irgendwo in der Gasse. Sie sind hier nicht auf einer Demo, beherrschen Sie sich. (Beifall bei der FPÖ. - GR Mag Rüdiger Maresch: Ich beherrsche mich sowieso!)
Die jetzige Situation ist vergleichbar mit der Situation vor dem U-Bahn-Bau, auch jetzt mauert die SPÖ in dieser Stadt. Bei der U-Bahn habt ihr genauso gesagt: Brauchen wir nicht, geht nicht, ist zu teuer! 

Freilich, die Situation ist so: Wir brauchen einen zweiten Flughafen, wir brauchen einen neuen Standort! Dadurch, lieber Herr Valentin, wird nicht ein einziger Arbeitsplatz am Flughafen Schwechat gefährdet, wenn wir uns jetzt gedanklich aufmachen, was erst in zehn Jahren realisiert werden kann. Denn wenn wir jetzt beginnen, einen neuen Flughafen zu planen, geht Schwechat überhaupt nichts ab. Es wird weiterhin Zuwächse geben, es wird dort der Wirtschaftsstandort nicht geschädigt, aber es wird eine Vision, die die Freiheitlichen haben, irgendwann in die Realität umgesetzt werden müssen. Es schädigt Wien nicht, und es schädigt Österreich nicht. Es schädigt die Ostregion nicht und zerstört auch gar keinen einzigen Arbeitsplatz. 

Wie gesagt, es ist so wie in der Situation vor dem 
U-Bahn-Bau. Damals hat Ihre Fraktion gesagt: Nein, wir bauen eine USTRABA. Die USTRABA ist in Wirklichkeit das, was Sie jetzt mit der dritten Piste aufführen wollen. Es wird ein bisschen gebaut, aber es wird nicht das Richtige gemacht. Schlussendlich hat sich ja dann auch bei uns in Wien durchgesetzt, dass die U-Bahn das Richtige ist, und heute könnte der öffentliche Verkehr in Wien wirklich nicht funktionieren, hätten Sie an Ihren sturen Haltungen - USTRABA oder sonst irgendwelchem Unsinn - festgehalten. 

Unsere visionäre Lösung "U-Bahn ist notwendig für Wien" hat sich à la longue durchgesetzt. Unsere Vision "Ein neuer Flughafen für den Osten wird notwendig sein" - auch diese Vision ist umzusetzen. Es ist die USTRABA ein Rohrkrepierer gewesen, und die dritte Piste wird es allzumal werden. 

Dass Wien 20 Prozent am Flughafen hält und daher natürlich an Gewinn interessiert ist, ist bei der Politik der leeren Taschen verständlich, kann aber sicher nicht die Lösung sein. Machen wir eines: Ergreifen wir in der jetzigen Situation die Initiative, machen wir eine Aktiengesellschaft, da müssen Sie nicht allzu viel Geld ausgeben. Gründen wir eine Aktiengesellschaft, Wien und Niederösterreich sollen federführend sein. Wir haben die Planung, wir haben die Wertschöpfung, und à la longue wird es sich über Wien nicht verschlimmern. 

Überlassen Sie es - und das möchte ich Ihnen sagen, Herr Valentin - nicht den politischen Rattenfängern, die jetzt auf die Idee kommen, wie man das machen könnte. Bei der Bürgerinitiative hat sich so ein politischer Rattenfänger hinausgestellt, und er hat gesagt: Ich weiß die Lösung - die Ausländer sind schuld, lassen wir die Ausländer nicht herein! Und zwar: „Lassen wir die Ausländer nicht herein, wenn sie mit Bussen die Leute aus Bratislava nach Wien bringen", hat er gesagt, „die sind schuld daran, dass jetzt die Ausländer mit Bussen nach Wien gebracht werden; statt dass sie von Bratislava wegfliegen, fliegen die dann von Wien weg, und das ist eine Gemeinheit!"

Dieser politische Rattenfänger war heute auch schon heraußen und hat gesagt, das Gemüse aus Spanien darf in Schwechat nicht landen! (GR Mag Rüdiger Maresch: Sind Sie heute ein bisschen ...?) Nein, das darf nicht landen, machen wir doch eine nationale Lösung: Nur das Gemüse aus Simmering darf in Wien gegessen werden! Das spanische Gemüse macht den Lärm über Wien, und die Leute aus Bratislava oder gar diese bösen Ausländer sind schuld, weil sie von Wien wegfliegen. 

Also nur Wiener, Niederösterreicher und Burgenländer dürfen nach diesem … (GR Mag Rüdiger Maresch: Meinen Sie das jetzt im Ernst?) Ich sage jetzt eines: Diese politischen Rattenfänger machen in Bürgerveranstaltungen so viel Mist, dass Sie aufpassen müssen, dass Sie nicht den einen oder anderen Bezirk an diese politischen Rattenfänger verlieren. (Heiterkeit bei GR Mag Rüdiger Maresch.) Gehen Sie auf unser Argument ein: Bauen wir gemeinsam einen neuen Flughafen im Osten von Wien, etwa im Raum Bruck. Dort ist ein riesiger Truppenübungsplatz, den könnten wir vielleicht verwenden, 45 km von Wien, das ist nicht so weit entfernt. 

Passen Sie auf, dass diese politischen Rattenfänger mit ihrem Ausländergedudel hier nicht die Oberhand behalten! (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Jerusalem. Ich erteile es ihr.

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Wenn man dieser Diskussion folgt, könnte man beinahe vergessen, worum es eigentlich geht. Es geht nämlich um die Menschen, deren Lebensqualität auf dem Spiel steht und die sich zur Wehr setzen, die gut schlafen wollen, die sich miteinander unterhalten wollen, ohne dass Flugverkehr sie stört, die das Fenster aufmachen wollen, die in ihren Gärten sitzen wollen, die ihre Lebensqualität, auf die Wien zu Recht so stolz ist oder zumindest in der Vergangenheit sein konnte, genießen wollen. 

Da gibt es eine Partei in Wien, die SPÖ, mit absoluter Macht ausgestattet, die offensichtlich beschlossen hat, die Lebensqualität eines großen Teiles der Bevölkerung, der von Fluglärm betroffen ist, nicht zu verteidigen. Sie schütteln den Kopf, aber das ist das, was Sie seit Jahren tun. Der Flugverkehr wächst und wächst und wächst, die SPÖ unterstützt das, und sie ist auch dafür, dass diese dritte Piste gebaut wird. Das sind die Tatsachen, an denen kommen Sie nicht vorbei!

Was aber dann dem ganzen Ding die Krone aufsetzt, ist, dass Sie sich auch noch zurücklehnen und sagen: Wir haben da keine Rechte, leider können wir da eigentlich nichts tun, was machen wir denn da am besten? Na, es ist am besten, man schickt einmal die Bürgerinnen und Bürger in eine Mediationsverfahren hinein und sagt ihnen: Wir können für euch leider nichts tun, einigt euch selber mit dem Flughafen! 

Dann sitzen da über Jahre Bürgerinnen und Bürger dem Flughafen gegenüber und dürfen ihre Lebensqualität selbst verteidigen, während ihnen die SPÖ auch noch in den Rücken fällt und sich für die dritte Piste ausspricht. Das ist doch politischer Wahnsinn! Das ist dann das, was Sie auch noch Demokratie und Teilhabe nennen. (GR Christian Oxonitsch: Was habt ihr gemacht? Hinausgelehnt und nichts getan!) Sie sind demokratiepolitische Luftgitarrenspieler, und sonst überhaupt nichts! (Beifall bei den GRÜNEN. - GR Christian Oxonitsch: Überhaupt nichts, außer ...!)
Sie tun so, als würden Sie an der Seite der Menschen stehen. Sie tun so, aber Sie stehen nicht tatsächlich an der Seite der Menschen! (GR Christian Oxonitsch: Was tun denn Sie? Rausgegangen sind Sie ...!) Herr Klubobmann! Leider, so sehr ich Sie schätzen mag als Klubobmann der SPÖ, in diesem Punkt haben Sie hundertprozentig versagt! Politische Luftgitarrenspieler sind Sie und nichts anderes. (GR Christian Oxonitsch: Sie haben sich rausgenommen aus dem Spiel! - Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.)
Herr Abg Valentin hat gesagt, man muss abwägen und gewichten. Na super, das haben Sie gemacht! Das haben Sie gemacht: Sie haben sich sehr eindeutig auf die Seite des Flughafens gestellt. Sie haben die Umweltpolitik Umweltpolitik sein lassen (GR Christian Oxonitsch: ... dann wäre ganz was anderes herausgekommen!), Sie haben den Lärm Lärm sein lassen, Sie haben die Leute Leute sein lassen, und die sollen sich jetzt mit diesem ganzen Flugverkehr irgendwo erwürgen. (Zwischenruf von GR Erich VALENTIN.)
Meine Damen und Herren, das ist nicht Politik! Politik besteht nicht darin, dass man Bürger in ein Mediationsverfahren hineinschickt (GR Christian Oxonitsch: ... wäre was anderes herausgekommen!) und sich selbst zurücklehnt und Daumen dreht. (GR Christian Oxonitsch: Das haben Sie gemacht!) Politik ist Gestaltung, und Gestaltung ... (GR Christian Oxonitsch: Genau so haben Sie es gemacht! - Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.) Na wunderbar, die Herrschaften wachen auf, zum ersten Mal an diesem Tag; es freut mich. Guten Morgen, SPÖ! (Beifall bei den GRÜNEN. - GR Karlheinz Hora: Das ist Ihre Politik!) 

Politik heißt Gestalten und nicht Zuschauen, wie sich die BürgerInnen in einem Mediationsverfahren mit dem Flughafen zerfleischen. Das ist nicht Politik! (GR Christian Hursky: Das ist genau das, was Sie gemacht haben! Zugeschaut haben Sie!) 

Und jetzt mein Abschlusssatz, der wird Sie vielleicht noch mehr ärgern: Was Sie hier abgeliefert haben, ist schlechte Politik! (Beifall bei den GRÜNEN. - GR Mag Andreas Schieder: Und Sie haben gar keine!)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Parzer. Ich erteile es ihm. 

GR Robert Parzer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Viel Wirbel! Zu Recht klagen wirklich viele Bürger über die Zunahme der Flugbewegungen im Wiener Luftraum, das ist unbestritten. Die Wachstumszahlen des Wiener Flughafens geben diesen Bürgerbeschwerden sicherlich Recht, obwohl man aber natürlich schon der Ausgewogenheit halber sagen muss, dass der steigende Flugverkehr auch eine Folge eines - glücklicherweise für Wien! - aufgewerteten Flughafens ist. 

Das muss man auch hier feststellen, dass es den Lärm unterhalb mancher Flugrouten gibt, und ich kann Ihnen sagen, dass ich weiß, wovon ich spreche. Ich wohne direkt unter einer Flugroute, die tagtäglich auch mich manchmal belästigt oder aus dem Schlaf bringt, wenn wirklich einmal eine Nachtflugverbot nicht beachtet wird. Aber glücklicherweise passiert das, Gott sei Dank, sehr selten. 

Hier muss die Diskussion um den Wiener Fluglärm alle Seiten berücksichtigen, meine Herrschaften! (Beifall bei der ÖVP.) Für die Diskussionen rund um die Fluglärm-Problematik dürfen meiner Meinung nach zwei Haltungen nicht zum Tragen kommen. Die eine Haltung ist das Floriani-Prinzip, und die zweite Haltung ist: "Das geht mich nichts an." Diese beiden Prinzipien dürfen nicht tragend werden. 

Wir erleben immer wieder das Floriani-Prinzip, wenn aus Bezirken, die vom Fluglärm betroffen sind - ob das jetzt der 23., der 16., der 14. und vor allem auch der 22. Bezirk ist -, die großartigen Meinungen kommen: "Transferieren wir ihn woanders hin!" So geht das nicht, meine Damen und Herren! Wir glauben auf keinen Fall, dass das hier der richtige Weg ist. 

Aber es ist auch so, dass die "Geht mich nichts an!" -Haltung in einer Diskussion um den Fluglärm wirklich nicht tragbar ist. Es zeugt nicht gerade von einer aktiven Umweltpolitik dieser Stadtverwaltung, wenn man den berechtigten Wünschen nach einem ruhigen Umfeld und Wohnen mit möglichst wenig Lärmbelastung Ignoranz entgegenbringt. 

Die Stadtregierung darf sich nicht immer mit dem Hinweis auf das Mediationsverfahren vor Aussagen zur Fluglärmproblematik drücken. Meine Damen und Herren, das Mediationsverfahren wurde nicht dazu geschaffen, um der Stadtregierung eine Auseinandersetzung mit dieser Problematik zu ersparen. Nein, es sollten vielmehr die Vorstellungen und Wünsche der Bürger für eine politische Auseinandersetzung zu diesem Thema auch gebündelt werden. Das heißt, es ist nicht der Fall, wenn wir hier parteipolitische Trittbrettfahrer benutzen, um diesen Bürgerunmut auszudrücken, eine Plattform, um hier billige Stimmen zu sammeln. 

Sosehr wir Verständnis für die fluglärmgeplagten Bürger dieser Stadt haben, können wir Vorschläge nach einer Absiedelung eines Flughafens oder nach einer neuen Orientierung eines Flughafens - ob das im Marchfeld wäre, in der ungarischen Tiefebene oder vielleicht im Waldviertel - nicht gutheißen. Sie sind alle keine Lösung. Denn Sie können sich schon vorstellen, überall, wo dann der Flughafen hinkäme, gibt es ja wieder Bürger, die sich dafür sehr herzlich bedanken würden, wenn dort plötzlich ein großer, neuer Flughafen entstehen sollte. Und es ist natürlich auch für den Standtort Wien keine gute Auswirkung gegeben. 

Aus der Sicht der Sicherung des Wirtschaftsstandortes Wien sollten wir aber alles daransetzen, um Wien als Verkehrsdrehscheibe zu garantieren und vor allem nicht zu demontieren, meine Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP.) Das Einzige, was wirklich noch eine wirtschaftliche Basis kein könnte, war ja - Sie haben es alle mitverfolgt, in den Tageszeitungen, in den Medien - die Möglichkeit einer konstruktiven Zusammenarbeit mit Bratislava. Das ist leider nicht vollzogen worden. 

Vielleicht kann es eine neue Regierung schaffen; es gibt schon wieder Gespräche mit Bratislava darüber, dass es vielleicht doch zu einer Nutzung kommt. Denn wenn ich heute von einer Absiedelung des Flughafens rede, meine Damen und Herren - wie ich es vorhin von Kollegen Mahdalik gehört habe: 45 km von Wien, 60 km nach Bratislava -, dann frage ich mich, wo da der Unterschied wäre. Wenn es also eine Möglichkeit gäbe, würden wir auch die sehr garantieren und sehr befürworten. 

Unserer Meinung nach ist eine Absiedelung der falsche Weg, denn dies führt zur Frustration von Bürgern, die sich hier übervorteilt fühlen würden. Aufklärung, Transparenz und eine gerechte Verteilung der Fluglärmbelastung wäre wichtig. Hätte die Stadtregierung diese Linie rechtzeitig eingeschlagen, wäre es nicht zu einer derartigen Zuspitzung des Bürgerunmuts in der Zeit gekommen, wie es auch jetzt am Laaer Berg der Fall war. 

Wir fordern Sie daher auf, diese Politik speziell in der Frage des Fluglärms auch zu der Ihren zu machen, die Geduld der Bürger nicht weiter über Gebühr zu strapazieren und damit den Menschen in dieser Stadt eine gebührende Lebensqualität nicht länger vorzuenthalten, aber gleichzeitig - und das muss ich immer wieder betonen - den Wirtschaftsstandort Wien nicht zu gefährden. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Hursky. Ich erteile es ihm.

GR Christian Hursky (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich bin ja selbst Laaerberger - der Laaer Berg wurde ja heute im Zuge der Sitzung sehr, sehr oft erwähnt -, das heißt, ich weiß sehr wohl, was für Flugzeuge über den Laaer Berg drübergehen und welche Flugzeuge nicht drübergehen. (GR Alfred Hoch: Aber Sie waren nicht dort!) 

Ich brauche nicht unbedingt auf die Veranstaltung zu gehen, Herr Hoch, weil ich mit den Leuten, die diese Bürgerinitiative initiiert haben, bereits seit Monaten in Kontakt bin und mit ihnen die verschiedensten Gespräche führe. Wir haben also einen sehr regen Informationsaustausch zu dem Thema. 

Das heißt, es ist nicht unbedingt notwendig, dass wir, so wie Sie, einmal bei einer Versammlung erscheinen, sondern ich bin in diesem Fall ständig bei den Bürgern.

Das Zweite, das ich dazu sagen muss: Natürlich haben wir einen Fluglärm, natürlich ist er da, aber es ist natürlich die eine Seite, dass wir sagen, Fluglärm wird gemessen und nach den Messungen ist er jetzt theoretisch nicht vorhanden. Aber was auf der anderen Seite dazukommt, ist ganz einfach die Empfindung der Bevölkerung zum Fluglärm. Jeder hat eine andere. Wenn ich bei mir im Garten sitze, ist es für mich kein Problem, dass ich mich hinsetze und mich mit meiner Frau ganz normal, in einem normalen Ton unterhalten kann. Ich persönlich fühle mich durch diesen Fluglärm nicht extrem gestört. Mein Nachbar sagt, das ist ihm überhaupt völlig egal, drei Häuser weiter sagt einer, ja, heute stört es mich wieder mehr, und eine der Initiatorinnen der Bürgerinitiative sagt, für sie sei es die Lärmhölle. Hundert Meter weiter kenne ich jemanden, der dort wohnt, der sagt, ah, da fliegen überhaupt Flugzeuge? Das heißt, in diesem Zusammenhang sind die Empfindungen der einzelnen Leute völlig verschieden.

Was sind eigentlich die Ursachen für den Fluglärm? Es ist ganz einfach, dass heute auf Grund eines guten Wohlstandes der Bevölkerung sehr viele und sehr breite Bevölkerungsschichten die Möglichkeiten haben, das Flugzeug als Reise- und Verkehrsmittel zu nützen. Das ist schlicht und einfach eine der Ursachen. Das heißt, sehr viele Menschen haben heute die Möglichkeit, etwas zu tun.

Wenn Kollegin Jerusalem, wie vorhin, herausgeht, großspurig redet und sagt, die SPÖ habe in dieser Sache nichts getan, dann frage ich sie, was hat sie getan in dieser Sache. Ganz offen: Während Vertreterinnen und Vertreter der SPÖ an 500 Sitzungen des Mediationsverfahrens teilgenommen haben, glaube ich, wird es bei Frau Jerusalem nicht einmal für eine Hand voll reichen, obwohl sie dort auch dabei war, zumindest war sie einmal eingeschrieben. Das heißt, Sie haben nichts getan, Sie haben sich nicht für die Bevölkerung eingesetzt, Sie wollten in Wahrheit keinerlei Verantwortung übernehmen. Das ist nämlich Ihr politisches Problem im Endeffekt. (Beifall bei der SPÖ.) 

In Richtung der FPÖ: Wenn wir grundsätzlich zu einem dritten neuen Flughafen gehen, die ganze Geschichte und der gesamte Großraum Wien ist von Seibersdorf überprüft worden und hier ist eigentlich eindeutig herausgekommen, dass es keinen Sinn macht, einen zusätzlichen Flughafen östlich von Wien zu bauen. Das nur ganz sachlich.

Ich glaube, ganz wichtig ist es, dass man sagen muss, dass unser Chefverhandler, in dem Fall Erich Valentin, für diese Stadt sehr viel bewegt und einen sehr hohen Einsatz gezeigt hat. Ich glaube, es gibt keinen Politiker, der sich besser mit Fluglärm auskennt als er. Das sagen auch völlig unabhängige Bürgerinitiativen, die sich ja dann teilweise von den GRÜNEN abgewandt haben, weil sie mit deren Politik nicht einverstanden waren (GR Alfred Hoch: Das glaube ich!) und die ganz einfach mit dieser sachlichen Arbeit sehr zufrieden waren. 

Erich Valentin hat mit seiner Verhandlungsführung erreicht, dass wir ein Überflugverbot in der Nacht von 21 bis 7 Uhr haben, - ich kann schlafen - dass sich die Anzahl der Überflüge, der Landungen über Wien deutlich verringert hat, nicht nur in prozentueller Hinsicht, sondern auch in absoluten Zahlen, das belegt das ganze hier. Wir haben auch die Laaerberger Bevölkerung informiert mit den Zahlen, (GR Mag Rüdiger Maresch: Ihr wollt den Flughafen!) mit den amtlichen Zahlen von Austro Control und wir haben die Laaerberger Bevölkerung auch informiert über die Lage der dritten Piste, wie das in Zukunft sein wird. 

Unter unserer Verhandlungsführung haben wir vor dem Beginn der Verhandlungen 28 Prozent der Überflüge über Wien gehabt, nach den Verhandlungen waren es nur mehr 20 Prozent. Meine Damen und Herren, das ist ein Erfolg, ein Erfolg der SPÖ-Umweltpolitik. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Hiermit ist die Aktuelle Stunde beendet.

Bevor wir zur Erledigung der Tagesordnung kommen, gebe ich gemäß § 15 Abs 2 der Geschäftsordnung bekannt, dass folgende schriftliche Anfragen eingelangt sind: Vom Grünen Klub im Rathaus drei und vom ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien acht.

Von den GRen Mag Wolfgang Jung, Dr Herbert Madejski und Kurth-Bodo Blind wurde eine Anfrage an den Herrn Bürgermeister betreffend Umgehung der gesetzlichen Glücksspielbedingungen gerichtet. Das Verlangen auf dringliche Behandlung dieser Anfrage wurde von der notwendigen Anzahl von Gemeinderäten unterzeichnet.

Gemäß § 36 Abs 5 der Geschäftsordnung wird die Beantwortung der Dringlichen Anfrage vor Schluss der öffentlichen Sitzung erfolgen. Ist diese um 16 Uhr noch nicht beendet, wird die Gemeinderatssitzung zur tagesordnungsgemäßen Behandlung der Dringlichen Anfrage unterbrochen.

Weiters sind vor Sitzungsbeginn von Gemeinderatsmitgliedern des Klubs der Wiener Freiheitlichen zwei Anträge eingelangt. Den Fraktionen wurden alle Anträge schriftlich bekannt gegeben, die Zuweisungen erfolgen wie beantragt.

Die Anträge des Stadtsenates zu den Postnummern 1 bis 4, 6, 11, 13 und 14, 17, 19, 23 bis 28, 30 und 31 gelten gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung als bekannt gegeben. 

Bis zum Beginn dieser Sitzung hat kein Mitglied des Gemeinderates zu diesen Geschäftsstücken die Verhandlung verlangt. 

Ich erkläre daher gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung diese als angenommen und stelle fest, dass die im Sinne des § 25 der Wiener Stadtverfassung erforderliche Anzahl von Mitgliedern des Gemeinderates gegeben ist.

In der Präsidialkonferenz wurde nach entsprechender Beratung die Postnummer 8 zum Schwerpunkt-Verhand-
lungsgegenstand erklärt und gleichzeitig eine Umreihung der Tagesordnung vorgeschlagen: Die Postnummern 34, 8, 9, 10, 12, 15, 16, 18, 20, 21, 22, 32, 29, 5 und 7 werden daher in dieser Reihenfolge zur Verhandlung gelangen.

Wir kommen als Erstes zur Postnummer 34. Sie betrifft die Wahl von zwei Schriftführerinnen.

Bevor wir über den vorliegenden Wahlvorschlag abstimmen, ist über die Art der Abstimmung zu entscheiden.

Gemäß § 27 Abs 2 der Wiener Stadtverfassung sind Wahlen mittels Stimmzettels vorzunehmen, wenn der Gemeinderat nicht mit Zweidrittelmehrheit anderes beschließt. 

Ich schlage vor, die auf der Tagesordnung vorgesehene Wahl durch Erheben der Hand vorzunehmen. Ich bitte nun jene Damen und Herren des Gemeinderates, die mit meinem Vorschlag einverstanden sind, um ein Zeichen mit der Hand. – Danke, dieser Vorschlag ist einstimmig angenommen.

Jetzt kommen wir zur Wahl der Schriftführerinnen. Frau GRin Ingrid Puller und Herr GR Marco Schreuder haben ihre Funktion als Schriftführer zurückgelegt. Der entsprechende Wahlvorschlag des Grünen Klubs im Rathaus lautet auf Frau GRin Heidemarie Cammerlander und Frau GRin Mag Alev Korun.

Ich bitte jene Kolleginnen und Kollegen, die diesem Vorschlag ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Einstimmigkeit fest. Ich wünsche den Kolleginnen viel Spaß. (Heiterkeit bei den Fraktionen.)
Es gelangt nunmehr die Postnummer 8 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an das Volkstheater Wien. Ich bitte die Frau Berichterstatterin, Frau GRin Klicka, die Verhandlungen einzuleiten. 

Berichterstatterin GRin Marianne Klicka: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. Wir kommen zur Debatte. Ich eröffne sie. 40 Minuten Redezeit hat der Erstredner, 20 Minuten der Zweitredner jeder Partei.

Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Stefan. Ich erteile es ihm.

GR Mag Harald Stefan (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Das Volkstheater steht heute im Mittelpunkt der Debatte, und das zu Recht. Das Volkstheater hat in dem Rumpf-Geschäftsjahr bis Ende August ein Minus von 918 000 EUR erwirtschaftet. Das ist doch ein wirklich bedeutender Betrag, das ist nicht so wegzuwischen, und wir sollen heute darüber abstimmen, dass eine Teilentschuldung von immerhin 450 000 EUR stattfindet. Und wenn es nicht anders zu machen sein wird, sprich, wenn das Geld nicht von woanders herkommt, so nehme ich an, werden wir den Rest auch noch abzudecken haben.

Wie kommt es im Volkstheater zu einem solchen Minus von knapp 1 Million EUR in einem dreiviertel Jahr, das ist doch wirklich erstaunlich. Es wurde uns so erklärt, dass dies die Kosten des Direktionswechsels sind. Das heißt, die Produktionen der alten Direktorin werden nicht mehr so intensiv besucht, das interessiert die Besucher dann angeblich nicht mehr - offenbar schauen die immer nur darauf, wer gerade Direktor im Theater ist - und die neuen Produktionen sind dann sehr ehrgeizig und haben hohe Anlaufkosten und dadurch entstehen im Wesentlichen diese Schulden. 

Interessanterweise haben wir aber bereits vor mehr als einem Jahr eine Subvention beschlossen, mit welcher der anstehende Direktor Schottenberg, soviel ich weiß, 150 000 EUR als Vorbereitung auf seine Direktionszeit erhalten hat. 

Das hat uns damals schon gewundert, dass es notwendig ist, dass ein Direktor bereits ein Jahr, eineinhalb Jahre, bevor er überhaupt die Direktion übernimmt, einen sehr bedeutenden Geldbetrag bekommt, nur um sich auf seine Position vorzubereiten. So eine Vorgangsweise ist sicherlich kaum sonst wo, zumindest in der Privatwirtschaft nicht, denkbar. Aber gut, das wurde damals mit Anlaufkosten, Vorbereitung und so weiter erklärt, damit er dann starten kann. Jetzt haben wir aber dasselbe Argument wieder für ein Minus von 918 000 EUR. 

Jetzt frage ich mich schon auf der anderen Seite, weiß man das nicht, dass es bei einem Direktionswechsel zu erhöhten Kosten kommt, wenn dieses Argument wirklich stimmt. Ich nehme an, das ist nicht der erste Direktionswechsel, den die Verantwortlichen in diesem Haus miterleben. Das heißt, sie müssten ja wissen, dass das immer das Gleiche ist, der gleiche Effekt, dass eben die Zuschauer angeblich nur drauf schauen, wer gerade Direktor ist und daher dann nicht mehr in die Vorstellungen gehen und so weiter. Dieser Vorgang müsste ja bekannt sein, also müssten Sie das ja schon vorsehen können und könnten dann bereits im Vorhinein möglicherweise eine erhöhte Subvention hier gewähren oder bereits darauf hinweisen. 

Es bleibt also, wie immer bei diesen Entschuldungen, dieser unangenehme Beigeschmack, dass Institutionen, in dem Fall solche der Stadt Wien, im Wesentlichen wirtschaften können, wie sie wollen, weil sie die Sicherheit haben, dass die Schulden im Nachhinein abgedeckt werden. Und das ist also dieser Grundsatz, der uns von vornherein einmal abstößt und das ist einmal der wesentliche Punkt, wo wir sagen, nein, da tun wir nicht mit, so kann man mit unserem Geld, mit dem Geld der Steuerzahler in Wien, nicht umgehen. (Beifall bei der FPÖ.)
Wir erinnern uns dabei auch daran, dass es ja immer noch diese offene Diskussion gibt, ob auch Schulden aus der Direktion Emmy Werner übernommen worden sind. Das ist bis jetzt unklar, es gibt unseres Wissens noch keine Bilanz für das Jahr 2005. Das ist doch erstaunlich, immerhin haben wir bereits Ende Oktober, da müssten die Bilanzen schon längst vorliegen. Das ist also schon sehr fraglich, ob hier nicht schon tatsächlich eine Misswirtschaft übernommen werden musste. Ich hoffe, dass es hierzu noch eine Aufklärung gibt. Es hat ja laut Aussage des Stadtrats auch bereits im Jahr 2005 Entschuldungsmaßnahmen gegeben. 

Hier erwarte ich mir noch eine weitere Aufklärung, was wirklich die Realität ist, wie hat Emmy Werner gewirtschaftet und inwiefern hat sie einen Schuldenberg hinterlassen und hat damit das herbeigeführt, was wir heute vor uns sehen, nämlich knapp 1 Million EUR Minus in einem dreiviertel Jahr.

Es wäre vielleicht überhaupt einmal an der Zeit, auch über die Subventionen im Kulturbereich an sich, aber vor allem auch im Theaterbereich, nachzudenken, wenn man feststellt, dass es in anderen Metropolen um bedeutend weniger Geld Theater gibt, und ich würde meinen, oft mit einer ähnlichen oder sogar besseren Qualität. 

Das heißt, es ist also nicht eine Frage des Geldes, ja es ist sogar manchmal geradezu indirekt proportional, wie viel Geld ich wo hineinstecke, weil es ja dazu führt, dass Sattheit entsteht, dass ein Beamtentum im negativen Sinn Platz greift. Das heißt, man müsste einmal darüber nachdenken, ob es immer der richtige Weg ist zu sagen, ich gebe soviel Geld, wie verlangt wird, ich entschulde, ich dopple auf und ich muss unbedingt der Weltmeister sein in Kultursubventionen, insbesondere in diesem Bereich. 

Hier wäre einmal eine grundsätzliche Diskussion ratsam, die auch zum Teil schon begonnen hat. Und es hat sich ja auch in der Geschichte immer wieder gezeigt, dass nicht unbedingt die höchste Qualität dann gegeben war, wenn das meiste Geld da war, sondern dass oft sogar in Notzeiten höhere Qualität geboten wurde, wo auch die handelnden Personen gefordert waren. 

Ich möchte jetzt nicht Notzeiten herbeireden, aber man sollte darüber nachdenken, ob die von uns gewählte Vorgangsweise - und jetzt vor allem die von der Stadtregierung gewählte Vorgangsweise -, immer nur stolz drauf zu sein, wie viel Geld man hat und dass man jetzt alles entschulden kann und dass man noch etwas dazuzahlt und dass bei uns alle am besten bezahlt sind und so weiter, ob das nicht in Wirklichkeit ein negativer Effekt ist und also erstens einmal künstlerisch möglicherweise sogar negative Effekte bewirkt, aber jedenfalls für den Steuerzahler auf Dauer nicht tragbar ist.

Dann komme ich aber noch zum Volkstheater an sich und da haben wir noch weitere Probleme, die über das Finanzielle hinausgehen. Unter anderem wird jetzt “Die Rote Bar“ im Volkstheater bespielt. Rot ist also die Farbe der Bar, aber das ist offensichtlich auch ein ganz klares Symbol, wir sind ja in einer roten Stadt, also muss auch die Bar im Volkstheater rot sein. Immerhin kommen die Subventionen auch von der Mehrheitsfraktion und das ist ... (GR Ernst Woller: Das ist die Farbe der Tapeten!) Ja, ich weiß, dass es rot ist, ich habe schon gesagt, dass die Farbe rot ist, ich habe es schon gesagt. (GR Ernst Woller: Sie sollten vielleicht einmal ins Volkstheater gehen!) Ja, ich habe sie schon gesehen. Ja, danke, ich kenne das sehr wohl, aber mit Verlaub, also wenn dort “monochrom“ auftritt, die sich selbst als linksextremistisches Partyservice bezeichnen, dann glaube ich ... Nun, das schreiben Sie selbst auf ihrer Homepage. (Zahlreiche Zwischenrufe aus der SPÖ.) Ah, das ist lustig, ach so. Ja, ja, also, die sind an sich lustig. Das stimmt, ja. Man muss ja heutzutage lustig sein, dass alles stimmt, oder halblustig, und dann fällt das unter Kunst und dann hat man die Möglichkeit, Subventionen zu bekommen. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Mit Nestroy nominieren!) Ja, wegen Nestroy nominieren ist ja schön. Wer nominiert denn zum Nestroy? Eine unabhängige, von niemandem eingesetzte Jury, ja die, das ist immer gut. Die Unabhängigkeit in der Stadt Wien, das ist ja wirklich ein eigenes Kapitel. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Ja, das glaube ich auch!)
Ja, und was natürlich da aber doch dazu passt, und wahrscheinlich auch nur Spaß ist, ist der rote Stern, der auf dem Volkstheater prangt. Denn ich muss sagen, gerade 50 Jahre, 50 Jahre nach dem Ungarnaufstand, wo man wieder vor Augen geführt bekommt, was unter dem Symbol des roten Sterns im 20. Jahrhundert passiert ist, dass hier viele Millionen Menschen umgebracht wurden, dass es ein Symbol der Unfreiheit, ein Symbol der Unterdrückung ist, und dieses Symbol prangt oben auf dem Volkstheater. 

Was soll das heißen, soll das heißen, hier wird diese Denkweise fortgesetzt, hier wird unterdrückt, hier wird die Meinung eingeschränkt, hier wird das zumindest verharmlost, was unter diesem Stern passiert ist? Es ist an sich untragbar, dass das möglich ist in dieser Stadt Wien und dass man so locker darüber hinweggeht und vielleicht noch argumentiert, das seien fünf V, und das sei alles nur ein Scherz. 

Und vielleicht ist das auch witzig, das kann schon sein, aber ich finde diese Verharmlosung nicht witzig und man muss nur aufpassen, ob das nicht auch in eine falsche Richtung geht. Denn wenn ich das lustig finde und wenn ich das locker finde, dass man ein Symbol verwendet, unter dem Millionen Menschen gestorben sind und das für viele Jahrzehnte die Unfreiheit von Hunderten Millionen Menschen bedeutet hat, dann ist dies eine Politik, die ich als untragbar empfinde. (Beifall bei der FPÖ.)
Und man sollte auch nicht vergessen, dass die Ungarn hier sehr sensibel sind. Immerhin haben sie in ihrem Abzeichengesetz neben dem Symbol des Nationalsozialismus auch die Symbole des Kommunismus verboten. Das heißt, einen roten Stern können Sie sich in Ungarn derzeit nicht ungestraft umhängen, geschweige denn auf ein Haus stellen. Und das sollte man sich schon auch überlegen und man sollte ein bisschen sensibler sein. Man sollte auch sehen, dass hierher Menschen aus den ehemaligen kommunistischen Staaten kommen - Gott sei Dank ehemaligen kommunistischen Staaten -, die jetzt hier sehen müssen, dass es offenbar bei uns eine Renaissance gibt, dass es möglich ist, dass auf einem stark subventionierten Haus ein solches Symbol prangt. Und das ist ein ganz schlechtes Zeichen auch für diese Länder aus dem Osten, die ja zu uns aufgeblickt haben, die Hoffnung bei uns sehen und die wir jetzt zurückstoßen, indem wir ihr grässliches Symbol, hier subventioniert, auf ein Haus draufstellen. 

Und alle diese Punkte zusammen sind ein Sittenbild dessen, was für uns Kulturpolitik nicht sein sollte. Einerseits, wie mit Geld umgegangen wird und auf der anderen Seite, wie durch Provokation die Gefühle der Bevölkerung verletzt werden. Daher ist es uns ein Anliegen, diesem Akt nicht zuzustimmen. (Beifall bei der FPÖ.) 
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als nächste Rednerin am Wort ist Frau GRin Mag Ringler.

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren!

Die Diskussion um den roten Stern will ich hier nicht weiter fortführen, vor allem auch deshalb, weil ich der Meinung bin, dass er in erster Linie nicht besonders originell ist. Darüber hinaus halte ich ihn nicht für das größte Problem und vor allem nicht das, worüber wir heute diskutieren sollten.

Das Volkstheater ist eine unverzichtbare Institution in dieser Stadt. Das ist, glaube ich, allen klar, auch jenen, die sich über rote Sterne mokieren. Das Volkstheater hat in den letzten Jahren auch wirklich viele gute, spannende und interessante Produktionen gemacht, sowohl unter Emmy Werner als auch unter dem jetzigen Direktor Michael Schottenberg. 

Aber, und jetzt kommt mein Aber: Worin wir ein grundsätzliches Problem sehen, ist, wenn wir den Eindruck haben müssen - betrachtet über die letzten Monate -, dass es zunehmend sozialdemokratische Kulturpolitik in dieser Stadt wird, jene Institutionen im Besonderen zu unterstützen und zu fördern, die groß sind, bereits über bedeutende Geldmittel verfügen, damit auch über eine bestimmte Lobbykraft sowohl gegenüber dem Stadtrat, als auch gegenüber den Medien, und dass im Gegenzug jene Institutionen, die kleiner sind, die weniger Geld ha-
ben, die über weniger Lobbykraft verfügen, anstatt mehr Geld zu bekommen, zusperren müssen. Auch wenn wir des Öfteren bei der kulturpolitischen Diskussion sagen, man soll das eine gegen das andere nicht aufrechnen, dann muss man sich doch, mit klarem Blick, diese Tatsachen vor Augen halten. Und es ist eindeutig und unbestreitbar, dass wir im Kulturbereich in den letzten Monaten eine ganze Reihe von Subventionen beschlossen haben, die ausschließlich Erhöhungen für große und größte Institutionen waren, nämlich für jene Institutionen, die über den allergrößten Teil des Kulturbudgets verfügen - von den Symphonikern angefangen über das Theater in der Josefstadt bis hin zu den Festwochen und nun dem Volkstheater - und wir meinen, dass es nicht angemessen ist, ja, dass es problematisch ist, andrerseits Institutionen, kleinen Institutionen, die wirklich wichtige und international hoch anerkannte Arbeit leisten, wie zum Beispiel dem Orpheus Trust, um hier nur ein Beispiel zu nennen, ein Beispiel einer Institution, die in den letzten Monaten aufgegeben hat, zugesperrt hat, das Archiv nach Berlin verschifft hat und ihre Arbeit, die unbestrittener Maßen wichtig war, beendet hat, nicht das notwendige Geld zu geben, damit sie ihre Arbeit fortsetzen können. 

Um Ihnen die Relationen deutlich zu machen: Jetzt beschließen wir für das Volkstheater 450 000 EUR, für den Orpheus Trust wären weniger als die Hälfte notwendig gewesen, um wichtige Arbeit fortsetzen zu können.

Und genau deshalb, weil wir hier eine Schieflage erkennen, und weil wir glauben, dass hier kulturpolitisch die Balance nicht mehr stimmt, werden wir auch heute gegen diese Entschuldung des Volkstheaters stimmen, weil wir glauben, dass man erstens jene, die Schulden machen, nicht dadurch belohnen soll, dass sie ohnedies entschuldet werden und dass zweitens hier auch Zeichen zu setzen sind. Zeichen dafür, dass wir als Grüne diese fehlende Balance im Kulturbereich nicht hinnehmen wollen, dass es nicht angehen kann, dass die großen Institutionen leicht an Gelder kommen und die kleinen Institutionen noch nicht einmal Inflationsabgeltungen, und das schon seit Jahren, bekommen.

Dazu sei auch noch gesagt, dass wir ja für das Volkstheater und für die Veränderung bei der Direktion bereits Geld beschlossen haben. Es ist ja nicht so, als ob das Volkstheater diesen Direktionswechsel ganz ohne Geld vornehmen musste. Es wurden immerhin 700 000 EUR für den Umbau der Roten Bar, des Foyers, des Haupthauses und der neuen Spielstätte beschlossen, und wir haben auch Geld beschlossen, um den Übergang zwischen Michael Schottenberg und Emmy Werner zu ermöglichen. Geld, bei dem übrigens auch die Grünen mitgestimmt haben, weil wir gesagt haben, ja, wenn es einen Direktionswechsel gibt, dann braucht man halt ein bisschen mehr Geld, damit diese Person vorher arbeiten kann, und in Gottes Namen, ja, wir werden auch dem zustimmen. Das ist in Ordnung.

Nicht in Ordnung ist es, wenn man jetzt in dieser Weise vorgeht, wenn man jetzt mir nichts, dir nichts, 450 000 EUR über den Tisch schiebt und das, obwohl der Herr Stadtrat vor einigen Monaten, als Herr Schottenberg zum ersten Mal “NEWS“ mitgeteilt hat, dass er Schulden hat und mehr Geld will, gesagt hat: „Nun also, von diesen Schulden weiß ich nichts, diese Schulden gibt es nicht, dieses Geld wird es nicht geben.“ 

Das ist etwas, was mir unangenehm auffällt, das muss ich an dieser Stelle schon auch einmal deutlich sagen, dass der Herr Stadtrat in vielen Gesprächen, sei es öffentlich, sei es auch in kleineren Runden, vorab sagt, nein, wir werden versuchen, hier nicht zusätzliche Gelder zur Verfügung zu stellen, und am Ende passiert es. Und es passiert meisten in Größenordnungen, die höher sind als jene, über die vorab gesprochen wurden. 

So passiert bei den Symphonikern - Sie erinnern sich, im letzten Gemeinderat haben wir auch dazu debattiert - die Symphoniker haben nämlich nicht nur jenes Geld bekommen, um das sie angesucht haben, um ihr Liquiditätsloch zu stopfen, sondern sogar noch mehr. 70 000 EUR zusätzlich zu dem, worum sie angesucht haben. 

Das hat die Welt noch nicht gehört im Kulturbereich, sehr geehrte Damen und Herren. Mehr zu bekommen als man eigentlich braucht, das ist derart unüblich, dass ich mir gar nicht wirklich vorstellen kann, wie es dazu kommen konnte. Und das ist eine Vorgangsweise, die wir für problematisch halten. 

Daher, sehr geehrte Damen und Herren, werden wir an dieser Stelle nicht zustimmen, und ich bin neugierig, ob die Koalitionsverhandlungen zwischen Herrn Wolf und Herrn Mailath-Pokorny heute am Nachmittag dazu füh-
ren werden, dass das Volkstheater die fehlenden 450 000 EUR auch von Bundesseite bekommt, oder wie Herr Wolf - der ja diese Subvention heute hier ablehnen wird, wenn ich das richtig verstehe - agieren wird. Ich bin sehr neugierig. Vielleicht weihen Sie uns ein, was Sie da heute Nachmittag verhandeln werden. 

Sehr geehrte Damen und Herren, das Volkstheater ist wichtig, aber 450 000 EUR halten wir für nicht angemessen. Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als nächster Redner am Wort ist Herr GR Dr Wolf.

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich kann die Neugierde der Marie Ringler leider nicht befriedigen. Meiner Information nach fanden die Verhandlungen am Vormittag statt, und ich war nicht dabei. 

Es geht um die zusätzliche Subvention in der Höhe von 450 000 EUR für das Volkstheater, für die teilweise Abdeckung des Verlustes aus dem Jahre 2005. Das ist interessant, wir haben ursprünglich im Ausschuss diesem Subventionsansuchen vorbehaltlich zusätzlicher Informationen zugestimmt und mussten feststellen, dass wir selbige nicht bekommen haben. Wir werden daher heute diesen Subventionsantrag ablehnen. (Beifall bei der ÖVP.) 
Interessant ist, dass der Finanzbedarf in Höhe von 918 000 EUR laut der Gewinn- und Verlustrechnung für das Rumpfgeschäftsjahr 2005 aufgetreten ist. Bis heute - es wurde schon gesagt - liegt keine Bilanz vor, und man kann sich kein klares Bild über die Finanzsituation des Volkstheaters machen. Interessant, weil ich am 31. März Herrn Stadtrat gefragt habe, wann er von den wachsenden Schulden des Volkstheaters informiert wurde, und er damals gesagt hat: „Die Antwort darauf ist sehr einfach, zum einen ist es natürlich nicht so dramatisch, wie diese Anfrage insinuiert, es handelt sich nicht um Schulden, sondern um ein bilanzmäßiges Minus. Der Unterschied ist ein erheblicher, weil, wenn ich wo Schulden habe, dafür Zinsen zahlen muss, ein bilanzmäßiges Minus ist etwas, was sich in der Bilanz ausweist und sich unter anderem dadurch ergibt, dass man erhöhte Rückstellungen für Pensionen zahlen muss.“ - Wörtliches Zitat Ende. 

Dann erhebt sich aber die Frage, was zahlen wir jetzt, oder was zahlt die Gemeinde jetzt: Keine Schulden, ein bilanzmäßiges Minus? Die Verwirrungsstrategie, die hier offenbar betrieben wird, darf nicht aufgehen. Emmy Werner, die vorhergehende Theaterdirektorin, hat wiederholt erklärt, dass sie Ende 2004 ein Guthaben in der Höhe von 625 000 EUR hinterlassen habe, und jetzt fehlt innerhalb weniger Monate fast 1 Million EUR.

Wurde die Übergangsphase nicht kalkuliert, wurden die Überstunden, die Abfertigungen, die Altersvorsorge et cetera nicht kalkuliert? Das kann nicht sein, denn es wurde ja auch schon gesagt, dass hier ja entsprechende Beträge vom Gemeinderat zur Verfügung gestellt wurden. Schuld ist wie immer, wenn etwas schief geht in der Gebarung des Herrn Stadtrates, der Bund, weil dieser im Jahr 2000 die Subventionen auf die Summe 4,578 Mil-
lionen EUR eingefroren hat. 

Es ist verlockend, sich das einmal ein bisschen näher anzusehen, und zu schauen, wie das mit den Subventionen wirklich ist. Im Jahr 1999 hat die Gemeinde Wien 5 390 000 EUR an das Volkstheater an Subvention vergeben, die Arbeiterkammer 1 240 000 EUR und der ÖGB 240 000 EUR. Damals, und bis in jüngste Zeit, waren ja auch der ehemalige Generaldirektor Flöttl und später der in anderem Zusammenhang sehr bekannt gewordene Herr Weninger im Aufsichtsrat des Volkstheaters. 

Im Jahr 2006 zahlt die Gemeinde Wien, weil sie offenbar die Schulden aus der sozialdemokratischen Familie übernommen hat, einen Teil jener Beiträge, die früher Arbeiterkammer und ÖGB gezahlt haben, aber - und das ist entscheidend - nicht alles, sondern - wenn man sich es genau ansieht - um 350 000 EUR pro Jahr weniger als früher die siamesischen Zwillinge ÖGB und AK gezahlt haben. 350 000 pro Jahr weniger ist vielleicht auch ein Schlüssel, um zu erklären, wo Geld fehlt und warum es fehlt. 

Eine Geschichte, die nichts mit dem Sockelbetrag oder mit den Subventionen zu tun hat, die der Bund seit Jahren, zugegebenermaßen unverändert, bezahlt. Der Herr Stadtrat wird ja Koalitionsverhandlungen - es wurde angesprochen - führen und er kann ja bei dieser Gelegenheit genau jene Forderung erheben, die er seit Jahren stellt, der Bund möge mehr zahlen. Möglicherweise kann er in Gespräche mit dem neuen Kulturminister eintreten. Ich weiß nicht, ob ich ihm wünschen soll, dass es ein Selbstgespräch wird. Besten Dank. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. Als nächster Redner zum Wort gemeldet ist Herr GR Woller.

GR Ernst Woller (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Man sieht, dass sich die Opposition sehr schwer tut bei der Argumentation, warum sie nicht zustimmt. Ich möchte zuerst einen anderen Aspekt kurz ansprechen: 

Wir haben uns vor wenigen Tagen sehr gefreut über die Tourismuszahlen unserer Stadt. Es ist einfach sensationell, dass Wien von einem ganz hohen Niveau von Tourismusnächtigungen ausgehend, heuer 6,8 Prozent plus hat, heuer das erste Mal 9 Millionen Nächtigungen überschreiten wird, und dass wir nach wie vor zu den Top-Städten im Kongresstourismus zählen. 

Das ist nun auf viele Tatsachen zurückzuführen. Eine dieser Tatsachen ist zweifellos, dass Wien eine anerkannte Kultur- und Theatermetropole ist. Darauf sind wir stolz, und wir investieren auch in unsere Stärke und wollen auch alles tun, dass Wien eine lebendige Theaterstadt bleibt. Wir werden daher die Theater nicht in Schwierigkeiten bringen und Theater nicht zusperren, sondern wir werden Theater weiter verstärkt unterstützen und wir werden, wenn es notwendig ist, auch dort und da ein neues Theater eröffnen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Wir Wiener Sozialdemokraten bekennen uns zu dieser Theaterstadt, wir bekennen uns auch zum öffentlichen Auftrag der öffentlichen Finanzierung dieser Theaterstadt, und wir bekennen uns zur Lebendigkeit und zur Vielfalt dieser Theaterstadt. Wir haben das durch die Theaterreform bewiesen, die der Herr Stadtrat eingeleitet hat und erfolgreich umsetzt, wir haben uns dadurch dazu bekannt, dass wir große und kleine Theater in gleichem Maße fördern, wir haben uns dazu bekannt, dass wir in-
stitutionelle Theater genauso fördern wie die freie Szene. 

Und es ist einfach nicht möglich, dass man diese auseinanderdividiert und immer sagt, ja, die Großen bekommen soviel Geld, die Kleinen nicht. Das stimmt auch sachlich einfach nicht. (GRin Mag Marie Ringler: Orpheus Trust!) Wenn ich hier nur zwei Zahlen nennen darf, Frau Kollegin Ringler, zwei Zahlen. In den sechs Jahren, in denen StR Mailath-Pokorny für die Kulturpolitik in dieser Stadt verantwortlich ist, wurden die Förderungen für die Off-Szene im Theater in sechs Jahren von 14 auf 23 Millionen erhöht. Das ist eine sensationelle Steigerung von 64 Prozent in sechs Jahren. Das soll uns irgendeine andere Theaterstadt auf dieser Welt nachmachen. 

Wir brauchen uns hier nicht vorwerfen lassen, dass wir nur die Großen fördern und die Kleinen umkommen lassen. Es stimmt einfach nicht. Wenn Kleine in Schwierigkeiten kommen, dann ist immer schuld, dass sich der Bund in der Förderung zurückgezogen hat. (Beifall bei der SPÖ.) 

Auch der Vergleich mit Orpheus Trust stimmt natürlich nicht. Die Stadt Wien war die einzige, die für Orpheus Trust die Subvention in den Jahren des StR Mailath-Pokorny verdoppelt, ja mehr als verdoppelt, hat. Der Bund hat gekürzt, hat sie überhaupt eingestellt, und alle Versuche von StR Mailath-Pokorny, die anderen Bundesländer einzuladen, weil nämlich der Schutz von jüdischem Kulturgut nicht ausschließlich eine Angelegenheit der Stadt Wien, sondern auch eine Angelegenheit der Republik und eine Angelegenheit aller Bundesländer ist. Alle Versuche von StR Mailath-Pokorny, den Bund und die Bundesländer an einen Tisch zu bringen, dass Orpheus Trust nicht in Schwierigkeiten kommt, sind gescheitert. Wir sind die Einzigen, die nicht nur gezahlt haben, sondern wir haben auch die Förderung verdoppelt. Daher ist dieser Vorwurf einfach wirklich nicht zulässig. (Beifall bei der SPÖ.) 

Wir brauchen eine lebendige Theaterstadt, und zu der gehören nicht nur freie und kleine Theater, sondern auch große Theater. Wir brauchen ein starkes, konfliktfreudiges, politisch engagiertes, kompetentes und erfolgreiches Stadttheater, wir brauchen das Wiener Volkstheater, und das ist unter der Direktion von Michael Schottenberg in wahrlich guten Händen. 

Direktor Schottenberg hat eine sehr starke erste Saison abgeliefert, wir haben wunderbares Theater gesehen, wir haben Theater gesehen, das Stellung bezieht. Er hat mit "Spiegelgrund" gestartet als einen Beitrag zum Gedenkjahr des Jahres 2005, er hat Stellung bezogen mit Stücken wie “Rose Bernd“ von Gerhard Hauptmann, “Vor dem Ruhestand“ von Thomas Bernhard, mit “Freiheit im Krähwinkel“ von Nestroy. 

Er hat aber auch sehr viel Neues geschaffen, er hat großartiges, junges Theater gemacht, er hat den jungen Schiller mit “Die Räuber“ auf die Bühne gebracht, in einer Inszenierung, wie wir sie im Volkstheater und auch sonst in der Stadt kaum gesehen haben, ein junges Ensemble aus multikulturellen Rappern in dieser Stadt, ein junger Regisseur aus Deutschland, Nuran David Calis mit türkischem und jüdischem Hintergrund und ein Theater, das es sonst noch nie geschafft hat, so viele junge Menschen ins Volkstheater zu bringen. Ich habe es viermal gesehen, auch mit meinen Kindern, ich weiß, wie viele junge Menschen hier im Volkstheater waren, und das ist ein großartiges Ergebnis gewesen. Wir haben tolles Theater gesehen im Haupthaus, in den Bezirken - die Zahl der Abonnementen, beim Volkstheater in den Bezirken ist auf über tausend erhöht worden -, wir haben eine neue Spielstätte mit dem Hundsturm, in einer theatralisch düsteren Ecke dieser Stadt, wie Schottenberg es sagt, wir haben spartenübergreifende Projekte in diesem Haus mit Künstlerinnen und Künstlern der bildenden Kunst wie Elke Krystufek und der Künstlergruppe “monochrom“. 

Und dieser Hundsturm ist eine wichtige Spielstätte und Entwicklungsstätte für zeitgenössische Autoren, ins-
besondere zeitgenössische Autoren aus dem Osten un-
seres Kontinents. Und dass Dimitri Dinev einen Stückauftrag erhalten hat, ist nur ein Zeichen, wie erfolgreich dieser Weg ist. Wir haben mit dem Hundsturm ein Experimentiertheater ebenso wie eine Probebühne für das Volkstheater, und es war das billigste neue Theater, das wir geschaffen haben, und wir bekennen uns voll zu dieser neuen Spielstätte des Wiener Volkstheaters. 

Dass die Rote Bar rote Tapeten hat, das liegt nun einmal an den Tapeten. Dass da drinnen politisch engagierte Veranstaltungen stattfinden, sinnliche Veranstaltungen, lyrische Veranstaltungen, das können Sie nur deshalb nicht beurteilen, weil Sie wahrscheinlich nie dort sind, aber es gibt ja auch - und das sollte Ihnen nicht verschwiegen sein – einen schwarz-weißen Salon. Niemand hat sich aufgeregt, warum der Salon schwarz-weiß heißt, und es gibt eine neue Spielstätte im Bellaria-Kino, die seit einem Jahr "Stadt ohne Juden" spielt und es ist jedes Mal ausverkauft. 

Ich glaube, dass hier Großartiges gelungen ist und dass wir stolz sein können. 

Und nun zur Bemerkung über den roten Stern. Nun, dass alles, was rot ist in dieser Stadt, der FPÖ nicht gefällt, das ist nicht neu. (GR Mag Harald STEFAN: Aber geh!) Es ist jedenfalls so, dass mit diesem Symbol - das nun tatsächlich Interpretationen zulässt - viele Diskussionen entstanden sind, dass Irritationen entstanden sind, dass aber insbesondere das Haus auch eine neue Identität gewonnen hat, (GR Mag Harald STEFAN: Was ist das!) Aufmerksamkeit erregt hat, das Haus mit diesem Signet internationale Preise gewonnen hat. Und unter uns gesagt, niemand regt sich auf, dass die italienische Mineralwasserfirma San Pellegrino einen roten Stern hat, niemand würde dem Modehaus Turek in dieser Stadt eine Nähe zum Kommunismus nachsagen, weil es einen roten Stern im Signet hat. (GR Mag Harald STEFAN: Reiner Zufall!) Das ist einfach lächerlich, was Sie hier machen, und daher kann man sich mit dem wirklich nicht ernsthaft auseinandersetzen. 

Wenn wir hier heute eine Zusatzsubvention in der Höhe von 450 000 EUR beschließen, dann ist das erstens einmal notwendig, um den erfolgreichen Weg im Volkstheater fortsetzen zu können, und dann ist es zweitens von der Stadt Wien und den Beamten der MA 7 bis ins letzte Detail geprüft worden. Und das ist auch der Grund, warum es erst heute vorliegt und nicht schon nach dem ersten öffentlichen Nennen dieser Zahlen, und es ist auch erklärbar. Es ist erklärbar mit dem Direktionswechsel, es ist erklärbar mit dem Wechsel in der Dramaturgie, teilweise auch im Ensemble, es ist erklärbar mit den notwendigen Abfertigungen und Pensionsrückstellungen und es ist auch damit erklärbar, dass vielleicht eine Direktion am Schluss nicht so viel Interesse erweckt wie eine Direktion, wenn sie neu beginnt. 

Es ist aber vor allem erklärbar, weil das Volkstheater - und das ist das Einzige, was tatsächlich unbestritten ist und das muss in diesem Zusammenhang auch gesagt werden - chronisch unterdotiert ist, und wir wissen das. 

Ich sage jetzt nur einige Zahlen, dass man überhaupt weiß, was wir am Volkstheater in dieser Stadt haben. 

In dieser Spielzeit, der ersten von Direktor Schottenberg, wurden insgesamt 655 Vorstellungen gespielt. Ich vergleiche es jetzt mit dem Stadttheater Klagenfurt, das hat mit 2,5 Millionen EUR Subvention mehr, nur insgesamt 169 Vorstellungen gespielt. 

Wir hatten insgesamt 696 Zuschauer an jedem dieser Spieltage, das gibt insgesamt eine Besucherzahl von mehr als 200 000 Menschen in dieser Stadt, die jährlich Vorstellungen des Volkstheaters sehen und das alles um den Betrag, den wir hier zur Verfügung stellen. 

Eine wichtige Kennzahl ist die Subvention pro Besucher. Ich sage nur einige Beispiele, weil Kollege Stefan gesagt hat, die ganze Welt hat weniger Förderung und spielt besseres Theater. Genau das Gegenteil ist na-
türlich der Fall. Ich sage jetzt: Klagenfurter Stadttheater 118 EUR pro Besucher Förderung, Schauspielhaus Zürich 100 EUR, Linzer Landestheater 92 EUR, Volkstheater Wien, 58 EUR. 

Das heißt, weniger als die Hälfte dessen, was das Stadttheater Klagenfurt bekommt, erhält das Volkstheater an Subvention pro Besucher, und daher glaube ich, dass es durchaus erklärbar und verständlich ist, dass das Volkstheater wahrscheinlich eine höhere Förderung braucht. Dies ist vor allem auch durch die Kürzungen des Bundes erklärbar. 

Kollege Wolf hat jetzt da so locker gesagt: „Es wurde eingefroren.“ Sie wissen offensichtlich nicht, was eingefroren ist. Der Bund hat nicht eingefroren, sondern gekürzt, und zwar im Jahr um die gigantische Summe von 660 000 EUR, während die Stadt Wien in den Jahren 1998 bis 2006 die Subvention von 5,2 Millionen EUR auf 5,7 Millionen EUR erhöht hat - in 8 Jahren eine Erhöhung von 9,4 Prozent - hat der Bund im Jahr 2000, bei Antritt der schwarz-blauen Regierung - welch ein Zufall - die Subvention von 5,2 Millionen EUR auf 4,5 Millio-
nen EUR reduziert und diese Reduzierung über 7 Jahre beibehalten. In diesen 7 Jahren hat das Volkstheater von der Bundesregierung um 4,6 Millionen EUR weniger Subvention erhalten. (GR Dr Matthias Tschirf: Was ist mit dem ÖGB?) Und wenn man weiß, dass das noch mehr ist, wenn man berücksichtigt, dass die Personalkosten jedes Jahr steigen, dann ist das ein Verlust an Einnahmen von mindestens 5 Millionen EUR. Und das verantworten ausschließlich Sie von der FPÖ und von der ÖVP, und Sie haben hier kein Recht, sich hier herzustellen und zu sagen, das Volkstheater brauche so viel Geld. Sie sind verantwortlich, dass das Volkstheater in Schwierigkeiten gekommen ist, und wir werden es nicht zulassen, dass das Volkstheater gefährdet ist, daher werden wir heute hier eine Zusatzförderung beschließen und wir beschließen 450 000 EUR als unseren Anteil an dieser Zusatzförderung. (Beifall bei der SPÖ.)
Wien leistet seinen Beitrag, wir leisten von 900 000 EUR Schulden 450 000 EUR, weil wir einfach auf den Bund hoffen. Und es würde wahrlich dem Wählerauftrag des 1. Oktober dieses Jahres entsprechen, wenn die zukünftige Bundesregierung in diesen wichtigen Fragen auch wieder gesprächsbereit wäre. Wir hoffen natürlich, dass diese nächste Bundesregierung nicht nur gesprächsbereit ist, sondern auch ihre Verantwortung gegenüber den Wiener Theatern in dem Maße wieder wahrnimmt, wie es bis zum Jahr 2000 der Fall war.

Nun, zur Kritik der Rumpfgeschäftsfähigkeit: Ich sage immer, Sie sind Buchhalter, aber Sie haben offensichtlich auch von Buchhaltung keine Ahnung. Es ist einfach so, dass es jetzt andere gesetzliche Regelungen gibt als das GmbH‑Gesetz. Es ist nun notwendig, Bilanzen nicht nach Kalenderjahren, sondern nach Spielsaisonen vorzulegen. Das machen alle Theater in dieser Stadt so. (GR Dr Franz Ferdinand Wolf: Wichtig ist die Bilanz!) Das macht die Josefstadt so, und beim Volkstheater stellen Sie sich her und sagen, wo ist die Bilanz des Jahres 2005. Die Bilanz der Spielsaison 2005/2006 wird im Jänner 2007 vorliegen, so wie das ganz normal ist. Und daher gibt es jetzt, in der Übergangsphase von Kalenderjahrbilanz bis Spielsaisonbilanz, einen Wechsel und daher gibt es jetzt eine Rumpfbilanz vom 1. Jän-
ner 2005 bis Ende August 2005. Da ist nichts herumgetrickst worden, da ist nichts unbekannt, sondern das haben Sie halt, wie immer, nicht verstanden. Ich sage es Ihnen noch einmal, Sie sind einfach schlecht informiert und Sie sollten sich Ihre Ablehnung überlegen.

Wenn ich schon Josefstadt sage. Also, wir lieben alle Theater in dieser Stadt, die Josefstadt, das Volkstheater und die vielen anderen auch. Nur, wenn schon dieser Vergleich hier gewählt wird, dann muss ich sagen, ist die Zusatzsubvention von 450 000 EUR heute hier für das Volkstheater vergleichsweise bescheiden. Wir sind vor wenigen Jahren mit der Situation konfrontiert gewesen, dass die Josefstadt Schulden in der Höhe von 8,7 Mil-
lionen EUR hatte und es war damals Gott sei Dank möglich, dass die Stadt Wien gemeinsam mit dem Bund in einem 5-Jahres-Plan jeweils einen Beitrag geleistet hat zur Entschuldung der Josefstadt in der Höhe von 4,3 Millionen EUR. Das heißt, das ist fast der zehnfache Betrag, den wir hier für die Josefstadt beschlossen haben, und das war auch richtig so. Der Bund hat damals auch mitgezahlt. Wenn heute hier diskutiert wird, fürs Volkstheater wäre das nicht zulässig, dann muss ich sagen, das ist natürlich lächerlich, noch dazu, wo das Volkstheater um über 200 Sitzplätze mehr hat und auch deshalb schon Schwierigkeiten hätte, wenn es nicht entsprechend subventioniert wird. 

Die Beschlussfassung der Zusatzförderung von 450 000 EUR ist alternativlos. Und wenn die Opposition heute hier dagegen ist, egal, ob es von dieser Seite ist oder von dieser Seite hier, dann würde ich erwarten, dass die Damen und Herren der Opposition sich hier herstellen und sagen, was die Alternative zu dieser Förderung ist, und was das Volkstheater machen soll. Wir stehen in dieser Stadt für ein Kaputtsparen und ein Zusperren von Theatern nicht zur Verfügung. Wir bekennen uns zu diesem Theater, wir bekennen uns nicht nur zum Theater und zur Kunst, es geht uns auch um die 260 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im technischen und im künstlerischen Bereich. Das Volkstheater leidet besonders unter den Kürzungen des Bundes, sowie viele andere Theater übrigens auch. 

Wir stehen zum Volkstheater, wir stehen zu diesem Haus, wir stehen zu diesem Direktor, wir stehen zu diesem Ensemble, wir stehen zu seinen Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen und wir stehen zum Geist dieses Hauses als politisch engagiertes, progressives, keinen Konflikt scheuendes Stadttheater von Wien. Wir werden diesem Antrag heute die Zustimmung geben. (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. Als nächster Redner zum Wort gemeldet ist Herr GR Herzog. Ich erteile es ihm.

GR Johann Herzog (Klub der Wiener Freiheitlichen): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Frau Vorsitzende!

Der heutige Subventionsantrag, glaube ich, beweist deutlich, dass das Volkstheater doch ein Millionengrab geworden ist und erstaunlich sind die Begründungen dazu, wie sie von der Sozialdemokratischen Partei gekommen sind. Sie schwanken zwischen Feststellungen von früheren Zeiten - die in Kürze wahrscheinlich der Vergangenheit angehören werden - dass nämlich die Koalition schuld sei, bis zum Direktionswechsel auf der anderen Seite. 

Vielleicht könnte sich die SPÖ entscheiden, für welche Begründung sie eintreten wird. Ich frage mich natürlich überhaupt, wie wird das dann in Zukunft ausschauen, wenn diese billige Replik, die Koalition ist schuld, und die Regierung ist schuld, einmal wegfällt, weil dann die SPÖ selber drinnen sitzt, ja sogar den Bundeskanzler stellt. Welche Begründungen werden dann kommen, wenn diese Millionengräber weiter zugeschaufelt werden müssen? (Beifall bei der FPÖ.)
Es ist eben eine Frage, wie es möglich ist - wenn Frau Emmy Werner wirklich eine so weit ausgeglichene vernünftige Bilanz gelegt hat -, dass in kürzester Zeit Herr Schottenberg ein solches Ergebnis zusammengebracht hat. 

Aber ich glaube, die gesamte Wiener Kulturpolitik 
orientiert sich in erster Linie an einem Punkt, nämlich an der Subventionsvernichtung. Das betrifft ja wahrscheinlich den Großteil der Gelder, die für die Wiener Kulturpolitik verbraucht werden. Ein Großteil davon, wenn ich nur kurz Resümee ziehen darf, bezieht sich eben auf die Vereinigten Bühnen Wien, die ein Drittel, somit einen Großteil des Budgets der Wiener Kulturpolitik, verschlingen und die Jahrzehnte lang auch immer die Zustimmung der ÖVP gefunden haben und die ein Viertel, nicht ein Drittel, des Wiener Kulturbudgets in Anspruch nehmen. Erfolge in wirtschaftlicher Hinsicht hat es trotz dieser Millionen Subventionen nie gegeben. Überall auf der Welt wurden die Musicals auf weiten Strecken sehr positiv geführt und haben zu positiven Ergebnissen auch in wirtschaftlicher Weise geführt. Nur Wien hat es zusammengebracht, dass das nie eingetreten ist und dass auch volle Häuser es noch immer nötig machten, dass vom Steuerzahler Subventionen sonder Zahl locker gemacht werden mussten. Das ist ein ganz besonders bedauerliches Ergebnis, das bis heute von der SPÖ, aber auch von den früheren Kulturpolitikern der ÖVP, in keiner Weise in den Griff zu bekommen war. 

Eine Lösung, die in Richtung auf eine privatwirtschaftliche Führung der Vereinigten Bühnen ginge, wäre vielleicht ein gangbarer Weg, diese wurde nur von der SPÖ nie ins Auge gefasst. Positiv darf ich hervorheben, dass immerhin die Rückführung des Theaters an der Wien zu einer klassischen Musiktheaterbühne erfolgt ist. Das ist positiv und wird sich hoffentlich auch in den Entwicklungen der Wiener Theaterlandschaft positiv auswirken, und es macht es ja bereits. 

Aber mit dem Umbau des Ronacher hat man, glaube ich, sofort wieder ein neues Millionengrab gefunden. Es wurden 47 Millionen EUR in ein relativ kurz zuvor renoviertes Haus gesteckt, in ein Haus, das nun wiederum als weitere Musicalbühne zur Verfügung steht, und das zu einem Zeitpunkt, wo man davon ausgehen muss und ausgehen kann, dass die goldene Zeit des Musicals vorbei ist. Aber man sieht ja, die großen Erfolge des Musicals haben alle Neuproduktionen nicht mehr so wirklich gebracht, weder hier in Wien noch anderswo. 

Das heißt also, man hat nicht nur 47 Millionen in den Umbau eines Hauses gesteckt, sondern man hat auch dafür Sorge getragen, dass für die weitere Zukunft ein Theater existiert, das für immer, und zwar für immer, massiv und schwer am Subventionstopf der Stadt Wien hängen wird. Das ist eine klassische Fehlentscheidung, die auf ewig, wie ich glaube, mit dem Namen Mailath-Pokorny verbunden bleiben wird. 

Noch ein anderer Hinweis auf Geldverschleuderung zum Beispiel, das Mozartjahr. Wir haben natürlich noch nicht die endgültige Bilanz, wie sich das niederschlagen wird - wir werden davon noch hören - allerdings ist festzustellen, dass ein Drittel dieses vorgesehenen Budgets dafür in die Aktivitäten des Herrn Peter Sellars selber hineingeflossen ist. 10 Millionen EUR, glaube ich, sind es, und davon hat er 400 000 als Eigenhonorar oder für sich selbst beanspruchen können. Ein Zusammenhang mit Mozart ist im Großen und Ganzen nur schwer festzustellen. 

Die wirtschaftliche und künstlerische Bilanz wird dann am Ende des Mozartjahres zu ziehen sein. Die Gewichtung, oder falsche Gewichtung, an einer Theaterreform, die doch die Aushöhlung der kleinen und mittleren Bühnen betrieben hat, wird sicher Folgen haben, auch nicht zuletzt dafür, dass letzten Endes die jungen Schauspieler nicht genügend Platz für eine Verankerung im klassischen Wiener Theater haben werden, was sicherlich an sich ein großer Fehler für diese Stadt sein wird. Die Kontrollamtsberichte haben ja in dieser Hinsicht bereits Bände gesprochen. 

12 Millionen EUR sind in den letzten drei Jahren, glaube ich, in die Kunsthalle Wien geflossen, die sich vor allem durch recht fragwürdige Aktionen und durch fragwürdige Ausstellungen hervorgetan hat. Ich erinnere nur an die heftig diskutierte und letzten Endes dann doch durchgezogene gezeigte Schändung eines toten Babys von der südamerikanischen Künstlerin Teresa Margolles, die für mich irgendwie im Mittelpunkt steht für die gesamten Aktivitäten der Kunsthalle. Die jetzt laufenden Ausstellungen über Afrika, die Afrika Screens Ausstellungen, laufen offensichtlich ohne echten Publikumsbesuch und Trash-Kultur ist nicht zuletzt etwas, was auch in der Ausstellungskultur im Mittelpunkt dieser Einrichtung steht. 

Und ich möchte feststellen, dass der Kunsthalle - und das ist ganz interessant - und indirekt dem Matt auf Grund eines gewonnenen Prozesses unterstellt werden kann, dass sie pornografischen und pädophilen Aktionismus betreiben. Und dafür, meine Damen und Herren, gibt die Gemeinde Wien Millionen aus, da hinein laufen ein Großteil der Subventionen der Wiener Kulturpolitik. Es sind einfach Gewichtungen, die falsch sind, denn parallel dazu muss festgestellt werden, dass ein Kulturerbe Wiens seit dem Jahr 2001 dem Verkommen preisgegeben wurde. 

Ich rede von den Sofiensälen. Die Sofiensäle sind 2001 einem Feuer zum Opfer gefallen, der Festsaal, der Ballsaal, alles andere war relativ gut erhalten. Durch Jahre hat die sozialistische Mehrheit, haben der Bürgermeister, das Bundesdenkmalamt und natürlich der Eigentümer, der andere Interessen hatte, die Verantwortung hin und her geschoben. Es war jahrelang nicht möglich, dass zum Beispiel ein Wetterschutz eingerichtet wurde. Man hat dann ein paar Fetzen hingehängt, die heute vom Wind noch zerblasen werden und die Planierraupen haben ihre Tätigkeiten begonnen. Die Abrissbirne wurde auch im Festsaal, im Ballsaal, eingesetzt und ein Kulturgut Wiens ist dem Verfall preisgegeben worden, von dem es fraglich sein wird, ob es eine neue Regelung mit der ARWAG und auch nur in irgendeiner Form eine Bereitschaft zur Lösung geben wird und ob es noch möglich sein wird, diesen einmaligen Ballsaal aus 1848 zu erhalten und einzugliedern in ein Projekt, das wert ist, in die Zukunft geführt zu werden. Wir haben durch, ich glaube, jahrelange Diskussionen und Anfragen hier in diesem Gemeinderat, das Schicksal der Sofiensäle in den Mittelpunkt des Interesses gestellt. Die Wiener Bevölkerung hat zum Unterschied zu den Ausstellungen in der Kunsthalle wie Afrika Screens oder anderes, großes Interesse an der Erhaltung der Sofiensäle. Geschehen ist in dieser Richtung nichts. Der Bürgermeister war nicht bereit, sich wirklich hineinzuknien, das Bundesdenkmalamt hat aus welchen Gründen auch immer keine Tätigkeiten entwickelt, es wurde zugesehen, wie eines der besten Häuser Wiens dem Verfall preisgegeben wurde und nun, fünf nach zwölf wahrscheinlich, kommt erfreulicherweise die ARWAG und wird vielleicht das Konzept einer Rettung präsentieren. Wir werden aber ein Kunstprodukt haben, die originale Ausstattung, die originale Gestaltung des Ballsaals und der sonstigen Räumlichkeiten wird mit Garantie nicht mehr die sein, die vor drei, vier Jahren noch rettbar und erhaltbar gewesen wäre. Ein Umdenken in der Wiener Kulturpolitik, dass solche unglaublichen Dinge nicht mehr passieren, wäre ganz ganz wichtig. (Beifall bei der FPÖ.) 
Und noch ein kleiner Hinweis, was ganz interessant ist: Die Bezirksvertretung des 3. Bezirkes hat, das wirkt nur als Börslein, mit weiteren 50 000 Euro unterstützen, gegen die Stimmen der SPÖ, wie ich feststellen darf. Angesichts des grauenhaften, möchte ich sagen, Kontrollamtsberichtes übers Börslein und die sonderbaren Querverbindungen zu interessierten Gruppen in Wien, die hier immer dafür gesorgt haben, dass der Geldfluss aufrecht bleibt, steht die Frage, warum wird hier aus Bezirksmitteln in eine Sache investiert, wo im Verhältnis zu den kulturellen Aktivitäten auf Bezirksebene ein vielfacher Betrag aufgewendet wird, der sonst Bezirksaktivitäten zugute kommt. 

Meine Damen und Herren von der sozialdemokratischen Mehrheit, denken Sie in der Kulturpolitik um, machen Sie eine Kulturpolitik, die von der Wiener Bevölkerung mitgetragen wird. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr Mag Dvorak, ich erteile es ihm. 

GR Ing Mag Bernhard Dworak (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren! 

Die Stadt Wien vergibt auf Grund einer Teilbilanz, von der wir nicht wissen, wie die anderen Teile aussehen werden, 450 000 EUR. Das Volkstheater und Vertreter der Stadt Wien hoffen, die anderen 450 000 EUR vom Bund zu bekommen. Warum sollte der Bund zahlen? Auf Grund der Geschichte, der bekannten Geschichte, sehe ich keine Notwendigkeit darin. Wenn sich Herr StR Mailath-Pokorny als Vertreter der SPÖ in den Koalitionsverhandlungen für den Bereich Kultur mit Staatssekretär Morak auf die 450 000 einigen sollte, soll uns das Recht sein. In Zukunft wird der Bund ja deutlich mehr für Wien ausgeben. Das Jammern wird aufhören, und der Bund wird sein Füllhorn über die Wiener Kultur ausleeren, herrlich. Alle anderen Bundesländer werden sich sehr dagegen wehren, dass Wien wieder mehr bekommt. Aber StR Mailath-Pokorny wird sicher den Bagatellbetrag im Paket unterbringen. 

Der nächste Punkt: Der zuständige Referent für den Akt Volkstheater, der die Verhandlungen zu den Subventionen führte, wird ab 1.9.2007 Finanzchef des Volkstheaters. Ist das eine Vorleistung oder eine Kontrollfunktion für den Herrn Stadtrat? 

Jedenfalls keine gute Ausgangsbasis für vertrauenswürdige Zusammenarbeit mit dem Volkstheater. Traurig, dass man bei den Verlusten nicht über die wahren Ursachen gesprochen hatte. Abfertigungen, die für atypische Überstundenanteile und für 24 Personen gezahlt wurden, sind anscheinend einem neuen Direktor nicht zumutbar. Andere Betriebe müssen mit dem vorhandenen Personal bei einem Direktionswechsel weiterarbeiten. 

Ich habe persönlich nichts gegen Michael Schottenberg. Er ist sehr kreativ, aber die ausufernden Ideen für die Neupositionierung des Volkstheaters konnte er sich nicht leisten. Auch ein Umbau wurde, wie bekannt, mit zusätzlich 700 000 EUR von der Stadt gefördert. Ich frage mich, ob der neue Direktor die Grundrechnungsarten beherrscht, ob seine Genialität genügt. Muss für alle Flops der Steuerzahler aufkommen? Denn er ist ja schlussendlich derjenige, der diese Beträge bezahlt. Seine Flops: Hundsturm – heute wird diese Spielstätte praktisch nicht mehr bespielt. Kollege Woller hat da ein bisschen zu viel Jubel verbreitet. – Oder: das Stück "Der Golem", "Die Kinder vom Spiegelgrund". Die Flops ... (GR Ernst Woller: Letzte Woche war eine Autorenwerkstatt dort! Wissen Sie das nicht? ... eine Autorenwerkstatt!) – Ich sage: "kaum mehr". Ich korrigiere mich und sage: "kaum mehr bespielt im normalen Spielbetrieb".

Es sind hier unnötige Kosten von weit mehr als 400 000 EUR entstanden. Seine Aussage im "profil" - das können Sie sicher nachlesen -: „Wenn ich ausschließlich nach kommerziellen Gesichtspunkten Programm machen müsste, trete ich zurück." –

Der Kunstgriff für sein Haus, das immerhin 1 000 Sitzplätze hat: Er hat die letzten fünf Reihen entfernen lassen und hat dort Polstermöbel unterbringen lassen - sozusagen als zusätzliche Sitzplätze oder als bequeme Sitzplätze.

Zu Abos und Laufkundschaft sagt Schottenberg, dass er kein Interesse an Abos - und damit an der Auslastung und an einem kaufmännischen Erfolg - hat. Er sei nicht als Sanierer für das Volkstheater geholt worden. 

Bei der Übergabe von Emmy Werner an Schottenberg – wir haben es heute schon einige Male gehört – hat seine Vorgängerin von 900 000 EUR nicht ausgabewirksamen Beträgen in der Bilanz gesprochen - dasselbe hat auch der Herr Stadtrat damals gesprochen - und von einem Guthaben, anscheinend allerdings in Wertpapieren, von 625 000 EUR berichtet. Jetzt braucht Schottenberg 450 000 EUR sofort. - Was stimmt da?

Vor zehn Tagen habe ich mir im Volkstheater das Stück "Der nackte Wahnsinn" angeschaut. Die Regie hat er gemacht, und ich habe dafür mehr als 30 EUR für eine Vollpreiskarte gezahlt. Die Zahlen sagen aber anderes: An durchschnittlichen Einnahmen pro Sitz erlöst man nur 12 EUR und bekommt 47 EUR an Sitzplatzsubvention. - In der Josefstadt, von der wir heute schon gesprochen haben, erlöst man zumindest das Doppelte bei geringerer Subvention. - Übrigens habe ich für das Programm 1,20 EUR gezahlt; ich glaube, das ist sicherlich mehr wert.

Ich hätte gerne dem Ansuchen zugestimmt und Schottenberg einen Vertrauensvorschuss gegeben, aber zu viele Unbekannte ergeben keine schlüssige Rechnung. - Das ist, wie schon gesagt, der Teilabschluss bis zum 31. August. Was ist mit der Saisonbilanz 2004/2005 insgesamt? Wie schaut die Bilanz jetzt, 2005/2006, aus? Und welche Unbekannten und welche Leichen im Keller des Volkstheaters gibt es noch? 

Wir befürchten nämlich ein Vielfaches der Summe von jenen 450 000 EUR, die jetzt beantragt werden, besonders darum, weil es bereits persönliche Haftungen der Stiftungsvorstände gibt. Schottenberg spricht im März von einem Mehrbedarf von 3 Millionen EUR. Schottenberg und die SPÖ-Fraktion sprechen von eingefrorenen Subventionen. Der Bund hat ab dem Jahr 2000 bis 2006 jährlich 672 000 EUR weniger gezahlt. Die Stadt Wien hat zwischen 2001 und 2006 jährlich 335 000 EUR mehr gezahlt. Zusätzlich hat die Stadt Wien das Volkstheater in den Außenbezirken übernommen. Allerdings - und das haben wir auch heute schon gesagt -: Der ÖGB und die Arbeiterkammer haben bis zum Jahr 1999 1,48 Millionen EUR pro Jahr an Subvention gezahlt. 

Ich glaube, die Probleme liegen hier bei den geringeren ÖGB- und Arbeiterkammer-Zuwendungen. Als ehemaliges Theater des ÖGB ist das sicher kein Ruhmesblatt. Waren schon damals die Probleme des ÖGB mit seinen Finanzen bekannt? Seit 2000 gab es somit eine geringere Dotation des Volkstheaters. Der Bund ist somit nicht – jetzt sage ich – "alleine schuld". Herr StR Mailath-Pokorny sollte gemeinsam mit Direktor Schottenberg im Einflussbereich der SPÖ die fehlenden Beträge suchen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ursprünglich hat der Herr Stadtrat von einer Drittelregelung des Zusatzbedarfs gesprochen - im März, kann ich mich erinnern -: Ein Drittel Stadt Wien, ein Drittel soll der Bund zahlen, und ein Drittel soll das Volkstheater selbst aufbringen. - Davon ist heute nicht mehr die Rede. Es sollen sich Land und Bund die Flops des Herrn Direktors Schottenberg, die den Steuerzahler 918 000 EUR kosten, teilen. 

Was mich persönlich ärgert: Es gibt keine Konsequenzen, man diskutiert keine Ursachen, man schluckt die Kapriolen der Künstler. Anscheinend ist der Kulturstadtrat in Wien nur für das Durchreichen der Gelder zuständig. Oder hat er die Aufgabe eines Kontrollorgans, eines Über-Chefs des Stiftungsrats, frage ich mich. Langsam stellt sich die Frage, ob der Herr Stadtrat seine Aufgaben wahrnimmt oder ob er ohne Diskussion weiterfinanzieren wird.

Auf Grund der vielen ungeklärten Situationen können wir diesem Akt nicht zustimmen. Ich stelle aber Direktor Schottenberg seine Bemühungen nicht in Abrede - ich hoffe, er bringt es irgendwann einmal zusammen. Bis zu diesem Zeitpunkt muss leider der Steuerzahler für seine Versuche aufkommen. (Beifall bei der ÖVP. – GR Mag Thomas Reindl: So eine Märchenstunde hab' ich überhaupt noch nie gehört! Das ist ja unglaublich!) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet hat sich Herr GR Dr Michael Ludwig. Ich erteile es ihm.

GR Dr Michael Ludwig (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Dass das Volkstheater eine sehr hohe Anerkennung genießt, das können wir den Medien entnehmen, das können wir, wenn wir Besucherinnen und Besucher be-
fragen, auch aus diesem Kreis hören. Und es zeigt sich auch, dass es offensichtlich so wenig Kritik von Seiten der Opposition an der Arbeit des Volkstheaters gibt, dass zum Beispiel Herr GR Herzog, wenn man so will, eine Tour d'horizon durch das gesamte Kulturleben Wiens, und zwar bis zurück ins Jahr 2001, anregen muss, um Punkte zu finden, die er für geeignet hält, daran Kritik zu üben. (GR Johann Herzog: Nein, ihr habt es ja verkommen lassen seit Jahren! Wenn ihr es früher renoviert hättet ...! – Ihr werdet auf ... zurückgehen müssen!) Es war auch sehr interessant, Ihnen zuzuhören, und es wäre natürlich jetzt verlockend, eine Generaldebatte zu führen, aber da wir ja bald die Budgetdebatte haben, werden wir diese auf jeden Fall führen.

Ich möchte nur zwei Dinge in aller Kürze anmerken, denn ich höre Ihnen ja immer sehr genau zu, Herr GR Herzog: Das eine ist: Sie haben angesprochen, dass die Bezirksvertretung Landstraße das Birdland jetzt finanziell unterstützt. - Ich möchte nur richtig stellen, auch für das Protokoll: Es geht nicht um eine Finanzierung für die Spielstätte Birdland, sondern (GR Johann Herzog: Für einen Verein!) für den Landstraßer Jazzherbst, also für eine Aktivität, die im Birdland stattfindet. (GR Johann Herzog: Ein kleiner Umweg!) - Das wollte ich nur klargestellt haben.

Und der zweite Punkt - der schon auch eine inhaltliche Frage betrifft und, wenn man so will, den Bogen auch zum Volkstheater spannt - ist Ihre Anmerkung zur Finanzierung des Mozartjahres. Auch diese Diskussion haben wir hier im Haus schon länger abgeführt. Und weil Sie gerade die Aktivitäten von Peter Sellars angesprochen haben, sollte man doch auch erwähnen, dass Peter Sellars mit den Filmen, die er ins Leben gerufen beziehungsweise initiiert hat, bei den Filmfestspielen in Venedig schon fünfmal ausgezeichnet und prämiert worden ist. Das ist eine hohe Anerkennung für das, was wir als Stadt Wien im Rahmen des Mozartjahres fördern. Und das ist - damit bin ich dann, wenn man so will, auch schon wieder beim Volkstheater - auch eine starke Unterstützung für den Kultur- und Tourismusstandort Wien (GR Mag Harald STEFAN: "Sicher"! Das glaub' ich "sofort"! Ich hab' schon viele ...! – Ironische Heiterkeit bei GR Johann Herzog), denn die Filmfestspiele Venedig sind natürlich auch eine sehr breite Plattform, um sich kulturell zu informieren, und das ist, wie ich meine, eine hervorragende kulturpolitische Werbung.

Ich wollte das nur in aller Kürze auch in Ihre Richtung noch klargestellt wissen, dass ich mich da ganz deutlich von Ihrer Position unterscheide (GR Johann Herzog: Die Zuschauerzahlen werden überschaubar werden!), denn ich denke, dass das auch ein wichtiger Aspekt für den Kulturstandort Wien ist (GR Mag Wolfgang Jung: Sie sollten die rosarote Brille abnehmen!), und wir sind sehr froh, dass wir diese Aktivitäten ins Leben gerufen haben. (Beifall bei der SPÖ.) 

Wenn wir den Bogen jetzt zum Volkstheater spannen, dann auch hiezu in aller Kürze nur Folgendes: Dass wir doch deutlich machen sollen, auch im Rahmen dieser Diskussion, dass das Volkstheater ein ganz wichtiger, spannender Kulturort in unserer Stadt ist und dass auch die Kritik, die geübt worden ist, im Regelfall immer eine Kritik an administrativen Leistungen, aber nicht am kulturellen Programm ist - und das ist auch richtig so. Denn sogar an den Punkten und Orten, die Sie kritisiert haben wie beispielsweise den Hundsturm, ist es, muss man sagen, gelungen, völlig neue Schienen der kulturellen Äußerung zu entwickeln, wenn ich eben an die Autorenwochenenden denke, wo es gelungen ist, mit szenischen Lesungen jungen Autorinnen und Autoren Gelegenheit zu bieten, sich zu profilieren und in weiterer Folge auch einmal für das Volkstheater spannende Autoren zu sein, um aufgeführt zu werden. Oder auch das Theater KunstForum, wo es darum gegangen ist, bildende Künstler und Künstlerinnen wie Elke Krystufek oder die schon an-
gesprochene Künstlergruppe "monochrom" einzubeziehen. In der Roten Bar im Volkstheater - im Übrigen gibt es auch eine Rote Bar im Hotel Sacher, das nicht unbedingt ein Ort der Linksradikalen in unserer Stadt ist, wie wir wissen - finden in der Tat sehr spannende und kontroversielle Diskussionen statt. Es gibt eine neue Ka-
barettschiene, es gibt Kleinkunstabende, Diskussionsabende im Rahmen der so genannten StreitBar, Clubbings, Bezirkscafés und Pressekonferenzen und vieles andere mehr. 

Ich möchte nur ganz kurz auf eine Aktion des Volkstheaters eingehen, die eigentlich bis jetzt in der Diskussion fast ein bisschen zu kurz gekommen ist und auf die das Volkstheater zu Recht stolz sein kann, und zwar auf das Volkstheater in den Außenbezirken - eine Aktivität, die es jetzt mehr als 50 Jahre gibt, die in fast allen Wiener Bezirken Standorte und Spielstätten hat. Hier ist es der Direktion Schottenberg gelungen, in den letzten Monaten die Abonnentenzahlen deutlich zu erhöhen. Es sind 1 000 mehr Abos zu verzeichnen, und die insgesamt 35 000 Besucherinnen und Besucher dieser Aktivität zeigen, wie stark die Nachfrage nach Theaterabenden des Volkstheaters auch in den Bezirken ist. Es ist dies auch ein wichtiger Beitrag zur kulturellen Nahversorgung in den Bezirken und ein wichtiger Aspekt der dezentralen Kulturarbeit.

Ein Punkt, den die Direktion Schottenberg ganz bewusst auch angestrebt hat - er wurde auch von Ihnen angesprochen -, ist die Frage der Ensembleentwicklung. Ich halte das eigentlich für einen guten Punkt, dass Schottenberg weggeht von dem Anspruch, immer mehr Gäste einzuladen, und sich in Richtung der Entwicklung eines Ensembles, vor allem mit jungen Künstlerinnen und Künstlern, bewegt. Das ist in Wirklichkeit eine sehr gute und bedeutende Nachwuchsförderung im Bereich der Schauspielerinnen und Schauspieler. Und das ist auch mit ein Grund, Kollege Dworak, warum es zu einem erhöhten Finanzbedarf im Wechsel der Direktionen gekommen ist, denn ein großer Teil des Bedarfs an zusätzlichen finanziellen Mitteln ist entstanden durch die Abfertigungen, die vorgesehen worden sind, die aber nicht durch Kündigungen von älteren Schauspielerinnen und Schauspielern entstanden sind, sondern durch das Auslaufen der Verträge, die an die Direktion Emmy Werner gebunden waren. Diese Schauspielerinnen und Schauspieler sind mit dieser Direktion ausgeschieden, haben aber natürlich einen erhöhten Finanzmittelbedarf verursacht. 

Inhaltlich, glaube ich, muss man sagen - und ich meine, das können wir einheitlich bekennen -, dass es eine sehr deutliche Zustimmung gibt. Und auch hier sollten wir uns - wenn ich nur etwa an die Kritik der GRÜNEN denke - doch erinnern, dass mit dem "Spiegelgrund" beispielsweise ein sehr politisches Theater im Volkstheater stattgefunden hat - auch ein wichtiger Aspekt im Gedenkjahr -, ein Einbinden vor allem auch junger Menschen in das Theatergeschehen, und dass es beispielsweise mit dem Theaterstück "Die Räuber" gelungen ist, ein klassisches Stück so zu adaptieren, dass man junge Menschen auf die Bühne bringt, dass 15 Jugendliche aus Österreich, Bosnien, Serbien, Nigeria, Ghana, Italien und der Schweiz gemeinsam an einem Theaterstück mitwirken und mit ihrer Jugendkultur, mit Hip-Hop und mit Breakdance auch versuchen, in einer traditionellen Theaterbühne aufzutreten. Auch das halte ich für eine sehr positive Leistung der Ära Schottenberg. 

Zur finanziellen Situation möchte ich abschließend nur noch in aller Kürze – sie wurde von GR Woller ja schon umfassend dargestellt – einige Zahlen nachliefern:

Seit 2000 hat das Volkstheater 4,6 Millionen EUR weniger bekommen. Das heißt, der erhöhte Finanzbedarf ist nicht eine Sache der Direktion Schottenberg, sondern ist Ergebnis eines längeren Prozesses. Die Bundesregierung hat im Jahr 1999/2000 ihre Subventionen reduziert, und während es im Jahr 1999/2000 noch einen Gleichstand der Subventionen zwischen Stadt und Bund gegeben hat, zahlt die Stadt Wien jetzt bereits über 8,6 Millionen EUR mehr als der Bund. Das heißt, in den letzten neun Jahren sind die Subventionen der Stadt Wien um 9,4 Prozent gesteigert worden; der Bund hat seine Subventionen um mehr als 13 Prozent reduziert.

Und nun zur Frage große Institutionen - kleine Institutionen. Auch hiezu hat GR Woller schon sehr umfassend Stellung genommen, ich möchte aber vielleicht noch einen Punkt ansprechen: Das Volkstheater ist keine Spielstätte, wenn man so will, nur für die Großen, sondern das Volkstheater ist auch ein wichtiger Betrieb, der vielen Menschen aus dem künstlerischen, aber auch aus dem technischen und administrativen Bereich Arbeit gibt. Wir haben einmal berechnen lassen, dass es im Volkstheater in etwa 260 Personen gibt, die unmittelbar und direkt über das Volkstheater Beschäftigung finden, und mehr als 1 000 Personen finden über Umwege, wenn man so will, Beschäftigung über das Volkstheater. Das heißt, das Volkstheater ist auch ein ganz wichtiger Arbeitgeber in unserer Stadt. 

Und ich bin auch dagegen, dass man größere und kleinere Institutionen gegeneinander ausspielt. Die Drachengasse ist ein von mir ganz besonders geschätztes Theater - weil Sie das in einer Presseaussendung angesprochen haben -, aber sie ist von der Größenordnung nicht vergleichbar mit einer Spielstätte, die fast 1 000 Sitzplätze im Theater hat, und das erfordert natürlich auch eine andere Finanzierungsform. 

Das heißt, das Volkstheater ist ein ganz wichtiger kreativer und künstlerischer Standort in unserer Stadt. Das Volkstheater unter der Direktion Schottenberg leistet Hervorragendes, bietet spannendes und kreatives Theater und verdient die Unterstützung der Stadt Wien. Und deshalb ersuche ich auch um Zustimmung zur vorliegenden Subvention. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist somit geschlossen. Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort.

Wir können somit gleich zur Abstimmung kommen.

Ich bitte jene Damen und Herren, die für die Postnummer 8 sind, um ein Zeichen. - Dieses Poststück ist mit den Stimmen der Sozialdemokraten so beschlossen. - Ich glaube, das war ein Irrtum im Sektor der GRÜNEN, nicht wahr? – Gut.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 9 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an die Wiener Festwochen GmbH.

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Klicka, die bereits am Pult des Berichterstatters anwesend ist, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Marianne Klicka: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich ersuche um Zustimmung zu dem Geschäftsstück betreffend die Subvention für die Wiener Festwochen im Jahr 2007.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön. – Die Debatte ist eröffnet.

Ich darf Herrn GR Mag Andreas Schieder das Wort erteilen.

GR Mag Andreas Schieder (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Liebe Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Es ist eine Ausnahme, dass ich mich zu Kulturthemen zu Wort melde, aber ich möchte trotzdem einmal vorab klarstellen: Selbstverständlich bin ich für die Subvention der Wiener Festwochen. Und zweitens glaube ich auch, dass nicht nur die Festwochen, sondern auch die gesamte Kulturpolitik dieser Stadt die Kulturstadt Wien ausmachen. Und auch als Gemeinderat, dessen Thema nie die Kulturpolitik war, kann man durchaus eingestehen, dass man auch als Wiener sehr begeistert von dieser Kulturstadt ist, und das kann man auch in diesem Zusammenhang einmal sagen. (Beifall bei der SPÖ.)
Ich glaube überhaupt, dass das einen Teil der Bedeutung der Stadt Wien ausmacht und auch der Lebensqualität hier in unserer Stadt, die eine umfassend definierte Lebensqualität ist: Aus kulturellem Reichtum, aus sozialer Sicherheit, aus verkehrsmäßiger Erreichbarkeit, aus baulicher Sicherheit, aus Wohnpolitik, die leistbares Wohnen schafft, aus viel Gesundheitspolitik, aus Umweltpolitik, aus diesem eben umfassenden Ansatz. 

Ich habe zu Hause in meinem Bücherregal eine Gipsstatue - eine kleine, aber in diesem Sinne doch recht große - von Bgm Karl Seitz, dem langjährigen früheren Vorsitzenden der Sozialdemokratischen Partei, und diese erinnert mich daran, dass diese Stadt auch heute noch selbstbewusst im Erbe des roten Wien der Zwischenkriegszeit steht und auch selbstbewusst diese Politik heute noch fortsetzt. So wie damals in der Zwischenkriegszeit Großartiges, Unvorstellbares gelungen ist, von einer überzeugten Politik, Rathauspolitik in dieser Stadt geschaffen worden ist, so gilt das, glaube ich, auch heute noch: 

In jeder Stadt der Welt kann man gut leben, kann man toll leben, kann man ein schönes Leben haben, aber in den meisten Städten nur dann, wenn man wohlhabend ist und es sich leisten kann. Der spezifische Unterschied oder die spezifische Qualität Wiens liegt darin, dass hier alle Menschen am Leben dieser Stadt teilhaben können und dass die Stadt eine Politik macht und eine Option bietet für alle Menschen, an diesem sozialen, kulturellen, politischen Leben, an jeder Phase dieses Lebens in dieser Stadt teilzuhaben. 

Und – das zu sagen, ist, glaube ich, auch wichtig -: Das ist nicht selbstverständlich - das zeigen auch die Negativbeispiele in anderen Städten -, das ist auch nicht gottgewollt, das ist auch kein Zufall, sondern das ist Produkt dieser Politik, dieser politischen Kontinuität in dieser Stadt in allen Bereichen, wie auch vorher schon erwähnt. 

Ich möchte jetzt noch kurz auf zwei Bereiche eingehen, die mir in meiner Arbeit hier in diesem Haus auch immer wichtig waren. Das eine ist Stadtplanung und Architektur, und auch hier zeigt sich das: Die Stadt Wien ist eine integrierte Stadt in jeder Hinsicht. Wir sind eine Stadt, in der es nicht die typischen Reichen- und die typischen Armenviertel gibt, es gibt keine No-go-Areas, sondern es gibt eine dynamische Stadt, die gut durchmischt ist, die gut erreichbar ist, wo öffentlicher Verkehr auch für alle zur Verfügung steht, wo die Probleme fair über die Stadt verteilt sind und es eigentlich auch, im Vergleich mit vielen anderen Städten, relativ geringe Probleme gibt - vielleicht auch deshalb, weil wir uns trotzdem oft so intensiv mit diesen Fragestellungen beschäftigen.

Wir haben Grünraum, der für alle Menschen erreichbar ist, und wir haben auch eine Architektur von Weltformat, die nicht nur Großkonzerne zur Selbstdarstellung benutzen, die nicht nur die Großindustriellen für ihre privaten Wohnbedürfnisse schaffen, sondern wir haben international renommierte Architektur in Form des sozialen Wohnbaus, in Form des Schulbaus, in Form eines Nutzbautenprogramms - von Kraftwerken über Müllver-
brennungsanlagen bis hin zu Verkehrsbauwerken. Um ein paar Beispiele zu nennen: In anderen Städten baut Zaha Hadid, die berühmte Architektin, für Großkonzerne, in Wien baut sie geförderten Wohnbau. In anderen Städten baut Coop Himmelb(l)au für die Europäische Zentralbank, für die Selbstdarstellung der europäischen Geldpolitik, in Wien baut Coop Himmelb(l)au schon mehrfach geförderten Wohnbau. - Das sind, glaube ich, Bereiche, die uns hier in der Diskussion oft sehr selbstverständlich erscheinen, die man aber gar nicht oft genug betonen kann. 

Der zweite Bereich, dem ich mich auch hier im Haus sehr gerne gewidmet habe, ist Europa. Und da gilt es zu erwähnen, dass Wien sowohl von seiner Lage als auch von seinen Chancen sehr stark mit Europa verbunden ist und eigentlich Europa nicht entkommen kann und auch nicht entkommen will. Wir sind als Stadt Wien aktiv innerhalb der Europäischen Union, in der Vernetzung. Wir sind, glaube ich, auch gut darin, diese Chancen aktiv zu nutzen und auch zu schauen, dass wir alle Unterstützung bekommen, die wir brauchen, um Chancen zu nutzen und auch um eine Europapolitik zu machen, die Chancengerechtigkeit und -gleichheit fördert. 

Ich möchte aber auch unterstreichen, dass es sehr schön ist, für diese Stadt Europapolitik zu machen, weil man überall, wo man hinkommt, einen Vertrauensvorschuss genießt, wenn man sagt, man kommt aus Wien, weil Wien in den zentralen Bereichen des Zusammenlebens und in den zentralen Bereichen der Urbanität und der Städtepolitik Hervorragendes leistet und als gutes Beispiel gilt. 

Ich bin auch froh gewesen, hier in dieser Stadt an Europa mitzuarbeiten. Es wird eine ewige Beschäftigung sein, und ich bin mir auch sicher, dass es in Zukunft in dieser Stadt so sein wird - um hier ein Bild zu bemühen, das Jacques Delors einmal gezeichnet hat: Europa ist wie ein Fahrrad. Hält es an, fällt es um. - Und genau das, glaube ich, ist auch Teil unserer Europapolitik: Dass der Prozess hier immer wieder in Bewegung zu halten ist und in Bewegung gehalten werden muss.

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich möchte aber schon betonen: Die Menschen - und nicht die Häuser - machen eine Stadt. Es war eine wunderbare, ehrenvolle Aufgabe, hier in dieser Stadt fast zehn Jahre, neuneinhalb Jahre gearbeitet zu haben und mitgewirkt zu haben, und ich möchte mich anlässlich meines Abschieds auch bedanken bei den Wählerinnen und Wählern, die mir das ermöglicht haben - glücklicherweise immer mit großer Mehrheit, auch das ist eine schöne Sache -, aber auch bei den Beamtinnen und Beamten für die Zusammenarbeit, beim Bürgermeister, der Stadtregierung, bei den Kolleginnen und Kollegen in meiner eigenen Fraktion und auch bei jenen in den anderen Fraktionen, mit denen eine gute Zusammenarbeit möglich war. 

Ich möchte aber auch betonen, dass das Wohlergehen Wiens auch in Zukunft Teil meiner politischen Arbeit sein wird und auch genau diese Fragestellungen, die ich hier angeschnitten habe, auch in Zukunft eine Rolle spielen werden. Der Standpunkt, der politische Standpunkt, bleibt der gleiche, der Standort wird sich ein paar Meter weiterentwickeln, aber ich glaube, man kann auch die Politik, die man hier formuliert, immer gut an einem anderen Ort fortsetzen. Ich mache es gern und darf hier zum Abschluss vielleicht auch einmal kulturell, weil wir uns in einer Kulturdebatte befinden, Arthur Schnitzler bemühen, der einmal gesagt hat: Ein Abschied schmerzt immer, auch wenn man sich lange darauf gefreut hat. (Lebhafter Beifall bei der SPÖ sowie Beifall bei GemeinderätInnen der GRÜNEN und der ÖVP.)  

Vorsitzender GR Günther Reiter: Lieber Kollege Schieder, lieber Andi!

Die Mitglieder des Gemeinderats haben ja schon per Akklamationen die Wertschätzung für deine Leistungen in diesen neuneinhalb Jahren zum Ausdruck gebracht und diese gewürdigt. Ich möchte dir in meinem Namen und auch im Namen der anderen Gemeinderatsvorsitzenden alles Gute für deine politische Zukunft und viel Erfolg wünschen. Ich bin sicher, dass du im Hohen Haus genauso aktiv sein wirst wie hier im Gemeinderat, wie zum Beispiel als Vorsitzender der Europakommission oder als sehr umsichtiger Vorsitzender des Planungsausschusses. 

Noch einmal im Namen des Gemeinderats und der Vorsitzenden alles Gute! (Beifall bei der SPÖ sowie bei GemeinderätInnen der GRÜNEN und der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Ich nehme nicht an, dass die Frau Berichterstatterin ein Schlusswort wünscht.

Damit kommen wir in formaler Hinsicht jetzt zur Abstimmung über diese Postnummer.

Ich bitte jene Damen und Herren, die für die Postnummer 9 sind, um ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist mehrstimmig gegen die Freiheitlichen so beschlossen.

Es gelangt nunmehr Postnummer 10 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft Subventionen an verschiedene kulturelle Vereinigungen und Institutionen. Die Frau Berichterstatterin, Frau GRin Klicka, wird wieder die Verhandlung einleiten.

Berichterstatterin GRin Marianne Klicka: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die Debatte ist eröffnet. Zum Wort gemeldet hat sich Herr GR Mag Stefan. - Bitte schön.

GR Mag Harald Stefan (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Nur ganz kurz: Periodisch müssen wir immer wieder auf diesen Punkt hinweisen, nämlich, was die Globalsubventionen betrifft, weil wir diese auch bei der jetzt vorliegenden Postnummer wieder ablehnen. Unser Maß an Vertrauen ist schon längst überstrapaziert, und daher lehnen wir derartige Subventionen, wo Pauschalbeträge genehmigt werden, über die wir dann im Detail überhaupt nicht mehr abstimmen können, deren Ergebnis wir dann nicht mehr sehen und wo wir das Ziel, wo das hingeht, nicht verfolgen können, ab. 

Es geht hier doch um erhebliche Beträge: Für dieses Jahr wurden einmal 1,6 Millionen EUR an Bau- und Investitionskostenzuschüssen im Dezember beschlossen. In der nächsten Sitzung sollen weitere 1,2 Millio-
nen EUR beschlossen werden, und heute geht es um 145 000 EUR. Wir sehen also, es geht hier um rund 3 Millionen EUR, die von uns dann doch sehr locker aus den Händen gegeben werden sollen und dann ohne weitere Beaufsichtigung weiter vergeben werden können. Und ich nehme an, Sie können es gut verstehen, dass wir als Opposition unter den gegebenen Umständen dem nicht zustimmen können. (Beifall bei der FPÖ.)  

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr GR Dr Wolf hat sich zum Wort gemeldet. - Bitte schön.

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich kann in diesem Fall fast nahtlos anschließen: Auch wir vertreten die Meinung, dass die Vergabe von Globalsubventionen, deren Nachvollziehbarkeit und Nachprüfbarkeit nicht gegeben ist, abzulehnen ist. Wir sind der Meinung, dass es für die Vergabe von Förderungen der öffentlichen Hand klare Kriterien geben soll, und wir sind auch der Meinung, dass das über Fonds oder ähnliche rechtliche Konstruktionen konstruiert werden soll. 

Das bringt mich dazu, einen Beschlussantrag betreffend die Schaffung von Förderschienen für Film- und Fernsehproduktionen einzubringen. 

Die derzeitige Praxis ist, dass es einen Filmfonds gibt und dieser seit Jahren nicht höher dotiert wird. - Das ist das eine Problem. Und das zweite ist, dass von der Konstruktion her hier zwischen "Film-Filmen" und Fernsehfilmen nicht unterschieden wird, was ein dringendes Anliegen der Produzenten ist. 

Ich darf daher einen Beschlussantrag an den amtsführenden Stadtrat für Wissenschaft und Kultur und die amtsführende Stadträtin für Bildung, Jugend, Information und Sport einbringen:

Beide mögen zum Zweck einer zielgenauen Förderung von Film- und Fernsehproduktionen in Wien folgende Maßnahmen setzen: 

Die Trennung des bisherigen Film- und Fernsehfonds in einen Fernsehfilmfonds und in einen Filmfonds; die Dotierung des Filmfonds mit einem jährlichen Budget von 11 Millionen EUR - das ist eine Anhebung - sowie die Dotierung des neuen Fernsehfilmfonds mit einem jährlichen Budget von 2 Millionen EUR. 

Und außerdem - und das ist wichtig - mögen genau zugeschnittene Förderrichtlinien erarbeitet werden. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt. 

Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Dr Vitouch. Ich erteile es ihr.

GRin Dr Elisabeth Vitouch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin!

Ich möchte zunächst einmal eine tatsächliche Berichtigung anbringen, nämlich: Man kann den - wie es im Resolutionsantrag heißt - bisherigen Film- und Fernsehfonds nicht trennen, weil es ihn in dieser Form gar nicht gibt. 

Davon abgesehen halte ich so eine Trennung für ähnlich absurd wie die Trennung zwischen E- und 
U-Musik. Das sind eigentlich Forderungen, die aus dem vorvorigen Jahrhundert stammen. 

Was nun die Filmförderung betrifft, so ist sie bisher auf drei Säulen gestanden: Eine Säule war die Bundesebene, das ÖFI, das Österreichische Filminstitut; dann für die Länder, in dem Fall für Wien, der Filmfonds Wien; und die dritte Säule war der ORF, der sich leider in den vergangenen Jahren zunehmend abgemeldet hat, sodass das Modell ein bisschen hinkt. 

Nun ist es nicht Aufgabe Wiens - wir wollen und werden das nicht tun -, die Aufgaben des ORF zu übernehmen, die dieser nicht erfüllt. StR Mailath hat in den vergangenen Jahren mehrfach Bund und Land Niederösterreich eingeladen, um eine gemeinsame, überregionale Regelung der Filmförderung zu treffen. Es gab die Einladung zu Round Tables. Das war schon vor fünf Jahren einmal der Fall; vor drei Jahren ebenfalls, da wurde ein gemeinsamer Fonds geplant. Daran wären die Länder Niederösterreich und Wien beteiligt gewesen, Kultur- und Wirtschaftsbereiche beider Länder. Das scheiterte in der Endphase an der politischen Ablehnung durch die ÖVP. 

Weiters wurden Anregungen für die österreichische Filmwirtschaft, Filmkultur eingebracht, aber auf Bundesebene - das ging über Staatssekretär Franz Morak - wurden die Einladungen zu diesen Gesprächen nie angenommen. 

Ohne eine gemeinsame Anstrengung wird sich da wohl nichts bewegen. Man müsste eine Abstimmung in Sachen Strategie und Umsetzung, Planung und Förderung haben, wie es ja auch in Europa schon übergreifend geschieht. Die Wiener Einladung steht nach wie vor. 

Man kann nur dazusagen, dass die in der Agenda 2006 im Frühjahr 2003 geplante Studie über die “Cultural Industries in the Vienna Region“ bereits im Februar 2004 vorgelegt wurde. Der Filmfonds Wien hat bei der Diagonale 2004 eine erste österreichische Enquete zum Thema Film und Musik durchgeführt. Es wurden bereits 2002 und 2003, ebenfalls initiiert vom Filmfonds Wien, konkrete Maßnahmen zur Verbesserung der Ausbildungssituation erarbeitet - Filmvermittlung und und und. Alles im allem immerhin ein Budget von 8 Millionen EUR - damit sind wir im Spitzenfeld regionaler Filmförderungen im Vergleich zur Bevölkerungsanzahl der Region. 

Also mit einem Wort: Die Wiener Filmpolitik braucht sich nicht zu verstecken. Ohne Wiener Filmförderung gäbe es auch den österreichischen Film in der vorhandenen Vielfalt nicht. Kollege Dr Ludwig hat ja auch die Erfolge zum Beispiel von "New Crowned Hope" angesprochen. Nicht nur in Venedig, auch in San Sebastian hat es hier Goldene Muscheln gegeben. Wir brauchen uns da also wirklich nicht zu verstecken. 

Wie gesagt, die Einladung an die ÖVP, sich da zu beteiligen, steht nach wie vor. Wir warten auf Ihre Terminvorschläge. Und wir werden diesen Antrag ablehnen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Die Frau Berichterstatterin wünscht das Schlusswort. - Bitte schön.

Berichterstatterin GRin Marianne Klicka: Ich möchte nun wieder zum vorliegenden Geschäftsstück zurückkommen. Hier geht es ja um die Rahmenbeträge für Bau- und Investitionskostenzuschüsse. Es ist so, dass es hier natürlich nicht um Subvention von Produktionskosten geht, sondern hier werden Ansuchen von Institutionen und Vereinigungen unterstützt, bei denen es eben um Sanierungen und Renovierungsarbeiten geht. 

Wir haben im Gemeinderat vom 5. Oktober bereits einen namhaften Betrag dafür beschlossen. Es liegen aber weitere Ansuchen von Institutionen vor, die ihre Renovierungskosten nicht zur Gänze selbst tragen können. Die sich aus dem Kulturförderungsbeitrag ergebende budgetäre Lage erlaubt es, einen weiteren Betrag für diese Arbeiten in den Institutionen locker zu machen, und ich freue mich, dass wir unsere so engagierten Kleinbühnen und Theaterinstitutionen auch mit diesen Unterstützungen betrauen können, um auch für die Besucherinnen und Besucher die Atmosphäre in diesen Theatern von der baulichen Situation her verbessern zu können.

Ich ersuche daher um Unterstützung und Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Wir können über die Postnummer 10 sogleich abstimmen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die für die Postnummer 10 sind, um ein Zeichen. - Der Antrag ist mehrstimmig, gegen die Stimmen der Volkspartei und der Freiheitlichen, angenommen. 

Wir können sogleich über den von Dr Franz Ferdinand Wolf und Bernhard Dworak eingebrachten Beschluss- und Resolutionsantrag betreffend Schaffung von maßgeschneiderten Förderschienen für Film- und Fernsehproduktionen abstimmen. In formeller Hinsicht wird, wie gesagt, die sofortige Abstimmung beantragt. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen. – Dieser Antrag hat nicht die notwendige Mehrheit gefunden; er wird nur von der Volkspartei und den GRÜNEN unterstützt.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 12 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an die Projektgruppe "Wörterbuch der Fackel". Herr GR Dr Michael Ludwig wird als Berichterstatter die Verhandlung einleiten.

Berichterstatter GR Dr Michael Ludwig: Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön. – Die Debatte ist somit eröffnet. Zum Wort gemeldet hat sich Herr GR Mag Stefan. 

GR Mag Harald Stefan (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich melde mich zu Wort und füge gleich an: Wir werden diesem Akt zustimmen. - Ich melde mich insbesondere deshalb zu Wort, weil hier immer wieder behauptet wird, wir würden reflexartig auf Dinge reagieren, die uns ideologisch fern stehen. Das ist eben genau nicht der Fall. Wir sind der Meinung, dass es ein sehr gutes Projekt ist, dass "Die Fackel" in dieser Form aufgearbeitet wird. Und da wir das eben kulturhistorisch für so interessant halten, werden wir dem zustimmen und demonstrieren damit, dass wir nicht einseitig politisch entscheiden, sondern dass es uns tatsächlich darum geht, welchen Wert das für die kulturelle Entwicklung dieser Stadt hat. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die Debatte ist geschlossen. Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort. 

Berichterstatter GR Dr Michael Ludwig: In aller Kürze: Es geht dabei um die Unterstützung für ein Projekt, das 1999 auf Anregung des damaligen Präsidenten der Akademie der Wissenschaften, Prof Welzig, ins Leben gerufen wurde. Es geht dabei darum, drei Bände eines Wörterbuchs herauszubringen - Wörterbücher zu Redensarten, zu Schimpf- und Schmähbegriffen sowie ein ideologisches Wörterbuch -, das sich anhand der Zeitung und Zeitschrift "Die Fackel", die von Karl Kraus herausgegeben wurde, mit der deutschen Sprache befasst. 

Ich ersuche um Zustimmung zu diesem langjährigen Projekt. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön. - Wir können sogleich über den Antrag abstimmen. 

Wer von den Damen und Herren für die Postnummer 12 ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist mehrstimmig, gegen die Stimmen der GRÜNEN und der Volkspartei, so angenommen.

Es gelangt nun die Postnummer 15 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention in Form einer Ausfallshaftung an den Verein "Steine der Erinnerung". Frau GRin Mag Straubinger wird als Berichterstatterin die Verhandlung einleiten.

Berichterstatterin GRin Mag Sybille Straubinger: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die Debatte ist eröffnet. Zum Wort gemeldet hat sich Herr GR Mag Stefan. – Bitte.

GR Mag Harald Stefan (Klub der Wiener Freiheitlichen): "Steine der Erinnerung" - eine weitere der vielen Subventionen und Tätigkeiten im Sinne der Vergangenheitsbewältigung. Wir sind der Meinung, dass diese immerwiederkehrende einseitige Form der Vergangenheitsbewältigung eine Inflation ist. Man kann sich ja anschauen, wie viele Gedenkstätten es in Wien bereits gibt. Das ist alles in Ordnung. Man hat immer wieder gemeint: Gut, mit dieser Aktion werden jetzt die Opfer aus der Anonymität geholt. Es werden daher alle aufgezählt. - Das ist alles in Ordnung, nur: Es wiederholt sich. Es ist hier wiederum, erneut dasselbe Argumentarium, es wird wiederum, erneut dasselbe vorgetragen. 

Wir sind der Meinung, dass man auch die bereits bestehenden Gedenkstätten umso geringer schätzt, je mehr Inflation es in diesem Bereich gibt, je öfter man das wieder bringt, je öfter man das auch ausdünnt. Wir haben sehr wohl auch mit jüdischen Wienern gesprochen, die das genauso sehen wie wir. Es ist also nicht eine klare Sache, dass das ihrerseits angeblich ein so großes Anliegen wäre. 

Wir stimmen dem daher nicht zu und werden auch in Zukunft sehr genau beobachten, inwiefern hier weiter inflationär einseitig Politik gemacht wird. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Der Herr Stadtrat hat sich zum Wort gemeldet. Er kann das Wort sofort ergreifen.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich wollte mich ursprünglich nicht zu Wort melden, aber das, was Herr GR Stefan hier von sich gegeben hat, erfordert zumindest für das Protokoll und für die Menschen, die vielleicht zuhören, doch eine ganz entschiedene Erwiderung.

Herr GR Stefan! Wenn Sie hier einmal mehr sagen, dass es nicht darum gehe, zu viel des Gedenkens zu üben, und dass wir ohnedies schon genug für die Vergangenheitsbewältigung, wie Sie das nennen, gemacht hätten, kann ich Ihnen nur Folgendes sagen: Ich weiß gar nicht, ob Sie sich das Projekt angeschaut haben, aber das ist jedenfalls ein Projekt, das in besonders würdiger Form der Menschen gedenkt, die in den Häusern, aus den Häusern im 2. Bezirk zunächst einmal vertrieben worden sind, die ermordet worden sind. Und ich denke mir, dass es gar nicht genug Formen der Erinnerung gibt, um diese Menschen, diese Namen der Anonymität zu entreißen und darauf hinzuweisen, was dort tatsächlich passiert ist. 

Wenn Sie sagen, es sei ohnedies genug und es gäbe eine Inflation des Gedenkens und darüber bräuchten wir nicht mehr nachzudenken, so zeigt dies nur Ihr besonders trauriges Geschichtsbild und Ihre besonders traurige Herangehensweise. Hier geht es um eine Form des Gedenkens, und ich weiß nicht, mit wem Sie da gesprochen haben, aber die Leute, die ich bei der Eröffnung oder bei den Gesprächen darüber getroffen habe, standen mit Tränen in den Augen da, sind aus Australien, aus Amerika, aus allen Teilen der Welt gekommen und haben gesagt: Danke, dass wir zumindest in dieser Form etwas haben, denn wir haben keine Gräber, wir haben keine Grabsteine - es ist im Grunde alles vernichtet worden von den Nationalsozialisten. Danke, dass wir wenigstens irgendeine Form des Gedenkens haben, irgendetwas, wo der Name derjenigen - unserer Vorfahren, unserer Eltern, Großeltern -, die umgebracht worden sind, darauf steht.

Herr GR Stefan! Wenn Ihnen das wurscht ist und wenn Sie sagen, das sei ohnedies genug, dann kann ich Ihnen nur sagen: Ihre Form des Geschichtsbildes und des Bewusstseins ist wirklich entsetzlich! 

Ich bin froh, dass wir das unterstützen können, und wir werden es auch weiter unterstützen und noch ausweiten. – Danke sehr. (Beifall bei der SPÖ und den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet hat sich Herr GR Dr Wolf. Ich erteile es ihm.

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): "Inflation des Gedenkens" ist ein Begriff, der schärfstens zurückzuweisen ist. Es kann nicht genug Erinnerung geben. "Steine der Erinnerung" ist eine vorbildliche Aktion, eine beispielhafte Aktion, und es ist zur Kenntnis zu nehmen, dass Sie, nämlich die Freiheitliche Fraktion, 12 000 EUR Subvention, um für die Opfer, die keine Grabsteine haben, wenigstens Gedenksteine zu finanzieren, nicht geben wollen.

Offenbar hat das bei Ihnen System: Wenn Sie auch nicht bereit sind, Simon Wiesenthal mit der Benennung einer Straße zu ehren - mit anderen Argumenten -, dann schließt sich der Kreis. Und wenn Sie eine Auszeichnung für Luc Bondy ablehnen, schließt sich auch der Kreis.

Es werden hier Argumente vorgeschoben, die offenbar nicht die wahren sind. Die wahren sagt man besser nicht - wir wissen, warum.

Frau Judith Pollak hat bei der Eröffnung der "Straße der Erinnerung" eine Rede gehalten, die – der Herr Stadtrat hat es gesagt – ergreifend war. Ich werde Ihnen ein paar Zitate daraus vorlesen - so viel Zeit muss sein:

„Meine Eltern, Luba Rivka und Abraham Rottenberg, und wir, mein Bruder Schabtai, meine Schwester Ruth und ich, lebten bis zum Jahr 1938 in der Fugbachgasse 7 im 2. Stock. Wir waren eine glückliche, arbeitende und lernende Mittelstandsfamilie. Doch alles änderte sich plötzlich. 

Anfangs nach der Machtergreifung“ - oder was immer damals ergriffen wurde – „der Nationalsozialisten lebten wir von Ersparnissen, aber langsam mussten wir das Mittagessen von der jüdischen Massenküche bringen.

Meine Eltern, die ihre Wohnung in der Fugbachgasse verlassen mussten, da es Juden nicht mehr erlaubt war, in einer Frontwohnung zu wohnen, zogen in eine Hofwohnung in der Volkertgasse. Sie beteiligten sich später an einem illegalen Transport nach Palästina und kamen mit einem Schiff bis zum Schwarzen Meer. Doch dort wurden sie von den Türken, die mit Hitler verbündet waren, nach Wien zurückgeschickt. Von Wien wurden sie nach Polen deportiert und nach einigen Monaten im Ghetto Warschau im Vernichtungslager Treblinka ermordet.

Für mich, meinen Bruder und die Söhne meiner Schwester, zwei von ihnen sind hier mit uns," – das war damals die Rede bei der Eröffnung – „Gershon und Abraham, und, wie ich fühle, für alle Angehörigen der Ermordeten in dieser Umgebung ist die Einweihung der 'Straße der Erinnerung' von sehr großer Bedeutung. Die Menschen, deren Steine hier liegen, haben kein Grab. Diese Straße gibt uns die Möglichkeit, unsere geliebten Eltern und Familien in Ehren zu verewigen."

Und dann sagen Sie, 12 000 EUR seien ein zu hoher Betrag, um die Erinnerung, wenigstens die Erinnerung an die Opfer wach zu halten. - Es ist wahrscheinlich ein Fehlappell, mehr Sensibilität von Ihnen einzufordern.

Mehr Sensibilität zu all diesen Fragen - das bringt mich auch zu einer Geschichte, die mich empört: Ich habe das "Wiener Bezirksblatt" für Hietzing, für den 13. Bezirk, und darin gibt Dr Michael Ludwig eine Empfehlung für eine Produktion in Zusammenarbeit mit dem Mozartjahr ab. Ich werde Ihnen das jetzt wörtlich zitieren und Sie auffordern, mehr Sensibilität in den Formulierungen an den Tag zu legen:

„Wien ist wirklich anders - und stellt das auch mit bestimmten Beiträgen im Mozartjahr unter Beweis", schreibt er. „Nicht anders ist zu erklären, dass Dr Helmut Zilk einen Künstler namens Wolfgang Amadeus Mozart auf die Interviewbank bittet. Nun ja, man wusste schon immer: Nur die bekanntesten Persönlichkeiten schaffen es, neben unserem Altbürgermeister sitzen zu dürfen. Nach Adolf Hitler und Jesus Christus steht ihm nun Wolfgang Amadeus Mozart Rede und Antwort."

Ich halte das für ein unglaubliches Zitat und würde erwarten, dass es dafür keine Erklärung, sondern eine Entschuldigung gibt. - Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Lasar.

GR David Lasar (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 

Ich möchte Ihnen zu diesem Thema Folgendes sagen: Ich bin auch Mitglied der IKG - ich glaube, das ist den meisten hier im Saal Anwesenden bewusst, beziehungsweise sie wissen es -, und gerade dieses Thema berührt mich persönlich sehr – Sie können es auch jetzt sehen. Ich sage Ihnen persönlich aus meiner Sicht: Hören Sie auf mit diesem Denkmäler-Setzen! Gerade meine Familie hat auch sehr gelitten, und es sind auch sehr viele aus meiner Familie, von meinen Onkeln und Tanten, im KZ umgekommen. Und diejenigen aus meinem Bekanntenkreis, von meinem Vater her, die heute noch leben, haben genug von diesen Denkmälern: An jeder Ecke werden sie erinnert! Glauben Sie nicht, dass es für einen 70‑Jährigen, für einen 80‑Jährigen - mein Vater ist 80 Jahre alt - genug ist, dass er an jeder Ecke daran erinnert worden ist oder noch immer daran erinnert wird? Ich sage Ihnen: Wir haben genug Denkmäler! Diejenigen Leute, die in dieser Zeit gelitten haben, haben genug mitgemacht, und ich sage Ihnen zum Schluss noch: Sie sollen nicht an jeder Ecke daran erinnert werden! - Das ist meine Bitte. 

Darum sage ich Ihnen auch: Das war auch mein Vorschlag der Partei gegenüber, diesen Antrag hier abzulehnen. Das ist von mir ausgegangen. - Ich danke Ihnen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Schreuder. – Bitte schön. 

GR Marco Schreuder (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! Wir haben vorhin gehört von "einseitiger Vergangenheitsbewältigung" - so haben Sie es, glaube ich, ausgedrückt. Ich weiß nicht, was "zweiseitige Vergangenheitsbewältigung" wäre: Aus Opfern Täter zu machen? - Ich weiß es wirklich nicht. 

Und was mir schon auch wichtig ist - ich wollte mich ursprünglich auch nicht zu Wort melden, aber es ist in diesen Momenten, glaube ich, wirklich wichtig, dass sich diejenigen Parteien zu Wort melden, die eine klare Haltung beweisen: Das Gegenteil von Erinnern ist Vergessen. Ich weiß nicht, ob die "Steine der Erinnerung" Ihre Zustimmung bekämen, wenn es "Steine des Vergessens" werden würden. 

Wir, die GRÜNEN, haben in diesem Sommer eine Gedenktafel auf unserem Parteihaus in der Lindengasse enthüllt. Wir haben festgestellt und sind draufgekommen, dass dieses Haus arisiert war. Wir haben die Nachfahren dieser Familien eingeladen. Und ich verstehe es schon, Herr Kollege Lasar, dass Erinnern auch wehtut, aber Erinnern und Wehtun ist auch für viele Leute, die nicht mehr begriffen haben, was damals war, immer wieder wichtig, um zu wissen, was damals geschah, denn es darf einfach nie wieder passieren. 

So einfach ist das, und darum geht es auch bei den "Steinen der Erinnerung", und dieses Projekt bekommt daher auch unsere Unterstützung. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN und der SPÖ.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr GR Dr Ludwig hat sich zum Wort gemeldet. Ich nehme an, er will etwas klarstellen. – Bitte schön. 

GR Dr Michael Ludwig (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Gerade das Gedenk- und Bedenkjahr hat gezeigt, wie notwendig es ist, sich mit der Geschichte Österreichs auseinanderzusetzen, vor allem auch mit den furchtbaren Zeiten der Faschismen, die wir in unserem Land und in unserer Stadt erleben mussten. Und das Gedenkjahr hat auch gezeigt, wie wichtig es ist, auch neue Formen der Auseinandersetzung mit dieser Zeit zu finden. Es war richtig, dass es traditionelle Gedenkveranstaltungen gegeben hat, die für Zielgruppen ausgerichtet waren, die sich mit diesem Thema bereits beschäftigt haben und diese Beschäftigung auch vertiefen wollten. Es hat sich aber auch gezeigt, dass es notwendig ist, neue Formen zu finden, die insbesondere auch ein jüngeres Publikum oder Menschen, die sich mit den verschiedenen Themen noch nicht auseinandergesetzt haben, ansprechen. 

Herr Kollege Wolf, weil Sie hier aus einem Artikel zitiert haben, darf ich dazu anmerken: Es handelt sich da um eine Veranstaltungsreihe, die von mir nur unterstützt worden ist und die von zwei Künstlern ausgerichtet wurde: von Peter Paul Skrepek, den Sie vielleicht kennen – er ist Vorsitzender der Journalistengewerkschaft und dürfte Ihnen nicht ganz unbekannt sein -, und Hubsi Kramar. Diese beiden haben in dieser Reihe schon zwei Veranstaltungen durchgeführt, die sich mit Jesus und mit Hitler beschäftigt haben. Eine dritte war mit Mozart vorgesehen. Und der Beitrag, den ich dazu leisten konnte, ist, dass ich diese Veranstaltung, bei der es um Mozart gegangen ist, auch in einer Veranstaltungsstätte unterstützen konnte. Sie war im Übrigen auch sehr gut besucht und war eine neue Form der Auseinandersetzung. 

Sie wissen, es geht da um ein Interview, ... (GR Dr Franz Ferdinand Wolf: Sie haben es noch immer nicht verstanden!) Geh! (GR Dr Franz Ferdinand Wolf: Eine "Persönlichkeit wie Adolf Hitler"?!) Nun, das ist eine Formulierung aus einem Text der beiden, Skrepek und Hubsi Kramar, in dem es darum geht, die Auseinandersetzung mit diesen Persönlichkeiten kritisch zu suchen, zu ironisieren und sich mit diesen Persönlichkeiten auseinanderzusetzen. 

Das gilt im Übrigen auch für die Person Mozart. Auch hier geht es – wie Sie feststellen können, wenn Sie sich diesen Dialog einmal ansehen - nicht um eine einseitige Verherrlichung der Person Mozart, sondern um eine kritische Auseinandersetzung. Das gilt im Übrigen auch für die beiden Personen, die vorher im Programm zu finden waren.

Wie gesagt, es ist ein Zitat, das dem Programm dieser beiden Künstler entnommen ist. Und wer Peter Paul Skrepek und Hubsi Kramar kennt, weiß, dass beide sich in höchst kritischer Art und Weise auch mit der Person Hitler auseinandergesetzt haben. 

Im Übrigen waren das Veranstaltungen, die ausverkauft waren, vor allem an ein jüngeres Publikum. Und es ist, wie ich meine, eine gute Möglichkeit, sich mit diesem sehr harten Thema auseinanderzusetzen und durch die Form und die Art und Weise, wie es aufbereitet ist, sich auch mit jungen Menschen auseinanderzusetzen und dadurch auch den Zugang zu finden, Antifaschismus in Personengruppen hineinzutragen, die sich sonst mit diesem Thema nicht auseinandersetzen würden. 

Das dazu. Ich werde Ihre Kritik aber gerne an Peter Paul Skrepek und Hubsi Kramar weitergeben. Es macht sicher Sinn, mit ihnen diesen Dialog weiterzuführen, und ich biete mich da gerne auch als Gesprächspartner an. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort. 

Berichterstatterin GRin Mag Sybille Straubinger: Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich glaube, gerade bei diesem Thema, gerade bei diesem Kapitel der Geschichte, nämlich dem Holocaust, kann es nicht ein Zuviel an Erinnerung geben. Es gibt auch insofern kein Zuviel an Erinnerung, weil es für verschiedene Menschen - und diese Stadt ist vielfältig, und die Menschen sind vielfältig - einfach auch unterschiedliche Wege und Zugänge zu ihrer eigenen Vergangenheit oder zur Vergangenheit ihrer Familien gibt. Und so vielfältig, wie die Menschen sind, sind diese Zugänge und müssen auch die Maßnahmen und auch die Denkmäler sein, die dafür gesetzt werden. 

Das Projekt "Steine der Erinnerung" ist ein besonders schönes, finde ich auch persönlich, weil es zum einen die Menschen im Bezirk einbindet, weil es auch auf Jugendliche, auf Kinder zugeht und die Schulen mit einbindet. Es wird auch im 2. Bezirk von der Bevölkerung angenommen und hat medial ein sehr positives Echo. Und es gibt - und das ist, glaube ich, das wirklich Schöne daran - jenen Menschen, die vertrieben worden sind, die getötet worden sind, die im 2. Bezirk gelebt haben, symbolisch wieder einen Platz in ihrer alten Heimat zurück. Und wenn man sich vor Augen hält, dass vor 1938 ein Anteil von über 40 Prozent der Bevölkerung in der Leopoldstadt ein jüdischer war, dann ist es, glaube ich, das Mindeste, was man hier tun kann, diesen Menschen, oder vielen von ihnen, einen Platz und einen Namen wiederzugeben. 

Ich bitte daher um Zustimmung zu diesem Akt. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die für die Postnummer 15 sind, um ein Zeichen der Zustimmung. - Das ist mehrstimmig, gegen die Stimmen der Freiheitlichen, so beschlossen. 

Es gelangt nun die Postnummer 16 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein WochenKlausur. 

Es ist hiezu keine Wortmeldung vorgesehen. Wir können sogleich abstimmen.

Wer für die Postnummer 16 ist, den bitte ich um ein Zeichen. - Gleiches Abstimmungsergebnis: Mehrstimmig, gegen die Stimmen der Freiheitlichen, so beschlossen.

Zur Verhandlung gelangt nun die Postnummer 18 der Tagesordnung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein Depot. 

Auch hiezu ist keine Wortmeldung vorgesehen. Wir kommen zur Abstimmung.

Ich bitte jene Damen und Herren, die für die Postnummer 18 sind, um ein Zeichen. – Das ist mehrstimmig, gegen die Stimmen der Freiheitlichen, so beschlossen.

Es gelangt nun die Postnummer 20 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Bauvorhaben A22 - Verlängerung Nordbrücke. 

Es gibt auch hiezu keine Wortmeldung. Wir können sogleich abstimmen. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist mehrstimmig, gegen die Stimmen der GRÜNEN, so angenommen. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 21 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Errichtung von Höhenbegrenzungen als Terrorschutz für die UNO in 22, Leonard-Bernstein-Straße. 

Es gibt hier einen Berichterstatterwechsel, und ich bitte die Frau Berichterstatterin, Frau GRin Schrödl, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Karin Schrödl: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön. - Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Ulm. Ich erteile es ihm.

GR Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Ich nehme zur Kenntnis, dass Herr GR Mahdalik sich nicht zu Wort meldet; wahrscheinlich deshalb, weil es für ihn auch nicht ganz einfach wäre, die Ablehnung dieses Aktes zu begründen. Aber auch wenn sich die FPÖ jetzt nicht zu Wort melden sollte - vielleicht erfolgt ja noch eine nachträgliche Wortmeldung -, werde ich ihr hier jetzt nicht den Hinweis darauf ersparen, dass sie sich mit diesem Nein zur Terrorismusbekämpfung völlig von einer seriösen Sicherheitspolitik verabschiedet hat. (Beifall bei der ÖVP und von GR Christian Oxonitsch.) 

Ich meine, für einen völlig ungezügelten Populismus verabschieden Sie sich von Ihrem letzten Rest seriöser Sicherheitspolitik! Kommen Sie doch bitte heraus und erklären Sie uns, warum Sie gegen Maßnahmen der Terrorismusbekämpfung sind! Erklären Sie uns, warum Sie Schutzmaßnahmen, die Terroranschläge in der UNO-City verhindern sollen, ablehnen! 

Aber vielleicht ist es gar nicht so schwierig und vielleicht sollte ich gar nicht so überrascht sein, denn eigentlich reiht sich diese Ablehnung ja ziemlich nahtlos in weitere politische Aspekte zum Thema Sicherheit, die absolut nicht nachvollziehbar sind. Sie haben sich ja mittlerweile auch von der Luftraumüberwachung durch den Ankauf von Abfangjägern distanziert. Wie das mit der Neutralität in Einklang zu bringen ist, das würde mich sehr interessieren, ist aber nicht mein Problem. Sie lehnen die Stadtwache ab, Sie lehnen die Reformen bei der Polizei ab, Sie lehnen die Schutzzonen vor den Schulen ab. Sie haben sich völlig vom Thema Sicherheitspolitik verabschiedet, und wir werden das auch den Wählerinnen und Wählern sagen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Was war der Grund, warum man diese Terrorschutzmaßnahmen ins Leben gerufen hat? Im Jahr 2003, nach Beginn des Irak-Krieges, hat es diesen entsetzlichen Terroranschlag auf das UNO-Gebäude in Bagdad gegeben. Zig Menschen wurden dabei getötet, unter anderem auch der Chef der UNO-Mission, und zwar deshalb, weil ein LKW, voll beladen mit Sprengstoff, in dieses Gebäude fahren konnte. Das soll verhindert werden, indem nun auf der Leonard-Bernstein-Straße ein Tor errichtet wird, eine Höhenbeschränkung eingeführt wird, damit LKWs nicht mehr die Zufahrt dorthin haben.

Wenn Sie jetzt möglicherweise kritisieren sollten, dass es gar nicht die Stadt Wien sein sollte, die dafür bezahlen muss, so sage ich Ihnen, es ist der Bund, der diese Sicherheitsmaßnahmen bezahlt, und sollten Sie auch der Meinung sein, es sollte nicht der Bund bezahlen, sondern es sollte die internationale Organisation bezahlen, dann sage ich Ihnen jetzt, es ist Ihnen eine wesentliche Rechtsvorschrift entgangen, nämlich ein Staatsvertrag, und zwar das Abkommen zwischen der Republik Österreich und den Vereinten Nationen über den Amtssitz der Vereinten Nationen in Wien. Es ist kein Geheimstaatsvertrag, sondern das ist veröffentlicht im Bundesgesetzblatt Nr 99/1998, und mit diesem Gesetz, mit diesem Abkommen hat sich die Republik verpflichtet, Sicherheitsvorkehrungen gegenüber der UNO zu finanzieren und für die Sicherheit im Zusammenwirken mit der UNO zu sorgen.

Dort heißt es im Abschnitt 18: Die zuständigen österreichischen Behörden werden entsprechend Vorsorge treffen, um zu gewährleisten, dass die Ruhe im Amtsbereich der Vereinten Nationen nicht gestört wird. Und weiter: Die zuständigen österreichischen Behörden und die Vereinten Nationen arbeiten im Hinblick auf die Aufrechterhaltung einer wirksamen Sicherheit eng zusammen.

Dieser Akt der Terrorismusbekämpfung und Vorsorge vor Anschlägen ist ein Musterbeispiel für die Zusammenarbeit zwischen Bundesregierung und internationalen Organisationen, gelobt von allen Seiten, von der UNO, im Außenamt. Das hat hervorragend funktioniert. 

Ich halte fest: Sie haben sich völlig verabschiedet von einer seriösen Sicherheitspolitik. Und das soll auch gesagt sein, wenn Sie jetzt den Kopf einziehen und nichts mehr von Ihrer Ablehnung wissen wollen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr GR Dampier hat sich zu Wort gemeldet. Ich bitte ihn zum Rednerpult.

GR Karl Dampier (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Auch mich wundert es, warum die Freiheitliche Partei zurückgezogen hat. Ich habe nur heute zwischen den Bänken und ein paar Tage vorher im Bezirk Bemerkungen gehört, warum ihr dagegen sein werdet: Die sollen sich das selber zahlen. Gut. 

Ich kann meine Wortmeldung sehr kurz halten, weil ich sehr viel auch von dem gesagt hätte, was Kollege Ulm gesagt hat, ich möchte aber schon auch noch ein paar persönliche Bemerkungen dazu machen, warum meine Fraktion dem zustimmt.

Die UNO sorgt in einer sehr unsicheren Welt für Frieden und Sicherheit. Wir sind seinerzeit – das war ja damals nicht unbedingt alles einstimmig – mit der UNO-City und mit dem Konferenzzentrum Verträge eingegangen, und Wien ist zu einem der Amtssitze der Vereinten Nationen geworden. Wenn die Hunderten Beamten der UNO hier in Wien und die vielen Tausenden anderswo für Frieden und Sicherheit auf der Welt sorgen, dann ist es nicht nur legitim, sondern förmlich die Pflicht eines Staates und einer Stadt, für die Sicherheit der dort in diesem konkreten Objekt Arbeitenden zu sorgen. Allein aus dem Grund – fernab von allen anderen Argumenten – muss man hier zustimmen.

Ein Mandatar der Freiheitlichen Partei, der nicht diesem Gremium angehört, hat in einer Bezirkszeitung schon vorsorglich gejammert, wie viel Geld denn diese 753 000 EUR insgesamt sind, die diese Stadt zahlen muss. Was ja an sich unrichtig ist, denn Kollege Ulm hat schon darauf hingewiesen, dass die Stadt das zwar mit den Abteilungen macht, weil sie es kann, dass sie es vorfinanziert, wobei übrigens ein Drittel dieses Betrages schon überwiesen ist, ein Drittel während der Bauphase überwiesen wird und ein Drittel dann bei der Beendigung im Jahr 2007 aller Voraussicht nach überwiesen wird. Also da eigentlich mit Unwahrheiten in die Öffentlichkeit zu gehen, weil es sich um eine Institution handelt, in der sehr viele Leute aus dem Ausland und auch sehr viele Österreicherinnen und Österreicher tätig sind, das halte ich einfach für schlecht und falsch. Das ist zu verurteilen.

Zur Höhe der Kosten auch noch einmal: Im Vergleich zu dem, was die UNO für Friedenssicherheit in der Welt leistet, im Vergleich zu dem, was auf Grund der Umwegrentabilität durch die Vereinten Nationen und andere internationale Organisationen, die in Wien angesiedelt sind und hier Kongresse abhalten, hereinkommt, ist dieser Betrag, wenn man schon über Beträge redet, irgendwo in der zweiten oder dritten Kommastelle zu finden. Es ist natürlich scheinbar zunächst einmal viel Geld, aber de facto rechnet es sich auch. Das muss man ja sagen. Abgesehen davon, dass einem Sicherheits- und Terrorbekämpfung nicht nur in Lippenbekenntnissen was wert sein soll, sondern auch in der Realität. 

Und natürlich ist das auch eine technische Einrichtung – das nur als ein kleines technisches Detail –, die so konzipiert ist – und das hat natürlich auch auf den Preis eine Auswirkung –, dass das Ganze im Fall von Sondertransporten gehoben werden kann und daher sehr wohl auch schwerere Fahrzeuge, Lieferverkehr, Kraftwagen et cetera hier durchfahren können.

Meine Damen und Herren! Ich glaube auch – ich sehe das ähnlich wie Kollege Ulm –, dass das letzte Thema, das der Freiheitlichen Partei nach den allerletzten Wahlen noch übrig geblieben ist, das Thema Sicherheit, ihnen, wenn sie weiter so argumentieren, ganz sicher auch noch abhanden kommt. Dem Kollegen Ulm kann es recht sein, und mir kann es auch recht sein. 

Ich bitte um Zustimmung zu diesem Geschäftsstück. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Die Frau Berichterstatterin hat auf das Schlusswort verzichtet.

Wir können gleich die Post... (GR Anton Mahdalik: Ich habe mich auch noch gemeldet!) Ich habe ihn aber hier nicht vermerkt. (Zwischenbemerkung der Schriftführerin.) Gut. Also der Kollege Mahdalik noch. Das war dann ein Irrtum mit der Schriftführerin. Bitte zum Rednerpult. Der Herr Kollege hat das Wort. Kollege Mahdalik, bitte.

GR Anton Mahdalik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Kollegen! 

Ich wollte mich nicht zu Wort melden, aber weil die Vorwürfe gekommen sind, dass wir unsere Sicherheitspolitik, unseren Sicherheitsaspekt aufgegeben hätten und dass wir zum Zweiten nicht den Mut hätten, unsere Meinung auch hier zu vertreten, möchte ich kurz einige Dinge ganz klarstellen, warum wir diesen Tagesordnungspunkt ablehnen werden.

Es gibt im Bereich der UNO-City im 22. Bezirk keine akut neuen Bedrohungsszenarien, die den Schluss nahe legen, dass wir hier neue Sicherheitsmaßnahmen vorfinanzieren oder andere Bundesstellen sie finanzieren müssten. Es liegt nichts auf, es sind keine Meldungen eingegangen. Darum sehen wir – es ist uns nicht anders erklärt worden – keinen Anlass, dass hier die Stadt Wien zur Tat schreitet, denn auch eine Vorfinanzierung kostet Geld. 

Wenn man uns jetzt gute Gründe genannt hätte, warum gerade dort diese Maßnahme notwendig sein sollte, dann hätten wir mit uns reden lassen. (GR Heinz-Christian Strache: Die Drogenbekämpfung sollte man finanzieren!) Aber wenn man zum einen diese Tür aufmacht und das finanziert oder vorfinanziert, dann kommen am nächsten Tag vielleicht die Botschaften und sagen, sie wollen auch so eine Zufahrtssperre, am übernächsten Tag kommt die UNO wieder und sagt, wir wollen das Ganze eigentlich aus Marmor haben, und die Stadt Wien wird wieder hupfen. (GR Karl Dampier: Die Republik ist für die Sicherheit zuständig!) Ich finde, das ist genau in dieser Tonart: Wenn Brüssel sagt: „Spring!", dann hupfen Österreich oder Wien, wenn die UNO das sagt, dann springt Wien genauso. Und hier muss man einmal einen Riegel vorschieben. 

Wenn die UNO der Meinung ist, zusätzliche Sicherheitsmaßnahmen zu benötigen, dann soll sie diese auch selbst finanzieren. Und wenn schon die Stadt Wien für eine Vorfinanzierung Geld in die Hand nimmt, dann sollte die Stadt Wien auch längst schon das Geld haben, um wirkliche Sicherheitsmaßnahmen, die der Bevölkerung zugute kommen, zu finanzieren und anzugehen. (Beifall bei der FPÖ.)
Seit Jahr und Tag liegt unsere Forderung nach einer berittenen Polizei auf dem Tisch (Ironische Heiterkeit bei den GRÜNEN.), seit Jahr und Tag machen wir auf die Vorteile einer solchen Einheit, die international bewiesen sind, aufmerksam. Experten bestätigen uns, dass wir hier richtig liegen. In anderen europäischen Großstädten wird eine berittene Polizeieinheit seit Jahr und Tag mit viel Erfolg eingesetzt. Sie wäre nebenbei auch eine Touristenattraktion und wäre nicht teuer. Es gäbe Anlaufkosten von 51 000 EUR für eine 20 bis 30 Pferde starke Einheit und laufende Kosten, die eher vernachlässigbar sind. (GR Godwin Schuster: Das geht an der Thematik vorbei!) Das würde sich als durchaus diskussionswürdig darstellen, doch hier haben die SPÖ, aber auch andere Parteien aus ideologischen Gründen jahrelang geblockt. (GR Godwin Schuster: Berechtigterweise!) Und das schadet der Sicherheit der Wiener Bevölkerung, meine Damen und Herren. (Beifall bei der FPÖ. – GR Heinz-Christian Strache: Genauso wie bei der U-Bahn-Polizei!)
Wie der Klubobmann ganz richtig bemerkt, Thema 
U-Bahn-Polizei. Hier geht es seit Jahren bei sehr vielen U-Bahn-Stationen drunter und drüber. Da wird am helllichten Tage ungeniert gedealt. Die Polizei ist natürlich auf Grund ihrer personellen Unterbesetzung nicht imstande (GR Godwin Schuster: Ihr wart diejenigen in der Regierung, die die Personalreduktion verlangt haben!), diesem Drogenhandel, Herr Kollege Schuster, Einhalt zu gebieten. (GR Godwin Schuster: Ihr habt nichts getan bei der Umstrukturierung der Polizei!) Und darum sagen wir, es wäre notwendig und intelligent, eine eigene U-Bahn-Polizei zu etablieren. (Beifall bei der FPÖ.)
Ich bin schon sehr neugierig, ob dann, wenn die SPÖ wieder in der Regierung sitzt, in der nächsten Koalitionsregierung, die vollmundigen Versprechungen einer personellen Aufstockung der Exekutive (GR Godwin Schuster: Deren Abbau ihr verursacht habt!), die wir seit sechs Jahren im Ohr haben – die Forderungen sind auch richtig, das möchte ich gleich bemerken –, dann auch in die Tat umgesetzt werden. Da bin ich, Herr Kollege Schuster, sehr neugierig. (Beifall bei der FPÖ. – GR Godwin Schuster: Wir haben mit euch geredet, aber ihr habt das abgelehnt!)
Unsere Forderungen liegen auch hier auf dem Tisch. 1 500 Polizisten mehr für Wien. Mehr als notwendig. Wenn ich sehe, dass im 22. Bezirk mit 150 000 Leuten ein Streifenwagen herumfährt – wenn er herumfährt ( GR Mag Rüdiger Maresch: Wart ihr in einer Koalition mit der ÖVP?) – und zu wenig Leute auf den Wachzimmern sind und die Überstunden en masse machen (GR Godwin Schuster: Ihr seid mit schuld!), dann, meine Damen und Herren von der Sozialdemokratie, kann ich Sie nur ersuchen, auch wirklich Ihre vollmundigen Wahlversprechungen in die Tat umzusetzen. Unsere Unterstützung haben Sie dabei. (GR Godwin Schuster: Zuerst zündeln und dann nach dem Löschen rufen!) 

Die haben Sie aber nicht bei unsinnigen Vorhaben, die wir vorfinanzieren oder finanzieren sollen. Da haben Sie unsere Unterstützung nicht. Wenn Sie aber intelligente Maßnahmen im Sinne der Wiener Bevölkerung im Bereich der Sicherheit setzen wie U-Bahn-Polizei oder berittener Polizei (GR Godwin Schuster: Berittene Polizei bringt nichts!), dann haben Sie von uns jede Unterstützung, die Sie wollen. – Vielen Dank! (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort ist jetzt niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort, und wir können daher die Postnummer 21 gleich abstimmen. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Mehrheitlich, gegen die Freiheitlichen, angenommen.

Es gelangt die Postnummer 22 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument im 19. Bezirk, KatG Alsergrund, Brigittenau, Heiligenstadt und Nußdorf. Es gibt hier keine Wortmeldung, somit können wir gleich zur Abstimmung kommen.

Wer für die Postnummer 22 ist, den bitte um ein Zeichen der Zustimmung. – Das war jetzt, wenn ich das richtig gesehen habe, einstimmig. Okay. Es ist einstimmig so beschlossen.

Es gelangt die Postnummer 33 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die 8. Gemeinderatssub-
ventionsliste 2006. Der Berichterstatter, Herr GR Strobl, wird einleiten.

Berichterstatter GR Friedrich Strobl: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Strache. Ich erteile es ihm.

GR Heinz-Christian Strache (Klub der Wiener Freiheitlichen): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sehr geehrter Vorsitzender!

Dieses Poststück 33, bei dem auch die Subvention für eine internationale Organisation beschlossen werden soll, eine Organisation, die sich letztlich auch dem Terror und dem internationalen Verbrechen widmet, bietet sich an, auch die jüngsten Entwicklungen und Diskussionen im Zusammenhang mit den Verbrechen gegen die Menschlichkeit an den Armeniern zu behandeln und darüber zu sprechen. Wir haben dieses Thema in den letzten Wochen immer wieder der internationalen Presse entnehmen können und verfolgen können, dass es hier auch international Initiativen gegeben hat, diesen Genozid, diesen Massenmord an den Armeniern dementsprechend darzustellen, ihn auch einzugestehen und nicht zu leugnen und ihn auch einmal zu verurteilen. Und es ist hoch an der Zeit, genau das auch bei uns einmal vorzunehmen, denn das ist bis dato verabsäumt worden. 

Ich glaube, dass es angesichts dieser traurigen Geschichte der Armenier Ende des 19. und Anfang des 20. Jahrhunderts hoch an der Zeit ist, letztlich einmal stellvertretend für zahlreiche Massaker und Verfolgungen in der Geschichte, vor allen Dingen aber im Bereich eben der Armenier, die bis heute eine Situation erleben, dass der türkische Staat von offizieller Seite diesen Massenmord, diesen Genozid, diesen Völkermord bis in die Gegenwart leugnet, ganz wichtig ist, daran zu erinnern, was in der Zeit von 1894 bis 1915 und vor allen Dingen danach passiert ist, zu erinnern an die Übergriffe von Türken im Rahmen des Osmanischen Reiches, wobei damals am Beginn 200 000 bis 300 000 Armenier Opfer wurden und umgebracht wurden. Am 24. und 25. April 1915 sind alle armenischen Personen und Persönlichkeiten aus dem politischen, wirtschaftlichen und kulturellen Leben, die sich in Konstantinopel aufgehalten haben, zusammengefasst worden, deportiert worden, großteils ermordet worden, nämlich über 2 000 Personen alleine im Bereich Konstantinopels. 

Es hat bis Juli 1915 die Situation gegeben, dass Armenier in Hauptsiedlungsgebiete ausgesiedelt wurden, das heißt, an sieben Orten konzentriert worden sind, wo sie zum Teil auf Befehl des damaligen Innenministers Talaat gleich von türkischen Polizisten oder türkischen Soldaten und Hilfstruppen ermordet wurden. Ab dem 27. Mai 1915 hat es dann Todesmärsche gegeben, wo man Armenier über unwegsame Gebirgswege oder auch durch die Wüste Richtung Aleppo geführt hat. Dann hat der Innenminister Talaat den ausdrücklichen Befehl gegeben – ich zitiere ihn –: „Alle Armenier, die in der Türkei wohnen, sind auszurotten." Das war damals der Befehl, der an die Truppen ergangen ist, und man ist dieser Befehlsvorgabe der Ausrottung von Armeniern auch nachgekommen. Etwa 100 000 Armenier haben die Todesmärsche überlebt, 500 000 Armeniern gelang die Flucht, und je nach Schätzung kamen zwischen 600 000 und 1,5 Millionen Armenier um, das heißt, sie wurden umgebracht. Hunderttausende Armenier, die den Völkermord überlebten, haben emigrieren müssen. Nach dem Zusammenbruch der russischen Regierung in Folge der Oktoberrevolution sind türkische Truppen im Kaukasusgebiet einmarschiert, um die Armenier endgültig zu vernichten, ihnen den Vernichtungsstoß zu geben und die Schaffung eines armenischen Staates zu verhindern. Dabei sind abermals 175 000 Armenier umgebracht worden. 

Das heißt, das ist also ein sehr, sehr klar auf dem Tisch liegendes Völkerverbrechen, ein Massenmord, der stattgefunden hat, ein Genozid, der stattgefunden hat. In der Folge haben das auch türkische Verantwortliche so gesehen, so etwa der Großwesir Damat Ferid Pascha, der die Verbrechen 1919 öffentlich eingestanden hat. 1920 hat auch der Vater der Türkei, Kemal Atatürk, öffentlich vor dem Parlament den Völkermord an den Armeniern als eine Schandtat der Vergangenheit bezeichnet, um dann in späterer Folge zu erleben, dass türkische Regierungsverantwortliche im Grunde genommen diesen Völkermord geleugnet haben und bis heute leugnen, die Ermordungen als Folgen von Kriegshandlungen darstellen und ganz bewusst die Unwahrheit vertreten und darstellen. Und bis heute leugnet der offizielle türkische Staat dieses Verbrechen und spricht eben von einer "Völkermordlüge".

Das sind also die Situationen, die wir erleben, und ich denke, dass man so etwas auch nicht unterstützen darf, dass man hier auch einmal klar und deutlich Stellung zu beziehen hat und nicht sagen kann, dass wir hier die Augen verschließen. 20 Länder und internationale Organisationen haben seit 1965 die Vernichtung der Armenier durch das Osmanische Reich in Resolutionen, Beschlüssen und Gesetzen als Völkermord dementsprechend auch im Sinne der UN-Völkermordkonvention von 1948 bewertet. Im Wesentlichen handelt es sich bei der Vernichtung eines Großteils der armenischen Bevölkerung um ein Ereignis, bei dem, wie gesagt, bis zu eineinhalb Millionen Menschen vorsätzlich zu Tode kamen, bei dem für viele bis heute die Anerkennung als Völkermord ein Problem ist. 

Doch es soll dieses Kapitel der Weltgeschichte einmal geschlossen werden. Deshalb muss man es auch tabulos und vorurteilslos anpacken und nach den aktuellen historischen Ereignissen, auch des Völkermordes, auch eingestehen. Ich glaube, das sind wir diesen Opfern schuldig, dass wir das eingestehen und nicht zulassen, dass man so einen Völkermord und Genozid einfach in Abrede stellt. Ich glaube, das ist etwas, wo wir doch grundsätzlich einer Meinung sein sollten. 

Was waren die beiden Großereignisse, die jetzt dieses Thema international sozusagen wieder aufs Tapet gebracht haben? Das war auf der einen Seite natürlich der 12. Oktober 2006, an dem in Frankreich von der französischen Nationalversammlung ein Gesetzesentwurf angenommen wurde, in dem festgehalten wird, dass die Leugnung des Völkermordes an den Armeniern analog zur Holocaust-Leugnung in Frankreich mit einer Strafe belegt wird. 

Zum Zweiten kann man sagen, dass dieses Thema natürlich auch deshalb wieder in den Vordergrund getreten ist, weil ein Türke, nämlich Orhan Pamuk, den Literaturnobelpreis erhalten hat. Er wurde ihm unter anderem sicherlich durchaus auf Grund seiner fachlichen Tätigkeiten verliehen, aber sicherlich auch, um ein Zeichen zu setzen, dass jemand als Literat den Mut aufbringt, in der Türkei diesen Völkermord an den Armeniern anzusprechen, obwohl er wusste und auch wissen musste, dass der türkische Staat dann gegen ihn vorgehen wird. Denn bis heute müssen Menschen, die diesen Völkermord in der Türkei ansprechen, damit rechnen, dass sie vor Gericht gestellt werden und dass sie auch mit unbedingten Haftstrafen zu rechnen haben. Solche unglaublichen Entwicklungen sind in der Türkei bis heute der Fall.

Die offiziellen Reaktionen Ankaras haben ja auch unsere Meinung, die Meinung der Freiheitlichen Partei Österreichs, und weiter Teile der österreichischen Bevölkerung nur bestärkt und bestätigt, nämlich dass die Türkei bei ihren bis heute vorhandenen Verhaltensmustern keinen Platz in der Europäischen Wertegemeinschaft hat. Das ist ja jetzt nur ein Detailbereich, den wir hier herausgreifen. Es gibt ja viele andere Menschenrechtsverbrechen, die an der Tagesordnung sind. Ich glaube, das zeigt auch, dass der Beitritt dieses Staates ein Kardinalfehler für die Europäische Union wäre und dass die Europäische Gemeinschaft im Grunde genommen da auch nicht einfach zur Tagesordnung übergehen kann. Wir wollen keine Lösung wie in Frankreich, aber es muss anerkannt werden, dass dieses Völkerverbrechen, dieser Massenmord stattgefunden hat. Das ist im Grunde genommen ja bitte eine Selbstverständlichkeit, dass man das einmal festhält. 

Jetzt gibt es hier natürlich auch durchaus interessante Entwicklungen, die wir wahrnehmen mussten von Seiten der ÖVP, der Kanzlerpartei, nachdem dieser Bundeskanzler am 1. Oktober ja eindeutig von der österreichischen Bevölkerung abgewählt wurde. Nur Haider und Schüssel sind gemeinsam abgewählt worden am 1. Oktober, es ist die ÖVP/BZÖ-Bundesregierung abgewählt worden. Es hat ja bis dato keinen Bundeskanzler gegeben, der zu einer Wahl angetreten ist und dann minus 8 Prozentpunkte erhalten hat. Also eine deutlichere Abwahl eines Bundeskanzlers gab es noch niemals in der Zweiten Republik. Jetzt gibt es ein "Herumschrödern" des Bundeskanzlers, der nicht zur Kenntnis nehmen will, dass er offensichtlich abgewählt wurde, und der bis heute der irrigen Meinung ist, dass die Wähler sich geirrt haben am 1. Oktober. Aber das ist eine andere Geschichte. 

Wir mussten aber erleben, dass im Zuge dieses Wahlkampfes die Wiener ÖVP bei diesem Thema durchaus berechtigte Anliegen und letztlich die Rechte der Armenier im Großen und Ganzen – ich sage das jetzt wirklich so in der direkten Art – durch eine Kandidatur eines Bezirksrates, von dem mit offiziellem ÖVP-Logo gewisse Äußerungen in einer gewissen Diktion zum Besten gegeben wurden, mit Füßen getreten hat. (GR Dr Matthias Tschirf: Das ist die Unwahrheit, und das wissen Sie!) Die Wiener ÖVP – und das ist schwarz auf weiß nachzuweisen – hat im Wahlkampf einen Folder drucken lassen (GR Dr Matthias Tschirf: Nein!), einen Folder drucken lassen für einen ÖVP-Bezirksrat, nämlich den Mustafa Iscel, der zum Glück nach meiner Pressekonferenz dann zurückgetreten ist. Das heißt, das zeigt, wie wichtig es war, eine Pressekonferenz abzuhalten, denn erst dann haben Sie den Rücktritt dieses Bezirksrats veröffentlicht. Vorher war Ihnen das kein Anliegen in der Öffentlichkeit. (Beifall bei der FPÖ. – GR Dr Matthias Tschirf: Das ist die Unwahrheit!)
Da hat es im Nationalratswahlkampf eben ein offizielles Flugblatt, einen Folder mit ÖVP-Logo gegeben, mit offiziellem ÖVP-Logo, in dem eben dieser Völkermord der Türken an den Armeniern geleugnet wurde, was auch von der Tageszeitung "Die Presse" zitiert wird. Überschrift: "VP-Bezirksrat: Es gab keine Massenmorde an den Armeniern." Wollen Sie sagen, "Die Presse" sagt die Unwahrheit? Also sicherlich nicht. (GR Norbert WALTER, MAS: Sie brauchen nur nachzulesen, was dort tatsächlich gestanden ist!) Dieses Flugblatt mit offiziellem Logo der ÖVP wird ja auch gezeigt: "Ihre starke Stimme im Nationalrat" mit offiziellem ÖVP-Logo. Darauf steht dann auch in türkischer Sprache – ich übersetze jetzt: „Wenn Sie nicht wollen, dass der Völkermord an den Armeniern anerkannt wird, wählen Sie ÖVP!" Wählen Sie ÖVP! Na, wie muss sich ein Armenier fühlen bei so einem Flugblatt der ÖVP? (GR Dr Matthias Tschirf: Das ist die Unwahrheit!) Dem kann ja nur schlecht werden, wenn er so etwas sieht. Und da werden Sie doch nicht behaupten, dass "Die Presse" die Unwahrheit geschrieben hat. (GR Dr Matthias Tschirf: Das ist die Unwahrheit! Sie sagen ganz bewusst die Unwahrheit!) Dann sollten Sie bitte die Tageszeitung "Die Presse" sofort klagen, wenn Sie so etwas behaupten. Das ist einfach unrichtig, was Sie hier sagen. (Beifall bei der FPÖ.)
Jetzt sieht es so aus, als wären diese unfassbaren Aussagen eben wirklich offizielle ÖVP-Parteilinie gewesen zum damaligen Zeitpunkt, denn Sie wollen doch niemandem weismachen, dass Sie nicht gewusst haben, was Ihr Bezirksratskandidat druckt mit einem offiziellen Logo. Das sind genau diese vorgegebenen Drucke, die sich alle anderen Bezirksratskandidaten genauso drucken haben lassen. (GR Dr Matthias Tschirf: Das ist die Unwahrheit! Sie sagen die Unwahrheit!) Sie wollen doch der Bevölkerung nicht weismachen – und das wissen Sie doch selber ganz genau, das ist ja undenkbar –, dass ein potenzieller Mandatar, der kandidiert, das nicht mit der Parteispitze abklärt, bitte. Das gibt es ja in keiner Partei, die im Grunde genommen eine ordentliche Struktur hat. Und wenn, dann müssten Sie sich einmal Gedanken über Ihre Strukturen machen. Da kann ja irgendwas nicht stimmen an Ihren Vorgaben. (Beifall bei der FPÖ.) 
Auch der ÖVP-Chef Gio Hahn, der ja mit rund minus 10 Prozent in Wien im Grunde genommen am 1. Oktober auch der große Wahlverlierer war – nämlich minus 10 Prozent ist doch bitte eine ordentliche Watschen, die man da vom Wähler bekommen hat in Wien –, hat als großer Verlierer natürlich auch in dieser Frage, in dieser heiklen Frage wieder einmal geschwiegen. Das hat er mit dem Bundeskanzler gemeinsam. Da schweigt man wie ein Grab und sagt nichts dazu und findet auch nicht rechtzeitig eine Klarstellung. Erst nachdem wir eine Pressekonferenz gemacht haben, ist er dann offensichtlich soweit in die Defensive gedrängt worden, dass man dann endlich eine Entscheidung getroffen hat, dass dieser Bezirksrat, wie ich einer Presseaussendung von gestern entnehme, zurückgelegt hat. Aber das haben Sie vorher nicht mitgeteilt. Ich wundere mich, warum Sie das erst nach meiner Pressekonferenz mitgeteilt haben. Da haben Sie wahrscheinlich nachher etwas repariert, was Sie vorher noch gar nicht in Angriff nehmen wollten.

Wenn man hergeht und diese Situation beleuchtet und davon ausgeht, dass damals die Wiener ÖVP im Nationalratswahlkampf mit einem Flugblatt dieses Bezirksrates, der zurückgetreten ist, in dem letztlich die Leugnung des Völkermordes von 1,5 Millionen Menschen vorgenommen wird und das offensichtlich bewusst zur Wählermaximierung verwendet, na, dann sage ich nur "Gute Nacht!" Das ist wirklich schäbig. Das ist wirklich schäbig. 

Ich stehe ja mit meiner Meinung nicht alleine da. Natürlich sind Konsequenzen in so einem Fall nötig. Ich bin froh, dass zumindest in diesem einen Bereich die Konsequenz gezogen wurde. (GR Dr Matthias Tschirf: Bei Ihnen werden nie Konsequenzen gezogen!) Bei uns war man wesentlich schneller, da hat es nicht einmal zwei Stunden gedauert. (GR Norbert WALTER, MAS: Wo denn?) Bei Ihnen dauert es über Wochen seit der Nationalratswahl. Bei uns hat es zwei Stunden gedauert. Das ist eben genau der Unterschied. Und bei Ihnen hängt noch immer der Dollfuß im Bundesparlament im Klub der ÖVP. Da haben Sie überhaupt keine Berührungsängste zu Diktatoren. Das muss man einmal festhalten, und das ist vielleicht auch einmal aufzuarbeiten. (Beifall bei der FPÖ. – GR Norbert WALTER, MAS: Auch die Blauen sollten konsequent sein!)
Aber ich habe auch wahrgenommen, zumindest in der Tageszeitung "Österreich" habe ich wahrgenommen, dass offensichtlich die SPÖ und auch die Grünen diesem Beschlussantrag, den wir heute einbringen, nicht zustimmen werden, was mich wirklich schmerzt und auch verwundert. Das sage ich ganz offen. Noch dazu mit einer wirklich unsinnigen Begründung. Die unsinnige Begründung, die angeführt wird – in dem Fall hat der Herr Bürgermeister diese Begründung gegenüber der Zeitschrift "Österreich" angeführt –, lautet, das sei nicht verfassungskonform. Also ich frage mich, hat er bis dato Beschlussanträge, die Sie eingebracht haben, verfassungswidrig hier eingebracht? Hat er damals, als wir die unglaublichen Aussagen eines iranischen Staatspräsidenten gemeinsam hier in einer Resolution, in einem Antrag verurteilt haben, auch nicht verfassungskonform gehandelt? Und gerade da konstruiert er dann die Lösung, dass das bei diesem Völkermord, wo es wirklich heute noch genauso wie damals eine Notwendigkeit wäre, einmal dagegen aufzutreten und Stellung zu beziehen, verfassungswidrig ist. Ist man wirklich bereit, so eine fadenscheinige Begründung vorzuschieben? Das trifft mich wirklich, denn es zeigt, dass Ihnen das offenbar weder ein großes noch überhaupt ein Anliegen sein kann, in dieser Frage das endlich einmal deutlich auch festzumachen. 

Das ist wirklich schmerzvoll, denn wir erleben ja bei Ihrer Haltung auch, was im Grunde genommen in der Präsidiale gelebt wurde, wo man auch die Wertigkeit aller Parteien erkennen konnte, nämlich dass man gesagt hat, dieser Völkermord an 1,5 Millionen Armeniern hat für uns quasi keine Wertigkeit (GR Dr Matthias Tschirf: Das ist ja unglaublich!), denn für uns ist es wichtiger, andere Geschäftsordnungspunkte als Hauptpunkte zu behandeln. (GR Godwin Schuster: Das stimmt doch überhaupt nicht! Das ist ungeheuerlich!) Ich habe ja extra gefragt: „Wollen Sie diesen Punkt als ersten Punkt, als Hauptpunkt behandelt wissen oder nicht?" (GR Godwin Schuster: Das stimmt doch überhaupt nicht!) Für uns ist das ein Hauptpunkt der heutigen Sitzung. Ich sage es ganz offen. Bei 1,5 Millionen ermordeten Armeniern ist das ein wichtiger Hauptpunkt. (Beifall bei der FPÖ. – GR Godwin Schuster: Das ist eindeutig die Unwahrheit! Was Sie hier sagen, ist eindeutig gelogen!)
Wenn ich dann in der Präsidiale sitze und gesagt wird, das soll erst sozusagen beim dritten Punkt ein Thema werden, denn als erstes Thema ist uns das Volkstheater am wichtigsten, na, dann sieht man schon eine gewisse Wertigkeit offensichtlich. (GR Godwin Schuster: Das stimmt nicht! Sie haben sich gar nicht zu Wort gemeldet!) Und wenn man dann auch noch nicht zustimmt, wie man schon vorher mitteilt, sieht man ja auch gewisse Wertigkeiten. (GR Godwin Schuster: Das ist ungeheuerlich!) Das ist wirklich traurig. Das kann man nur so festhalten.

Unsere Fraktion bringt daher einen Beschlussantrag ein, in dem der bislang ungesühnte und vom potenziellen EU-Mitglied Türkei geleugnete Völkermord an den Armeniern verurteilt werden soll. Damit soll ein deutliches Signal gesetzt werden, dass auch dieser grausame Völkermord endlich aufgearbeitet wird.

Unser Beschlussantrag lautet: 

„Erstens: Der Gemeinderat der Stadt Wien verurteilt wie der Weltkirchenrat, das Europäische Parlament, die UN-Menschenrechtskommission, die Parlamente beziehungsweise Senate Argentiniens, Belgiens, Bulgariens, Frankreichs, Griechenlands, Kanadas, des Libanons, der Russischen Förderation, Schwedens, Uruguays, der USA und Zyperns die Verbrechen der Türken an den Armeniern seit 1886, im Besonderen den Völkermord von 1915, bei dem es bis zu 1,5 Millionen Armenier als Opfer gegeben hat, und anerkennt diesen im Sinne des Übereinkommens über die Verhütung und Bestrafung des Völkermordes im Sinne der Völkermordkonvention 1948. 

Zweitens: Der Gemeinderat der Stadt Wien fordert die Regierung der Republik Türkei auf, die historische Tatsache des Völkermordes anzuerkennen und damit der Bedingung zu entsprechen, die das Europäische Parlament mit seiner am 18. Juni 1987 verabschiedeten 'Resolution zur politischen Lösung der armenischen Frage' an die Vollmitgliedschaft der Türkei gestellt hat."

Sie tragen in Wirklichkeit heute alle unmittelbar dazu bei, Gerechtigkeit für die Nachfahren der Opfer wieder herzustellen, Sie könnten heute helfen, diese Spirale von Verbrechen, Straflosigkeit und Wiederholung zu durchbrechen. Und das ist ja genau der Punkt. Nie wieder darf es so etwas geben, egal gegenüber welchem Volk auf diesem Planeten Erde. Da sollten wir keinen Unterschied machen. Daher ich bin sehr gespannt darauf, ob Sie heute bei diesem Völkermord eine andere Position einnehmen. Das würde nicht nur uns zu denken geben, sondern natürlich wären es auch die Betroffenen und viele andere Menschen, die das nicht verstehen könnten.

Wir haben in diesem Zusammenhang die namentliche Abstimmung verlangt, weil das letztlich auch die Nagelprobe für die im Haus vertretenen Parteien für uns darstellt und werden soll. Wir möchten wissen, wie ernst Sie die Auseinandersetzung letztlich auch mit den Äußerungen Ihres zurückgetretenen ÖVP-Bezirksrates nehmen und wie ernst Sie auch mit diesem Völkermord und Genozid umgehen oder ob Sie hier lieber nicht tätig werden, um nicht – in dem Fall, sage ich ganz bewusst – die Türkei sozusagen zu vergrämen, weil Sie vielleicht Angst haben, sich hier für eine Opfergruppe zu positionieren. Das wird für uns heute sicherlich von Interesse sein und eine Nagelprobe darstellen. Wir können nur ersuchen, dass Sie in sich gehen und diesem Beschlussantrag zustimmen werden. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zur Geschäftsordnung zu Wort gemeldet: Herr Klubobmann Dr Tschirf. 

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Also das Gelächter, das hier vom Herrn Kollegen Madejski gekommen ist, spricht für sich, spricht dafür, welche Menschenhaltung er hat. Das hat er vor sich zu verantworten.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es ist ein Skandal, wenn hier von Seiten des freiheitlichen Noch-Klubobmannes gesagt worden ist, dass den Klubobleuten in der Präsidiale die 1,5 Millionen Menschen, die ermordet worden sind, gleichgültig gewesen sind. (GR Heinz-Christian Strache: Na offensichtlich! Das sieht man an der Wertigkeit, die das bei Ihnen hat!) 

Herr Kollege Strache! Ich verstehe vieles, was in der Emotion geschieht, aber trotzdem sollten Sie sich über gewisse Grenzen nicht drüberbewegen. Das ist ein Skandal. Schämen Sie sich dafür! Schämen Sie sich! Lachen Sie nicht! (GR Heinz-Christian Strache: Schämen Sie sich dafür, wie Sie mit dieser Frage umgehen!) Ihnen sind die Morde wurscht! (GR Heinz-Christian Strache: Schämen Sie sich dafür, dass Sie auf dem armenischen Volk herumtrampeln!) Dieses 20. Jahrhundert, meine sehr geehrten Damen und Herren, ist ein Jahrhundert gewesen, in dem es eine Vielzahl schrecklicher Verbrechen gegeben hat. 

Das war auch eines der Verbrechen, aber Ihnen geht es um politisches Kleingeld. Ihnen geht es nicht um die Menschen, Ihnen geht es nicht um die Morde, Ihnen geht es um politisches Kleingeld. Und dafür sollten Sie sich schämen und das zurückziehen. Das ist ein Skandal, und den kann ich so nicht stehen lassen! (Beifall bei ÖVP, SPÖ und den Grünen. – GR Heinz-Christian Strache: 1,5 Millionen Opfer sind Ihnen egal!) 

Herr Kollege Strache! Ich bin der Ansicht, dass das die Unwahrheit ist. (GR Heinz-Christian Strache: Das ist nicht zur Geschäftsordnung! Was ist da zur Geschäftsordnung, Herr Vorsitzender?) Sie haben viele Unwahrheiten gesagt, aber das, was die Präsidiale betrifft, ist so unglaublich (GR Heinz-Christian Strache: Wieso?), dass ich da einen Appell an Sie richte: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich würde Ihnen empfehlen: Denken Sie nach, bevor Sie Zwischenrufe tätigen! Sie sollten wirklich nachdenken, ob sie sehr sinnvoll sind, ob sie nicht pietätlos sind gerade gegenüber den Opfern, die es da gibt. Aber zu behaupten, dass in der Präsidiale den anderen Klubobleuten die Ermordung von 1,5 Millionen Menschen gleichgültig gewesen ist, ist eine Unwahrheit. (GR Heinz-Christian Strache: Das habe ich nicht gesagt!) Das ist zurückzuziehen (GR Heinz-Christian Strache: Das habe ich nicht gesagt!), und ich ersuche Sie, sich davon zu distanzieren! (Beifall bei ÖVP und SPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Frau Mag Korun.

GRin Mag Alev Korun (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Es ist eigentlich nicht verwunderlich, dass nach dem Ausländer-Bashing, nach dem Moslem-Bashing nun das Türkei-Bashing drankommt seitens der FPÖ. Eigentlich ist es nicht verwunderlich. Verwunderlich ist es aber, dass gerade eine extrem nationalistische und nicht gerade minderheitenfreundliche Partei sich dieses Themas angeblich annimmt und angeblich den Nationalismus und die Minderheitenfeindlichkeit anderswo kritisiert – mit Betonung auf "anderswo" –, denn bei der Debatte gerade vor zirka einer Stunde zum Tagesordnungspunkt "Steine der Erinnerung" haben Sie uns allen eigentlich sehr gut und sehr beispielhaft wieder einmal bewiesen, wie schwer Sie sich tun, wenn es um die eigene Vergangenheit geht, wenn es um die eigenen Gräuel geht, wenn es um die Vertreibung und Ermordung der eigenen – unter Anführungszeichen – Minderheiten geht, wie man mit diesem Unrecht umgeht, wie sehr man daran erinnert werden möchte und wie sehr man auch zulassen möchte, dass diese Erinnerung im öffentlichen Raum Platz greift. 

Sie selbst haben sozusagen mit Ihren Redebeiträgen in der Debatte "Steine der Erinnerung" dieses Anliegen, falls es jemals ein echtes Anliegen von Ihnen gewesen sein sollte, desavouiert und gezeigt, dass es Ihnen eigentlich nicht um Menschenrechte geht, nicht um Minderheitenschutz geht, nicht um die verfolgten und ermordeten Armenier im Osmanischen Reich geht, sondern dass es Ihnen schlicht und ergreifend um billigen Populismus geht und um den Versuch, eine weitere Hürde beim potenziellen EU-Beitritt der Türkei zu schaffen. 

Ihre Absicht ist dermaßen durchsichtig, dass sich weitere Worte eigentlich erübrigen würden. (GR Mag Wolfgang Jung: Aufhören! – Beifall von GR Mag Wolfgang Jung und anderer freiheitlicher Gemeinderäte.) Ihre Versuche, auf dem Rücken einer Minderheit hier und heute Politik zu machen, erinnern mich an ein türkisches Sprichwort – wenn wir schon beim Thema Türkei sind –, dort sagt man, wenn man etwas vorgibt und eigentlich etwas ganz anderes möchte: Man geht nicht auf’s Feld, um Früchte zu essen, sondern um den Bauern zu hauen. Darum geht es hier auch. Sie wollen nicht ernsthaft Menschenrechte thematisieren, Sie wollen nicht ernsthaft thematisieren, wie es den Nachfahren von verfolgten und ermordeten Armeniern und Armenierinnen geht, sondern Sie wollen einzig und allein ein Thema skandalisieren. 

Natürlich muss sich jede demokratische Republik ihrer Vergangenheit stellen, und die Türkei muss das auch. Die Türkei muss es als demokratische Republik, die Türkei muss es letztendlich auch als potenzielles EU-Mit-
glied beziehungsweise auch als EU-Beitrittskandidat. Das ist gar keine Frage und das stellt auch niemand in Frage. Was mehr denn je notwendig ist, auch in der Türkei, ist eine offene, ehrlich geführte und demokratische Debatte über die Ereignisse zwischen 1915 und 1918. Und zu Ihrer Information, falls Sie sich damit nicht auskennen: Diese Debatte hat auch schon begonnen. Diese Debatte hat auch in der Türkei begonnen. Diese Debatte wird teilweise leider vor Gerichten geführt. Gott sei Dank gibt es sehr viele demokratisch orientierte Menschen, die diese Debatte führen möchten, seien sie türkische Armenier, seien sie nichtarmenische Türken und Türkinnen, und diese Debatte wird geführt.

Was Sie aber mit so einem Antrag und mit dieser Debatte bewirken können, ist nicht die Unterstützung der Demokratisierungsbestrebungen in der Türkei und eine Unterstützung der Menschen, denen es wirklich ein Anliegen ist, dass geklärt wird, dass in Archiven geklärt wird, dass mit wissenschaftlichen Studien geklärt wird, was in dieser Zeit wirklich passiert ist, wie viele Menschen umgebracht wurden und was man heute machen kann. Das alles, was Sie hier und heute inszenieren, führt eben nicht dazu, dass die Bestrebungen von demokratisch orientierten Menschen in der Türkei oder woanders unterstützt werden, damit sozusagen Licht in die Ereignisse gebracht wird, sondern Sie wollen einzig und allein aktionistisch etwas beschlossen haben, was letztendlich für den Fortschritt der Debatte in der Türkei in dieser Form leider nichts bringen wird.

Es ist notwendig, dass unabhängige Wissenschafter und Wissenschafterinnen aus unterschiedlichen Ländern, aus unterschiedlichen Nationen, selbstverständlich auch armenische Wissenschafter und Wissenschafterinnen, Zugang zu den Archiven bekommen, dass sie dort unabhängig forschen können, dass eine Kommission zustande gebracht wird, die zusammengesetzt ist aus türkischen, armenischen und auch anderen Wissenschaftern und Wissenschafterinnen und dass diese Kommission gemeinsam die historischen Ereignisse erforscht und in Bälde auch Ergebnisse vorliegen. Es ist notwendig, dass in einer offenen, demokratischen Atmosphäre ohne Tabu diskutiert werden kann, dass Menschen nicht verurteilt werden auf Grund ihrer Aussagen, sondern dass eine ehrliche Auseinandersetzung stattfinden kann. (GR Johann Herzog: Die kommen vor Gericht! Sie anerkennen das nicht!)
Für das alles sind wir GRÜNEN, für das alles treten wir ein. Dazu ist es notwendig, die Demokratisierungsbestrebungen in der Türkei zu unterstützen und nicht durch irgendwelche symbolischen populistischen Akte irgendwelche Zeichen zu setzen. (GR Heinz-Christian Strache: Das heißt, man darf das nicht kritisieren!) Das Ziel dieser Zeichen oder dieser Aktion ist nicht, dass wirklich eine ehrliche historische Auseinandersetzung stattfindet, sondern die Absicht ist offensichtlich, dass die FPÖ auf dem Rücken dieses Themas und letztendlich auch auf dem Rücken von Armeniern und Armenierinnen und auch auf dem Rücken der Nachkommen von damals verfolgten Menschen Stimmung macht und Stimmen kassiert.

Deshalb werden wir diesem Antrag der FPÖ nicht zustimmen, weil die Absicht entgegen den Behauptungen nicht eine historische Klärung, ein Dialog, die Erforschung von dem, was damals passiert ist, ist, sondern letztendlich eine Verhöhnung, reinste populistische Stimmungsmache.

Als Abschluss kann ich nur sagen: Lernen Sie Geschichte, und lernen Sie bitte auch aus der eigenen Geschichte! Man muss natürlich woanders hinschauen, aber man muss auch vor der eigenen Haustür kehren und man muss sich in Österreich auch mit der eigenen Vergangenheit kritisch auseinandersetzen. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN und bei Gemeinderäten der SPÖ. – GR Heinz-Christian Strache: Das sagen gerade Sie!)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Dr Wolf. Bitte schön.

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Mir fällt nur ein Wort ein zu der Rede, die Heinz-Christian Strache gehalten hat: Schäbig! Eine wirklich schäbige Rede! Die Geschichte, 1,5 Millionen Tote herzunehmen, um politisches Kleingeld zu schlagen. Ein kleines Geschäft machen Sie. (GR Heinz-Christian Strache: Schäbig ist es, dass Sie 1,5 Millionen Tote als Kleingeld bezeichnen! Das ist schäbig!) Nein! Nein, Sie sind nicht intelligent genug, mir das Wort im Mund umzudrehen. Da müssen Sie früher anfangen. (Beifall bei der ÖVP. – GR Heinz-Christian Strache: 1,5 Millionen Menschen! Was sind Sie für ein Mensch! Genieren Sie sich!) Nein! 

Lieber Herr Strache! Sie wollen damit hier ein kleines Geschäft machen. (GR Heinz-Christian Strache: Genieren Sie sich!) Das ist Ihre Denke. Die Sprechpuppe von Stadler und Mölzer regt sich da auf. Ja, super! (Beifall bei der ÖVP.) 

Lernen Sie eines: Geschichte! Aber auch wenn man Geschichte nicht versteht, dann gilt das: Geschichte ist nicht geeignet, Politik zu machen. (Beifall bei der ÖVP. – GR Heinz-Christian Strache: Einen Völkermord anzuerkennen, ist für Sie Politik!) Nein, Sie werden mich nicht provozieren. Es geht Ihnen wirklich um das ganz kleine Geschäft. Die Türkei, die Türken, die Armenier: Billig, schief, schlecht.

Zu dem Bezirksrat, den Sie angesprochen haben, kann ich Ihnen gerne erklären: Kein Grund zur Aufregung. Ein türkischstämmiger Bezirksrat hat sich selbst Flugblätter und eine Homepage gebastelt (GR Heinz-Christian Strache: Lesen Sie, was dort steht! Dem können Sie doch nicht zustimmen!) und eine Position eingenommen, die nie die Position der ÖVP war, die nicht die Position der ÖVP ist und die auch nicht die Position der ÖVP sein wird. (Beifall bei der ÖVP.)
Außerdem ist dieser Bezirksrat zurückgetreten, und zwar – bei aller Wertschätzung, Herr Strache – nicht auf Grund Ihrer Intervention, sondern schon vorher. (GR Heinz-Christian Strache: Das haben Sie der Öffentlichkeit aber nicht mitgeteilt!) Es soll gesagt sein. Es wäre schön, wenn Sie mit Fällen, die es in Ihrer Partei gab, so rasch umgegangen wären. Ich sage nur das Wort Gudenus. Jeder weiß, was damit gemeint ist. (Beifall bei der ÖVP.)

Spalten, schimpfen und Kleingeld wechseln – das ist Ihre Politik, und das ist zu wenig. Vielleicht war das Ihre Abschiedsrede im Gemeinderat, aber ich fürchte, Sie werden sich noch einmal zu Wort melden. Dann sage ich es danach.

Wir werden Ihren Resolutionsantrag ablehnen. Das ist zwar historisch richtig, wie Sie es begründen, ist auch abgeschrieben von Wikipedia in drei Absätzen, und jene Passagen, die Sie formuliert haben, haben drei Rechtschreibfehler. Ich gratuliere! (Beifall bei der ÖVP. – GR Dipl Ing Omar Al-Rawi: Deutsch statt nix verstehen!)
Wenn Sie der Meinung sind, dass Versäumnisse waren, dass die zivilisierte Staatengemeinschaft nichts getan hat, dass die Republik Österreich nichts getan hätte, dann sind Sie im Irrtum. (GR Heinz-Christian Strache: Die Staatengemeinschaft hat etwas getan, nur Österreich hat nichts getan) Sehr gut! Ja, ja, Sie wissen es wirklich nicht.

Ich bringe jetzt einen Resolutionsantrag ein betreffend Achtung und Anerkennung von ethnischen Minderheiten als elementare Grundlage einer europäischen Menschenrechtspolitik. 

Wir sind der Meinung, dass der kritische Umgang jedes Staates mit der eigenen Geschichte und deren politische Bewertung die Voraussetzung ist, eine moderne, zukunftsorientierte und den Kriterien der europäischen Menschenrechte entsprechende Minderheitenpolitik zu gestalten. – Ich vermute, Sie wollen das nicht. 

Die Europäische Union hat daher auch diesbezügliche Maßstäbe festgelegt, die für die einzelnen Mitgliedsstaaten, die aber auch für Beitrittswerber gelten. Insbesondere können ethnische Vertreibungen oder Völkermord, wie es sie in der europäischen Geschichte erwiesenermaßen leider oftmals gegeben hat, so auch am armenischen Volk zu Beginn des 20. Jahrhunderts, niemals Mittel der Politik sein. Jede Form der so genannten ethnischen Säuberungen, des Genozids, ist eindeutig und scharf zu verurteilen. 

Deshalb hat der österreichische Nationalrat am 21. März 2002 eine Entschließung verabschiedet, die unter anderem folgende Punkte beinhaltet: 

In Verfolgung einer aktiven Menschenrechtspolitik möge sich die Bundesregierung dafür einsetzen, dass die Vereinten Nationen verstärkt in die Lage versetzt werden, weltweit aktiv für die Durchsetzung von Menschenrechten zu agieren, weiterhin für die Vertiefung der Zusammenarbeit und Partnerschaften der Staaten zum Schutz und zur Förderung der Menschenrechte einzutreten und, um für die Zukunft das Fundament gemeinsamer Werte zu verstärken und Unrecht zu verhindern, darauf hinzuwirken, dass alle Staaten die moralische Verantwortung für von ihnen begangenes historisches Unrecht anerkennen.

Es geht weiter mit weiteren Punkten bis zum Punkt 11. 

Ich bringe diesen Resolutionsantrag ein und lade Sie ein, ihm beizutreten. Er unterscheidet sich von Ihrem insoweit, als er die Dinge völlig klar auf den Tisch legt. – Ich danke. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr GR Woller. 

GR Ernst Woller (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Bei aller Bedeutung und Ernsthaftigkeit des Themas muss ich sagen, ich erkenne zwei erfreuliche Aspekte: 

Erstens: Es wird die letzte Debatte sein, die Sie - Herr Strache - hier im Wiener Gemeinderat geführt haben. Das wird für die politische Hygiene in diesem Haus gut sein, und darüber bin ich wirklich glücklich. (Beifall bei der SPÖ und den GRÜNEN. – GR Heinz-Christian Strache: Was ist das für eine Diktion?) 

Zweitens: Es ist nahezu ein Kompliment für die Wiener Stadtregierung (GR Heinz-Christian Strache: Menschen ausschließen! Von politischer Hygiene sprechen und Menschen ausschließen wollen!), dass Sie für Ihre Abschiedsrede im Wiener Gemeinderat ein internationales Thema wählen und nicht ein Thema der Wiener Stadtpolitik. Es ist dies der Beweis von Ihnen – dafür können wir wirklich nur dankbar sein –, dass es in dieser Stadt tatsächlich keine ernsten Probleme gibt und diese Stadt hervorragend verwaltet ist. (Beifall bei der SPÖ. – StR DDr Eduard Schock: Da klatscht nicht einmal die eigene Fraktion!) 

Das Thema des Massenmordes an Armeniern im Osmanischen Reich ist aber tatsächlich zu ernst und zu bedeutend, um es dem üblichen Spiel der FPÖ mit Ausländerhass und dem Schüren von Vorurteilen zu überlassen. 

Und man muss Ihnen auch einen Vorwurf machen – der Kollege Wolf hat es schon angesprochen –: Das Mindeste, was man sich erwartet hätte, wäre, dass Sie sich selbst mit dem Thema beschäftigt hätten. Es sind tatsächlich 90 Prozent der Ausführungen, die Ihr Antrag enthält, einfach aus dem Internet herauskopiert. Das heißt, Sie haben sich nicht einmal irgendwas selbst überlegt. (GR Heinz-Christian Strache: Und deshalb lehnen Sie es ab?) Ich habe nichts gegen das Internet, ich habe auch nichts gegen Wikipedia, aber unter uns gesagt: Vorsicht ist angebracht. Jedenfalls ist das Herauskopieren von Wikipedia keine ausreichende Grundlage für eine wissenschaftliche und historische Beurteilung und auch keine Grundlage für Beschlüsse des Wiener Gemeinderates. Und es ist ja wirklich peinlich, dass die wenigen Zeilen, die Sie selbst geschrieben haben, dadurch auffallen, dass sie erstens Rechtschreibfehler enthalten – der Kollege Wolf hat es schon gesagt – und zweitens falsch sind. Es ist einfach schon der erste Satz falsch. (GR Heinz-Christian Strache: Angesichts der Ermordung von 1,5 Millionen Menschen reden Sie von Rechtschreibfehlern! Wo leben Sie? – GR Johann Herzog: Das ist unglaublich!) Sie haben sich mit dem Thema überhaupt nicht auseinandergesetzt. Sie haben einfach herauskopiert und dann ein paar Zeilen dazugeschrieben, und die sind falsch. (GR Heinz-Christian Strache: Rechtschreibfehler gegen Armeniermorde!) Das ist festzustellen, bevor wir über diesen Antrag hier abstimmen. (Beifall bei der SPÖ und den GRÜNEN.) Wenn Sie mir zuhören, werde ich Ihnen sagen, was falsch ist. Sie brauchen das ja wirklich. 

Es ist insbesondere falsch, wenn Sie im ersten Satz schreiben, dass durch zahlreiche Übergriffe von Türken und Kurden in der Zeit ab 1894 200 000 bis 300 000 Armenier zu Opfern geworden sind. Das ist deshalb falsch, weil erstens einmal in dieser Zeit das Osmanische Reich geherrscht hat ... (GR Heinz-Christian Strache: Das ist nicht der eingebrachte Antrag!) Das ist Ihr Resolutionsantrag. Schauen Sie einmal her! (Der Redner zeigt GR Strache ein gelb und rot markiertes Blatt.) Das Rote ist von Ihnen, das Gelbe ist aus Wikipedia. (GR Heinz-Christian Strache: Lesen Sie den Anfang!) Ich habe den eingereichten Antrag. Sie haben hier geschrieben, und genau diesen Satz lese ich hier (GR Heinz-Christian Strache: Das ist nicht der eingereichte Antrag!): Resolutionsantrag der Gemeinderäte Strache und Konsorten. Da heißt es: Durch zahlreiche Übergriffe von Türken und Kurden. (GR Heinz-Christian Strache: Lesen Sie den richtigen Antrag! Sie zitieren aus einem Antrag, der nicht eingebracht wurde! – GR Christian Oxonitsch: Woher sollen wir das wissen? Dann geben Sie uns den richtigen Antrag!) Das ist einfach falsch. Es ist falsch, dass Kurden an den Massakern mitgewirkt haben und beteiligt gewesen sein. (GR Heinz-Christian Strache: Das steht nicht im Antrag!) Richtig ist vielmehr, dass die Kurden selbst Opfer dieser Entwicklung waren und dass allein 300 000 Kurden in diesen Jahren ermordet wurden. 

Wenn Sie sich ein bisschen ernsthafter mit dem auseinandergesetzt hätten, wüssten Sie, dass Kurden sehr wohl Armenier unterstützt haben in dieser Situation. Viele kurdische Familien haben armenische Kinder aufgenommen und bei sich in den eigenen Familien versteckt. (GR Godwin Schuster: Haben Sie jetzt den richtigen Antrag eingebracht? – Zahlreiche Zwischenrufe bei der FPÖ.)
Vorsitzender Dr Wolfgang Ulm (unterbrechend): Wir warten, bis sich Kollege Strache beruhigt.

GR Ernst Woller (fortsetzend): Also noch einmal für Sie, damit Sie das auch wissen. Viele kurdische Familien haben ganz im Gegenteil Opfer zu beklagen gehabt, und viele kurdische Familien haben in dieser Zeit armenische Kinder in ihren Familienverband aufgenommen, um sie vor der Verfolgung zu retten. Es gibt tatsächlich noch immer kurdische Familien, die heute noch armenische Kinder haben. Die sind mittlerweile auch schon groß geworden und alt geworden, aber es sind noch immer Familien, die das auch belegen können. 

Dem Kollegen Strache geht es offensichtlich nicht um das Thema, sondern um die Fortsetzung des Schürens von Ausländerhass. In Fortführung des schäbigen Wahlkampfes, den Sie geführt haben, geht es um Schüren von Vorurteilen gegen Türken im Besonderen, und insbesondere um die Polemik gegen einen allfälligen Beitritt der Türkei zur Europäischen Union. Es ist dies eine neue Facette der FPÖ-Politik, und dieses leicht durchschaubare Spiel, das Sie hier spielen, werden wir sicher nicht mitmachen. 

Wir werden daher diesen Antrag ablehnen. (GR Heinz-Christian Strache: Weil Ihnen das Thema unwichtig ist!) Nicht, weil uns das Thema nicht wichtig ist, sondern weil wir den Missbrauch dieses Themas durch Sie absolut ablehnen. Wir werden dem ÖVP-Antrag zustimmen und treten für die rasche und volle historische Aufarbeitung des Massenmordes an den Armeniern im Osmanischen Reich ein. Wir sind hier wahrlich viel glaubwürdiger als Sie. Sie sollten mit Massenmorden im vorigen Jahrhundert sehr, sehr ruhig sein und sich hier nicht zum Richter aufspielen. Die SPÖ hat eine saubere Geschichte, und wir haben auch ein sauberes Verhältnis zum Thema der Türkei, der Kurden und zu den Armeniern. (GR Heinz-Christian Strache: Und was ist mit Heinrich Gross oder auch Julius Tandler, der auch von unwertem Leben gesprochen hat?) 

Wir kopieren und schreiben nichts aus dem Internet ab, sondern wir schauen uns das vor Ort an. Es war mein persönlicher Vorschlag, dass die Ausschussreise des Gemeinderatsausschusses Kultur ... (Zahlreiche Zwischenrufe bei der FPÖ.) Wenn Sie so viel schreien, können Sie nicht zuhören, das ist der Nachteil. Sie sollten irgendwann einmal zuhören. Deshalb verstehen Sie ja nichts, weil Sie immer nur schreien. Das wird uns abgehen, das muss ich ganz ehrlich sagen. Ja, das wird uns wirklich abgehen. Wir haben uns jedenfalls damit auseinandergesetzt, und es war mein Vorschlag als Vorsitzender des Kulturausschusses, dass uns die Ausschussreise Kultur zuletzt nach Armenien geführt hat und wir dort auch vor Ort das Mahnmal für den Völkermord an den Armeniern besucht haben. 

Ich habe persönlich seit 20 Jahren gerade zur armenischen Gemeinde in Wien ein besonderes Verhältnis, weil die armenische Kirche und die armenische Gemeinde ihren Sitz im 3. Bezirk am Kolonitzplatz, Radetzkyplatz hat und ich dort seit über 30 Jahren politisch aktiv bin. Daher kenne ich nicht nur die armenische Gemeinde gut, viele Persönlichkeiten, ich kenne die armenische Kirche gut, ich habe mich auch sehr stark dafür eingesetzt, dass es ein Mahnmal für die armenischen Opfer in Wien gegeben hat. Das ist errichtet, steht im 3. Bezirk am Platz der Armenier. Und ich habe mich auch sehr stark gemacht, dass diese Namensgebung für den Platz der Armenier zustande gekommen ist. 

Ich bin nicht unkritisch zur Türkei, das müssen Sie sich wirklich sagen lassen. Ich war als Vertreter der Stadt Wien bei der Habitat-2-Konferenz in Istanbul und ich weiß sehr gut, wie schwierig es damals war, auch für uns als Delegierte der EU und der Stadt Wien, uns die kurdischen Zeltdörfer in Istanbul anzuschauen. Die türkischen Behörden haben alles unternommen, dass wir das nicht sehen. Wir haben es trotzdem gemacht. Also ich habe mich mit der Türkei sehr kritisch auseinandergesetzt und ich lasse einfach nicht zu, dass Sie dieses Thema da missbrauchen. Und Sie können auch sicher sein, dass das Thema bei uns in guten Händen ist. 

Es gibt keinen Zweifel, dass auch die Türkei zu ihrer Geschichte und zu ihrer Vorgeschichte stehen muss, dass sie sich damit auseinandersetzen muss, es steht außer Zweifel, dass die Türkei ihren Beitrag zu leisten hat zur Verbesserung der Beziehungen, insbesondere zu Armenien. Es ist außer Zweifel, dass die Türkei nicht zuletzt zu einem neuen und demokratischen Verhältnis zu den in der Türkei lebenden ethnischen und religiösen Bevölkerungsgruppen finden muss, insbesondere zur kurdischen Bevölkerungsgruppe.

Dass nun einzelne Länderparlamente, nicht zuletzt das französische Parlament oder gar der Wiener Gemeinderat, einseitig über Dritte historische Urteile abgeben sollen, ist äußerst problematisch. (GR Mag Harald STEFAN: Wieso?) Es haben nämlich auch andere Länder einige sehr dunkle Kapitel in ihrer Geschichte und sollten zuerst einmal vor der eigenen Tür kehren. 

Es ist gerade der Beschluss des französischen Parlaments problematisch, und ich sage Ihnen auch, warum. (GR Mag Wolfgang Jung: Das wollen wir ja gar nicht! Das haben wir nicht verlangt!) Erstens einmal muss man, wenn man über diesen Beschluss redet, zumindest feststellen, dass an dieser Abstimmung 452 Abgeordnete des französischen Parlaments nicht teilgenommen haben und nur 106 Abgeordnete an der Abstimmung beteiligt waren, das heißt, weniger als 20 Prozent der Abgeordneten überhaupt im Saal waren. Der Beschluss des französischen Parlaments ist auch wenig nützlich und glaubwürdig, wenn man weiß, dass Frankreich prinzipiell gegen den Beitritt der Türkei ist – das sollte man in diesem Zusammenhang nicht vergessen –, und er ist auch wenig glaubwürdig in Bezug auf die eigene Geschichte Frankreichs. Welche Vorbedingungen hat eigentlich Frankreich erfüllt hinsichtlich der eigenen kolonialen Vergangenheit in Indochina oder Algerien? Das Ganze ist nur erklärbar, wenn man weiß, wie viele Armenier und Armenierinnen in Frankreich leben und dass das offensichtlich ein gewisser Faktor vor den kommenden französischen Wahlen ist. (GR Mag Wolfgang Jung: Geht es um die Armenier oder um das französische Parlament?)
Jedenfalls: Die Diskussion über dieses Thema sollte man nicht in Länderparlamenten führen. Diese Diskussion ist sehr schwierig, diese Diskussion ist aber im Gange, und dieser Diskussionsprozess ist auch in der Türkei im Gange. Die Kollegin Korun hat das schon ausgeführt. Es gibt beispielsweise unterschiedlichste Interpretationen des türkischen Gesetzes in dieser Frage durch die türkische Justiz, und es ist nahezu ein Glücksfall, dass gerade Orhan Pamuk den diesjährigen Literaturnobelpreis gewonnen hat. Er ist zweifellos glaubwürdig, er ist mutig, und dem glauben wir viel mehr als Ihnen.

Wenn nun alle Länder diesen Prozess der Diskussion akzeptieren, dann sollte dies auch der Wiener Gemeinderat tun. Und bei aller unmissverständlicher Verurteilung des Massenmordes an den Armeniern und bei aller Kritik an der bisherigen und vielleicht auch aktuellen Politik der Türkei: Der Wiener Gemeinderat ist jedenfalls nicht die Weltpolizei, und der Abg Strache ist schon gar nicht der Weltpolizist. Ihm werden wir sicher nicht die Unterstützung geben. (Beifall bei der SPÖ und von GRin Mag Alev Korun.) 

Unser Vorschlag ist die rasche und volle Aufarbeitung der historischen Ereignisse durch die Europäische Union und die Türkei. Das gehört auf diese Ebene, das gehört auf die Ebene der internationalen Politik, das gehört auf die Ebene der Wissenschaft und nicht in den Wiener Gemeinderat, nur weil Strache hier in diesem Haus noch einmal Stimmung gegen die Türkei machen will. 

Wir werden daher ausschließlich aus diesem einzigen Grund des Missbrauchs dieses Themas durch die FPÖ diesem Antrag nicht zustimmen. (Beifall bei der SPÖ und von Gemeinderäten der GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Herr GR Strache hat sich zu einer tatsächlichen Berichtigung gemeldet.

GR Heinz-Christian Strache (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Tatsächliche Berichtigung:

Erstens hat der Herr Wolf die Unwahrheit gesagt, denn in der Tageszeitung "Die Presse" steht es bestätigt drinnen, dass es Dienstag Nachmittag noch auf der Homepage der Wiener ÖVP, nämlich der offiziellen Homepage der Wiener ÖVP nachzulesen war. (GR Dr Matthias Tschirf: Das stimmt doch gar nicht!) Es steht in der Tageszeitung "Die Presse". Dann bitte klagen Sie die Tageszeitung und stellen Sie das dort richtig. Aber dort steht es, also wird es die Wahrheit sein, wenn Sie keine Klage führen gegen die Tageszeitung "Die Presse". 

Zweitens: Der Beschlussantrag, den wir heute einbringen, hat nichts mit dem Beschluss des französischen Parlaments zu tun – nur zur Klarstellung, er hat ausdrücklich nichts mit dem Beschluss des französischen Parlaments zu tun –, sondern ich habe angeführt, dass dort eine Debatte zu diesem Thema stattgefunden hat. Unser Antrag bezieht sich allein darauf, endlich das, was historisch schon aufgearbeitet wurde, auch anzuerkennen. Alle internationalen Behörden, von der UNO bis zu anderen, haben das schon längst aufgearbeitet. Es geht ausschließlich um die Anerkennung des aufgearbeiteten Völkermordes.

Drittens: Es ist in unserem Antrag kein einziger Rechtschreibfehler vorhanden. Wir haben Ihnen den Diskussionsantrag vor über einer Woche zukommen lassen. Ich habe bis heute von Ihnen nicht einmal einen Anruf erhalten, nicht einmal irgendeine Kontaktaufnahme erhalten, wo Sie mit uns über diesen Entwurf diskutiert hätten. Nichts dergleichen! Dort stand fälschlicherweise noch ein Punkt drinnen, der in dem Antrag, den wir heute eingebracht haben, nicht mehr vorhanden ist. Es steht nämlich selbstverständlich nichts von Kurden in dem eingebrachten Antrag drinnen. Das heißt, es ist die Unwahrheit gesagt worden. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu einer tatsächlichen Berichtigung zu Wort gemeldet hat sich Herr GR Oxonitsch.

GR Christian Oxonitsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ich werde es wirklich kurz machen. Ich glaube, es ist sehr viel von den Vorrednern gesagt worden, nur gerade auch zum letzten Bereich ist tatsächlich zu berichtigen:

Erstens: Der Antrag ist vom 23.10.2006, um 11.27 Uhr. Also wenn das eine Woche ist, weiß ich nicht, wie das passiert ist. Reden Sie vielleicht mit Ihrem Klub, wie Informationen tatsächlich weitergegeben werden.
Zweitens: Der Antrag, der uns vom FPÖ-Klub übermittelt wurde – und ich glaube, das trifft alle anderen drei Fraktionen –, beginnt mit den Worten "Durch zahlreiche Übergriffe von Türken und Kurden". (GR Godwin Schuster: Gerade jetzt habe ich den richtigen Antrag bekommen!) Wenn das jetzt einreißt, dass wir jedes Mal andere Anträge kriegen, als hier dem Haus vorgelegt werden, ist es ein interessanter Politikstil. Mit diesem Politikstil wünsche ich Ihnen viel Spaß im Parlament, hier hat er, wie ich meine, nichts verloren.

Ich glaube, zu dem inhaltlichen Teil ist genug gesagt worden. Man muss einfach zur Kenntnis nehmen, es ist das altbekannte Spiel. 

Wenn ich mir gerade auch die Vorwürfe aus der Präsidiale anschaue, möchte ich noch einmal festhalten: Es gab über dieses Thema der Wertigkeit überhaupt keine Diskussion, die hat nämlich überhaupt nicht stattgefunden. Tatsache war, es sollte die Postnummer 33 nach vor gerückt werden, ohne eine Diskussion über dieses Thema. Hier wurde eindeutig die Unwahrheit gesagt. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Ebenfalls zu einer tatsächlichen Berichtigung zu Wort gemeldet ist Herr GR Dr Tschirf.

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ich knüpfe an: Es ist unrichtig, dass das über eine Woche her ist, dass es gekommen ist. Es war am Montag. Offensichtlich ist der Herr Strache nicht einmal imstande, über zwei hinauszuzählen. (Heiterkeit bei ÖVP und SPÖ.)
Zweiter Punkt: Es ist nicht auf der Homepage der Wiener ÖVP. Das ist unrichtig. Es gab einen Link (StR DDr Eduard Schock: Was haben Sie für ein Link-System?), und das auch nicht zu dem, aber keineswegs auf der Homepage der ÖVP. 

Dritter Punkt: Es ist unrichtig, dass das in der "Presse" so drinnen gestanden ist. (GR Heinz-Christian Strache: Das war so! Dann klagen Sie!) Es gab eine Gegendarstellung, die nehmen Sie offensichtlich nicht zur Kenntnis. Die war in der "Presse". Ich weiß, dass Sie offensichtlich des Lesens nicht kundig sind, lassen Sie es sich vorlesen, dann werden Sie imstande sein, das nachzuvollziehen. (Beifall bei der ÖVP. – GR Johann Herzog: Sie müssen schon sehr im Eck sein, wenn Sie das so sagen!) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Mag Jung. Ich erteile es ihm.

GR Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 

Ich weiß ja nicht, warum man als normaler Sterblicher nach den, wie er betont hat, so intelligenten Ausführungen, so überaus intelligenten Ausführungen des Abg Wolf, wie er sein kleines Geschäft losgeworden ist, noch überhaupt sprechen darf, Herr Kollege. 

Also ich muss Ihnen eines sagen, auch an den Vorsitz gerichtet: Ich war Mitglied im Europäischen Parlament, ich war im Nationalrat, ich war sechs Jahre im Europarat in Straßburg, aber ich habe es nie erlebt, dass ein Vorsitzender derartige Flegeleien in einer Debatte zugelassen hat, ohne überhaupt einzugreifen. Das ist schon verwunderlich, aber bitte, es gibt ein bisschen was vom Stil wieder, der hier manchmal, wenn bestimmte sensible Themen angesprochen werden, herrscht.

Zum Kollegen Woller, der ja auf dem Sektor des Austeilens sehr eifrig war und der die reine Weste der SPÖ betont hat: Ich empfehle Ihnen einmal, das Buch Ihres Kollegen Einem "Der Versuch zum aufrechten Gang" zu lesen, dann können Sie genug über die SPÖ nachlesen, die mit der Bewältigung ihrer Vergangenheit erst dann begonnen hat, als diejenigen, die zu bewältigen waren, schon in Pension gegangen sind. Also der aufrechte Gang, der ist Ihnen anscheinend nicht ganz geglückt, Herr Kollege. (Beifall bei der FPÖ. – GR Godwin Schuster: Wir appellieren auch nicht an andere!) 

Und zu Ihrem Vergleich mit dem französischen Parlament und den nur 52 Anwesenden. Wenn ich gerade so in den Sektor der SPÖ schaue, dann bin ich versucht, das zu sagen, was ein früherer Unterrichtsminister – damals gab es noch bessere bei der ÖVP –, nämlich Dr Drimmel, anlässlich einer Kulturdebatte, gesagt hat: Leeres Haus! – Die SPÖ ist hier ganz schwach vertreten. Dafür gäbe es verschiedene Gründe. (GR Godwin Schuster: Sie selbst sind ein Grund!) Nachdem ich nicht annehmen will, dass deren Abgeordnete jetzt, vom Mittagessen erschöpft, bei der Siesta sind, kann es, eins, sein, das Thema interessiert Sie nicht, oder zwei, das Thema ist Ihnen peinlich. Und genau Letzteres vermute ich. Sie wollen keine eindeutige Stellungnahme in dieser Frage, weil Sie um neue Wählerschichten buhlen, die Sie gern ansprechen möchten, und da sind Ihnen die Armenier wurscht – krass gesprochen. (Beifall bei der FPÖ.) 
„Wenn Sie nicht wollen, dass Völkermord an den Armeniern anerkannt wird, wählen Sie ÖVP." Egal, ob der jetzt zurückgezogen hat oder nicht – ich verstehe ja natürlich, dass Ihr Bezirksobmann diese Seite nicht zensieren konnte, denn dieses Wahlplakat zumindest war ja in Türkisch verfasst –, aber es zeigt auch bei Ihnen ganz genau das Bauchweh, das Sie haben, und vor allem auch, welche Wählerschichten Sie ansprechen, nachdem Sie zuletzt merken mussten, dass 16 Prozent der abgewanderten christlichen Wähler zur FPÖ herübergekommen sind. Die werden schon wissen, warum, meine Damen und Herren von der ÖVP. (Beifall bei der FPÖ.)

Der Bezirksobmann hat übrigens als einzige erste Stellungnahme gesagt, den Inhalt hat er nicht verstanden, aber das Layout hat ihm gefallen. Das ist sehr bezeichnend für Ihre Gruppierung. (Zwischenruf von StR Dr Johannes Hahn.) Zu Ihnen komme ich heute noch, Herr Kollege. Da haben wir später noch Gelegenheiten.
Die armenische Exilgruppe in Österreich ist natürlich hier ganz anderer Meinung als die türkische und hat heftig protestiert gegen die immer wieder stattfindenden Geschichtsverdrehungen. Das ist wiederum ein klassisches Beispiel dafür, dass ethnische Konflikte nach Österreich hereingetragen werden, Konflikte fremder Staaten, die als Folge einer unkontrollierten Migration jetzt in Europa und auch bei uns in Österreich Fuß fassen. Die Armenier protestieren erfreulicherweise nur in sehr friedlicher Form, bei den kurdischen Protesten war es – die sind sie auch aktueller – nicht immer so. Auch diese richteten sich aber gegen Völkerrechtsverletzungen der türkischen Regierung, gegen jenen Staat also, der, obwohl in Kleinasien gelegen, in die EU und an unsere vollen Geldtöpfe drängt, unsere Spielregeln aber nicht akzeptiert. Beispiel: Zypernfrage, Beispiel: Anlegen von Schiffen eines EU-Staates in türkischen Häfen. 

Besondere Probleme hat die Türkei aber im Umgang mit den Menschenrechten. Und dem gilt es, meine Damen und Herren, einen Riegel vorzuschieben und auf vielen Ebenen deutlich zu machen, dass wir ein solches Verhalten nicht akzeptieren, nämlich ein solches, das in der Türkei, sogar gesetzlich geschützt, die Verdrehung der Tatsachen darstellt. Sie dürfen in der Türkei gar nicht sagen, dass es ein Verbrechen war, dass es Völkermord in diesem Sinne war, Sie werden dafür eingesperrt. Erst durch den Protest von westlicher Seite können sich auch türkische Oppositionelle in dieser Richtung zum ersten Mal überhaupt artikulieren. Ein solcher Staat kann für uns nicht als demokratischer Partner im Rahmen der EU wirken. Wir sind damit auf einer Linie mit zahlreichen internationalen Organisationen, vom UNO-Menschen-
rechtsbeirat bis zum Europaparlament.

Deshalb auch unser Antrag und unsere Debatte hier und heute. Ihre Aktualität unterstreicht das eingangs angesprochene Wahlplakat, über das sich die ÖVP noch mehr Gedanken machen sollte, denn es kann wohl nicht wahr sein, dass solche Verbrechen nicht als das bezeichnet werden, was sie sind, nämlich Verbrechen. Es geht in diesem Antrag nicht, wie Sie gemeint haben, wie in Frankreich um Denkverbote oder Abstrafung abweichender Privatmeinungen, wie sie jetzt in Frankreich beschlossen wurden. Wir wenden uns auch nicht gegen türkische Historiker, wenn sie Fakten auf den Tisch legen können, aber die bisherigen Forschungsergebnisse sind eindeutig, und schon im Hinblick auf die Kurdenproblematik muss die Türkei erkennen, welchen furchtbaren Irrweg ihre Politik in dieser Frage in der Vergangenheit beschritten hat. 

Es waren ja nicht nur die Armenier, die verfolgt wurden. Es waren ja am Ende des 19. Jahrhunderts zuerst auch die griechischen Christen, dann waren es die Armenier und in den 20er Jahren des vergangenen Jahrhunderts noch einmal die Griechen. Heute werden die Kurden verfolgt. Aber weil dieses Problem auch in anderen Staaten in der Region besteht und weil die Türkei für die NATO eine wesentliche Position innehat und für die USA im Irak-Krieg so wichtig ist, halten sich alle zurück. Der Eiertanz um die Zypern-Frage ist ein deutliches Beispiel dafür, und auch unsere Bundesregierung trippelt hier im Kreis.

Meine Damen und Herren! Dunkle Stunden und furchtbare Verbrechen hat die Geschichte aller Länder aufzuweisen. Auch wir brauchen leider nicht allzu weit zurückzugehen, um damit konfrontiert zu werden. Es geht deshalb auch nicht um Schuldzuweisungen an die gegenwärtige Generation oder die unkritische Verteufelung der Geschichte eines Staates, aber es geht darum, bestimmte Verhaltensweisen als das zu bezeichnen, was sie sind, nämlich als Verbrechen und nicht nur als aus der Situation heraus quasi schicksalhaft erzwungene Lösungen. 

Es geht vor allem aber auch darum, daraus für künftiges Verhalten zu lernen. Wir haben in Österreich, von ganz wenigen Ausnahmen abgesehen, die aber politisch bedeutungslos sind, aus unserer Geschichte gelernt. Für manche zu viel, für andere nie genug, aber diese Bandbreite ist in einer Demokratie immer vorhanden. 

In anderen Staaten, die ihre Vergangenheit noch nicht aufgearbeitet haben, zeigen sich diese Folgen. 12 Millionen ausgerottete Indianer, auch ein Genozid, sind in den USA – Lords own country, wie sie so gerne sagen und wie viele der USA-Bürger meinen – noch immer kein Thema. Vietnam mit Mylai wurde von den Verbündeten der USA überwiegend totgeschwiegen. Der Irak-Krieg mit Abu Ghraib und Guantanamo sind die Folgen. 

Die auch militärisch unsinnige und völkerrechtswidrige Einäscherung Dresdens durch Phosphorbrandbomben, bei der weit über 100 000 Menschen in einem Feuersturm verschmorten, ist bis heute ein Tabu. Daher findet das Eingeständnis Israels aus der Vorwoche, im Libanon-Krieg Phosphorbomben gegen Städte und Zivilisten eingesetzt zu haben, kein besonderes Echo, obwohl dies ein eindeutiger Völkerrechtsverstoß ist. 

Noch viel schlimmere Verbrechen – vor allem, was die Zahlen betrifft – sind in Afrika und Asien so selbstverständlich geworden, dass sie unsere Medien gar nicht mehr registrieren. Wenn Sie heute in der Früh die Nachrichten gehört haben, wissen Sie: In Niger bahnt sich eine neue Katastrophe an. Nicht zuletzt deswegen, weil auch die großen Konzerne in diesen Staaten die Sieger aus diesen Kriegen brauchen, um den ungestörten Zugang zu wertvollen Rohstoffen, zum Öl oder zum Erzabbau zu sichern. Und Sieger schaffen Recht, Sieger schreiben Geschichte, auf jeden Fall dann, wenn sie keinen Widerstand in der öffentlichen Meinung finden, die solche Schandtaten anprangert. 

So stark und so isoliert sind aber heute Gott sei Dank nur wenige Staaten, dass sie den moralischen Druck ihrer Nachbarn und Partner völlig ignorieren können. Und gerade darum, um diesen moralischen Druck, geht es hier in unserem Antrag. Er soll ein Mosaikstein sein beim Aufbau dieses Druckes, und er soll auch die türkische Opposition in dieser und in anderen Fragen in der noch etwas wackeligen türkischen Demokratie bestärken. 

Glauben Sie, dass ein Orhan Pamuk, der heute sogar von Regierungspolitikern, zumindest offiziell, gelobt wird, seine Werke publizieren hätte können ohne entsprechenden moralischen Druck aus dem Westen? Umfassende Äußerungen zum Völkermord ... (Zwischenruf von GRin Mag Alev Korun.) Er hat größte Schwierigkeiten gehabt. Und schauen Sie bitte, es gibt genügend türkische Journalisten und Schriftsteller, die heute noch mit Gerichtsverhandlungen kämpfen, weil sie sofort angeklagt werden, wenn zum Beispiel die Frage des Völkermordes an den Armeniern zur Sprache kommt. In der Türkei sind wir heute soweit, dass selbst die Kurden sich nicht Kurden nennen dürfen, sondern Bergtürken heißen, weil man in der Türkei die Existenz eines ganzen Volkes wegleugnet. Und wer sich zu dem bekennt, hat größte Probleme. Da können Sie sagen, was Sie wollen. (Beifall bei der FPÖ.) Sie können wegen eines solchen Bekenntnisses zu ihrem Volk in der Türkei ins Gefängnis wandern. „Es war ein Massaker, kein Genozid.“, hat der türkische Botschafter in einem Interview vor Kurzem festgestellt. Das ist eigentlich eine Ungeheuerlichkeit an sich und richtet sich selbst. 

Aber was anderes als Völkermord, meine Damen und Herren, ist es, wenn Hunderttausende wegen ihrer Volkszugehörigkeit hingemetzelt werden? Dabei wurde der Begriff des Genozids von einem polnischen Juristen, nämlich von Raphael Lemkin, in dieser Form erst im Völkerrecht am Beispiel des Mordes an den Armeniern eingebracht. Und eben diese Beispielwirkung müssen wir ernst nehmen. In unserer unmittelbaren Nähe, meine Damen und Herren, am Balkan, glosen noch immer nicht entschärfte ethnische Zeitbomben. Die Frage Bosniens oder des Kosovos sind ungelöst, und selbst in Mazedonien löst schon der Name "Mazedonien" bei den griechischen Nachbarn Probleme aus, und man hat dieses unselige Kunstprodukt eines früheren, eines "FYROM - Former Yugoslav Republic of Macedonia" in die internationale Diplomatie einführen müssen. Alles das folgt aus der jüngeren Geschichte des Raumes, der diese Völker bisher oft dazu brachte zu lernen, dass es nicht darauf ankommt, Recht zu haben, sondern wer der Stärkere ist. 

Ich darf Ihnen dazu ein sehr praktisches Beispiel geben. Ich war – in den Medien wurde damals genügend darüber geschrieben, auch viel Unsinn – während des Balkankrieges beruflich sehr intensiv mit der Verfolgung der Vorgänge auf dem Balkan befasst. Ein Schlüsselerlebnis für die Mentalität der Menschen in diesem Raum und für die Vorgänge war für mich ein mir überkommenes Zitat aus einer Rechtfertigung eines serbischen Offiziers über die Massaker in Bosnien. Er hat fast wörtlich in dieser Form begründet: Wir haben aus dem Zweiten Weltkrieg gelernt, wie man ethnische Probleme löst: durch Vertreibung. So wurden die Probleme des Zweiten Weltkrieges gelöst. Man hat dort die Donauschwaben, also die deutsche Bevölkerungsgruppe, vertrieben. Doch bevor man sie vertrieben hat beziehungsweise damit sie geflüchtet sind, wurden – Umsiedelung nennt man das dann nachher so schön – entsprechende Massaker begangen, sodass dort Furcht und Schrecken entstanden sind und die Leute, soweit sie entkommen konnten, geflüchtet sind. Damit wurde ein so genanntes ethnic cleansing, wie das heutige Modewort so schön heißt, die ethnische Säuberung, durchgeführt. Für die Jugoslawen damals eine erfolgreiche Aktion. Man konnte die Häuser besetzen, man konnte das Vermögen übernehmen und hatte keine fremde Volksgruppe, hat man geglaubt, im Staat. 

Nun wollte man das Gleiche, so hat dieser Offizier argumentiert, fortsetzen bei den Bosniern und bei den Albanern. Und dann kam für die Serben plötzlich die furchtbare Enttäuschung und das Unverständliche: Der Aufstand der öffentlichen Meinung im Westen gegen diese Vorgänge. Da hat er gesagt: „Wir haben von den Staatsgründern gelernt und jetzt das Gleiche getan wie damals Tito und die Seinen. Diese aber wurden im Westen von Königen und Staatsoberhäuptern empfangen und haben Orden erhalten. Und uns, die wir handeln wie die Helden unserer Schulbücher, uns verdammen die Westler." So wurde dort gedacht.

Der jungtürkische Ideologe Nazım Bey hatte einstmals geschrieben: „Es ist erforderlich, das armenische Volk vollständig auszurotten." – Dass er und seinesgleichen nicht Helden der türkischen Schulbücher bleiben, zumindest nicht aus europäischer Sicht, das wollen wir heute mit unserer Stimme klarstellen. – Danke schön. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist nun Frau GRin Mag Vassilakou. 

GRin Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Verehrte Damen und Herren! 

Ich hatte ursprünglich vor, mich streichen zu lassen, denn die Ausführungen meiner Fraktionskollegin Alev Korun kann ich vollends teilen, und somit wäre meine Wortmeldung an dieser Stelle überflüssig gewesen. Nichtsdestotrotz musste ich mich nun doch zu Wort melden, nachdem Sie, Herr GR Strache, eine Aussage getätigt haben, die ich als ehrenrührig einstufe, darüber hinaus empörend und lächerlich, aber allem voran ehrenrührig. Denn wenn Sie sagen, dass den Mitgliedern der Präsidiale der Mord an über einer Millionen Menschen egal war, er hatte für sie keine Wertigkeit, dann empfinde ich es als beleidigend. Ich sitze in dieser Präsidiale, und ich empfinde es, wie gesagt, in der Tat als ehrenrührig. Ich erwarte daher eine Entschuldigung von Ihnen. Nicht, dass ich sie bekommen werde, aber ich erwarte sie. (Beifall bei den GRÜNEN, der SPÖ und der ÖVP.) 
Wie lächerlich es ist, ausgerechnet mir ob des Details meiner Herkunft so etwas vorzuwerfen, müsste an anderer Stelle erörtert werden. Ich kann Ihnen nur sagen: Ich brauche mir von einer Fraktion, die bis vor Kurzem Apologeten des Nationalsozialismus und Gaskammernleugner auf öffentliche Mandate gehievt hat – denn der Herr Gudenus ist von Ihrer Partei aus auf ein öffentliches Mandat gekommen, der Herr Kampl, der später beim BZÖ landete, war ursprünglich auch in der FPÖ (GR Mag Harald STEFAN: Das macht den Mord an den Armeniern nicht besser!) –, ich brauche mir also von einer Fraktion oder einer Partei, besser gesagt, die Apologeten des Nationalsozialismus und Gaskammernleugner auf öffentliche Mandate hievt, meine eigene Geschichte, die Geschichte meiner Familie nicht erklären zu lassen. (GR Mag Harald STEFAN: Ihre Geschichte kennen wir nicht!) Und diese Krokodilstränen, die können Sie sich sparen, die sind absolut fehl am Platz.

Und weil wir hier schon einiges von Geschichte geredet haben, lassen Sie mich an dieser Stelle vielleicht auch noch ganz kurz ein paar Ausführungen anbringen. Ja, in der Tat, der gesamte Raum des damaligen Osmanischen Reiches und auch des Balkans war ein Pulverfass im ersten Viertel des 20. Jahrhunderts. Ja, in der Tat, dort sind mehrere Millionen Menschen insgesamt zu Tode gekommen. Es hat mehrere Massaker gegeben. Es hat Massaker an Armeniern gegeben, es hat Massaker an Christen griechischer Herkunft gegeben, es hat Massaker an Muslimen gegeben, es hat Massaker an Türken gegeben, und auch als die Griechen einmarschierten – denn es waren griechische Truppen, die beim Kleinasienkrieg in den 20er Jahren einmarschierten – hat es mehrere Hunderttausend Tote gegeben – auf beiden Seiten. Ja, es macht Sinn, das aufzuarbeiten, und darum geht es eigentlich in den Debatten der letzten Jahre. 

Aufarbeiten bedeutet, bilaterale Beziehungen stärken, es bedeutet, bilateral und international besetzte Historikerkommissionen zustande zu bringen, die gemeinsam aufarbeiten, was passiert ist, die Einsicht erreichen auf beiden Seiten und die gar schlussendlich das eine schaffen, was das Gesuchte ist in der Politik: eine Annäherung, das Verständnis, die Einsicht. Nur auf dieser Basis sind überhaupt Lösungen zu erreichen. 

Das ist es, worum sich die internationale Gemeinschaft bemüht, aber das ist es nicht, worum es Ihnen geht mit diesem Antrag heute und mit Ihren Krokodilstränen. Ihnen geht es vielmehr darum, einmal mehr zu zündeln. Ihnen geht es darum, einen Antrag einzubringen in der Hoffnung, die von den anderen Fraktionen werden sich jetzt schwer tun, sich da herauszuwinden. Auf diese Art und Weise wollen Sie irgendwie eine Zustimmung erreichen, obwohl Sie wissen, dass Sie nur eines erreichen, nämlich die jetzt bereits sehr schwierige Situation, die in der Türkei entstanden ist, noch mehr zu verschärfen.

Denn, ja, die Nationalisten haben Aufwind bekommen, vor allem in den letzten Wochen, nicht zuletzt auch auf Grund der Aktion des französischen Parlaments in dem Fall, und ich glaube, dass diese Entwicklung kontraproduktiv ist. Aber wissen Sie was? Genau das wollen Sie! Sie wollen eine kontraproduktive Entwicklung. Sie wollen ja, dass in der Türkei diejenigen, die sehr, sehr extrem sind in dieser Debatte, sich möglichst laut zu Wort melden, möglichst laut protestieren, damit Sie hier einmal mehr sagen können: Seht her, die Türkei ist nicht EU-reif! Also weg mit der Türkei! Da brauchen wir keine Verhandlungsgespräche mehr zu führen, man braucht die Türkei nicht in der Europäischen Union. Das ist die Art und Weise, wie Sie versuchen, Politik auf unsere Kosten zu machen. Und dieser Art ist entschieden entgegenzutreten. (Beifall bei GRÜNEN, SPÖ und von Gemeinderäten der ÖVP.)

Ich kann Ihnen an dieser Stelle auch sagen: Wenn Ihnen wirklich an einem Dialog und an einer Aufklärung dieser gesamten Causa gelegen wäre, die durchaus eine sehr sensible, eine sehr schwierige und auch eine sehr wichtige ist, dann hätten Sie, nachdem Sie ja abschreiben, wie wir alle wissen, anstatt sich in Wikipedia einzuloggen und dort ganz einfach plumpes Zeug herunterzuschreiben ... (Zwischenruf von GR Mag Harald STEFAN.) Ja, das ist mitunter ziemlich plump, was Sie uns übermittelt haben. Das ist ziemlich plump, und es war ziemlich plump formuliert. Übrigens war auch ein Teil Ihrer Reden ziemlich plump formuliert. Denn wer sich überhaupt zu Geschichte zu Wort meldet, weiß nämlich eines: Dass man Völker nicht pauschal nennt, benennt und auch verurteilt. Allein schon, dass Sie sich hier herstellen und auch in Ihren Reden von den Griechen, den Türken (GR Heinz-Christian Strache: Türkische Regierung! Ich habe von der türkischen Regierung gesprochen!), den Mazedoniern, den Armeniern sprechen, ist bezeichnend. Ich meine, irgendwann einmal müssten auch Sie verstehen, dass es nicht so einfach ist und dass man, vor allem, wenn man über solche Sachverhalte spricht, zumindest sensibel genug sein müsste, ein bisschen zu unterscheiden. Vorhin haben Sie pauschal von den Serben gesprochen. Alle Serben sind an dieser Stelle sozusagen pauschal für das verurteilt worden, was vor wenigen Jahren im Zuge der Balkankriege passiert ist. 

Das ist nicht die Art und Weise, wie man an solche Dinge herangeht. Aber ich meine, was sage ich an dieser Stelle, mit wem spreche ich? Das ist eh klar, dass Sie das nicht verstehen. Sie wollen das auch nicht verstehen. 

Ich kann also daher nur sagen: Da Sie ohnehin abschreiben, hätten Sie auch was Gescheites abschreiben können. In Ihrem eigenen Antrag haben Sie aus Wikipedia von der Entschließung des deutschen Bundestages aus dem vergangenen Juli abgeschrieben. Und wissen Sie was? Der Text ist vollkommen anders gehalten. Das ist ein wunderbarer Text, extrem sensibel formuliert, in dem auch die Rede ist von den Historikerkommissionen und wie sie besetzt werden sollen, in dem die Rede ist von den Bemühungen, die es gegeben hat in letzter Zeit, in dem übrigens ermutigt wird, diesen Weg weiter voranzugehen, und in dem ermahnt wird, weil manche dieser Bemühungen eben doch nicht so gut vorankommen, wie man sich erhofft hatte, und in dem zum Schluss der türkische Staat unter anderem aufgefordert wird, diesen Weg genauso weiter zu beschreiten und auch jene Versprechen, die er abgegeben hat, zügigst einzuhalten.

So sind in Wahrheit solche Anträge zu stellen, und hätten Sie den richtigen Antrag hier eingebracht, dann hätten wir alle dem auch mit Freuden zustimmen können. Das haben Sie aber nicht getan. Stattdessen haben Sie, wie gesagt, einen plumpen Antrag eingebracht, dem ich ganz sicher nicht die Zustimmung geben werde, dem meine Fraktion ganz sicher nicht die Zustimmung geben wird. Es geht Ihnen nämlich nicht um die Lösung des Problems, es geht Ihnen hier nur ums Zündeln. Und da machen wir ganz sicher nicht mit!

Lassen Sie mich zum Abschluss etwas sagen: Ja, Herr Strache, Sie haben natürlich Ihre Laufbahn in diesem Haus am selben Tag wie ich vor etwa zehn Jahren begonnen. Ich kann mich noch sehr gut an Ihre ersten Reden erinnern. Da ging es manchmal, nein, nicht manchmal, meistens, fast immer um die Ausländer, um das Auseinanderdividieren der Wiener Bevölkerung und um jene Bevölkerungsgruppe, auf die Sie es offensichtlich abgesehen haben, die in Ihren Augen an allem schuld ist, und die halt irgendwie die Lösung jedes Problems ja auch mit sich bringt, indem man sie verfolgt, indem man sie ständig schlecht macht, indem man sie ... (Zwischenruf von GR Heinz-Christian Strache.) Ja, ja, ab und zu kann es sein, dass ich auch einen Deutschfehler mache. Ich hoffe, Sie aberkennen mir die Staatsbürgerschaft nicht an dieser Stelle. (GR Heinz-Christian Strache: Aber Sie machen es ja uns zum Vorwurf!) Ich nicht. Im Übrigen könnten wir uns einmal länger unterhalten über Grammatik und Fehler in der deutschen Sprache, die bekanntlich eine sehr schwere Sprache ist und die von mehreren Ihrer Fraktion auch nicht so perfekt beherrscht wird. (Heiterkeit bei den GRÜNEN und der SPÖ.) Aber darum geht es ja nicht an dieser Stelle. 

Also noch einmal: Sie haben Ihre Karriere hier begonnen mit den Ausländern, Sie haben sie fortgesetzt mit den Ausländern und Sie beenden sie heute mit einer Rede, in der Sie ehrenrührige Bemerkungen über alle Klubobleute der anderen Fraktionen gemacht haben. Gratulation!, kann ich nur sagen. Insofern kann ich Ihnen das Beste für Ihren weiteren Weg wünschen. 

Ich kann abschließend nur eines sagen aus meiner Sicht: In der Politik oder bei dem, was ich unter Politik verstehe, geht es um Dialog, geht es um Versöhnung, geht es um Einsicht, und es geht um die Lösung von Problemen. Das ist Politik. Und dann gibt es leider noch Barbarei. (Beifall bei den GRÜNEN, der SPÖ und der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet: Herr GR Strache.

GR Heinz-Christian Strache (Klub der Wiener Freiheitlichen): Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Es war für mich hochinteressant heute, die fadenscheinigen und scheinheiligen Argumente zu hören, warum man diesem Antrag nicht zustimmen wird. Wir haben gehört, dass es politisches Kleingeld sein soll, dass endlich der Massenmord und der Völkermord an 1,5 Millionen Armeniern anerkannt wird. Also ich finde das wirklich schäbig. Ich finde es so schäbig, Herr Wolf, dass Sie sich hier herausstellen, genauso wie der Herr Klubobmann Tschirf, und bei 1,5 Millionen ermordeten Menschen von Kleingeld sprechen. Das ist der Skandal des heutigen Tages gewesen! Das kann man nur zurückweisen und verurteilen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Ich finde es unglaublich, dass man sich weigert, einen Massenmord an Menschen anzuerkennen mit diesen fadenscheinigen, dumpfen Argumenten, die heute gekommen sind (GR Dr Matthias Tschirf: Das ist die Unwahrheit!), indem man hergeht und auch ein Abgeordneter der SPÖ von Hygiene gegenüber Menschen spricht. Ja, was ist denn das für eine Diktion? Hygiene gegenüber einem Menschen in einer Diktion verwenden? Das ist NS-Diktion. (GR Godwin Schuster: Sie können das nicht aus dem Zusammenhang reißen!) Das ist NS-Diktion, Hygiene im Zusammenhang mit einem Menschen zu verwenden. (GR Ernst Woller: Ihre Worte sind unhygienisch!) Da reden Sie hier heraußen von Anständigkeit? Na, das kann doch keiner nachvollziehen, was Sie unter Anständigkeit verstehen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Und es ist wirklich so, dass offensichtlich der Herr Wolf als ÖVP-Abgeordneter keine Ahnung hat. Also ich habe nicht gelesen, dass es eine Entgegnung zu der folgenden Passage in der "Presse" gibt, wo dann nämlich explizit steht: Der Herr Geschäftsführer Norbert Walter registriert aber mit Genugtuung, da ist ja das Bundeslogo drauf. – Wie es auf die offizielle Homepage komme? Das machen unsere Medienreferenten, sagt sogar der Herr Norbert Walter. Ich bin ja hochinteressiert, dass er gesagt hat, das machen unsere Medienreferenten. Na, wo sind denn die angestellt? Bei der ÖVP? Das sind doch genau jene Medienreferenten, die Angestellte der ÖVP sind und genau so etwas zu verhindern haben, zu überprüfen haben, was auf der Homepage der ÖVP, wie in der "Presse" dargelegt, letztlich steht und was dort letztlich veröffentlicht wird. Da versucht man halt jetzt, sich rauszutricksen in irgendeiner Art und Weise. Das verstehe ich schon. (GR Norbert WALTER, MAS: Das haben wir nicht notwendig! Sie sind nicht in der Lage, das zu beurteilen!) 

In der Präsidiale habe ich festgestellt – und genau das habe ich gesagt und nichts anderes; ich habe nicht gesagt, das war gleichgültig –, dass das Thema keine hohe Wertigkeit hatte, weil man es erst als dritten Punkt behandeln wollte (GR Godwin Schuster: Aber Sie wissen, warum es so war!) und Sie mit Ihrer Fraktion, mit der Fraktion der Grünen und der Fraktion der ÖVP gesagt haben, für Sie ist ein anderer Punkt der Hauptschwerpunkt und quasi das Wichtigere, was man als ersten Punkt behandelt wissen will. 

Ich habe das dort zur Kenntnis genommen, aber das zeigt offensichtlich die Wertigkeit zu diesem Thema und nichts anderes. (GR Godwin Schuster: Sie wissen, warum es dazu gekommen ist!) Und genau darum geht es. Das kritisiere ich (GR Godwin Schuster: Aber Sie waren einverstanden!), zu Recht kritisiere ich es, und ich werde das auch in Zukunft kritisieren. Keine Frage. Das muss man auch kritisieren. 

Aber auch wenn heute von beiden Fraktionen, von Seiten der SPÖ, aber auch von Seiten der ÖVP, unter anderem gesagt wurde, dass man da Geschichte aufarbeiten sollte: Ja, da sollten Sie auch in Ihrer Parteigeschichte einiges noch aufarbeiten. (GR Dr Matthias Tschirf: Das sagen ausgerechnet Sie!) Da sollten Sie einiges aufarbeiten. 
Der Kunschak-Preis zum Beispiel, der Kunschak-Preis, der bis heute an ehrenvolle ÖVP-Parteimitglieder vergeben wird. Kunschak war ein Mann, der nachweislich ein Antisemit war, der mit schlimmsten antisemitischen Äußerungen agitiert hat, aber der Kunschak-Preis wird heute noch offiziell von der ÖVP, wahrscheinlich noch von diesem Bundeskanzler, an verdiente ÖVP-Mitglieder verteilt. Ja bitte, ändern Sie das endlich! (Beifall bei der FPÖ. – GR Norbert WALTER, MAS: Der Wahlkampf ist vorbei!) 

Genauso auch an die Adresse der SPÖ, die ja auch, bitte, bis heute eine Julius-Tandler-Medaille verteilt. Tandler hat ja auch von unwertem Leben gesprochen, das man ausschalten muss, wenn man es sozusagen weiß. 

Das sind Dinge, wo man sich selbstverständlich – auch und gerade Ihre Fraktion (in Richtung ÖVP), aber auch Ihre Fraktion (in Richtung SPÖ) – einmal durchaus an der Nase nehmen und fragen sollte: Warum haben wir das heute noch als Medaille und als Preis? – Also das sind Dinge, die man einfach nicht verstehen kann. Da ist es wirklich scheinheilig, sich hier herauszustellen und dann teilweise unsinnige Anwürfe zum Besten zu geben. Ich sage das sehr offen.

Genauso wie auch der Vorwurf der grünen Abgeordneten kam, die gesagt hat, es gibt heute eine Debatte in der Türkei zu diesem Völkermord. Na, ich bin ja froh, dass man nach 90 Jahren endlich diskutiert, dass man nach 90 Jahren Völkermord, Genozid an 1,5 Millionen Menschen endlich eine Debatte feststellt. Nur, was ist denn das für eine Debatte? Eine Debatte, wo nach 90 Jahren einer, der den Völkermord in der Türkei anspricht, mit mehrjähriger Haftstrafe zu rechnen hat? Eine tolle Debatte! Eine wirklich tolle Debatte! (Zwischenruf von GRin Mag Alev Korun.) 

Dann geht die Abgeordnete her und sagt – offensichtlich zieht sie den Massenmord an den Armeniern auch in Zweifel –, das muss man endlich aufarbeiten, das muss man tabulos aufarbeiten, also so quasi: Wer weiß, ob das überhaupt stimmt? Das müssen wir erst einmal aufarbeiten. Das ist aufgearbeitet. Da gibt es unzählige historische Aufarbeitungen zu diesem Genozid. Der ist aufgearbeitet. Nicht umsonst haben so viele Länder international und auch die UN-Menschenrechts-
bereiche und andere internationale Organisationen das auch verurteilt, endlich anerkannt und verurteilt. 

Es geht um nicht mehr und nicht weniger als darum, dass man diesen Völkermord endlich anerkennt, anerkennt und verurteilt. Um nicht mehr und nicht weniger geht es. Und nicht einmal da haben Sie die Größe und schieben bei 1,5 Millionen Menschen, die ermordet wurden, politische Interessen vor. Das muss einem einmal einfallen. Das muss einem einmal einfallen, so perfid zu argumentieren, dass man, wenn es darum geht, einen Völkermord anzuerkennen, das als politisches Spiel definiert. Also da wird mir schlecht bei diesen perfiden Wortmeldungen, die es heute gegeben hat, und da könnte sich auch jeder Bürger, wenn er das heute hören und sehen könnte, sein Urteil bilden. (GR Norbert WALTER, MAS: Ja, das stimmt!) Da kann sich jeder sein Urteil bilden. 

Genauso, wenn man von grüner Seite herauskommt und sagt, wir sollen die Geschichte aufarbeiten. Also wir haben unsere Geschichte insgesamt immer aufgearbeitet in Österreich. (GR Mag Rüdiger Maresch: Aber wirklich nicht!) Wir haben die Geschichte in Österreich immer aufgearbeitet. (Zwischenruf bei den GRÜNEN.) Wir haben einen unglaublichen Massenmord und eine gezielte Tötung von Menschen in Gaskammern und in anderen Bereichen erlebt, und wir haben uns immer dazu bekannt, dass solche Dinge nie wieder passieren dürfen. 

Wir haben immer auch Denkmälern und Mahnstätten zugestimmt. Aber genau das ist der Punkt. 95 Prozent aller Gedenkstätten haben unsere Zustimmung erhalten. Aber irgendwann einmal nach insgesamt über 55 Ge-
denkstätten, Denkmälern und Tafeln sollte man wirklich, so wie der Herr Lasar das auch heute als Mitglied der Israelitischen Kultusgemeinde festgehalten hat, darangehen und sich fragen: Wertet man nicht andere Denkmäler damit ab, wenn man permanent sozusagen eine Inflation von weiteren Denkmälern möglich macht? Das ist auch eine Überlegung, über die man einmal nachdenken sollte, denn viele Betroffene sagen genau das. Viele Betroffene meinen, dass es wichtig wäre, einmal die Denkmäler, die wir haben, dementsprechend zu bewerten und nicht mit dem nächsten das vorhergehende Denkmal in Wirklichkeit sozusagen als ein weiteres unter vielen verkommen zu lassen. Das ist genau der Punkt, und genau darum geht es.

Und wenn das dann hier in den Raum gestellt wird: Ja, wir bekennen uns zum Verbrechen, das bei uns in Mitteleuropa passiert ist. Ja, wir bekennen uns dazu. Wir verurteilen dieses Verbrechen, wir verurteilen den Massenmord, wir verurteilen diese Bereiche. Wo sind Sie als türkischstämmige österreichische Abgeordnete in diesem Haus heute in dieser Frage? Das wird vielleicht unangenehm sein. Ich verstehe Sie. Das betrifft ja vielleicht auch Ihre Familiengeschichte. Ich kann es nicht beurteilen, wird unangenehm sein. Aber genau darum geht es: Aufarbeitung. Da sollten gerade Sie auch dazu bereit sein, diesen Völkermord und Genozid anzuerkennen und zu verurteilen. Was ist das für eine Sichtweise, wenn man das gerne tut auf der einen Seite, nämlich überall woanders, außer wenn es einen selbst im Umfeld betrifft? Dann ist das nicht wirklich glaubwürdig. 

Das ist ein Auftrag, den wir haben. Egal, wo Völkermorde passieren auf dieser Welt, wir haben dazu Stellung zu beziehen. Und wenn solche unsinnigen Aussagen kommen, wie sie der iranische Präsident zum Besten gegeben hat, dann müssen wir genauso darauf reagieren, wie wir es hier im Rahmen einer Resolution auch getan haben, in der wir seine damaligen antisemitischen Äußerungen zurückgewiesen und verurteilt haben. 

Ja, das ist auch die Aufgabe, die wir haben, doch Österreich hat sich bis heute dieser Problematik bei den Armeniern nicht gestellt. Bis heute hat man sich nicht gestellt, bis heute gibt es eben keine klare Äußerung. Das, was Sie einbringen, ist eine sehr schwammige Äußerung, die im Übrigen genauso schon im Nationalrat als Antrag eingebracht wurde, wobei die GRÜNEN damals nicht zugestimmt haben. Da war die Grüne Fraktion jene Fraktion, die Ihrem heute hier eingebrachten Antrag nicht zugestimmt hat. Er ist sehr schwammig, unverbindlich, enthält nichts Konkretes und Direktes, und das tut weh. 

Zum Abschluss: Frau Vassilakou, Sie wollen türkische Nationalisten stärken, weil Sie mit Ihrem Verhalten heute, Frau Vassilakou, türkischen Nationalisten Recht geben. Sie geben mit Ihrem heutigen Verhalten türkischen Nationalisten Recht, indem Sie den Völkermord an den Armeniern nicht anerkennen wollen mit dem Antrag, nicht verurteilen wollen und damit diesen Menschen im Grunde in die Hände spielen. Denn so hat sich sozusagen deren Verhalten gelohnt, dass man sagt: Wehe, das macht jemand! Dann werden wir uns das nicht gefallen lassen, dann werden wir auf die Barrikaden gehen.

Wenn Sie von Türken und Griechen gesprochen haben, ja, es ist die türkische Regierung, die diese Verantwortung hat. Das kann ich nur an der türkischen Regierung festmachen. Und genau darum geht es. Da muss ich die türkische Regierung auch beim Namen nennen. Und genau dort liegt das Problem, dass bis heute dieser Völkermord einfach nicht akzeptiert wird. 

Und wenn sie sozusagen Teile, die wir aus Wikipedia zitiert haben …

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm (unterbrechend): Herr Gemeinderat, ich bitte Sie, zum Schluss zu kommen.

GR Heinz-Christian Strache (fortsetzend): Ich komme zum Schluss.

Wenn Sie Teile, die wir aus Wikipedia zitiert haben, als plumpes Zeug definieren, dann tun Sie mir leid (Zwischenruf von GRin Mag Maria Vassilakou), denn das ist eine Definition, mit der Sie sich selbst im Grunde genommen auch mit Ihrer Intellektualität darstellen, denn dort steht kein plumpes Zeug. Mit Sicherheit nicht. 

Frau Vassilakou! Wir haben niemanden in der FPÖ, der den Holocaust jemals geleugnet hat, aber die Abgeordneten der GRÜNEN leugnen offensichtlich den Genozid an den Armeniern. (Beifall bei der FPÖ.) 
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Dr Tschirf. 

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Nur drei Bemerkungen: Die erste Bemerkung: Ich fordere den Herrn Strache noch einmal auf, dass er sich dafür entschuldigt, dass er in seiner Rede gesagt hat, dass für die Mitglieder der Präsidiale dieser Völkermord an 1,5 Millionen Armeniern keine Wertigkeit habe. (GR Heinz-Christian Strache: Keine hohe Wertigkeit!) Nein, Sie haben gesagt, keine Wertigkeit. Das steht so im Protokoll. (GR Heinz-Christian Strache: "Hohe Wertigkeit" habe ich gesagt! – GR Godwin Schuster: Sie haben der Vorgangsweise zugestimmt!) Offensichtlich ist es so, dass dies angereiht ist an die Vielzahl an Unwahrheiten, die Sie gesagt haben, die Sie wiederholt haben.

Herr Kollege Strache! Nehmen Sie das zurück und nehmen Sie die Unwahrheiten zurück, die Sie heute gesagt haben! Sie tun auch Ihrer Partei keinen guten Dienst damit.

Nächste Bemerkung – und da sage ich etwas, wo ich glaube, es ist einigen hier im Haus so gegangen –: Die Geschichte des 20. Jahrhunderts mit all ihrer Tragik in Europa ist eine, die auch durch die Familien gegangen ist. Ich habe es erlebt, wie die Kollegin Vassilakou hier gesprochen hat, dass sie vieles nur angedeutet hat, was wahrscheinlich aus ihrer Familiengeschichte heraus stammt, und es hat mich wirklich entsetzt, mit welchem Unwissen, mit welcher Brutalität und Dummheit Sie hier über eine Familiengeschichte drübergegangen sind. Ich kenne sie nicht, ich habe sie aber aus einigen Anmerkungen erahnen können. (GR Heinz-Christian Strache: Wer hat davon gesprochen? Über die Familiengeschichte der Frau Vassilakou ist gar nicht gesprochen worden. Ich weiß nicht, wo Sie waren!) Wie mit den Griechen umgegangen worden ist, das ist ein Kapitel, das einfach eines ist, um das es geht. Leider sind Sie zu dumm, um das zu erkennen, und das ist traurig. (Beifall bei der ÖVP. – Zwischenrufe bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu einer tatsächlichen Berichtigung zu Wort gemeldet: Herr GR Strache.

GR Heinz-Christian Strache (Klub der Wiener Freiheitlichen): Tatsächliche Berichtigung: Niemand hat heute hier in diesem Hohen Haus über die Familiengeschichte der Frau Abgeordneten Vassilakou gesprochen. Ich weiß nicht, wo Sie leben. Waren Sie nicht da herinnen, oder wo waren Sie? Das ist ein Unsinn, und der ist zurückzuweisen. (Beifall bei der FPÖ. – GR Dr Matthias Tschirf: Uns unterscheidet eine andere Wahrnehmung!)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Sehr geehrte Damen und Herren!

Mir liegen keine weiteren Wortmeldungen mehr vor. Die Debatte ist geschlossen.

Ich lasse zunächst einmal die Postnummer 33, das Geschäftsstück, abstimmen.

Wer für dieses Geschäftsstück ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Dieses Geschäftsstück ist einstimmig angenommen.

Ich komme nun zur Abstimmung über die eingebrachten Beschluss- und Resolutionsanträge. 

Ich lasse zuerst abstimmen über den Beschluss- und Resolutionsantrag der FPÖ betreffend Anerkennung des Völkermordes an den Armeniern.

Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag findet keine Mehrheit. (StR DDr Eduard Schock: Traurig ist das!) Er hat nur die Unterstützung der FPÖ. (Beifall bei SPÖ, ÖVP und den GRÜNEN.) 

Ich lasse jetzt abstimmen über den Resolutionsantrag der ÖVP betreffend Achtung und Anerkennung von ethnischen Minderheiten als elementare Grundlage einer europäischen Menschenrechtspolitik.

Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Einstimmigkeit fest. Damit ist dieser Antrag angenommen.

Wir kommen zur Postnummer 32 der Tagesordnung. Sie betrifft die Förderaktion "Universitätsinfrastrukturprogramm der Stadt Wien". Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Dr Stürzenbecher, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Dr Kurt Stürzenbecher: Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Smolik.

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Es geht hier in diesem Poststück um die Refundierung der Grundsteuer, die die Universitäten seit einiger Zeit zu zahlen haben, an die Universitäten. Das Universitätsinfrastrukturprogramm findet unsere Zustimmung. Wir werden diesem Geschäftsstück trotzdem nicht zustimmen, und ich möchte Ihnen kurz erklären, warum.

Wir finden es gut und wichtig, dass die Universitäten dieses Geld zurückbekommen. Wir finden es gut und richtig, dass ein Beirat eingerichtet wird, der über den WWTF eingesetzt wird. Auch die Zusammensetzung des Beirates ist für uns so, wie sie geplant ist, in Ordnung.

Was zu hinterfragen ist – und das ist auch der Grund, warum wir diesem Geschäftsstück nun nicht zustimmen werden –, ist: Warum wird eine Förderhöhe von über einer Millionen Euro einfach im Magistrat vergeben nach den Beratungen im Förderbeirat des WWTF und kommt nirgends mehr wohin? Kein Gemeinderatsausschuss, keine Gemeinderatssitzung, es wird einfach über den Magistrat vergeben. Es ist im Sinne einer demokratiepolitischen Kontrolle für uns nicht akzeptabel, dass wir nicht einmal sehen, wofür das Geld beschlossen wird.

Ich werde einen Abänderungsantrag einbringen, der sich auf den Punkt 5.3 der Richtlinien bezieht, die diesem Geschäftsstück ja beiliegen und Teil des Vertrages ist, der lauten soll:

„Die Entscheidung über die Gewährung einer Förderung oder Ablehnung eines Antrages erfolgt durch den Ausschuss für Kultur und Wissenschaft auf Basis der Förderempfehlung des Förderbeirates. Der WWTF sorgt für die rasche Kommunikation der Empfehlungen und Entscheidungen."

So sehr ich diesem Beirat auch vertraue und obwohl es eigentlich nur darum geht, dass dieser Beirat begutachtet, ob die drei Kriterien, die in diesem Fördervertrag aufgestellt werden, auch erfüllt werden, etwa hinsichtlich Wien-Bezug, und ob die Summen, die beantragt werden, auch den eingezahlten Grundsteuern entsprechen, so kann es doch nicht sein, dass nicht einmal der zuständige Ausschuss das dann sieht, sondern einfach der Magistrat vergibt.

Dann sitzen in dem Förderbeirat, den wir für gut finden, auch noch zwei Mitglieder, die das WWTF-Kura-
torium delegieren soll, und dieser Beirat unterliegt der Verschwiegenheitspflicht. Jetzt entsendet das WWTF-Kuratorium zwei Mitglieder aus seinem Kreis in diesen Beirat und erfährt selber nichts. Selbst das WWTF-Kuratorium wird nicht informiert, wie es mit dieser Förderungsaktion Universitätsinfrastrukturprogramm aussieht, wer welches Geld wofür bekommt, sondern es wird im Beirat unter Verschwiegenheitspflicht beraten und der Magistrat zahlt dann aus. 

Auch hier bringe ich einen Abänderungsantrag ein, dass nämlich Punkt 5.2, Bewertungsverfahren der Richtlinien, geändert wird: 

„Es gilt für alle Beiratsmitglieder ein Verschwiegenheitsgebot mit Ausnahme jener Mitglieder, die vom Kuratorium des WWTF nominiert werden."

Die Richtlinie für das Universitätsinfrastrukturprogramm wird im Punkt 5.3, Entscheidung, ergänzt und soll lauten: 

„Das WWTF-Kuratorium ist umfassend über Empfehlungen des Beirates zu informieren." 

Ich möchte nochmals betonen, dass wir es wichtig und richtig finden, dass die Universitäten das Geld zurückbekommen. Wir finden auch die Einrichtung des Beirates als gut und wichtig, aber es kann nicht sein, dass eine Million Euro an den zuständigen Gremien des Gemeinderates vorbei vergeben wird.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Eine weitere Wortmeldung liegt mir nicht vor. Die Debatte ist geschlossen. Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort. 

Berichterstatter GR Dr Kurt Stürzenbecher: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Es handelt sich beim vorliegenden Geschäftsstück und insbesondere beim Universitätsinfrastrukturprogramm der Stadt Wien um eine wichtige Sache, und zwar geht es darum, dass die Stadt Wien in Zentraleuropa eine ganz zentrale Rolle als Wissenschaftsstadt behält beziehungsweise weiter ausbaut. Deshalb ist es, glaube ich, sehr sinnvoll, dass man die Tatsache, dass die Universitäten in ihre weitgehende Selbstständigkeit entlassen worden sind, mit flankierenden Maßnahmen auch von Seiten unserer Stadt absichert. Das geschieht eben dadurch, indem wir über eine Million Euro in diesem Zusammenhang auszahlen für wirklich sinnvolle mittelgroße Projekte der Universitäten. 

Die zuständigen Stadträte Rieder und Mailath-Pokorny haben mit sehr vernünftigen Vorgangsweisen, die die Zustimmung von neun Rektoren der neun Wiener Universitäten gefunden haben, einen Weg gefunden, der für sinnvoll erachtet wird und der insgesamt auch eine sachliche und rasche Abwicklung dieser wichtigen Angelegenheit ermöglicht. 

Wenn man hier, wie es im Ausschuss geschehen ist von den Grünen, mangelnde Transparenz kritisiert hat, muss ich das insofern zurückweisen, als es ja anknüpft an die Grundsteuer, die bezahlt wird, und so viel ungefähr zahlt man dann auch wieder zurück. Insofern ist die Transparenz von Haus aus gegeben. Also das ist ja an einer mehr oder weniger feststehenden Summe orientiert. 

Die Bewertungskriterien scheinen mir auch sehr vernünftig zu sein. Es kommt darauf an, dass das Bestehen eines gut vermittelbaren Wien-Bezuges der Anschaffung beziehungsweise ihres Umfeldes gegeben ist, zweitens, dass das Vorhandensein einer hohen Sichtbarkeit der Anschaffung für die Universität und die Stadt Wien gegeben ist – also es soll nicht irgendwo einfach hineinfließen und niemand weiß, was mit dem Geld geschehen ist, sondern es soll sichtbar sein – und drittens, dass die Leistung eines Beitrages aus Eigen- oder Drittmitteln durch die Universität auch erfolgt. 

Also das sind einmal die sehr transparenten und sinnvollen Bewertungskriterien. Die Entscheidung fällt, wie es international durchaus sehr oft üblich ist, vorerst in einem Beirat, der eine Förderempfehlung ausspricht. Diese wird von der WWTF-Geschäftsstelle an die MA 5 übermittelt, und die Entscheidung über die Gewährung einer Förderung oder die Ablehnung eines Antrags erfolgt dann durch den Magistrat der Stadt Wien auf Basis dieser Förderempfehlung. 

Ich finde, das ist alles sehr transparent, sehr sachlich, sehr sinnvoll, und deshalb empfehle ich die Zustimmung zu diesem Akt. – Danke schön.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Wir kommen jetzt zur Abstimmung. Es liegen mir zwei Abänderungsanträge vor, und ich werde über diese Abänderungsanträge vor dem Geschäftsstück abstimmen lassen. 

Zunächst gelangt der Abänderungsantrag der Grünen betreffend Entscheidungen über Förderungen im Universitätsinfrastrukturprogramm zur Abstimmung. 

Wer für den Abänderungsantrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag ist nicht angenommen. Er hat nur die Zustimmung von Grünen und FPÖ gefunden. 

Der zweite Abänderungsantrag betrifft den Beirat der Förderungsaktion Universitätsinfrastrukturprogramm. 

Wer für diesen Abänderungsabtrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Hier stelle ich auch nur die Zustimmung von Grünen und der Freiheitlichen fest. Damit ist der Antrag nicht angenommen. 

Ich komme jetzt zur Abstimmung des Geschäftsstücks. 

Wer für das Geschäftsstück ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Hier stelle ich die Mehrheit mit ÖVP, FPÖ und SPÖ fest. Damit ist das Geschäftsstück angenommen. 

Wir kommen nun zur Postnummer 29 der Tagesordnung: Gewährung eines zinsenfreien Darlehens an die Firma P & R Park and Ride Donaustadtbrücke Garagenerrichtungs GmbH. Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Ekkamp, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatter GR Franz Ekkamp: Herr Vorsitzender! Geschätzte Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung. 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Mag Maresch. – Bitte schön.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Berichterstatter! Meine Damen und Herren! 

Ich möchte es ganz kurz machen. In den Medien war ein Bericht über die Park-and-ride-Anlage an der U1-Endstation Leopoldau, für die wir seinerseits auch gestimmt haben. Wir waren nur gegen das Darlehen oder die Höhe des Darlehens. Und dann lese ich jetzt im ORF ON, von den 1 100 Parkplätzen in Leopoldau waren bis vor Kurzem 400 benützt, und zwar zu einem Zeitpunkt, zu dem das Parken im Parkhaus gratis war; also bei Gratisparken waren es 400 von 1 100 Stellplätzen. Seit dem 1. Oktober muss man 2,70 EUR bezahlen, und jetzt sind nicht mehr 400 Stellplätze benutzt, sondern nur mehr 150. Also ein bisserl was über 10 Prozent der Stellplätze ist dort ausgelastet. 

Für diese 1 100 Stellplätze haben wir seinerseits einen unglaublichen Kredit gewährt mit einer unglaublichen Rückzahlung, und den haben wir abgelehnt. Welchen Schluss zieht die Stadt aus diesem Nichtbenutzen? Man sagt, wenn der Schnee kommt, dann werden es wieder ein bisschen mehr werden, die APCOA sagt, dann werden wieder 400 Stellplätze benutzt sein. Das heißt, im besten Fall sind in Leopoldau von 1 100 Stell-
plätzen 400 benutzt. Die anderen parken alle rundherum in der Nordrandsiedlung, in der Großfeldsiedlung, denn dort ist Gratisparken. Verständlich. 

Das heißt, das ist eine klare Fehlinvestition. Von 1 100 Stellplätzen werden 150 benutzt. Wenn wir das noch öfter machen, denken sich die Wiener und Wienerinnen, dann denke ich mir, Sie werden vielleicht draufkommen. Nein, man kommt nicht drauf, man baut eine Stellplatzanlage mit 590 Stellplätzen bei der zukünftigen Donaustadtbrücke an der U2, noch weiter in Stadtnähe. Und jetzt kommt's: Ein Stellplatz kostet so ganz nebenbei rund 19 000 EUR, und – man hat's ja –10 Prozent werden dann wirklich wieder ausgelastet sein, also in dem Fall 59 Stellplätze. Wir werden es im ORF ON lesen können. Und man gewährt einen Kredit von 850 000 und noch 597 zerquetschte Euro dazu. 

Und das Schöne an der Geschichte ist das: Man hat eine Rückzahlungszeit von 78 Jahren! Und noch besser: Es ist zinsenfrei! Und das Allerschönste ist es – das möchte ich Ihnen nicht vorenthalten –: Die Rückzahlung des Darlehens soll variabel sein, der jeweiligen Umsatzsituation entsprechend. Bei einem Umsatz von 59 Stell-
plätzen wird gar nichts zurückgezahlt werden, das kann ich Ihnen jetzt schon sagen. Ab Erreichen einer bestimmten Umsatzstufe, diese entspricht den jährlich für die P&R-Anlage notwendigen aufzubringenden Ausgaben – im konkreten Fall 259 539 EUR, exklusive Umsatzsteuer, indexiert nach dem VP 2000, werden 50 Prozent des darüber liegenden erwirtschafteten Umsatzes, der daraus erzielt wird, zur Tilgung des Darlehens verwendet werden. 

Das heißt also, bei einer Ausnützung von vielleicht 10 Prozent, 15 Prozent wird nichts zurückgezahlt werden, und zwar 78 Jahre lang. Das heißt, Sie errichten für jemand anderen eine Stellplatzanlage, die niemand braucht, und kriegen dafür kein Geld zurück. Das kann jeder vernünftige Mensch nur ablehnen, und wir tun das hiermit. – Danke schön.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Frau GRin Puller bitte. 

GRin Ingrid Puller (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Dieser Antrag, den ich heute einbringen möchte, von meinem Kollegen, Herrn Maresch, und mir, betreffend VOR-Kernzonenerweiterung sollte auch eine Erinnerung sein. Diese langjährige Forderung der GRÜNEN betreffend VOR-Kernzonenerweiterung hat ja schon eine lange Geschichte. 

Angefangen und begonnen hat es 1999, als noch Herr StR Svihalek für Umwelt und Verkehrskoordination - was macht der jetzt eigentlich?, keine Ahnung! (GR Kurth-Bodo Blind: Singen!) - und Frau StRin Ederer für Finanzen zuständig waren. (GR Kurth-Bodo Blind: Singen im Chor! - GR Karl Dampier: Besser singen als die Grünen reden!) Damals hat der damalige noch grüne GR Kenesei angefragt, ob Sie, und damit eben die Alleinstadtregierung, als Vertreter der Stadt Wien für eine Kernzonenerweiterung waren und die damalige zuständige StRin Ederer hat sich mit einem Jein ausgesprochen, also nicht Ja, nicht Nein, und hat auf eine Arbeitsgruppe verwiesen, die mit einem Finanzierungskonzept beauftragt werden sollte. Das war eine magistratische Arbeitsgruppe. Diese Arbeitsgruppe hat sehr wohl ein Modell ausgearbeitet, dass die Mindererlöse, die eben im Zusammenhang mit einer Kernzonenerweiterung für den VOR entstanden wären, von, damals waren es noch Schillingbeträge, 115 Millionen ATS auf 56 Millionen ATS reduziert werden können. Das sind in Euro umgerechnet 3,5 bis 4 Millionen EUR. 

Die Geschichte geht weiter. 2002 hat Herr GR Maresch einen Antrag auf Kernzonenerweiterung gestellt und hat in seiner Begründung genau die Zuschüsse aufgelistet, welche die Stadt Wien für Park-and-ride-Anlagen, zum Beispiel in der Leopoldau 12,4 Millio-
nen EUR und in Liesing 1,38 Millionen EUR, zugeschossen hat. Also diesen Vergleich, die 3,5 Millionen EUR auszugleichen, die der VOR an Mindererlösen nicht hätte, kann man eigentlich nicht wirklich nachvollziehen.

Heute, 2006, geht diese Geschichte weiter.

Ich denke mir, dass es vielleicht ein zu großer Brocken für die allein regierende Stadtregierung ist, die gesamte erste Außenzone auf Kernzone zu erweitern und somit haben wir, Herr Rüdiger Maresch und ich, folgenden Beschlussantrag gestellt:

„Der Herr Stadtrat für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke und der Herr Stadtrat für Stadtentwicklung und Verkehr werden ersucht, über die Ausweitung der VOR-Kernzone 100 zumindest bis zu einigen großen Verkehrserregern, wie zum Beispiel Shopping Center Süd/Vösendorf, Schwechat und Mödling, mit allen Beteiligten Verhandlungen aufzunehmen. 

In formeller Hinsicht beantragen wir die Zuweisung dieses Antrags an den Gemeinderatsausschuss für Stadtentwicklung und Verkehr und an den Gemeinderatsausschuss für Finanzen."

Ich möchte noch daran erinnern, im Jänner 2006 hat auch Herr Verkehrsstadtrat Schicker diese Kernzonenausweitung befürwortet. Wir GRÜNE hoffen, dass sie möglichst bald zur Umsetzung geführt wird. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die Debatte ist geschlossen. Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Franz Ekkamp: Herr Vorsitzender! Geschätzte Damen und Herren!

Vielleicht nur zwei, drei Anmerkungen zu den Vorrednern: Zu dieser Park-and-ride-Garage Seestern in der Donaustadt: Ich glaube, es ist auch der Grünen Fraktion das Garagenbauprogramm der Stadt Wien nicht unbekannt, das schon längere Zeit seine Gültigkeit hat und das noch nicht hundertprozentig umgesetzt worden ist. Denn eines dürfen wir sicher nicht vergessen, trotzdem, dass in der Stadt der öffentliche Verkehr stark forciert wird, und das ist auch richtig so, müssen wir uns damit abfinden, müssen wir damit leben, dass die PKW-Zulassungen pro Jahr im Durchschnitt um knappe 2 Prozent steigen. Das heißt, man schließt daraus, dass die Mobilität der Menschen nicht nur mit den öffentlichen Verkehrsmitteln stattfindet, sondern faktisch auch mit den individuellen PKWs. Ich begründe das deswegen, wenn wir nämlich schauen, wie viele Einpendlerinnen und Einpendler tagtäglich nach Wien kommen, die überhaupt keine Chance haben, in irgendeiner Form mit einem öffentlichen Verkehrsmittel zu fahren, dann sind sie eben gezwungen, auf ihr Auto zurückzugreifen. Man sieht auch, dass in Wien die Öffis sehr gut funktionieren, aber leider oft in einem großflächigen Bundesland wie Niederösterreich nicht alle Gemeinden, alle kleineren Dörfer vernetzt sind. Daher muss es letztendlich so geschehen. Wir müssen daher, ob wir es wollen oder nicht, trotzdem auch auf Park-and-ride-Garagen zugreifen, sie dementsprechend entwickeln und herstellen.

Wenn hier davon gesprochen worden ist, dass eine Park-and-ride-Garage am Stadtrand von Wien, in Leopoldau, nach zwei Monaten noch nicht den gewünschten Erfolg hat, verweise ich bitte auf andere Garagen. 

Ich verweise auf die Garage Erdberg. Da war es auch am Anfang sehr leer. Mittlerweile ist sie voll, 1 800 Stellplätze. 

Ich verweise auf die Garage in Ottakring. (GR Kurth-Bodo Blind: Nein, die ist nie voll!) Ich gebe zu, bis heute noch nicht voll, erst zu 75 Prozent. (GR Kurth-Bodo Blind. Da reden Sie aber daran vorbei!) 75 Prozent, okay! 

Ich verweise auf andere Park-and-ride-Orte, zum Beispiel einen in Heiligenstadt, in der Muthgasse. Ich gebe zu, das ist nur eine provisorische Park-and-ride-Anlage, die mit 3 EUR auch teurer ist als die anderen Garagen, muss man sagen, mit 180 Stellplätzen. Wenn Sie etwas später dorthin fahren, gibt es keinen freien Platz. Es wird angedacht, diese Park-and-ride-Gegend dort wesentlich zu erweitern. Es wird auch notwendig sein.

Und ich verweise noch auf eine kleine Park-and-ride-Anlage mit 160 Stellplätzen in der Spittelau, wo auch geplant ist, diese zu erweitern. Diese kostet auch mehr als die anderen Park-and-ride-Garagen und ist übervoll. Wenn Sie etwas später, um halb neun Uhr, hinkommen, gibt es dort keinen Stellplatz mehr.

Das heißt, wenn man daraus schließen kann, dass der Ort ein wesentlicher Beitrag ist, dann bietet gerade diese Park-and-ride-Garage, nämlich mit einem neuen U-Bahn-Anschluss, wenn dieser fertiggestellt ist, und einer Autobahn, de facto die besten Umsteigemöglichkeiten. Ich denke, mit dieser Garage werden wir wieder einige zum Umsteigen auf die öffentlichen Verkehrsmittel bringen.

Ich ersuche daher um Zustimmung. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Wir kommen zur Abstimmung. Wer für die Postnummer 29 in der vorliegenden Form ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrstimmig, ohne die GRÜNEN.

Es liegt von den GRÜNEN ein Beschluss- und Resolutionsantrag vor, der die Kernzonenerweiterung beim VOR vorsieht. Hier gibt es die Zuweisung an zwei Ausschüsse.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig angenommen.

Wir kommen zur Postnummer 5. Sie betrifft die Subvention an den "Verein zur Förderung der Sir-Karl-Popper-Schule". Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Rubik, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Silvia Rubik: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung zum Akt.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die Debatte ist eröffnet. Frau GRin Jerusalem hat sich zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Von Seiten der GRÜNEN wird es keine Zustimmung geben. Ich möchte das nur ganz kurz begründen, denn Sie hören es ja alle Jahre wieder. Es ist nichts Neues, was jetzt kommt.

Es geht um die Förderung von hochbegabten Schülerinnen und Schülern. Das finden wir gut, wenn sie gefördert werden. Darüber, ob das das richtige Modell ist, kann man streiten, aber das ist auch nicht der Grund für unsere Ablehnung. Diese Schule zeichnet sich durch verschiedene pädagogische Aspekte aus, die wir durchaus begrüßen, wo der Mangel eigentlich nur darin besteht, dass er nicht auch anderen Schulen zur Verfügung steht. Also alles keine Gründe, um das abzulehnen. 

Unsere Ablehnung hat einen anderen Grund. Dieser Grund lautet: Es gibt in Wien sehr viele Probleme im Bereich der Schulen. Ich möchte jetzt gar nicht alle aufzählen. Ein Problem nenne ich dennoch beim Namen. Das ist die zu geringe oder in vielen Bereichen falsch angegangene Förderung von Kindern, die einen Migra-
tionshintergrund haben. Da hätten wir tatsächlich einen großen Handlungsbedarf.

Jetzt frage ich Sie einfach: Nennen Sie mir einen einzigen Grund, warum es von allen Schulen, die die Lehrer vom Staat gestellt bekommen, die also öffentliche Schulen sind, eine einzige gibt, die von den Sozialdemokraten zusätzliche Fördermittel erhält, und das ist die Hochbegabtenschule der ÖVP! Nennen Sie mir einen einzigen Grund, einen einzigen, der nicht heißt: „Das haben wir uns einmal mit der ÖVP so ausgemacht und was liegt, das pickt." Wenn das der einzige ist, dann nehme ich ihn hin, setze mich einfach wieder nieder, wir nehmen das zur Kenntnis und stimmen halt dagegen. Wenn es aber noch einen weiteren sozialdemokratisch begründbaren Grund gibt … oder eh nicht, okay, gibt es nicht, danke, ich setze mich nieder, wir stimmen dagegen. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr Dr Aigner, Sie werden begründen, warum Sie dafür sind. Bitte.

GR Dr Wolfgang Aigner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Auch alle Jahre wieder das Unverständnis unserer Seite, warum die GRÜNEN sich nicht auch zur Förderung der Hochbegabten durchringen können. Das eine tun und das andere nicht lassen, sollte eigentlich die Devise sein. Die Stadt Wien, der Bund und alle Gebietskörperschaften geben gerade auch sehr viel Geld für Schüler mit Migrationshintergrund aus. Ich glaube, es ist wichtig, was die Wettbewerbsfähigkeit unserer Wirtschaft anlangt, dass wir auch die Hochbegabten fördern, dass wir das, was sich in der Popper-Schule bewährt, auch adaptieren, in das Regelschulwesen übernehmen. Es werden dort die Sozialkompetenten ganz bewusst gefördert, man will keine asozialen Genies heranzüchten, sondern Hochbegabte davor bewahren, dass sie unterfordert sind und sie dennoch zu wertvollen Mitgliedern unserer Gesellschaft zu machen.

Ich glaube, die Stadt Wien hat so viele vielfältige Aufgaben und gibt in so vielen Bereichen Gelder aus, dass man jetzt nicht innerhalb des Schulbudgets sozusagen Neidkomplexe schüren kann. Ich glaube, die Betreuung der Schüler mit Migrationshintergrund kostet bei Weitem mehr als die paar Tausend Euro, die wir den Hochbegabten zukommen lassen. In diesem Sinne bitte ich um Ihre Zustimmung. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Es liegt keine Wortmeldung mehr vor. Die Debatte ist geschlossen. Die Frau Berichterstatterin hat auf ihre Wortmeldung verzichtet.

Wer für die Postnummer 5 ist, bitte ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrstimmig, ohne die GRÜNEN, angenommen.

Postnummer 7 betrifft eine Subvention an die "Österreichischen Kinderfreunde, Landesorganisation Wien". Frau GRin Rudas, bitte.

Berichterstatterin GRin Laura Rudas: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr GR Mag Gudenus, bitte.

GR Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich werde das in aller Kürze halten, weil wir uns alle auf die Dringliche Anfrage, die dann folgt, freuen. 

Wir werden diesen Antrag der Förderung der Kinderfreunde ablehnen, und zwar nicht deswegen, weil wir Förderungen an die Kinderfreunde pauschal ablehnen, aber ich möchte hier in aller Klarheit festhalten, die Stadt Wien ist kein Selbstbedienungsladen und wir lehnen diesen Machtmissbrauch der SPÖ ab! 

Wenn man bedenkt, dass hier heuer schon an die 700 000 EUR allein seitens der Gemeinde Wien für die Kinderfreunde veranschlagt wurden, und diese Rechnung hat keinen Anspruch auf Vollständigkeit und ich klammere auch die Förderungen seitens der Bezirke aus, und wenn man sich die Homepage und die Inhalte der Kinderfreunde anschaut, stellt man ganz klar fest, dass es sich hier um eine Vorfeldorganisation der SPÖ handelt. Es wird hier öfters auf die Roten Falken verwiesen. 

Hier kann man nur eines feststellen: Hier wird von der Krippe an eine Indoktrinierung veranstaltet, die wir ablehnen! Der Steuerzahler muss dafür aufkommen und das lehnen wir ab! (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich stelle nur fest, wie ich es feststelle, jener für die nächste Wortmeldung Angemeldete ist nicht im Saal. (StR DDr Eduard Schock: Er ist schon unterwegs!) - Es tut mir leid! Entschuldigen Sie, das Unterwegssein ist nett, aber es hilft nichts. (GR Heinz-Christian Strache betritt in diesem Augenblick den Gemeinderatssitzungssaal.)
Sind Sie jetzt da, Herr Strache? Ich spiele Ihnen jetzt keine Show! Machen Sie noch Ihre Abschiedsrede.

GR Heinz-Christian Strache (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich habe heute schon vieles von Abschied gehört, also habe ich mir gedacht, ich mache das auch ordnungsgemäß, weil das heute schon öfters erwähnt worden ist. 

Ich darf also von meiner Seite sagen, es wird vorerst einmal ein Abschied sein. Bitte nicht zu früh freuen, es kann sein, dass wir uns wieder einmal in diesem Hause sehen werden. Das heißt, vielleicht ist bei manchen die Vorfreude etwas zu früh ausgebrochen.

Ich möchte sagen, natürlich werden einige erleichtert aufatmen, dass der Klubobmann der FPÖ-Oppositions-
partei Strache jetzt woanders hinwechselt, aber ich kann Ihnen, bei aller Erleichterung, die da vielleicht bei dem einen oder anderen da ist und die heute vielleicht ausbricht, versichern, es gibt keinen Grund zur Erleichterung, denn es wird mein Nachfolger DDr Eduard Schock als Klubobmann diese verlässliche Oppositions- und Kontrollarbeit für die FPÖ hier fortsetzen. (GR Franz Ekkamp: Nichts anderes!)
Jetzt gehöre ich zehn Jahre diesem Haus an. Vor zehn Jahren bin ich damals von den Bürgern im Bezirk Landstraße in dieses Haus gewählt worden. Es waren zehn Jahre, wo ich viel an politisch inhaltlich harten Diskussionen, auch viel Emotion, erleben konnte. Ich glaube, dass es auch wichtig ist. Das Gute ist, man muss nicht immer einer Meinung sein, aber es ist auch wichtig, dass man Dinge, zu denen man steht, und Meinungen, zu denen man steht, auch vertritt. Das habe ich getan. Das mag natürlich auf Grund der politisch unterschiedlichen Einstellungen viele hier nicht gefreut haben, aber das ist das Vorrecht der Demokratie, eine Meinung zu haben und diese zu vertreten. Das ist auch das Recht auf Meinungsfreiheit, das ich in Anspruch genommen habe. Das ist auch etwas Schönes und das haben wir erkämpfen müssen. 

Natürlich hat es viele harte politische Auseinandersetzungen in diesem Hohen Hause gegeben und es war sicherlich für viele manchmal so, dass der Blutdruck etwas hochgegangen ist. Das ist auch gut so, weil sonst würden wir ja einschlafen, nicht? Also man muss auch immer etwas Positives sehen. Es ist gut, wenn manchmal der Blutdruck etwas steigt und manche in dem Hause dann wieder aufwachen und dementsprechend besser zuhören, als sie es vielleicht bei anderen Punkten, die zuvor behandelt wurden, gemacht haben.

Ich habe mich als Oppositionspolitiker in diesem Hause immer so verstanden, ein politisches Regulativ gegenüber der jeweiligen Landesregierung zu sein und das auch darzustellen. Das ist natürlich nicht zur Freude der jeweiligen Stadtregierung gewesen, da haben auch die Stadträte keine Freude gehabt, das verstehe ich schon. Die haben sozusagen gern Politiker, die ihnen bescheinigen, was sie nicht alles gut machen und hören natürlich weniger gern, dass sie nicht unbedingt alles gut machen, sondern auch vieles falsch läuft. Zwar ist es zutiefst verständlich und zutiefst menschlich, aber das war eben mein Auftrag, wie ich ihn in diesem Hause verstanden habe. 

Ich darf mich im Großen und Ganzen, auch wenn es Aussagen gab, die man mir vielleicht vorwerfen kann, oder auch Aussagen, die ich umgekehrt wieder jemand anderem vorwerfen kann, für die demokratische Gesprächskultur in diesem Hause bedanken. Es war eine Gesprächskultur, wo man vielleicht manchmal hin und wieder, auch zu Recht, einen Ordnungsruf bekommen hat, weil man unsinnige Zwischenrufe getätigt hat. Das ist auch gut so. Da gibt es den schönen Vorsitzenden, der uns dann zurechtweist, uns zur Ordnung ruft. Auch das ist vorgekommen, aber ich glaube, wenn man die letzten zehn Jahre Revue passieren lässt, dann habe ich relativ wenig Ordnungsrufe erhalten.

Ich möchte heute von meiner Seite festhalten, es war eine schöne Zeit, eine wunderschöne Zeit für mich, eine interessante Zeit. Ich war damals mit 26 Jahren zumindest bei unserer Fraktion der jüngste Landtagsabgeordnete in Wien und habe in den letzten zehn Jahren sicherlich die Möglichkeit gehabt, vieles zu lernen. Oft springt man ins kalte Wasser und lernt dann, in dem jeweiligen Becken, in das man geworfen wurde, zu schwimmen. Ich habe mich, glaube ich, soweit bemüht, in diesem Becken gut zu schwimmen.

Es war sozusagen sehr schön und es hat mich sehr gefreut, das hat schon einmal der Kaiser Franz Josef gesagt, an diesen Spruch angelehnt. Es ist vielleicht heute ein vorläufiger Abschied, doch nicht auf alle Zeit, denn wer weiß, was sich in Zukunft entwickelt. Vielleicht werde ich Ihnen nicht erspart bleiben und komme wieder, aber auch das werden Sie sicherlich gut überleben. 

Ich darf mich bei Ihnen bedanken, auch wenn ich Ihnen nicht immer viel Freude bereitet habe! (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Frau GRin Rudas, bevor Sie das Wort ergreifen, wünsche ich beiden Mitgliedern des Hauses, die uns per 30. verlassen und im Hohen Haus weitermachen, alles Gute und persönlich viel Gesundheit! - Bitte.

Berichterstatterin GRin Laura Rudas: Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Zurück zur Post: Kollege Gudenus, was auch immer Sie für ein Gefühl bekommen, wenn Sie die Homepage der Kinderfreunde anschauen, würde ich Ihnen raten, sich die Aktivitäten live anzuschauen, dass tolle alterspädagogische Betreuung stattfindet, dass junge Menschen, Kinder, die Möglichkeit bekommen, ihren Bewegungsdrang auszuleben, dass es familienfreundliche Tarife gibt, ganz ungefährlich, ganz harmlos. Sie brauchen keine Furcht zu haben!

Ansonsten bitte ich zuzustimmen. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke.

Wer für die Postnummer 7 in der vorliegenden Fassung ist, bitte ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrstimmig, ohne die Freiheitlichen, angenommen. 

Somit ist die Tagesordnung abgehandelt. 

Wir kommen nun zu dem Verlangen, dass die von den GRen Mag Jung, Dr Madejski und Blind eingebrachte, an den Herrn Bürgermeister gerichtete Dringliche Anfrage betreffend "Umgehung der gesetzlichen Glücksspielbestimmungen" vom Fragesteller mündlich begründet werde und hierauf eine Debatte über den Gegenstand stattfinde. 

In Übereinstimmung mit den Antragstellern wird auf eine Verlesung verzichtet. (GR Dr Matthias Tschirf: Das ist aber schade!)
Für die Begründung der Dringlichen Anfrage hat Herr GR Dr Madejski maximal 20 Minuten Zeit. - Bitte.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Wenn man die Zeitungen der letzten Wochen und Monate aufschlägt, nur einige wenige Zitate: „Die Zahl der Überfälle auf Wettcafés und Automatengeschäfte nimmt dramatisch zu", zum Beispiel 4. August 2006: „Bewaffnete Täter stürmen um 4.30 Uhr in ein Café, setzen der Kellnerin das Messer an den Hals", 19. Sep-
tember 2006: „Jugendliche überfallen nach Mitternacht ein Spiellokal und drohen mit Mord.", 3. Oktober 2006, wieder eine Messerattacke: „Um 3.15 Uhr in der Früh betritt ein bewaffneter Mann ein Wettcafé und schreit: ,Geld her'". Ich könnte das weiter zitieren. Sie wissen es selbst, Sie erleben es jeden Tag. Es gab heuer bereits eine Steigerung der Überfälle auf solche Automatencafés, Automatengeschäfte oder Wettbüros, wie auch immer sie sich nennen, um 50 Prozent. Allein Wien hat über 60 Prozent dieser Überfälle zu verzeichnen.

Meine Damen und Herren, es ist relativ einfach, diese Lokale zu überfallen. Sie sind oft sehr klein gestaltet. Ich komme dann darauf zurück, warum sie so klein gestaltet sind. Man hat dort meistens einen einzigen Mitarbeiter, der dann bis 4 oder 5 Uhr in der Früh arbeiten muss. Ich frage mich oft, wo da die Gewerkschaft ist, um hier die Arbeitszeitbedingungen einmal festzustellen und zu überprüfen, wie es in diesen Lokalen aussieht. Es ist relativ leicht für Kriminelle, in diesem Bereich zuzuschlagen. Das ist die eine Seite dieser Geschichte der Wettbüros oder der Automatengeschäfte oder der Automatencafés. 

Das Zweite, man liest immer mehr, zum Beispiel am 24. Oktober, gestern: „Süchtiger Spieler: Sperrt mich ein!" Ein 29-Jähriger kommt heute mit seinem Anwalt. Daher ist der Zeitpunkt dieser Dringlichen Anfrage durch Zufall sehr günstig gewählt. Er wird heute in Wien mit seinem Anwalt vorsprechen und wird freiwillig in Haft gehen. Er ist in den letzten zwölf Jahren zu einem Spieler geworden. Er ist süchtig geworden, er hat betrogen, er hat gelogen, er hat Leute eingeschüchtert. Jetzt geht er freiwillig in Haft. Er möchte unter Umständen noch einmal ein neues Leben beginnen. Das Dramatische ist, er ist mit 17 Jahren, und damit sind wir beim Jugendschutz, zu dem ich auch noch kommen werde, einfach in so eine Lokalität gegangen, hat dort, wie es üblich ist, 10 ATS, eingeworfen und damals 700 ATS gewonnen. Das war dann der Zeitpunkt, wo er geglaubt hat, er gewinnt immer, wie alle Spieler und Süchtigen glauben, dass sich die Gewinne immer wieder fortsetzen, und hat sein Leben vollkommen ruiniert.

Meine Damen und Herren, das ist heute auch teilweise das Thema, das ist nämlich die zweite Schiene, wenn man dieses Thema Glücksspielautomaten, Glücksspiel in Wien betrachtet. Er hat dann nämlich auch noch gesagt: „Mein Lebensinhalt war das Spielen und im Wiener Prater war ich zu Hause." Das ist jetzt nichts gegen den Wiener Prater, weil dort sowieso in nächster Zeit Bemühungen gestartet werden, dass man das etwas anders organisiert. Trotzdem muss es uns zu denken geben, dass es nicht nur den einen, sondern zirka 30 bis 40 000 Süchtige gibt, die wir in der Betreuung haben oder die sich betreuen lassen wollen. 

Das Nächste, ich lese Ihnen ein Zitat einer SPÖ-Nationalratsabgeordneten vor, der Frau NRin Gabriele Binder-Maier: „Tatsache ist," - wortwörtlich – „dass in Kärnten" - sie ist dort her - "seit der Einführung des Kleinen Glücksspiels die Verschuldung der Familie sprunghaft angestiegen ist. Hinter den nackten Zahlen stehen allerdings Not und Elend, Verzweiflung, Kriminalität, Isolation, Selbstmordversuche und Selbstmorde." - Das sagt eine Kollegin von Ihnen, eine Nationalrätin. Sie wird wissen, wovon sie spricht. 

Schlussendlich noch tragisch ist, auch das sollte man nicht vergessen, dass immer mehr zu uns ins Land kommen, oft als Asylwerber, die dann nicht genommen werden, oder Asylanten, die genau in jene Lokale hineingehen, um sich den Tag zu vertreiben. Ich darf noch auf das Beispiel aufmerksam machen, das vor einigen Tagen oder Wochen in allen Zeitungen gestanden ist, dass ein Asylantenehepaar mongolischen Ursprungs seine zwei Kleinkinder im ungeheizten Auto gelassen hat, dass es dort 400 EUR in einer Nacht verspielt hat und so weiter. Ich frage mich in diesem Zusammenhang: Wie ist es überhaupt möglich, dass Asylanten um 400 EUR pro Nacht spielen können? Das ist mir nicht ganz klar. Da hat irgendetwas nicht funktioniert. Das gehört ebenfalls abgestellt. 

Das geht aber genau in jene Richtung, auf die ich dann hinkommen werde. Wir haben vor ungefähr eineinhalb Jahren schon einmal über diese Sache gesprochen, und zwar gab es da einen Initiativantrag der ÖVP und der SPÖ, die bei diesem Glücksspiel sehr eng zusammenarbeiten. Es gibt hier auch Verflechtungen, auf die wir dann noch eingehen werden. Hier wurde das Veranstaltungsgesetz geändert, vollkommen ohne Grund. Man hat damals das Hütchenspiel als Anlassfall genommen, aber es gab etwas anderes. Man hat nämlich in Wirklichkeit die Öffnungszeiten für Volksbelustigungsorte und Veranstaltungen, und jeder Spielapparat ist eine Veranstaltung, ausgedehnt, wesentlich erweitert, auch örtlich erweitert. 

Ich lasse es mir im Bereich des Wiener Praters und anderer Lustbarkeitsstellen einreden. Ich lasse es mir aber nicht im 15. Bezirk, im 16. Bezirk, in Meidling, in Simmering oder in Favoriten, wo übrigens die meisten dieser kleinen so genannten Automatenbüros, Automatencafés existieren, einreden. Dort lasse ich es mir nicht einreden, dass es notwendig ist, dass man bis 4 Uhr in der Früh spielen kann. Es hat natürlich einen Hintergrund, warum man das gemacht hat. Die Vermutung steht im Raum, dass das damals ein wirklicher Deal war, denn das Interesse daran, dass vor allem in den Außenbezirken die Öffnungszeiten radikal verlängert und die Standorte wesentlich ausgedehnt wurden, war natürlich, dass eine Firma in Österreich und insbesondere in Wien mit 88 Prozent den Automatenmarkt komplett beherrscht, die Firma Novomatic, auf die ich noch eingehen werde. Die hat nämlich daran sicher Interesse gehabt. Ich werde auch gleich erklären, warum sie daran Interesse gehabt hat. 

Aber die Begründung der SPÖ war damals eine sehr scheinheilige. Die hat nämlich als Anlass das Hütchenspiel genommen. In der Begründung stand Folgendes: „Hantieren mit Hütchen durch den Spielveranstalter hat täuschungsähnliche Wirkungen und gibt dem Spielteilnehmer nahezu keine Chance, das richtige Hütchen zu erraten." - Welcher Spieler, der den Automaten drückt, herunterreißt oder sonst etwas, hat die Chance, zu erraten, ob er gewinnt oder nicht? Da ist absolut kein Unterschied, zumindest für mich als an sich Spielerlaie, so wie der Herr Bürgermeister. Ich habe die gleiche Chance wie der Herr Bürgermeister beim Hütchenspiel oder wenn ich ins Casino gehe. Wir werden dort beide wahrscheinlich nichts gewinnen. Sieger ist immer der Spielveranstalter, vor allem bei der Erhöhung der Einsätze.

Dieses, die Spielleidenschaft erweckende und fördernde Spiel ist in rechtlicher Hinsicht bedenklich und aus sozialen Gründen abzulehnen! Meine Damen und Herren, es ist Augenauswischerei, aus sozialen Gründen das Hütchenspiel abzulehnen und gleichzeitig vor Ort in Wien ordentlich Steuereinnahmen aus diesem Kleinen Glücksspiel zu bekommen! Das ist wirklich scheinheilig! Das Argument war damals sehr weit hergeholt! 

Der Herr Bürgermeister hat heute die Idee einer Novellierung und die Idee der Änderungen in den 90er Jahren gesagt, man wollte die Szene zerschlagen. „Man wollte“, hat er richtig gesagt, es ist allerdings nicht so gelaufen. Ich glaube nämlich, in Wirklichkeit ist eine neue, viel gefährlichere Szene entstanden. Es hat damals nämlich in Wien noch die Szene der Wirten, der Weinhäuser, der kleinen Wirten, der Tschocherln, gegeben, diese Szene, wo jeder einen, vielleicht zwei Automaten drinnen gehabt hat, wo der Stammkunde hineingekommen ist, aber normalerweise dort nicht süchtig geworden ist, sondern der halt, wenn er keinen Zehner gehabt hat, dem Wirten gesagt hat, er soll aufschreiben lassen. Das war keine kriminelle Szene. Das war keine illegale Szene. Da haben die Leute noch Vergnügen gehabt. Diese Szene haben Sie insofern ausgerottet, weil durch diese Gesetzesänderungen in den 90er Jahren haben Sie vis-à-vis eine neue Szene errichtet. Die Firmen, die Automatenaufsteller, damals auch schon die Firma Novomatic, die sehr stark im Geschäft war, haben das nämlich getan. Wortwörtlich kannte ich jemanden, der mir damals schon gesagt hat: „Warum soll ich mit einem blöden Wirten Geld teilen, das er eh nicht pünktlich zahlt? Da mache ich mir gleich selbst mein Automatengeschäft, und zwar vis-à-vis, auf." Die haben genau die Umsätze von dem Wirten gekannt und vis-à-vis wird es genauso gut gewesen sein. Natürlich war es auch so. Gleichzeitig war der angenehme Nebeneffekt, dass die eigenen Maschinen gleich vom Wirten herausgeholt worden sind, sie diese ihm einfach nicht mehr aufgestellt und vis-à-vis hineingestellt haben. 

Daher ist die Szene, die Sie heute angesprochen haben, Herr Bürgermeister, zwar zerschlagen, aber das war damals gar keine so schlechte Szene. Vielleicht kommen wir wieder einmal dorthin. Sie haben jedoch eine Szene geschaffen, die im Großen und Ganzen nicht mehr kontrollierbar ist, weil diese Automatencafés dann nicht direkt von der Firma Novomatic betrieben wurden. Das war der Zeitpunkt des Aufstiegs der Firma Admiral. Da habe ich nämlich eine Art Partner gehabt, der natürlich das Wettgeschäft bestens verstanden hat, und sozusagen einen Vertreiber. Also ich habe in diesem Fall die Hardware und die Software gehabt. Das war dann, wie gesagt, der Aufstieg. An jeder Ecke und an jedem Ende sind in den letzten acht bis zehn Jahren solche Kaffeehäuser entstanden.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, es ist auch interessant, was der Herr Bürgermeister heute antworten will. 

Zur Frage 12 zum Beispiel bin ich schon gespannt, was er sagen wird. Und zwar: „Wie viele dieser Lokale sind in den letzten eineinhalb Jahren" - 2005/2006 ungefähr – „in Wien von behördlicher Seite deswegen gesperrt worden, weil sie gesetzliche Auflagen nicht erfüllt haben?" Wenn ich nur daran denke, wie man einen kleinen Greißler, der zwei Stehtische und acht Verabreichungsplätze hat, in dieser Stadt oft schikaniert, weil er vielleicht einen neunten Sessel dazustellt oder der Tisch nicht richtig steht oder der Lichteinfall in seiner kleinen Küche, wo er die Würstel macht, im Winkel nicht richtig ist, dann verstehe ich das nicht ganz, aber der Herr Bürgermeister wird uns das dann sicher erklären, wie oft denn diese Kontrollen der Stadt Wien bei diesen Lokalen sind. Schauen die dort auf die Arbeitsbedingungen oder die gewerberechtlichen Auflagen, ob die ein Fenster haben oder ob nur eine Gipswand dazwischen ist, weil er ja nur zwei Automaten haben darf, Herr Bürgermeister? 

Das haben wir heute schon besprochen. So ist aus lauter Casinokabinetts, wenn man die Zwischenwand ein bisschen weglässt, ein ganzer Straßenzug entstanden. Da gibt es Bezirke, Sie alle kennen das, wo ganze Spielcasinos entstanden sind. Aber in Wirklichkeit sind sie wie Kabinen. Ob man dort arbeiten kann, ob dort die gesetzlichen Auflagen erfüllt worden sind, begonnen vom WC und so weiter, das mag ich dahin gestellt lassen. Es wird interessant sein, wie viele man gesperrt hat.

Dann die Frage 11: „Wie viele gibt es überhaupt in Wien?" Die genaue Zahl erwarte ich nicht von Ihnen, Herr Bürgermeister, weil die weiß wahrscheinlich nicht einmal der Magistrat, weil jeden Tag einer zusperrt oder einer neu aufsperrt. Das ist halt einmal so. Manche verschwinden wieder dorthin, wo sie hergekommen sind. Die werden Sie mir nicht sagen können. Aber ungefähr, bin ich gespannt, was Sie sagen. 

Unseren Recherchen nach ist eines sehr auffallend. Genau in sozial instabilen Bezirken oder Regionen, wie zum Beispiel 5., 10., 11., 12., 14., 15., 16. Bezirk, ist eine überwiegende Mehrheit von solchen Lokalen untergebracht, was mir an sich zu denken gibt, weil der Bewilligungsvorgang seitens des Magistrats eigentlich nicht nur nach geschäftlichen Gründen gemacht werden sollte, sondern man auch das Umfeld ein bisschen anschauen sollte. Ich weiß schon, an sich bin ich ein Verfechter einer liberalen Wirtschaftsordnung, aber es gibt und muss in gewissen Bereichen durchaus auch Einschränkungen geben. Ganz wichtig wäre, dass man bei Schulen, Kindertagesheimen, aber auch bei Seniorenheimen oder Spitälern keine Neuzulassung oder bei jenen, die zu nahe sind, wobei man da über die Entfernung zwischen 150 und 500 m, was sinnvoll sein wird, diskutieren kann, ebenfalls rechtlich einschreitet, entweder schließt oder dort keine neuen mehr zusätzlich genehmigt. 

Die Frage 14, betreffend die Gesellschaftsformen, klingt ein bisschen abstrakt, hat aber einen tiefen Hintergrund, und zwar deswegen, weil die Auflagen für diese Gründung eines solchen Automatencafés extrem teuer geworden sind beziehungsweise extrem teuer sind. Jetzt sehe ich schon ein, dass man bei dieser Branche sehr aufpassen muss und jeder, der so etwas eröffnet, auch einen finanziellen Background haben sollte. Das sehe ich schon ein, Herr Bürgermeister. Aber wenn man Einzelfirmen hernimmt, verlangt man für einen Automaten - ob er dann zwei hat, oder er kann dann eh nur zwei haben - eine Bankgarantie von zirka 250 000 EUR beziehungsweise dass die Bank der Gewerbebehörde sagt, sie kann das Geschäft ohne Sicherheit machen. Ohne Sicherheit gibt es heute überhaupt nichts mehr, denn heute ist jeder Personalkredit entweder durch das Gehalt oder durch alles andere abgesichert, meine Damen und Herren. Wie soll ein Einzelner 250 000 EUR - manche gibt es - aufbringen? Und bei Gesellschaftsformen sind es 1,5 Millio-
nen EUR. Das führt dazu - schauen Sie sich einmal die Betreiber an, schauen Sie sich die Gesellschaftsformen an -, dass das im Großen und Ganzen ausländische kleine AGs, kleine GesmbHs sind, die kommen, verschwinden, kommen, verschwinden. Dem sollte man in Zukunft auch einen Riegel vorschieben. 

Razzien sind gut, meine Damen und Herren, aber sie können nur die Spitze des Eisbergs sichtbar machen. Entscheidend ist die Razzia als Begleitmaßnahme, aber die Permanentkontrolle seitens der Stadt Wien und dass die Leute sehen, man kümmert sich darum. Die wäre auch im Bereich des Jugendschutzes wichtig.

Daher, meine Damen und Herren, gibt es einige Forderungen, der Herr Bürgermeister hat das heute schon angesprochen, die wir anstreben werden:

Das sind rasche Überprüfungen aller solcher Betriebe auf gewerberechtliche und andere gesetzliche Maßnahmen und Auflagen. 

Dann die Schließung all jener Lokale, die diese Auflagen nicht erfüllen, ohne Rücksicht!

Gleiche Bedingungen für alle Betreiber, meine Damen und Herren. Für alle Betreiber! Die sind derzeit nicht gegeben. Das wird einer meiner Nachredner dann begründen. 

Die Höchstlimits sollte man festlegen beziehungsweise die Automatikspiele, also einmal draufzudrücken und dann gehe ich auf einen Kaffee oder ein Mittagessen, sollte man ebenfalls verbieten. 

Bei der Bewilligung solcher Unternehmen geht die Sicherheit der Bevölkerung im Umkreis eines solchen geplanten Lokals sicherlich vor die Geschäftemacherei, daher Stopp für eine Neuvergabe in gewissen sozial instabilen Regionen Wiens. Wien wird deswegen nicht viel weniger an Steuern einnehmen, hat aber moralisch sicher ein besseres Gewissen.

Meine Damen und Herren, die Automatenbranche hat es geschafft, innerhalb kürzester Zeit, auf alle Seiten, in alle Beilagen der Medien zu kommen. 

Das Erste ist in der Wirtschaftsbeilage. Da liest man über die Manager. Da liest man über jene Leute, die das Geschäft führen. Das ist ihnen durchaus anzurechnen. Ein guter Manager steht im Wirtschaftsteil. 

Dann gibt es noch die Gesellschaftsspalten. Da stehen halt jene Leute, die gern eröffnen, die dabei sind, die sich im Umfeld bewegen. 

Dann gibt es noch die Gerichtsseite. Das ist schon ein bisschen schwieriger. Da stehen jene, die vielleicht eingegangen sind, die betrogen haben, verschwunden sind. 

Am Schluss stehen halt im Chronikteil auch jene Leute, die ihr Leben, so wie das, was ich hier zitiert habe, wirklich der Spielsucht geopfert haben, oder sonstige Menschen, die ihr Schicksal nicht mehr in den Griff bekommen. 

Aber es ist geschafft worden, sogar noch in einer neuen Sparte unterzukommen, nämlich auf der Politikseite. Hier bewundere ich in Wirklichkeit irgendwie einen unserer Mitabgeordneten, der ein Paradelobbyist amerikanischen Zuschnitts ist, weil der hat es nämlich geschafft, jahrelang in einer großen Automatenfirma, in der Novomatic, aus seiner Sicht durchaus erfolgreich tätig zu sein, aber er hat es auch geschafft, als Politiker zu kommen. Da ist er weniger erfolgreich. Aber bitte, es ist nicht daran, hier mein Urteil über seine politische Tätigkeit abzugeben. Aber dass er Lobbyist seit vielen Jahren ist, kann man schon heraussehen. Es wurde nämlich bereits im Jahre 1998 seitens des Abgeordneten und jetzigen Parteichefs Hahn hier ein Antrag eingebracht, so genannte Geschicklichkeitsspiele mit Vermögensleistung zu erlauben, um dem durchaus strengeren Glücksspielgesetz auszuweichen. Es ist damals nur nicht gelungen, weil unsere Abgeordneten im letzten Augenblick erkannt haben, worum es wirklich geht, und abgesprungen sind. Deswegen war damals eine Mehrheit, die zur Änderung notwendig gewesen wäre, nicht gegeben. Das zitiere nicht ich, sondern das zitiert Kurt Tozzer in seinem Sachbuch "Jackpot". Das hat er darin eindeutig gesagt.

Meine Damen und Herren, bei der Firma Admiral hat es auch einen Lobbyisten gegeben. Der war bei Weitem nicht so erfolgreich. Das war der GR Fritz Strobl, der im Aufsichtsrat gegessen ist. Er war ein nicht so erfolgreicher Lobbyist. Dann ist er weggegangen, aber er hat Recht getan, dass er dort weggegangen ist, weil die Novomatic hat dann im Zuge ihrer Tätigkeit, da hat man sich gar nicht mehr lange aufgehalten, die Firma Admiral praktisch komplett aufgekauft. 

Heute hat man beides. Heute hat man von der Firma Novomatic, von diesem Monopolisten, auf der einen Seite die wirkliche Schmuddelszene, die Kleinen, wo man nicht weiß, ob man hineingehen kann oder ob man nicht hineingehen kann, ob man jetzt abgestochen wird oder nicht, ob der Automat falsch programmiert ist oder nicht. Aber sie hat richtigerweise auch in einem großen Bereich wie dem Casinobereich, wenn ich den Prater anschaue, Admiral und andere, durchaus etwas geleistet, wo man auch eher zum Vergnügen hingehen kann. Dorthin werden aber die Leute, die in den Außenbezirken hingehen, sicher nicht gehen. Man hat sich also das gesamte Feld praktisch einverleibt. Es ist doch auch eine politische Verantwortung seitens der Mehrheitsfraktion und der ÖVP, wie es heute in Wien um dieses Kleine Glücksspiel ausschaut.

Meine Damen und Herren, ich würde den Bürgermeister noch eines bitten. Ich habe einige Forderungen aufgestellt, ich würde aber auch bitten, dass man jene anonymen Spieler und Vereine, die sich dann mit der Rehab beschäftigen, seitens der Stadt Wien wirklich unterstützt, denn man nimmt genug ein. Das ist eine wirkliche Forderung. Ich kann mir vorstellen, das ist eine moralische Aufgabe, wenn man schon das Gesetz so gestaltet, dass man zumindest noch jenen Leuten hilft, die Hilfe suchen, damit diese nicht auf private Spender angewiesen sind. Überlassen Sie hier die Rehab nicht der Firma Novomatic selbst. Das ist an sich absurd. Das ist, als ob die Tabakindustrie in der Zeitschrift für Lungenkrebs werben würde. Das ist wirklich absurd. Weil sonst erscheint den Aussteigern der Gio Hahn nicht nur zuerst, wenn sie gespielt haben, wenn sie alles verloren haben, sondern auch dann, wenn es um Hilfe geht unter der Überschrift "Verantwortung ernst nehmen". Das ist nämlich das Einzige am Schluss eines Spielerlebens, wo die ÖVP und der Gio Hahn die christliche Wurzel wiederentdeckt haben! - Danke. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zur Beantwortung der Dringlichen Anfrage hat sich der Herr Bürgermeister zum Wort gemeldet. - Bitte schön.

Bgm Dr Michael Häupl: Meine sehr geehrten Damen und Herren!

In der Tat, Herr Gemeinderat, Sie haben darauf hingewiesen, dass wir heute schon Gelegenheit hatten, uns, mag sein, vielleicht nicht ausführlich genug, aber doch darüber zu unterhalten. 

Bevor ich Ihre Fragen, so wie sie in der Präsidiale ausgemacht wurden, beantworten will, möchte ich auf einen Hinweis von heute Vormittag noch kurz eingehen. Es wurde die Feststellung getroffen, dass es im Donau-
plex eine Spielhalle gibt, wo keine entsprechende Vergnügungssteuerabgabe entrichtet wird. Ich darf Ihnen mitteilen, dass mit Bescheid der MA 4 vom 27. Juni 2006 für den Standort Wien 22, Wagramer Straße 79, Donau-
plex, Top 609, für die Monate Mai 2006 und Juni 2006 229 600 EUR vorgeschrieben wurden. Es wurde Einspruch erhoben. Der Berufungsbescheid vom 22. Sep-
tember 2006 hat den Bescheid vom 27. Juni 2006 vollinhaltlich bestätigt. Es sind noch eineinhalb Wochen Zeit, bis die sechswöchige Einspruchsfrist für den Verwaltungsgerichtshof verstrichen ist. Jedenfalls gibt es hier seitens der Stadt Wien eine ganz klare und korrekte Handlung, die gesetzt wurde, sodass die Geschichte von heute Vormittag, es werde dort keine Vergnügungssteuer eingehoben, schlicht und ergreifend eine falsche ist. Im Hinblick auf die nächsten Monate läuft das Abgabeverfahren, das in etwa die Vorschreibung von 460 000 EUR bedeuten wird. Also hier gibt es keinerlei Bevorzugungen.

Eine zweite Sache lassen Sie mich auch noch kurz vorab bemerken: Es wurde heute Vormittag gemeint, jetzt wiederholt, dass für die anonymen Spieler, also Leute, die sich zusammenschließen, um gemeinsam bei der Sucht sich entsprechend gegenseitig, aber natürlich auch unter professioneller Anleitung zu helfen, seitens der Stadt Wien nichts getan wird. Hier werden von jedem einzelnen Abgabenbescheid 10 EUR für diese Vereine verwendet. Das ist eine entsprechende Einnahmenverkürzung der Stadt, also das zahlt natürlich die Stadt. Jetzt kann man behaupten, das sei zu wenig, das ist gar keine Frage. Ich würde meinen, auch das ist, so wie alle anderen Dinge, wie etwa die Höhe der Abgaben, aber auch die Höhe der Strafen, eine Sache, die man dann diskutieren sollte, wenn man meiner Anregung von heute Morgen folgt, dieses Gesetz entsprechend zu ändern, sodass man tunlichst auf jenes Ergebnis kommt, dass man vor allem die Kontrollen nicht nur des Jugendschutzes, sondern auch aller anderen gesetzlichen Bestimmungen entsprechend erleichtern kann und das wieder zu dem führt, was wir letztendlich auch wollen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, nun darf ich Ihre Fragen beantworten:

Fragen 4 und 5: Gemäß § 15 Abs 1c des Wiener Veranstaltungsgesetzes hat die Behörde in Konzessionsverfahren dem Beirat Gelegenheit zu geben, binnen vier Wochen eine fachliche Empfehlung abzugeben. Der Beirat ist dazu nicht verpflichtet und hat selbst zu entscheiden, ob er tätig wird oder nicht. Nach Ablauf dieser Frist ist die Konzession entsprechend den gesetzlichen Vorgaben zu erteilen.

Zu den Punkten 11 und 12: Die Errichtung von Schiebetüren zwischen Spiellokalen ist rechtlich unzulässig und wird auf diesen Umstand bei der Konzessionserteilung durch Erhebung vor Ort überprüft. Sollten Umgehungstatbestände vorliegen, werden Konzessionen nicht erteilt. Wenn im Nachhinein Missstände festgestellt werden, erfolgt unverzüglich die Aufforderung an den Betreiber, innerhalb kurzer Fristsetzung, zirka drei Wochen, den konsensgemäßen Zustand herzustellen. Ein Verwaltungsstrafverfahren wird eingeleitet. Die BetreiberInnen folgen in der Regel der Aufforderung der Behörde. 

Der Begriff der Automatencasinos ist in der Rechtsordnung nicht vorhanden, daher statistisch nicht erfassbar. Daher kann ich Ihnen auch keine Auskunft erteilen.

Zu Punkt 12: Jährlich werden zirka 15 Einstellungs-
verfahren durchgeführt. Im Jahr 2006 wurden bisher 97 Anzeigen wegen unbefugten Spielapparatebesitzes verzeichnet. 

Zu Punkt 13: Im Umkreis von 150 m von Schulen, Kindertagesheimen und dergleichen werden grundsätzlich keine Konzessionen erteilt. Sämtliche Konzessionen werden nur nach Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen erteilt.

Zu Punkt 14: Derartige Einrichtungen werden in allen möglichen Gesellschaftsformen betrieben. Wie auch in anderen Wirtschaftsbereichen ist die Wahl der Rechtsform eine Entscheidung des Betreibers. Jedenfalls hat die Stadt Wien darauf keinerlei Einfluss.

Zu den Punkten 15 und 16: Wenn die Behörde feststellt, dass der Maximaleinsatz von 50 Cent überschritten wird, ist das Kleine Glücksspiel nicht mehr gegeben und es erfolgen Meldungen an die Glücksspielmonopolverwaltung. Diese untersteht dem Bundesministerium für Finanzen und wird daraufhin tätig. 

Der Spielapparatebeirat hat keinesfalls zu beurteilen, ob die Eigenschaften des Kleinen Glücksspiels vorliegen oder nicht, sondern er dient als Fachbeirat, dem es obliegt, die Geräte auf ihre Qualität und inhaltliche Eignung zu prüfen. 

Zu Punkt 17: Sämtliche Automaten, die die Eigenschaften des Kleinen Glücksspiels nicht erfüllen, werden bei der Glücksspielmonopolverwaltung im Finanzministerium gemeldet.

Zu Punkt 18: Die Kontrolle der Einhaltung des Jugendschutzes obliegt der Polizeidirektion Wien und wird gemeinsam mit den zuständigen Stellen der Stadt Wien auch überprüft.

Zu Punkt 19: Ist einfach mit Nein zu beantworten.

Zu den Punkten 20 bis 23: Bei Verstößen gegen das Veranstaltungsgesetz, das heißt, bei konzessionslosem Betrieb, werden die Apparate nicht beschlagnahmt, sondern auf Grund von rechtskräftigen Einstellungsbescheiden von der MA 6 behördlich versiegelt. 

2006 wurden bisher 97 Anzeigen wegen unbefugten Spielapparatebetriebs verzeichnet.

Zu Punkt 24: Für die Nutzung der bestehenden Halle auf Parzelle 140 wurde ein Pachtverhältnis auf unbestimmte Zeit mit Kündigungsverzicht seitens der Stadt Wien über 40 Jahre abgeschlossen. 

Zu Punkt 25: Die Konzessionserteilung erfolgt, wie im Gesetz vorgesehen, auf die Dauer von zehn Jahren.

Zu Punkt 26: Die Einnahmen aus der Vergnügungssteuer für Münzgewinnspielapparate betrugen in den Jahren 2003, ich runde, 38,6 Millionen EUR, 2004 39,8 Millionen EUR und 2005 44,2 Millionen EUR. 

Zu den Punkten 27 und 28: Die Spielautomatenbetreiber zahlen nach dem Verursacherprinzip. Der Verursacher kommt für den von ihm verursachten Schaden auf, wie in vielen anderen Rechtsbereichen auch, indem er einen Fixbetrag von 10 EUR pro Gerät und Monat an den gemeinnützigen Verein der anonymen Spieler Wien leistet, der zur Betreuung jener Personen eingesetzt wird, die an Spielsucht leiden oder Schuldenberatung benötigen, die aus diesem Titel entstanden ist. 

Die Stadt Wien hat den Drogenkoordinator der Stadt Wien bestellt, der sich mit seinen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern auch mit der Suchtprävention hinsichtlich Verhaltensweisen befasst. Diese Prävention dient der Persönlichkeitsstärkung, die auch Maßnahmen zur Suchtprävention umfasst, um jegliche Art von Abhängigkeit schon ab dem Kindesalter zu vermeiden. 

Ich hoffe, Ihnen mit dieser Auskunft gedient zu haben und wünsche mir, dass wir eine gute Arbeit leisten, um die rechtlichen Grundlagen entsprechend zu verbessern. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön, Herr Bürgermeister. 

Die Debatte ist somit eröffnet. Die Dauer der Diskussion beträgt maximal 180 Minuten. Zum Wort gemeldet hat sich Herr GR Mag Jung. Ich erteile es ihm.

GR Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Bürgermeister! Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Ich wünsche mir wirklich, dass das, was Sie zuletzt gesagt haben, in die Realität umsetzt wird, denn die Spielsucht ist ein schlimmes Übel, das leider sehr um sich greift. 

Wenn ich da hinüberschaue, der Kollege Hahn ist ja hier, er hat vorher bei einem Zwischenruf, wenn ich das richtig gehört habe, während meiner Rede festgestellt: „Wir sind keine Kollegen.“ Ja, das kann man durchaus meinen, Herr Kollege Hahn! (StR Dr Johannes Hahn nickt zustimmend.) Sie nicken bekräftigend. Wenn ich das auf Ihren früheren Beruf beziehe, dann kann ich das auch sagen. Ich bin kein Kollege von jemandem, der sein Geld mit dem Leid anderer Menschen verdient! Das kann ich Ihnen schon sagen! (GR Dr Matthias Tschirf: Das ist unglaublich!) Ja, das ist unglaublich! Es ist das Leid unzähliger Menschen! (StR Dr Johannes Hahn: Das passt zu Ihnen) Darauf werde ich noch zurückkommen, Herr Kollege Hahn! Das kann ich Ihnen versprechen! 
Gehen wir zum Glücksspiel: Ich möchte Ihnen drei Definitionen oder drei Feststellungen dazu zitieren. (GR Günter Kenesei: Der Kriegsspieler!) - Der Kriegsspielerchef ist Ihr Verteidigungsminister, Herr Kollege! Wenn Sie Kriegspielen und Verteidigung der Republik nicht unterscheiden können, dann mein herzliches Beileid! Lassen Sie sich Nachhilfestunden geben! 

Zu den Definitionen: „Pathologisches Spielen, umgangssprachlich Spielsucht, wird durch die Unfähigkeit eines Betroffenen gekennzeichnet, dem Impuls zum Glücksspiel oder zu Wetten zu widerstehen, auch wenn dies gravierende Folgen im persönlichen, familiären oder beruflichen Umfeld nach sich zieht."

Die zweite wurde heute schon angerissen: „Tatsache ist, dass in Kärnten seit der Einführung des Kleinen Glücksspiels die Verschuldung der Familien sprunghaft angestiegen ist." Das ist das, was ich damit gemeint habe, Herr Kollege Hahn, mit dem Leid anderer Menschen. „Hinter den nackten Zahlen stehen allerdings Not, Elend, Verzweiflung, Kriminalität, Isolation, Selbstmordversuche und Selbstmorde.", Herr Kollege Hahn!

Und drittens: „Glücksspiel ist ein Teil des Lebens."

Die erste, lexikalische medizinische Definition ist die der Weltgesundheitsorganisation WHO in der Klassifikation der Krankheiten. 

Die zweite ist ein Ausspruch der SPÖ-Abgeordneten Gabriele Binder-Maier. 

Und die dritte stammt von der Frau StRin Laska im Ausschuss bei der Behandlung des Praterkonzepts. Jetzt ist sie weg, aber man fragt sich: War das bloß Gedankenlosigkeit der Frau Stadträtin, als sie, die für den Jugendschutz zuständig ist, das gesagt hat? Oder war es eine flapsige Antwort? Die kriegen wir ganz gern von der SPÖ. Oder war es ihre Überzeugung? Wenn das so ist, Frau Kollegin, kann ich Ihnen nur sagen, vielleicht berichtet man es ihr oder sie liest es im Protokoll, dann wird es höchste Zeit, dass Sie lernen, Verantwortung für die Jugendlichen und die Angehörigen der Süchtigen zu übernehmen und sie dann daran zu erinnern, dass wir hier eine Aufgabe haben, auch für die zu sorgen und vor allem zu verhindern, dass sie und ihre Angehörigen leiden müssen. 

Die Stadt Wien verdient an den Automaten gut. Sie verdient sogar verdammt gut, obwohl das Ganze nur ein Bruchteil des Gewinns jenes Schandlohns ist, den die Automatenbetreiber einstecken. 

Wir haben eine enorme Anzahl von Automaten in Wien. Sie dürfte sich in etwa in einer Stückzahl von 3 200 bewegen. Das ist ein Faktum. Das stimmt. 

Die Frau Stadträtin hat Recht, wenn Sie sagt, es ist ein Teil des Lebens. Ein Teil des Lebens ist aber nicht nur die Spielsucht, sondern sind auch Suchtgiftdelikte, Diebstahl, Raub und Mord. All die sind natürlich ein Teil des Lebens. Trotzdem nehmen wir sie nicht einfach zur Kenntnis, sondern bekämpfen ihre Ursachen. Dabei werden bewusst auch die Verleitung, die Anstiftung und der Hehler bestraft. Wer meint, der Vergleich mit Mord wäre unangebracht, dem halte ich entgegen, Spielsucht in fortgeschrittener Form ist Mord an der Seele dieser Menschen. 

Wie wird da gearbeitet? Hier möchte ich Ihnen das Ganze anhand eines Beispiels der Konzessionserteilung bei der Novomatic in Niederösterreich erläutern. In Niederösterreich kam es zu einer Konzessionserteilung im Aufgabengebiet einer Landesrätin der SPÖ, Frau Kranzl, die massiv gegen Spiele auftritt. Die Konzession wurde während ihres Urlaubs erteilt. Jetzt zitiere ich aus dem Bericht der Kontrollabteilung der niederösterreichischen Landesregierung zum Zeitpunkt des Urlaubs des zuständigen Abteilungsleiters. Sie wurde von einem Sachbearbeiter erteilt, der von einem anderen Sachbearbeiter, der aber mit dem Bereich gar nichts zu tun hatte und der ÖVP-Bezirksrat ist - damit haben wir heute schon den zweiten ÖVP-Bezirksrat -, dabei, nennen wir es einmal so, unterstützt wurde. Jetzt zitiere ich einige Sätze wörtlich aus diesem Bericht, denn in Niederösterreich haben die Alarmglocken geklingelt, als das Ganze passiert ist und man hat sofort das Kontrollamt eingeschaltet: „Die beiden Sachbearbeiter Reisinger und Fritz versuchten, der Innenrevision zu erklären, dass es sich bei dieser Erledigung lediglich um einen reinen Routinefall gehandelt hätte. Der Ansicht, dass es sich um einen Routinefall handelt, konnte sich die Innenrevision nicht anschließen." Es ging übrigens nur um lächerliche 2 500 Ap-
parate zur Genehmigung, was im Folgenden mehrfach aufgezeigt wird. Zuerst wird bemerkt: „Als Sachbearbeiter scheint in den Akten immer nur Herr Reisinger auf. Herr Fritz hat ihn jedoch beraten, was auch beide zugeben. Somit ist bereits der erste Anhaltspunkt erbracht, dass es sich nicht um einen Routinefall handeln konnte, da eine solche Beratung dann nicht notwendig gewesen wäre." Dann geht es weiter in der ganzen Geschichte. Die Genehmigung erfolgt und Herr Fritz, der nichts mit der ganzen Geschichte zu tun hat, informiert knappe zwei Stunden, nachdem die Genehmigung erfolgt ist, den Rechtsvertreter der Betreiberfirma über die ganze Geschichte. Aber er hat mit der Sache nichts zu tun! Zu dieser Person stellt dann der interne Revisionsbericht wörtlich fest: „Die Rolle des Sachbearbeiters Fritz, der in der Bearbeitung dieser Angelegenheit lediglich als Absender des Fax aufscheint, ist sehr zu hinterfragen. Fritz gibt zwar zu, Berater zu sein, distanziert sich aber von der Bescheiderstellung." Die Hände in Unschuld gewaschen! Hier eine massive Kritik an der ganzen Vorgangsweise dieser Genehmigungserteilung für immerhin 2 500 Apparate. Es kam dann in weiterer Folge zu einem Riesenwirbel, vor allem zwischen der Landesrätin und dem Land Niederösterreich und dieser Firma, die hier angesucht hat. Man hat sich, da hat anscheinend die SPÖ ihre eigene Landesrätin im Stich gelassen, sehr schnell geeinigt. Rot und Schwarz haben sich rasch geeinigt, und das zur offenkundigen Zufriedenheit der Novomatic, die jetzt, großzügig, immer noch 1 800 der früher mit Recht so genannten Einarmigen Banditen aufstellen darf. 

„Der Firmenchef Wohlfahrt", das ist jetzt wiederum ein wörtliches Zitat aus dem Landespressedienst, Herr Kollege Hahn, „dankte dem Landeshauptmann für das konstruktive Gesprächsklima und dafür, dass er in der Zeit der Auseinandersetzung mit dem Unternehmen die Treue gehalten habe. Man wolle doch auch in Zukunft langfristig und auf höchstem Niveau als Partner des Landes tätig sein." - Langfristig und auf höchstem Niveau Partner des Landes oder Partner der ÖVP-Niederöster-
reich, eine sehr seltsame Formulierung. Ich habe überhaupt keinen Widerspruch von Seiten des Landeshaupt-
manns und der niederösterreichischen ÖVP gefunden. 

Wiederum der niederösterreichische Landespressedienst, ich zitiere, die Wahlen waren allerdings vorbei, am 5.10., anlässlich der Auszeichnung der erfolgreichsten niederösterreichischen Unternehmen, dem so genannten Wirtschafts-Oscar: „Der Oscar in der Kategorie Big Player" - ironischerweise, Jahresumsatz über 50 Mil-
lionen EUR – „ging an die Firma Novomatic in Gumpoldskirchen. Für den bei der Preisverleihung anwesenden Landeshauptmann verstärkten diese", das ist wiederum wörtlich, „innovativen und erfolgreichen Betriebe wie Kraftquellen die dynamische Entwicklung im Land." - Das muss man sich auf der Zunge zergehen lassen. Es wäre zum Lachen, wenn es für die Betroffenen nicht so traurig wäre!

Manche dieser Kraftquellen haben eine solche Ausstrahlung, dass diese gemäß "FORMAT" sogar ausreicht, wegen Verdachts auf Geldwäsche und illegales Glücksspiel gerichtliche Vorerhebungen gegen sie einzuleiten. Dessen ungeachtet plant die Novomatic schon weitere Ausbauschritte im Zuge der Einführung des digitalen Fernsehens mit der Möglichkeit zur Anbietung interaktiver Dienste, wie sich das nennt. Ihr Vorsitzender hat bereits die Möglichkeit, Wetten und Glücksspiele vom Wohnzimmer aus abzuschließen, angepriesen. Der SPÖ-Abgeordnete Maier hat sich in einem Pressedienst vehement dagegen ausgesprochen, Herr Bürgermeister! 

Hier scheinen die Bundesländer eine andere Position als die Wiener SPÖ einzunehmen. „Klares Nein zu Wetten und Glücksspielen" lautet die Überschrift zu seinem Pressedienst dazu.

Ein anderer, allerdings ein Nadelstreif-Roter, hat eine andere Perspektive. „Es geht um mehr als nur eine Industrie, nämlich ums Prinzip: Europa oder nicht Europa" - im Zusammenhang mit Glücksspiel, meine Damen und Herren, welche Perversion! „Europa oder nicht Europa", verteidigt er die angeblich gefährdete Dienstleistungsfreiheit in der Union bei Glücksspielen; lesen Sie nach im "FORMAT". Glücksspiel als Industrie und Dienstleistung - weit sind wir gekommen, meine Damen und Herren. Glücksspiel als Voraussetzung für Europa. Auf dieses Europa würde ich pfeifen! Aber Herr Androsch hat ja auch kürzlich erst 7,5 Millionen EUR in “Betandwin“ investiert, und jetzt flippt er aus wegen der Verhaftung leitender Manager in Frankreich. - Alles nachzulesen im "Format".

Andere Bundesländer, wie Oberösterreich, verbieten den verharmlosend "Kleines Glücksspiel" genannten Betrieb von Geldautomaten. Das Land Oberösterreich hat sich damals in einer Entschließung der Abgeordneten aller Parteien in einer Initiative der Bundesländer auch an Wien gewandt, um ein bundeseinheitliches Verbot zu betreiben. Das rote Wien verdient ... (StR Dr Johannes Hahn: Das sind aber keine ...!) 

Es sind auch Ihre Parteikollegen in Oberösterreich, die dagegen angetreten sind, Herr Hahn. (Zwischenruf von StR Dr Johannes Hahn.) Ja, ich weiß, dass Ihnen das nicht gefällt. Kollege Leitl hat nicht umsonst gesagt: „Die ÖVP braucht neue und sympathische Gesichter.“ (StR Dr Johannes Hahn erhebt sich von seinem Sitz und geht in Richtung Ausgang.) Herr Kollege Hahn, gehen Sie ruhig. (Beifall bei der FPÖ. - Zwischenrufe bei der ÖVP. - GR Ernst Nevrivy: ... gehen die Wähler davon!)

Uns sind die Wähler nicht davongegangen, Sie haben Pech, Herr Kollege. Sie haben es das letzte Mal gemerkt, es läuft in die andere Richtung, und das macht Sie auch mit Recht nervös. (Heiterkeit bei der SPÖ.)
Wie gesagt, viele Bundesländer verbieten dieses Glücksspiel. Auch die SPÖ in den Bundesländern ist keineswegs hinter ihnen, auch nicht die zuständigen Sprecher der SPÖ. Aber in Wien scheint man bestimmte Gründe dafür zu haben, an dieser Geschichte festzuhalten.

Nun, nicht nur die SPÖ hat, wie ich schon gesagt habe, in der Vergangenheit ein Doppelspiel betrieben. Es lohnt sich auch, einen Blick auf die sonst weniger aktive Wiener ÖVP zu werfen. Kollege Hahn ist ja soeben ausgerückt. Es wurde heute bereits wörtlich aus einem hochinteressanten Buch zitiert, das es zu diesem Thema gibt; ich empfehle Ihnen, es zu lesen. "Jackpot" heißt es bezeichnenderweise, und darin schreibt Kurt Tozzer: „Der ÖVP-Abgeordnete Hahn brachte im Wiener Landtag einen Antrag ein, künftig so genannte Geschicklichkeitsspiele mit Vermögensleistung zu erlauben." 

Das war ein Trick, um das Ganze zu umgehen. Man wollte das Ganze, indem man einfach zusätzlich zum Glücksspiel ein paar Knöpfe drückt, zum Geschicklichkeitsspiel machen. Gleichzeitig sollten die Abgaben für Wien erhöht werden. „Im letzten Moment", schreibt Herr Tozzer, „sprang die FPÖ ab, und das Gesetz kam daher nicht zustande." - So weit das Buch "Jackpot" von Tozzer.

Dann weiter, auch ein Zitat: „Im geschickten politischen Lobbying hat das Glücksspielunternehmen zunächst in Wien Erfolge eingefahren. Im Prater entstanden mehrere moderne Spielhallen, dazu zahllose Wettbüros in Wien. Obendrein dürfte es auch nützlich gewesen sein, dass der heutige", schreibt er damals noch, Chef der Novomatic, Johannes Hahn, nein, sondern: „Chef der Wiener ÖVP, Johannes Hahn, bis Jänner 2004 sieben Jahre als Vorstand von Novomatic tätig war." Hier gibt es also schon wieder eine Verbindung zu Herrn Hahn. So schreibt das "profil" unter "Weites Land für Zocker", meine Damen und Herren von der ÖVP! Anscheinend tritt also "Gio" Hahn hier, im Gegensatz zu den letzten Wahlen, erfolgreich auf. 

Man fragt sich nur, wie das kommt, bis man weiter liest: „Dabei sitzt auch Karl Schlögl" - und jetzt sind wir wieder bei der SPÖ – „einst SPÖ-Innenminister, im Novomatic-Aufsichtsrat." Jetzt versteht der gelernte Österreicher natürlich, was läuft, auch wenn er dann noch hört, dass Schlögl - der sich neuerdings als großer Großkoalitionär bezeichnet und outet – sagt, die ÖVP in Niederösterreich unterstützt er in der Glücksspielfrage voll. Ja, so ändern sich die Zeiten und die Ansichten, wenn man vom Platz des Innenministers hinüber in einen Aufsichtsrat rutscht. Wir sehen aber auch, was in einer großen Koalition auf uns zukommen könnte, meine Damen und Herren!

Schlögls früherer Untergebener Dr Hinz von der Polizeiabteilung Linz schreibt in diesem Schreiben des Landes aber etwas ganz anderes: „Die Defizite einer effektiven Kontrolle und Bekämpfung liegen vor allem in den Ausnahmeregelungen für das Bagatellglücksspiel im Glücksspielgesetz und in der geringen Strafandrohung. Die Lösung des Problems der derzeit nicht möglichen" - der derzeit nicht möglichen! – „effektiven Verfolgung ist nur durch eine Änderung des Glücksspielgesetzes möglich."

Wir haben heute schon gehört, dass die Räumlichkeiten dieser Glücksspielgesellschaften verschiedene obskure Personen immer wieder anziehen. Die benachbarte Bevölkerung ärgert sich über Lärm und Schmutz, über Kriminalität, und sie wünscht sich häufigere Polizeirazzien. Aber das stört natürlich den Geschäftsgang, so wie bei einschlägigen Saunalokalen auch. Und wer war Mitglied im wenig restriktiven und - freundlich gesagt, wie wir es auch vom Herrn Bürgermeister gehört haben - Laisser-faire praktizierenden Glücksspielbeirat? Sie dür-
fen dreimal raten, wer! Wir finden ihn in letzter Zeit sehr oft in den Schlagzeilen.

Das Ganze ergänzt sich dann noch dadurch, dass man hört, dass diesem Herrn angeblich über längere Zeit, sagen wir, sehr komfortable Autos zur Verfügung gestellt wurden, oder ein Auto. Die Frage ist: Von wem? Sie dürfen dreimal raten, aber Sie können es wiederum in den Medien nachlesen.

Auf über 25 000 schätzt man in Wien die Zahl der Spielsüchtigen. Diese wirklich Süchtigen sind im Schnitt mit etwa 55 000 EUR - ich habe selbst geschaut, als ich die Zahl gefunden habe! - verschuldet. Die Beschaffungskriminalität, wir haben es gehört, nimmt zu. 55 000 EUR, das ist das Bruttogehalt eines Nationalratsabgeordneten in einem halben Jahr! Und wenn Sie die Menschen in diesen Hallen beobachten - ich habe es getan, ich habe mir das mehrfach angeschaut und mich von Leuten führen lassen, die sich dort auskennen -, das sind keine Nationalratsabgeordneten und auch keine Millionäre, die im Casino Nervenkitzel suchen. Das sind kleine Angestellte nach Büroschluss, die noch oft die Aktentasche unterm Arm haben, und verzweifelte und vereinsamte Glücksritter, die auf eine letzte Chance hoffen und für die einige Hundert Euro - nicht 55 000, sondern einige Hundert Euro -, in Minutenschnelle verspielt, ein Viertel ihres Monatseinkommens bedeuten. 

Da stehen sie dann, und schauen Sie sich die bitte an! Da brauchen Sie nicht zu lachen, meine - in dem Fall - Herren von der SPÖ! Schauen Sie sich diese wirklich armseligen Menschen an, wenn sie dort mit starrem Blick stehen. Sie gehen ohnehin nicht raus, um Kaffee zu trinken, auch wenn sie auf Automatik geschaltet haben, weil sie hoffen - in fast allen Fällen vergeblich hoffen -, doch noch eine Chance zu haben. Sie drücken auf verschiedene Knöpfe und hoffen, ihr wirklich trostloses Schicksal wenden zu können. Die Frau Stadtrat ist nicht da - für diese Menschen ist Glücksspiel wirklich ein Teil ihres, allerdings verdammt traurigen, Lebens! Und wir, die Stadt Wien, wir verdienen daran, wie diese willensschwachen Menschen ausgenommen werden. 

Manche unter ihnen, die noch einen Rest von Willenskraft besitzen, versuchen, über anonyme Hilfsgruppen auszusteigen. Da haben wir schon gehört, wer diese unterstützt. Ich habe auch mit diesen gesprochen, sie haben sich auch sehr schnell gemeldet, und da stellt sich heraus, dass die Unterstützung, so sie von der Stadt Wien kommt, wie wir heute gehört haben, eine geradezu lächerliche beziehungsweise keine ist. Das Geld bekommen sie von der Novomatic!!!

Dann kommen von denen Zeitschriften heraus - man gibt ja kein Geld her, ohne eine Gegenleistung zu bekommen -, diese armen Menschen schauen in die Zeitung, und wen sehen sie? Schon wieder den Herrn Hahn, den wir hier nicht sehen, weil er nicht da ist. Der erklärt ihnen dann dort, dass man Verantwortung ernst nehmen soll. Ja, er sollte seine Verantwortung hier ernst nehmen und in diesem Bereich einmal wirklich nach dem Rechten sehen!

Dort inseriert, wie gesagt, die Novomatic in deren Zeitungen. Das ist wirklich so, als ob die Tabakindustrie in einer Zeitschrift für Lungenkrebs werben würde, meine Damen und Herren! Es ist ein Hohn gegenüber diesen unglücklichen Menschen.

„Das Glücksspiel“ - sagt ein anderer aus dem Glücksspielbereich, ein gewisser Leo Wallner, auch nicht ganz unbekannt – „hat eine Sonderstellung aus sozialen und religiösen Gründen.“ Das müssen Sie sich anhören: eine Sonderstellung aus sozialen und religiösen Gründen, und er verteidigt damit sein Monopol! Und hier und heute sitzt uns der Obmann der ÖVP-Wien gegenüber, der Obmann einer Partei, die sich auf soziale und religiöse Werte beruft - aber nach dem Schicksal dieser Menschen kräht offenbar kein Hahn. Das scheint ihnen egal zu sein. (GR Dr Wolfgang Aigner: Das Spielen in Casinos ...!)
Ich weiß nicht, wo Sie Ihre Beglückung suchen, Herr Kollege. (GR Dr Wolfgang Aigner: Nicht im Casino!) Ich auch nicht. Ich habe noch nicht einmal ein Rubbellos in meinem Leben verwendet.

Meine Damen und Herren! In dieser Frage des Glücksspiels, welches täglich unendliches Leid für die Menschen in unserem Land und in unserer Stadt verursacht, werden wir Freiheitliche es nicht bei dieser Anfrage bewenden lassen - das verspreche ich Ihnen -, sie ist nur ein weiterer Schritt. Wir werden noch Initiativen dazu setzen und nicht aufhören, Sie an Ihre moralische Verpflichtung und den Herrn Bürgermeister - er ist leider auch nicht mehr hier - an seine Versprechungen von heute zu erinnern. Mit einer kurzen Stellungnahme hier von uns werden wir es nicht abgetan sein lassen. 

Aber vielleicht kommt es - das meine ich jetzt ernst und ohne Zynismus, wenn man die Haltung der SPÖ in den Bundesländern beobachtet, - in der SPÖ zu einem gewissen Umdenken. Zumindest die SPÖ-Frauen könnten ein Zeichen gegen den wirklichen miesen Umgang mit der SPÖ-Landesrätin in Niederösterreich setzen. Sie beschwören ja auch sonst die Solidarität der Frauen!

Ein letztes Zitat zum Abschluss: „Wir SPÖ-Frauen sind eindeutig gegen das Kleine Glücksspiel." Ich weiß nicht, gehören Sie da auch dazu oder nicht? „Wir SPÖ-Frauen sind eindeutig gegen das Kleine Glücksspiel. Auf unserer Homepage können Sie uns bei unserem Nein zum Kleinen Glücksspiel unterstützen." Dem Appell Ihrer niederösterreichischen Landesgeschäftsführerin, Frau Mitterlehner, an die niederösterreichischen Landespolitiker, meine Damen und Herren, ist nichts hinzuzufügen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Kenesei. Ich erteile es ihm.

GR Günter Kenesei (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich werde es wesentlich kürzer machen als Kollege Jung. Denn in seinen Ausführungen waren Passagen enthalten, bei denen es mir sogar schwer gefallen ist, nicht den Kopf zu schütteln ob der Skurrilität, wo er seine Sachen her hat. 

Nur um das zurückzurechnen - ich gehe davon aus, dass Sie zumindest eins plus eins zusammenzählen können, darüber hinausgehende Rechnungen können Sie gerne mit einem Rechner anstellen -: 10 EUR pro Monat und genehmigten Spielapparat sind bei 3 200 Ap-
paraten 32 000 EUR im Monat, diese mal 12 sind 384 000 EUR im Jahr, die zum Beispiel für die Vereine, in denen Spieler anonym betreut werden, zur Verfügung stehen. In alter Währung: 5,3 Millionen ATS. - Dies nur so weit. (Zwischenruf von GR Mag Wolfgang Jung.)
Dieser Betrag wird von einem Unternehmen zur Verfügung gestellt, das wahrlich weltweit Erfolge erzielt. Ich breche weder für Novomatic noch für Wettpunkt oder wie sie alle heißen eine Lanze, aber wenn ein Unternehmen im Jahr rund 1 Milliarde EUR an Umsatz mit 6 500 Mitar-
beitern erzielt, weltweit unter den Top 3 derjenigen ist, die Automaten herstellen, aber vor allem auch für alle Casinos dieser Welt die Kessel für die Roulettetische herstellt, weil absolut hohe Präzision angeboten wird und dafür ein weltweites Patent zur Verfügung steht - wenn dies Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in einem Werk in Österreich zustande bringen und österreichisches Know-how dort drinsteckt, dann kann man auch bei der ganzen Schelte, die mitunter angebracht erscheint, durchaus einmal den Hut ziehen und sagen: Da wird hohe Qualität aus einem österreichischen Betrieb geliefert.

Jetzt zu den Punkten, die für mich wichtig sind und die man ansprechen muss. Der Herr Bürgermeister hat es heute in der Früh schon gesagt und hat auch jetzt in der Beantwortung versucht, hier einiges klarzustellen. Ich möchte nochmals auf einige Punkte hinweisen.

Wichtig ist es vor allem in diesem Bereich, bei den Automaten, die aufgestellt sind in den Kaffeehäusern, in den Gasthäusern und in den Kojen, die da errichtet wurden. Da müssen wir uns alle miteinander bei der Nase nehmen: Wir haben das Gesetz hier herinnen im Landtag geändert, ohne genau zu bedenken, wie findig eigentlich die Betreiber von solchen Spiellokalen sind. 

In der damaligen Diskussion mit den Experten - und da waren alle Vertreterinnen und Vertreter quer durch, von der Exekutive bis hin auch zu jemandem von den Anonymen Spielern und so weiter, bei der Findung dieses Gesetzestextes dabei - haben alle geglaubt, dass eben mit dieser Regelung, so wie sie festgeschrieben wurde, das Auslangen zu finden ist. Es ist das Gegenteil, oder es ist etwas anderes eingetreten als das, was man eigentlich mit diesem Gesetz bezwecken wollte, und man wird hier über kurz oder lang etwas reparieren müssen, um das in den Griff zu bekommen. 

Was mir aber wichtig ist, ist, dass die Bannmeilen um Schulen, um Kindertagesheime und um andere Bereiche, in denen sich Jugendliche aufhalten, tatsächlich eingehalten werden. Hier ist man zwar mit der Konzessionsvergabe sehr restriktiv, aber die Kontrollen in den Kaffeehäusern, in den Gasthäusern, die sich dort im Umfeld befinden und innerhalb dieser Bannmeile sind, sind enden wollend. Es steht auf der einen Seite kein ausreichendes Personal zur Verfügung, das technisch geschult ist, um diese Geräte zu überprüfen, und es ist auch die Exekutive bei Weitem damit überfordert, diese Überprüfungen tatsächlich vorzunehmen. Gerade dies ist ein Punkt, bei dem eingehakt werden muss und in dem es massive Verbesserungen geben muss.

Was ich mir noch vorstellen kann, ist Folgendes: In Zeiten wie diesen, in denen alles Mögliche gekennzeichnet wird - von der Zigarettenpackung über zukünftig womöglich die Weinflaschen und Schnapsflaschen bis hin zu den Bierflaschen -, würde es vielleicht Sinn machen, gerade in diesem Bereich, auch bei den Automaten, klar und deutlich sichtbar den Hinweis auf Vereine wie die Anonymen Spieler, auf deren Webseiten und auf deren Telefonnummern anzubringen. Momentan gibt es zwar eine Regelung, die besagt, dass dies auf dem Apparat angebracht werden soll, aber wenn man genau schaut, ist es dort angebracht, wo man es nicht findet. Das heißt, an der Frontseite dieser Automaten hat das durchaus Platz, und es würde dem einen oder anderen eventuell doch helfen, dort Hilfe zu suchen und dann vom Spielen Abstand zu nehmen. 

Angebracht ist aber, dass wir alle gemeinsam nachdenken und Maßnahmen treffen, die tatsächlich Suchtprävention in diesem Bereich bieten. Herr Kollege Jung, Sie brauchten ja nur mit einem Kollegen von Ihrer Fraktion darüber zu reden, wie das ist. Der kennt sich in der Branche nicht so schlecht aus, würde ich einmal sagen. (Zwischenruf von GR Mag Wolfgang Jung.) Der weiß ja, welche Kundschaft zu betreuen ist, wie man an diese herankommt, wie mit ihr gesprochen werden kann beziehungsweise welche Themen für sie interessant sind, um sie vom Spiel und von der Spielsucht wegzubringen. 

Ich finde es interessant, dass Sie über einen Kollegen von der ÖVP, der jetzt auch Parteiobmann in Wien ist, sagen: Na, der war aber sieben Jahre Vorstandsvorsitzender bei der Novomatic. Ja, das war er - er war es nicht unerfolgreich, und auch die Wiener ÖVP ist mit ihm nicht unerfolgreich, wenn ich mir das Wahlergebnis der Wiener Gemeinderatswahl anschaue: Wie dezimiert da Ihre Fraktion herinnen sitzt und wie gestärkt die ÖVP-Wien da herinnen sitzt. (Beifall bei der ÖVP.) Ich mache mir daher um die Performance des Gio Hahn keine Sorgen, wiewohl ich mir auch nicht über die Performance der Firma Novomatic Sorgen mache, solange Ihre Debattenbeiträge diese Qualität haben, die Sie hier abgeliefert haben.

Nochmals, zum Abschluss: Auch ich bin dafür, dass wir uns intensiv darüber unterhalten, welche Maßnahmen getroffen werden können, um die Suchtprävention gerade bei den Spielsüchtigen verbessern und verstärken zu können und hier Angebote zu schaffen. Aber mit einem Vertreiben, mit einem Abdrängen in die Illegalität, von der Sie immer sprechen, mit einer Prohibition, hat es noch nie funktioniert, sondern nur mit einer Aufklärung, mit einem offensiven Herangehen. Das wünsche ich mir, und ich hoffe, dass die Worte des Herrn Bürgermeisters hier nicht ungehört verhallen. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. - Als nächster Redner steht in meiner Liste Herr GR Valentin. Ich erteile ihm das Wort.

GR Erich Valentin (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Auch ich habe vor, es relativ kurz zu machen, weil ich denke, dass in der Debatte nach der Beantwortung durch den Herrn Bürgermeister in Wirklichkeit keine neuen Argumente aufs Tapet gebracht worden sind. Ich finde es nur bedauerlich - vorweg gesagt -, dass die FPÖ dieses Thema offensichtlich dazu verwendet, irgendwelche Rechnung, mit wem auch immer, zu begleichen. Ich denke mir, da gibt es andere Möglichkeiten als den Wiener Gemeinderat, und wenn man sich gegenseitig etwas vorhalten will, dann kann man es auch anders machen. Es muss nicht unbedingt sein, dass man da zwei weitere Fraktionen in Geiselhaft nimmt. (GR Mag Wolfgang Jung: Nur keine Wellen!) So lustig, denke ich, ist es nicht. 

Ich glaube auch nicht, dass es zielführend ist, dass man Menschen erklärt, die weiß Gott, denke ich, Verantwortung empfinden, dass es ganz erbärmliches Suchtverhalten gibt, gerade im Zusammenhang mit dem Glücksspiel. Ich glaube auch nicht, dass es wirklich notwendig ist, den Boulevard der letzten 14 Tage zu verlesen, um klarzumachen, dass das in der Tat ein gesellschaftliches Problem ist. Und ich denke mir, es ist auch nicht notwendig, dass an dem heutigen ... (GR Mag Wolfgang Jung: Es ist nicht notwendig, aber Sie hätten durchaus etwas unternehmen können!)
Herr Jung, ich weiß schon: Wenn man so austeilt, wenn man daraufhin analysiert wird und dann in Wirklichkeit draufkommt, dass das Ganze ein parteipolitisches Kleingeldwechseln ist - dass man dann unruhig wird, ist mir klar. (GR Mag Wolfgang Jung: Ja, mit 25 Jahren spielsüchtig - das ist "Kleingeld", gell!)
Wenn Sie sich vielleicht zum einen die Mühe gemacht hätten, im Vorfeld das Wiener Veranstaltungsgesetz ein bisschen zu durchleuchten, dann wäre demjenigen, der objektiv an die Rechtsmaterie herangegangen wäre, einmal aufgefallen, dass dieses Gesetz davon gekennzeichnet ist - und vor allem die Paragraphen, die sich mit dem Kleinen Glücksspiel beschäftigen -, dass ... (GR Mag Wolfgang Jung: Warum ist dann die SPÖ in Oberösterreich zum Beispiel dagegen, Herr Kollege?)
Warten Sie einmal ab! Weil sie vielleicht dieses Landesgesetz haben. Aber darf ich Sie ... (GR Mag Wolfgang Jung: Ein hervorragendes!) Ich habe noch 17 Minuten 42 Sekunden Zeit, und wenn Sie mich dazu verführen, diese dafür zu verwenden, dann mache ich es auch! (GR Mag Wolfgang Jung: Gnade, bitte!) Aber es mögen sich dann alle bei Herrn Jung bedanken.

Wie auch immer, wenn man sich das Veranstaltungsgesetz genau ansehen und es darauf abklopfen würde, welche Gefahrensituationen jene Menschen gesehen haben, die das Gesetz formuliert haben und es offensichtlich auch im Hinblick darauf in dem Hause beraten haben, dann wäre einem klar geworden, dass bei all dem, was Sie jetzt geschildert haben, es auch die Intention des Gesetzgebers war, dies zu verhindern. Sehen wir es an einigen Punkten durch. 

Die Frage des Jugendschutzes findet sich genauso darin wie die Frage, welche anderen Informationsmaterien - ich spreche da Pornographie an, ich spreche da Rassismus und vieles andere mehr an - mit transportiert werden. Also diesen Bereich hat der Gesetzgeber zum Zeitpunkt der Beschlussfassung des Wiener Veranstaltungsgesetzes durchaus gesehen. 

Er hat auch gesehen, dass ein Suchtverhalten natürlich mit dem Ansteigen des Wetteinsatzes und der damit verbundenen Möglichkeit zu gewinnen, durchaus Schritt hält. Anders ist auch die Gesetzespassage nicht zu erklären, in der der Maximal-Spieleinsatz mit 50 Cent und das Maximal-Gewinnergebnis mit 20 EUR beziffert worden ist. (GR Mag Wolfgang Jung: ... Einsätze steigen!)
Es ist gleichzeitig auf die Transparenz der Lokale und auf Schutzzonen geachtet worden. Es ist auch die Frage der Nachprüfbarkeit, die eine ganz, ganz schwierige ist, dahin gehend geregelt worden, dass die Gewinnausschüttungs-Chance - ich weiß nicht, ob das der Fachausdruck ist, da ich mich bei diesen Geschichten aus praktischer Erfahrung nicht wirklich gut auskenne - bei über 90 Prozent liegt. 

Wenn man dem jetzt Folge leisten würde, sehe ich zwei Wege, die ab dem heutigen Tag möglich sind. Der Weg eins ist ein sehr offener, ein sehr einladender: Ein Gesetz, das durchaus, denke ich, im Ansatz kein schlechtes ist, zu verbessern - das ist der Weg, den der Herr Bürgermeister heute gezeigt hat - und gemeinsam darüber nachzudenken, ob es Bereiche gibt, in denen das Gesetz verbesserungsfähig ist. 

Der andere Weg ist der, dass man sagt, man verbietet das. Man sagt also: Es gibt das nicht mehr. Die offizielle Gesellschaft, die durch Wahlen dazu befugt ist, sagt einfach: Das schaffen wir ersatzlos ab.

Gehen wir dieser Fiktion einmal theoretisch nach: Was würde geschehen? Ich denke mir, wenn man die Menschheitsgeschichte beleuchtet, dann wird das Glücksspiel immer, in jeder Gesellschaft, einen gewissen Bereich der Notwendigkeit scheinbar oder auch tatsächlich gehabt haben. Zumindest ist Glücksspiel in jeder Gesellschaft manifest ausmachbar. 

Wenn ich als einer von hundert, einer, der hier mitzubestimmen hat, darüber entscheiden müsste, ob ich das Ganze in einer transparenten Form habe, es nachprüfbar habe, es in einer Form habe, in der auch der Staat und die Behörde weiß, was vorgeht, oder ob ich es im Hinterzimmer habe, es von Menschen und Gruppen betrieben habe, die nicht fassbar sind, die nicht in einem Firmenbuch stehen, die unter Umständen dann Schulden anders eintreiben, sodass eine Situation vorzufinden ist, in der es jede Menge Begleitkriminalität von Seiten der Betreiber gibt, dann sage ich hier ganz ehrlich: Es ist mir der Weg, den wir in Wien gehen, ein weitaus sympathischerer, nämlich Mechanismen vorzusehen, mit denen wir denjenigen helfen können, die in ein Suchtverhalten verfallen sind, und gleichzeitig für diejenigen, die ein derartiges Spiel wirklich eingehen wollen, Rahmenbedingungen zu schaffen, die fairer sind, als wenn es in der Dunkelheit der Illegalität durchgeführt worden wäre, und dass auch ein Schutzmechanismus für diejenigen enthalten ist, die unseres Schutzes bedürfen. Das sind Kinder, das sind Jugendliche, das sind Personen, die nicht imstande sind, über ihre Zukunft, über ihre Gestion selbst zu entscheiden. 

Ich glaube, das sind die beiden Wege, die dastehen. Es gibt sicherlich da und dort Verbesserungsmöglichkeiten beim bestehenden Gesetz, aber ich denke mir, die Frage der Transparenz, der Überprüfbarkeit, die Frage, dass da tatsächlich nachgeschaut wird, ist eine wichtige. 

Dass nachgeschaut wird, kann ich - im Gegensatz zu meinen Abstinenzerscheinungen, was Glücksspiel betrifft - tatsächlich als Person bestätigen. In den Nachtrevisionen der Stadt Wien, bei denen ich teilweise dabei sein durfte, ist auch die Kontrolle der Glücksspielautomaten - ob sie tatsächlich registriert sind, ob sie tatsächlich den Erfordernissen entsprechen - immer Bestandteil einer Überprüfung. Das wird nach meinem Dafürhalten ernst genommen. Der Jugendschutz wird in diesem Bereich sicherlich auch ernst genommen. 

Schwieriger ist allerdings - das hat sich gezeigt, als ich mich in die Materie eingelesen habe - die Frage, was die Programmierung der computergesteuerten Apparate betrifft, nämlich die Frage, ob sich sozusagen Reihenglücksspiele programmieren lassen. Das wird jemand, der nicht geschult ist, wahrscheinlich nicht auf den ersten Blick feststellen können.

Aber ich lade Sie ein, meine Damen und Herren - da die Damen und Herren von der FPÖ offensichtlich eine gewisse investigative Ader in sich haben und offensichtlich viel Material sammeln -, und erinnere in dem Zusammenhang daran, dass Sie alle einen Eid auf die Republik Österreich und die Verfassung geleistet haben. Das wird auch implizieren, dass man, wenn man auf etwas stößt, von dem man weiß - da man ja über das Gesetz Bescheid weiß und da man dort sitzt, wo das Gesetz gemacht worden ist -, dass es nicht dem Gesetz entspricht, es nicht in pectore trägt, in sich selber, und es wirken lässt, sondern es im Zuge einer Sachverhaltsdarstellung beispielsweise der Staatsanwaltschaft zukommen lässt. Das wäre auch eine Möglichkeit, wenn man auf irgendetwas in der Stadt stößt, von dem man weiß, dass es nicht dem Gesetz entspricht. (GR Mag Wolfgang Jung: ... gibt es eine ganze Serie!)
Sukkus meiner Rede: Ich denke mir, wir haben hier ein Gesetz vor uns liegen, dessen Intentionen durchaus das abdecken, was in der Diskussion angesprochen worden ist. Ich wiederhole es kurz noch einmal: Schutz derjenigen, die unseres Schutzes bedürfen, klare Rahmenbedingungen, die Spiel-Rahmenbedingungen klar und transparent zu führen, die Möglichkeit einer Überprüfbarkeit, einfach hinein in einen Bereich, der überprüfbar ist. 

Wenn das so ist, dann lassen Sie uns in der nächsten Zeit darüber diskutieren, ob es Verbesserungen gibt, die man finden kann und die gerade diese Intention noch verschärfen. Da mag der Hinweis des Kollegen Kenesei auf eine stärkere Information genauso sinnvoll sein wie vielleicht tatsächlich eine Gruppe, die verstärkt auch die Programmierung dieser Anlagen überprüfen kann. All das, denke ich mir, ist drinnen.

Aber die Bemerkung sei mir doch gestattet: Eine Dringliche Anfrage in Bezug auf ein Gesetz, das in Wirklichkeit in hohem Maße den Zielsetzungen entspricht, die heute diskutiert worden sind, halte ich nicht für rasend wirkungsvoll und auch in dem Einsatz nicht für sehr sinnvoll. Ich denke mir, dass es andere Möglichkeiten dazu gegeben hätte, über eine Novelle dieses Gesetzes zu diskutieren. 

Ich denke mir auch, dass wir diese Instrumentarien, die wir uns hier geschaffen haben, durchaus in der Wertigkeit entsprechend einsetzen sollten, und ich hoffe, dass die Diskussion über eine Verbesserung dieses Gesetzes weit weniger emotional als die heutige Debatte verlaufen wird. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. - Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Lasar. - Bitte.

GR David Lasar (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Vorweg möchte ich einmal eines sagen: Herr Bgm Häupl - ich bin vorhin als Schriftführer oben gesessen - hat eingangs seiner Rede bezüglich Donauplex gesagt, dass dort ja eine Vergnügungssteuer eingehoben wird. Was ich verstanden habe, ist Folgendes: Dass hier noch ein Verfahren anhängig ist oder noch läuft. Das ist das, was ich oben mitbekommen habe; man versteht ja dort oben nicht jedes Wort so gut. 

Zweitens: Meine Information dahin gehend war diese, dass erstens einmal jeder Geldspielapparat eine Bezeichnung hat. Das heißt, er hat eine Vergnügungssteuer-Plakette zu tragen. Das ist ein Gesetz, und das müssen auch die Herren dort zur Kenntnis nehmen. Meine Kritik dahin gehend war: Wenn ich durch diese Halle hindurch gehe und kein einziger Apparat diese Plakette hat, dann ist das für mich einfach dahin gehend zu kommentieren, dass für sie keine Vergnügungssteuer bezahlt wird. Sonst würde sie ja darauf angebracht sein. - Das ist noch zu meiner Kritik zu sagen. (Beifall bei der FPÖ. - GR Christian Oxonitsch: Es ist anders!)
Herr Oxonitsch, Sie kommen später dran. (GR Christian Oxonitsch: Wie Sie gehört haben, ist es anders!) Ich habe es nur von oben vernommen. Ich möchte das nur wiedergeben, was ich in Bruchstücken mitbekommen habe. Aber Sie wissen, was ich jetzt gemeint habe. (GR Christian Oxonitsch: Aber Sie haben gehört, welchen Bescheid mit welchem Datum es gibt!) Ja, ich wollte das nur richtig stellen, weil der Herr Bürgermeister gesagt hat: Es ist falsch, es stimmt nicht, was ich sage. Darum habe ich das jetzt auch kommentiert. (Zwischenrufe bei SPÖ und FPÖ.) Aber, bitte, lassen Sie mich jetzt weiter fortfahren, weil meine Redezeit mit nur 20 Minuten begrenzt ist und diese Sache so groß ist, dass man einfach nicht in 20 Minuten alles erklären kann. 

Da möchte ich einmal in der Zeit etwas zurückgehen, und zwar in das Jahr 1999. Da haben zum Beispiel Sie von der ÖVP mit der Sozialistischen Fraktion einen Initiativantrag gemacht, und Herr Mag Neuhuber hat in seiner Rede von Erneuerungen gesprochen. Ich habe das hier, weil es mich sehr interessiert hat, welche Begründungen damals gegeben worden sind; ich werde Ihnen daraus nur ganz kurz etwas zitieren. 

Herr Neuhuber hat unter anderem gesagt, dass man einen gewissen Typus von Spielapparaten, nämlich ge-
nau den, der insbesondere, wie uns die Experten versichern, suchtmachend ist, also die Münzgewinn-Spielap-
parate - im Jargon, in der Umgangsprache würde man sagen, die Einarmigen Banditen -, zurückdrängen oder zumindest nicht ausufern lassen soll. Denn wir haben ohnehin bereits zirka 2 500 derartige Apparate in Wien.

Jetzt sage ich Ihnen etwas dazu, und ich frage Sie: Wissen Sie überhaupt, wie viele wir derzeit in Wien stehen haben? Ohne Donauplex - dort sind zusätzlich noch 80 davon - sind es heuer über 3 200. Das ist der Höchststand! - Das ist einmal Punkt 1. 

Nun möchte ich zu den legalen oder halb legalen, wie hier auch gesagt worden ist, Videotheken kommen. Sie wollten damals die Videotheken zurückdrängen. Das ist sehr gut, da gebe ich Ihnen vollkommen Recht. Dort war 24 Stunden geöffnet, dort haben sie rund um die Uhr spielen können. Da war ich auch dafür und habe gesagt, es sollte in der Gastronomie bleiben. 

Was haben Sie mit Ihrer Gesetzesänderung gemacht? Sie haben nichts anderes gemacht als Folgendes: Es sind dies heute - ich sage es in dem Jargon, in dem es mir auch mitgeteilt worden ist - nichts anderes als Hühnerlegebatterien. Eines neben dem anderen haben sie gemacht, eine Koje neben der anderen. Dort stehen zwei Spielapparate drin, zwei Apparate und ein Aschenbecher - wieder alles gegen das Gesetz! Ich werde Ihnen dann zitieren, was alles im Gesetz drinsteht. (GR Godwin Schuster: Das kenne ich ja!) 

Na ja, aber warum tut ihr denn nichts dagegen? Ihr habt 1999 gesagt, ihr wollt die Videotheken weghaben. Ihr hättet besser dazusagen müssen, ihr wolltet eigentlich mehr oder weniger der Novomatic einen Boden schaffen. (GR Godwin Schuster: Nein!) Das sage jetzt ich. (GR Godwin Schuster: Aber es stimmt nicht!) Aber ihr habt ja nichts anderes gemacht! (GR Godwin Schuster: Es ist ein Faktum! ... so passiert!) Es ist so passiert, es ist eines ums andere. (GR Godwin Schuster: Aber es stimmt trotzdem nicht!)
Bitte, es ist ein Lokal, ein großes Lokal angemietet worden, in diesem Lokal hat man draußen eine große Auslage gehabt, und da hat man gesagt: Na gut, geben wir die Auslage raus, machen wir einfach drei Eingangstüren. - So passiert das Ganze, es ist ja nichts anderes passiert. Sie haben jetzt nicht zwei Apparate, wie sie es in den Videotheken hatten - wo Sie es ja zurückdrängen wollten -, nein, sie haben es auf einer Videothek, sage ich jetzt, gemacht, weil diese ja auch aufgekauft worden sind. 

Ich gebe Ihnen ein Beispiel aus der Donaufelder Straße. Dort war eine Videothek mit zwei Spielapparaten. Wissen Sie, wie viele heute drinnen sind? Acht! Sie haben dort aus dem Hauseingang vier Eingänge mit je zwei Automaten gemacht. Diese sind nicht gesetzlich, nicht legal - ich rede jetzt aber nur von den Kojen. Denn laut Veranstaltungsgesetz müssen sie eine offizielle Trennung haben, das heißt, sie dürfen keinen Durchgang zu einem großen Lokal haben. Es muss abgeschlossen und getrennt sein, mit Personal und einer Toilette. 

Herr Schuster, ich glaube, ich lade Sie einmal ein: Gehen Sie mit mir mit. Es gibt dort oft nicht einmal eine Toilette, es gibt gar nichts. Sie haben dort einen Fingerdruck, dort drücken sie einfach auf eine Glocke drauf, da kommt dann irgendwann einmal jemand vom Personal, und da können Sie sich, wenn Sie Glück haben, irgendetwas bestellten. 

Es sind dort auch gewisse Betreiber schon viel fortschrittlicher. Sie haben dort so einen Automaten stehen ... (GR Godwin Schuster: ... Intention des Gesetzes!) Nein, ich sage es jetzt nur; das ist ja alles illegal. (GR Mag Wolfgang Jung: Wer kontrolliert dort den Jugendschutz?) Aber das haben Sie damit geschaffen! (GR Godwin Schuster: Nein!) Na, wer hat es denn geschaffen? Sie tolerieren es ja. (GR Mag Wolfgang Jung: Wer kontrolliert die Kojen dort? - Zwischenruf von GR Godwin Schuster.)
Aber ihr hättet doch, bitte, das sehen müssen, wenn ihr einen Initiativantrag dazu macht, weil es ja schon so viele Apparate in Wien gibt. Ich meine, Sie fahren ja wie jeder andere auch durch die Straßen und Gassen, zum Beispiel durch die Hütteldorfer Straße; ich möchte jetzt nicht alle Straßenzüge nennen, die davon betroffen sind. Das muss Ihnen doch auffallen, dass es dort nicht weniger wird! Das ist schon seit 1999 der Fall, bitte, und heute haben wir das Jahr 2006. 

Das ist es, was ich Ihnen heute hier ankreide. Sie machen Gesetze, aber nur Gesetze für eine gewisse Klientel. (GR Godwin Schuster: Sie werden ja nicht erwarten, dass wir kontrollieren gehen, in jedem Raum!) Na bitte, jetzt kommen wir weiter. (GR Mag Wolfgang Jung: Reparieren wir es!) Das wäre alles einmal zu reparieren. Darum stehe ich ja hier und werde es Ihnen sagen. 

Nehmen wir als Nächstes den Prater her: Was haben Sie jetzt im Prater vollbracht? Was haben Sie dort zurückgedrängt? - Dort haben sie ein Prater-Casino gemacht, in dem auch Herr Horngacher und Frau StRin Laska des Öfteren drinnen sind. Ich unterstelle niemandem etwas; man überzeugt sich vielleicht davon, was für Gesetze man dort hat oder wie die Spielautomaten funktionieren. Bitte, ist denen noch nie aufgefallen, dass dort Leute stehen und 500 EUR-Scheine hineinschieben? Dass man dort mit, sage ich jetzt, Automatik spielt?

Ich werde Ihnen erklären, was das ist. Sie stellen einmal den Einsatz ein, zwischen 5 und 7 EUR. Das ist schon einmal voll gegen das Gesetz, denn sie dürfen maximal mit 50 Cent spielen. Dann drücken sie die Automatiktaste, und das Spiel lauft ab, bis die 500 EUR weg sind. Das nennen Sie ein "kleines Glücksspiel"! 

Aber jetzt dürfen Sie mir nicht sagen: Das sind wieder die Unternehmer, die böse Novomatic ist das. Bitte, da müsste doch endlich einmal Frau Laska sagen: „Freunde, seid ihr normal? Das kann es doch nicht geben!" Oder zum Beispiel Herr Gio Hahn von der Novomatic sitzt auch hier im Gemeinderat. Er ist zwar jetzt nicht da, und ich möchte ihn nicht persönlich angreifen (GR Godwin Schuster: Er ist ja nicht mehr bei der Novomatic!), aber er hätte doch, bitte, seinerzeit schon längst einmal etwas sagen müssen!

Ich war seinerzeit draußen eingeladen, und da habe ich gesagt: „Und die wollt ihr alle aufstellen?" Darauf haben sie geantwortet: „Na, was sollen wir sonst damit machen?" Das sind die Antworten! Aber ich sage jetzt nicht, dass die Bösen die von der Novomatic sind. Jeder Geschäftsmann wird natürlich danach trachten, dass er sein Geschäft an den Mann bringt. 

Aber wir sitzen da herinnen und machen ein Gesetz, das überhaupt nur noch ignoriert wird. Bitte, man lacht doch nur mehr darüber! (GR Mag Rüdiger Maresch: Ja, genau!) 50 Cent ... (GR Godwin Schuster: Haben Sie in dieser Situation eine einzige Anzeige gemacht?) Entschuldigen Sie bitte ... (GR Godwin Schuster: Haben Sie eine Anzeige gemacht!) Ich habe des Öfteren ... (GR Godwin Schuster: Ich täte das wirklich!)
Jetzt sage ich Ihnen etwas. Wir haben einen Automatenbeirat, der ist 1999 geschaffen worden. Man hat mich seinerzeit hineinnominiert. Da habe ich aber gehört - ich möchte jetzt keine Namen nennen -: „Hoffentlich tritt der Beirat nie in Kraft, denn dann können wir alle Automaten wegräumen." Ich habe mir seinerzeit erhofft - ich habe die Liste noch da, wer damals hineingewählt worden ist, allein von der Bundespolizeidirektion Wien. (GR Mag Rüdiger Maresch: Ja?) Nein, Sie sollen es auch wissen. (GR Mag Rüdiger Maresch: Ja, bitte! Vorlesen! - GRin Mag Waltraut Antonov: Wir wollen es wissen!) Ach so, Sie wollen es eh wissen. Ich kopiere es Ihnen, wenn Sie wollen. 

Ich lese jetzt nicht alle vor, ich nenne nur ein paar honorige Leute: Herrn Oberrat Mag Dafert, Bundespolizeidirektion Wien; Horngacher, Bundespolizeidirektion Wien; Janda, Bundespolizeidirektion Wien; Kamhuber, MA 4. Also alles, was Rang und Namen hat, ist da hineingewählt worden. Da hat dann jeder Aufsteller gesagt: „Um Gottes willen, da wird es jetzt wirklich ein Gesetz geben, und das wird scharf sein." (GR Godwin Schuster: Das war ja vorher!)
Aber was ist passiert? Die Novomatic hat da selber gesagt: Der Beirat darf doch nie tagen, denn da kann ich alle meine Maschinen wegschmeißen! Was hätten die damit gemacht? Aber das wissen Sie ja ganz genauso gut. Darum sitzen da Leute drin, die ja nur Novomatic-zugehörig sind. Das sind die Leute, wissen Sie, und das verurteile ich auch an Gio Hahn. 

Ich sage Ihnen, man kann hier nicht herinnen sitzen, Gesetze mitbestimmen ... (GR Godwin Schuster: Alle, die Sie bisher vorgelesen haben, sind von der Novomatic ...?) Nein, das habe ich nicht gesagt. Ich habe nur gesagt, ich zitiere einige daraus - einige! (GR Godwin Schuster: Die haben Sie nicht genannt?) Nein, die nicht. Ich habe gesagt, honorige Persönlichkeiten; ich habe nicht gesagt, die sind von der Novomatic. (GR Godwin Schuster: Darum sage ich das!) Das möchte ich bestreiten, das habe ich nicht gesagt. (GR Godwin Schuster: Okay!) Auch Novomatic-Leute sitzen da drin. Aber egal, ich gebe es Ihnen, das dauert zu lange. (StR David Ellensohn: Alle vorlesen!) Ich habe nicht so lange Zeit, das können Sie nachher machen, Sie können das eh besser. (StR David Ellensohn: Dann lese ich es vor!)
Jetzt haben wir einmal den Prater genannt - was ist dort passiert? Wieder nichts! Nur, eines muss man schon sagen: 1 400 EUR im Monat zu nehmen und von der Industrie oder von den Aufstellern zu verlangen, dass man sich ganz strikt an dieses Kleine Glücksspiel mit 50 Cent hält, das wird in Ihrer Rechnung auch nicht aufgehen, weil das natürlich nicht drinnen ist. (GR Godwin Schuster: Dann stelle ich ihn nicht auf!) Na, dann gibt es keine mehr, aber dann haben Sie auch nichts davon!

Darum sage ich, ich verurteile ja nicht das Kleine Glücksspiel. Sonst hätten Sie es gleich abschaffen sollen, das wäre dann gescheiter gewesen. (GR Mag Wolfgang Jung: Siehe Oberösterreich!) Oder damals mit Ihrer 500 m-Grenze - im Jahr 1999 forderten Sie zum Beispiel 500 m-Schutzzonen, bis man Ihnen gesagt hat: Wenn Sie 500 m im Umkreis von einer Schule oder Jugendeinrichtung nehmen, dann ist das zugleich ein Verbot, dann wird es in Wien eigentlich gar keine Automaten mehr geben. Vielleicht wäre das ohnehin besser gewesen.

Aber nun noch zu anderen Dingen: Ich sage Ihnen, machen Sie hier wirklich für die Zukunft ein Gesetz. Machen Sie ein neues Gesetz, oder novellieren Sie dieses Gesetz, und schauen Sie dazu, dass dieses Gesetz in Zukunft auch eingehalten wird. (Zwischenruf von GR Godwin Schuster.) Das kann man novellieren, Herr Schuster.

Vorsitzende GRin Inge Zankl (unterbrechend): Lieber Kollege Lasar! Reden Sie bitte zu allen Abgeordneten, nicht immer nur zu Kollegen Schuster. Alle haben ein Recht darauf, dass Sie zu ihnen sprechen. (Zwischenrufe bei SPÖ und FPÖ.)
GR David Lasar (fortsetzend): Er möchte es ja so genau wissen. (Zwischenruf von GR Mag Wolfgang Jung.)
Dann sage ich Ihnen noch etwas. Es gibt zum Beispiel auch keine Zutrittskontrollen, keinen Jugendschutz, es gibt in dieser Richtung überhaupt nichts. Sie können in all die Videotheken hineingehen, dort spielen sie einfach den ganzen lieben Tag lang, bis sie hinausgeworfen werden; ich glaube, das ist um 2 oder 4 Uhr früh der Fall. Im Prater spielen sie jetzt angeblich - das habe ich gehört - schon 24 Stunden, da wird zugesperrt, und nachher wird weitergespielt. Lauter solche Sachen gibt es dort.

Ich sage Ihnen, das ist kein Gesetz. Machen Sie in Wien ein kleines Münzspielgesetz, aber machen Sie auch ein Gesetz, das von der Vergnügungssteuer her für den Unternehmer tragbar ist. Das möchte ich Ihnen einmal in der Richtung sagen.

Dann haben Sie noch Folgendes gemacht: 1999 haben Sie ein Gesetz geschaffen, in dem zum Beispiel die Unterhaltungsspielapparate zum Zug gekommen sind. Das heißt, Sie haben gesagt: Jeder Gastwirt, der keinen Geldspielapparat hat, kann in Zukunft drei Unterhaltungsspielapparate aufstellen. Sehr gut, das finde ich sehr lobenswert. Aber was ist dabei wieder herausgekommen? Sie haben seinerzeit eine Steuer auf diese Unterhaltungsspielapparate gehabt, und zwar - ich sage es jetzt in Schilling - von weit über 3 000 ATS. Das ist dann so weit zurückgefallen, dass es in Wien schon gar keine Apparate mehr gegeben hat. Das war im Jahr 1999. 

Dann sind Sie plötzlich draufgekommen, dass da irgendein Fehler passiert ist, und Sie haben schnell wieder etwas novelliert. Sie haben die Flipper, die Darts und die Fußballtische von der Vergnügungssteuer befreit. Aber was haben Sie wieder einmal vergessen, wie es so üblich ist in Ihrer Gesetzesvielfalt, die Sie da schon angebracht haben? Sie haben zum Beispiel die kleinen Videoautomaten noch immer besteuert. Da zahlt man im Monat 100 EUR für Spiele, die heute jedes Kind auf dem Gameboy hat. Da sage ich Ihnen, dagegen gehört auch einmal etwas gemacht. So wie die Flipper von der Steuer befreit worden sind, gehören auch diese Unterhaltungsspielapparate, diese Videoautomaten, wie ich sie jetzt wieder nennen möchte, von der Steuer befreit.

Ich sage Ihnen noch eines dazu, meine Damen und Herren, bevor das alles in Zukunft nicht mehr zu kontrollieren ist: Machen Sie hier einen Schlussstrich, ziehen Sie die Notbremse! Denn ich sage Ihnen, wir brauchen hier ein Gesetz, das nicht nur vom Namen her ein Gesetz ist, sondern ein Gesetz, das man auch kontrolliert. Da ist wieder die Behörde aufgefordert. Sie sollten ein Gesetz machen und eine Behörde beauftragen, damit klar ist, dass diese Apparate illegal sind, auf denen, sage ich jetzt, nicht mit 50 Cent gespielt wird, sondern heute mit 5, 7 und 9 EUR gespielt wird, und damit klar ist, dass das ein Verbrechen ist.

Wir können nicht verlangen, dass man heute einfach hergeht und dies in der Öffentlichkeit toleriert. Ich finde es in keiner Weise richtig, und ich sage Ihnen dazu: Machen Sie in Zukunft ein Gesetz, das wirklich ein Gesetz ist, und nicht irgendetwas, was nur einige Firmen begünstigt, wie sich das an einem anderen Beispiel gezeigt hat. Da muss ich Ihnen auch wieder etwas sagen: Da haben Sie die so genannten 10 Millionen per GesmbH gemacht, das ist heute noch Bestandteil einer Konzession. 

Wenn Sie heute in Wien eine Konzession für einen Münzgewinn-Spielapparat beantragen, müssen Sie für einen Kredit nachweisen können, dass Sie kreditwürdig für 10 Millionen ATS sind; das sind 720 000 EUR! Ich sage Ihnen, das können Sie niemandem erzählen, dass ein Jungunternehmer, der heute in diese Branche einsteigen will und sagt, ich stelle einen Spielautomaten auf, 10 Millionen ATS oder 720 000 EUR beibringen kann. Das, sage ich, wird so nicht funktionieren. Da sage ich Ihnen auch, das gehört vom Gesetz her völlig gestrichen.

Für die Zukunft sollte ich Ihnen vielleicht auch in dieser Richtung etwas sagen: Machen wir hier vielleicht gemeinsam eine Novellierung für die Zukunft, dass wir ein Gesetz machen können, damit auch der kleine Aufsteller leben kann, damit auch der Gastwirt wieder seine Automaten hat, die seinerzeit im Bereich dieses Kleinen Glücksspiels entstanden sind. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.)
Eines noch zum Abschluss: Kontrollieren Sie in Zukunft besser! Beauftragen Sie Ihre Beamten, stärker einzuschreiten, wenn in gewissen Lokalen oder in vielen Lokalen das Kleine Glücksspiel sozusagen nicht im Geringsten beachtet wird. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als nächster Redner ist Herr StR Ellensohn am Wort. - Bitte.

StR David Ellensohn: Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Es ist jetzt zwar zwischendurch auch gelacht worden, aber eigentlich ist das ein ernstes Thema, auch wenn Spielen an sich eine freundliche Beschäftigung ist und wahrscheinlich richtigerweise ein Urtrieb des Menschen genannt wird. Es wird auch wohl so sein. Die meisten von uns spielen irgendetwas - wenn auch nicht um Geld -, auch wenn man nur zu Hause ein Brettspiel spielt, Schach oder sonst etwas, oder hin und wieder einen Lottoschein ausfüllt. 

Aber es ist eben nicht so lieb und so freundlich, wie es jetzt vor allem von der Sozialdemokratie und von der Volkspartei dargestellt wurde. Denn Spielen mag ja lustig sein, aber Spielsucht ist eben kein Spiel. Wenn zwei Fraktionen jetzt schwer vorbeiargumentieren, nämlich mit "Geh, das ist alles nicht so schlimm, das bisschen an Automaten, die Anonymen Spieler kriegen eh Geld, im Großen und Ganzen passt es ja, wir haben uns eh bemüht!" - es passt hinten und vorn nicht!

Ich rufe jetzt noch einmal ein paar Sachen in Erinnerung, einfach ein paar banale Fakten. Spielsucht ist in Österreich in jenen Bundesländern mehr verbreitet, in denen es das Kleine Glücksspiel gibt. Das wissen alle, das wissen auch die SPÖ und die ÖVP. Es ist ganz einfach: Es gibt vier Bundesländer, da ist es erlaubt, es gibt fünf, da ist es nicht erlaubt. Der Unterschied ist nicht "ein bisschen", sodass man sagen könnte, es ist vielleicht eine Schwankungsbreite, sondern der Unterschied ist sehr, sehr deutlich: Man führt dieses Kleine Glücksspiel ein, und die Zahl der Spielsüchtigen steigt!

Das sind nicht nur irgendwelche Weh, die selber schuld sind und sich das Leben schwer machen, sondern da muss man schon schauen, was nachher herauskommt. Man muss dazu auch zum Glück nicht eigene Meinungen haben, sondern man kann auf wissenschaftliche Studien verweisen. 

Wenn belegt wird, dass Leute, die spielsüchtig sind, in der Folge - nicht vorher schon - auch alkoholkrank werden, nämlich 40 Prozent der Spielsüchtigen, beziehungsweise 15 Prozent suizidgefährdet sind oder einen Selbstmordversuch hinter sich haben, wie zum Beispiel der Gründer der Anonymen Spieler in Wien - ich verrate da kein Geheimnis, sondern das schreibt er in seinem eigenen Buch über sich -, dann ist das nicht lustig. Dann ist es nicht mehr lustig, wenn man sagt: „Wir machen ein Kleines Glückspiel, das passt schon" - und Tausende Leute sind deswegen suizidgefährdet. 

Das ist einfach Fakt, und nicht ich sage das, sondern der Leiter der einzigen Klinik, die wir in Österreich haben, die sich als Schwerpunkt auch um Spielsüchtige kümmert, nämlich de la Tour bei Treffen in der Nähe von Villach. Der Leiter dieser Klinik hat diese Zahlen und diese Fakten produziert. 

In Wien wissen wir auch etwas, nämlich dass bei der Schuldner- und Schuldnerinnenberatung die Zahl der Leute, die ansuchen, exorbitant angestiegen ist. Natürlich nicht nur wegen Spielsucht - es gibt eben einfach sehr viel mehr Sozialfälle als in der Vergangenheit, aus vielen verschiedenen Gründen, hohe Arbeitslosigkeit und so weiter -, aber auch wegen Spielsucht. 

Was macht man mit Menschen, die zur Schuldner-
Innenberatung kommen und sagen, dass sie spielsüchtig und deswegen hoffnungslos verschuldet sind? Werden sie dort beraten? Nein, das werden sie nicht! Denn wenn sie nicht in Therapie sind, sagt man: „Servus, Freund, wir haben so viel Arbeit" - was ja auch stimmt -, „wir sind überlastet; nein, du bekommst bei uns nicht einmal einen Termin, zuerst gehst du in Therapie, und wenn du nicht in Therapie bist, bekommst du keine SchuldnerInberatung!" Das ist der jetzige Stand, und das sage nicht ich, sondern das sagt Frau StRin Brauner im Ausschuss. Falls hier irgendjemand glaubt, ich hätte es erfunden: einfach nachfragen! Sie ist jetzt nicht hier, aber sie würde nicken müssen. 

Diese Menschen werden also abgewiesen. Jetzt kann man sagen: Okay, das ist ohnehin nicht so schlecht, sie sollen auch in eine Therapie gehen. Nur: Wie viele Menschen kann ich denn therapieren mit einem Verein, der keine öffentlichen Gelder bekommt, weil der Herr Bürgermeister das sehr elegant gelöst hat, die Antwort auf die Frage, wie viel öffentliches Geld "drinnen" ist? 

Ich habe einen Moment lang geglaubt, es gibt Steuergelder und Einnahmen, die die Stadt hat und die für die Anonymen Spieler verwendet werden. Das hätte mich sehr gewundert, weil meine Auskünfte anders waren. Aber meine Auskünfte waren ohnehin richtig: 10 EUR pro Automat gehen direkt von der Novomatic oder von einem anderen Betreiber an die Anonymen Spieler; das sind 350 000 bis 380 000 EUR im Jahr. Damit kann ich aber nicht Zehntausende Spielsüchtige betreuen!

Es bleibt also Folgendes festzustellen. Die Schuld-
nerInnenberatung hat zu wenige Leute. Da komme ich mit meiner Spielsucht hin, ich kenne mich hinten und vorn nicht mehr aus und bin suizidgefährdet; dann werde ich dort abgewiesen und zu einem Verein geschickt, der nicht in der Lage ist, mich zu betreuen, weil er kein öffentliches Geld bekommt. Das ist ein Teufelskreis! Das ist nicht lustig, sondern das ist eine Tatsache, und wir alle wissen das. 

Natürlich weiß es auch die SPÖ, denn deswegen ist ja die SPÖ in Vorarlberg massiv gegen das Kleine Glücksspiel. Sie macht Anfragen und Anträge; Herr Elmar Mayer, der im selben Ort wie meine Eltern wohnt, nämlich in Weiler in Vorarlberg, macht ganz fleißig Anträge dazu. Auch die Tiroler SPÖ sieht es so, Gaby Schaunig in Kärnten sieht es so, und in Niederösterreich Frau Kranzl. Herr Johann Maier hat als Nationalrat der SPÖ dazu Anfragen gestellt. Es ist ja nicht so, dass das niemand wissen würde. Das ganze Wissen zum Glücksspiel kann man zusammensuchen, wenn man möchte, aus lauter Anfragen und Äußerungen von ÖVP- und SPÖ-Politikern und -Politikerinnen. Man müsste nicht einmal irgendjemand anders zitieren, und es wäre gar nicht notwendig, auch auf andere Quellen zurückzugreifen. 

Bevor man jetzt glaubt, dass das für die ÖVP nicht gilt: Natürlich ist auch Herr Pühringer ein scharfer Verfechter und ganz klar dagegen, dass das Kleine Glücksspiel nach Oberösterreich kommt. Oder die ÖVP-Nationalrätin - damit wir auch da alle Ebenen haben - Elisabeth Scheucher-Pichler, die dem neuen Nationalrat nicht mehr angehören wird, das weiß ich, die aber aktuell noch ein paar Tage Nationalrätin ist - sie arbeitet für das Kinderrettungswerk, Hilfswerk und so weiter - ist ganz intensiv gegen das Kleine Glücksspiel. Ganz intensiv! So wie nahezu, nein, nicht nur nahezu, sondern so wie alle Kinder- und Elternvereine im ganzen Land. Es gibt keinen einzigen, der das für eine gute Idee findet, und 
überall sind Leute von SPÖ und ÖVP drinnen. 

All diese Fakten gibt es also, und jetzt muss man sagen: Gut, wenn die Fakten so sind - warum ist es dann anders? Na, ganz einfach: Weil es dabei viel Geld zu verdienen gibt! Das ist logisch für die Firma, die damit Umsatz macht, aber die Politik könnte sich auch etwas anderes überlegen. Wären es nicht 40 oder 44 Millionen, wie sie es letztes Jahr schon waren, 44 Millionen EUR, die die Stadt Wien einnimmt, sondern wären es 3 Millionen, hätte man eine andere Position in dem Haus. Aber es ist zu viel Geld, das da fließt, das ist das ganze Problem! 

Weil es so viel Geld ist, ändert man eine Position, die man eigentlich hätte, wenn man es so überlegt, nämlich: Das Kleine Glückspiel gehört weg! Und das ist nicht Prohibition. Das wäre es, wenn man sagt: Spiele sind an sich verboten. Aber das hat keiner gesagt, das hat ja niemand verlangt. Denn niemand hat gesagt, man muss all die Rubbellose verbieten. Solange der Schaden von Rubbellosen der ist, der er momentan ist - so wie das Volk es nennt, nämlich "Deppensteuer", wie die Lottoscheine -, ist es ja noch irgendwie bewältigbar. Sogar ich habe schon ein Rubbellos aufgemacht. Gewonnen habe ich auch nichts, und das macht ja nichts.

Aber in einen Automaten Geld einzuwerfen, 100 EUR einzuwerfen: Zum Glück habe ich das noch nicht tun müssen, und es wird mir auch nicht passieren. Es passiert aber Zehntausenden Wienern und Wienerinnen, hauptsächlich Männern; 85 Prozent der Spielsüchtigen sind Männer. Ob daraus ein Unterschied bei der Intelligenz ableitbar ist, das überlasse ich dann bei uns der Frauenorganisation. 

Wer ist gegen das Kleine Glücksspiel? Eine ganze Serie von Politikern und Politikerinnen, hauptsächlich von der Opposition in den jeweiligen Bundesländern, weil sie ohnehin nicht über das Geld verfügen können. Die Sozialdemokratie ist öfter gegen das Kleine Glücksspiel, wenn sie in Opposition ist, und nicht so oft, wenn sie regiert. 

Es ist übrigens die Kirche in mehreren Positionen dagegen. Für die ÖVP sollte das nicht uninteressant sein, da ihr doch schon an den Wahlsonntagen die regelmäßigen Kirchgänger abhanden kommen, und zwar nicht nur, weil sie am Vormittag in der Kirche sind, sondern weil sie anders wählen - zum Teil auch verstärkt grün. (GR Mag Wolfgang Jung: Zum Teil FPÖ!) Zum Teil FPÖ, was auch immer, die Volkspartei verliert in alle Richtungen. Aber das ist nicht das Thema. 

Jetzt könnte man noch sagen: Gut, schauen wir uns einmal an, was mit den Automaten los ist. Hier ist mehrfach das Wort gefallen: Die Automaten sind zumindest zweifelhaft, das stimmt alles nicht mit dem Kleinen Glücksspiel. Wenn man das so gemacht hätte, wie man ursprünglich gesagt hat, wäre es vielleicht in Ordnung, oder nicht?

Also, mit 50 Cent spielen und 20 EUR gewinnen - das haben wir da herinnen mehrfach gehört, das ist mehrfach gesagt worden -, das ist Quatsch. Wenn man das glaubt, dann war man eben selber noch nie dort und hat keinen Automaten gesehen. Das ist Blödsinn. Einmal hineingehen, einmal selber 5 EUR einwerfen und zuschauen, wie schnell das weg sein kann, oder sich neben einen Spieler hinstellen, in jedem Lokal gibt es einen: Es ist Blödsinn! Für diese Automaten gilt samt und sonders - das sage ich hier, und ich bin hier im Gemeinderat nicht immun -, sie sind größtenteils illegal und entsprechen nicht den gesetzlichen Bestimmungen, und zwar aus folgendem Grund.

Jetzt erkläre ich einmal genauer, was bei den Automaten der faule Trick ist. Da gibt es oben diese Walzen, dort laufen zum Beispiel Pokerkarten oder irgendwelche Siebener und Sterne durch. Wenn man es auf das beziehen würde, die 50 Cent, dann würde man auch sagen, das stimmt nicht, aber drückt man ein paar Euro zusammen, dann bewegen sich diese Walzen genau ein Mal. Das dürfen sie laut Gesetz nicht, weil jedes Spiel einzeln sein muss. 

Und was haben diese findigen Menschen bei den Automaten gemacht? Irgendwo rechts unten gibt es zwei kleine Würfel, ganz normale von eins bis sechs, und die drehen sich immer. Also auch dann, wenn ich nur meinen Stand von 50 Cent hinaufdrücke auf 10 EUR, also zwanzig Mal, und ich spiele dann um 10 EUR diese Walzen in einem Spiel, dann habe ich zehn Mal drücken müssen, zehn Mal haben sich diese kleinen Würfel bewegt, und deswegen sind es zehn Spiele gewesen. 

Da gibt es nichts zu gewinnen; da gibt es, selbst wenn immer das Richtige kommen würde, ein paar Euro zu gewinnen. Nur: Auf das spielt niemand. Ein Spieler, der drinsteht, sieht das gar nicht, und es interessiert ihn nicht, weil er damit nicht reich wird, auch wenn er zwei Tage lang die Richtigen hätte - was ja bei einer Sechstel-Wahrscheinlichkeit nicht geht. Das heißt, es schaut über-
haupt kein Spieler hin auf das, drückt so hinauf, drückt dann auf die Walze und schaut. Da gehen immer mehrere Euro, ein Vielfaches dessen, was im Gesetz geregelt ist, bei einem Spiel durch.

Auch das wissen alle, und die große Frage wäre eigentlich: Wie gibt es das, dass die zuständigen Magistratsbeamten dort hingehen und diese Geräte kommissionieren? Und welchen Verdacht muss ich als gelernter Österreicher jetzt haben? Denselben, den Sie haben! Ich habe ohnehin nichts gesagt, aber alle im Saal haben sich das Gleiche gedacht. Alle im Saal müssen sich das Gleiche dabei denken, weil die Geräte nicht den gesetzlichen Bestimmungen entsprechen, hundertprozentig nicht!

Das eine Mal, als es in Niederösterreich eine Razzia gegeben hat - was ist passiert? Beschlagnahmt wurde in 22 Lokalen, und wie viele Geräte hat man mitgenommen? Normalerweise dürfen ja in einem Lokal nur zwei stehen; und wie viele waren nachher tatsächlich über-
prüfterweise illegal? Laut Kranzl, SPÖ, über 30! Nämlich 36 in 22 Lokalen - wenn man das hochrechnet, ist das eine recht gute Quote, wenn nur zwei drinstehen dürfen - waren tatsächlich manipuliert und entsprechen nicht den gesetzlichen Bestimmungen!

Ich behaupte es noch einmal: Die Geräte, die in Wien haufenweise in den Lokalen stehen, sind nicht das, was Sie haben wollten, als Sie das Gesetz gemacht haben. Das sind sie nicht. Aber warum sie immer noch dort stehen und kein zuständiger Beamter, der dort hingeht, das merkt, was ich merke und was jeder und jede von Ihnen sofort merken würde - scharf nachdenken! 

Welche Qualifikation braucht denn einer, damit er dort überhaupt sagen darf, ob der Automat dem Gesetz entspricht oder nicht? Er muss mehrjährige Erfahrung haben - ich sage jetzt "er", weil es nur "Ers" sind -, er muss mehrjährige Erfahrung in der Branche haben. Na, wo hat er denn diese vorher gesammelt? Da muss man schon wieder scharf nachdenken. Und schon wieder sind alle selber draufkommen: Natürlich bei den Automatenherstellern! Wo soll er es denn sonst gelernt haben? 

Das ist eine Branche, zumindest im Bereich des Kleinen Glücksspiels, in der am Gesetz vorbeigetrickst wird ohne Ende und in der sich niemand traut, oder eher noch: niemand möchte, dass das Gesetz auch vollzogen wird. Und das wäre die Aufgabe der Sozialdemokratie in der Stadt.

Alles, was Sie tun müssen, ist, ein paar Geräte beschlagnahmen zu lassen, und schon werden Sie draufkommen, dass es nicht passt. Das geht ruck, zuck - warum passiert das nicht? Die Finanzlandesdirektion spricht manchmal darüber, und soviel ich höre, wird sie immer wieder einmal zurückgepfiffen; von wem, weiß ich nicht genau. 

Jetzt traue ich mich, eines noch zu sagen; und ich bin nicht immun, ich muss normalerweise damit rechnen, dass ich für so etwas womöglich geklagt werde - und ich würde mich sehr darüber freuen! Ich habe letztes Mal, als wir über dieses Thema gesprochen haben, hier gemeint, es könnte auch, wenn die Personen schon so oft identisch sind und in den entsprechenden Gremien auch Politiker und Politikerinnen sitzen, im gelernten Österreicher der Verdacht einer Parteienförderung aufkommen. Für diese Aussage bin ich gerügt worden - nicht da herinnen, aber außerhalb -, und deswegen möchte ich es präzisieren.

Wieviel Geld im stillen Kämmerchen fließt, das weiß ich nicht, und wieviel an direkten Spenden auf die Konten der Parteien geht, kann ich nicht wissen, weil sich die Großparteien bis jetzt einer Transparenz bei den Parteispenden, wie sie sich die GRÜNEN wünschen, verweigern. Aber was ich schon sagen kann und was ich schon sehe, wenn ich eine Zeitung aufschlage, ist, dass ich darin Inserate finde. Das ist auch eine versteckte Förderung. 

Es nützt natürlich schon der Österreichischen Volkspartei in Niederösterreich, wenn in der Niederösterreichischen Gemeindezeitung seitenweise Inserate von Novo-
matic und von Admiral abgedruckt sind. Das nützt natürlich der Österreichischen Volkspartei schon etwas, und es ist ja nicht von ungefähr, dass genau dort der größte Druck von der Volkspartei gekommen ist, betreffend: Machen wir alles, was uns die Novomatic anschafft! Das ist ja kein Wunder. 

Wenn ich die Inserate dem Volumen nach in Geld umrechne - natürlich kann man auch bei der Zeitung nicht in die Konten hineinschauen, aber das lässt sich doch sagen -, dann reden wir nicht mehr von ein paar Tausend oder von ein paar Zehntausend Euro, sondern dann geht es um viel Geld. Wenn ich alle Inserate aus der Glücksspielbranche, die in parteinahen Zeitungen erschienen sind, zusammenrechne, dann wundere ich mich schon sehr viel weniger über die Position der zwei österreichweiten Großparteien. In dem Bundesland sind wir ja in der Größe nicht weit auseinander.

Ich habe jetzt also den Vorwurf der Parteienförderung ein bisschen präzisiert. Ich hoffe, dass man auf der Ebene zumindest argumentativ weiterreden kann. Denn was hinter verschlossenen Türen ausgetauscht wurde, weiß ich nicht und wollte ich auch letztes Mal nicht andeuten - das kann ich auch nicht -, aber das andere kann man schwarz auf weiß nachlesen.

Da wir hier aber in Wien sind, würde ich mich wahnsinnig freuen, wenn ein einziges Mal in den nächsten fünf Jahren - das ist ja wirklich wenig verlangt - eine anständige Kontrolle dieser Geräte stattfinden würde. Eine anständige Kontrolle dieser Geräte, weil ich genau weiß, dass dann die Hälfte innerhalb kürzester Zeit vom Markt verschwindet.

Ferner würde ich mich sehr freuen, wenn das nicht nur Ankündigungen von Herrn Bgm Häupl bleiben, die heute am Vormittag schon in der Fragestunde getätigt wurden, nämlich: Man möge doch überprüfen, ob es eine Lücke bei der Finanzierung der Anonymen Spieler und Anonymen Spielerinnen gibt. 

Wenn ich mir anschaue, wie bis jetzt mit dem Verein der Anonymen Spieler umgegangen wurde, dem einzig nennenswerten größeren Verein, der sich um Spielsüchtige kümmert: Da hat es einmal einen Artikel im "Global Player" gegeben, das war ein Artikel von Herrn Johannes Hahn, "Verantwortung ernst nehmen", er kümmert sich in dem Artikel auch um Sucht als Spielverderber. Da gibt es einen Text über Herrn Wilhelm Gizicki; ihn habe ich am Anfang kurz erwähnt, er ist nämlich der Gründer der Anonymen Spieler und Spielerinnen. 

Diesen Verein hat er 1982 gegründet, nachdem er vorher ein Unternehmen, das er aufgebaut hatte, eine Autozubehör-Firma, die er selber aufgebaut hatte, über 30 Jahre lang, mit 50 Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen - diese Firma hat er verzockt, zur Gänze verspielt: 50 Ar-
beitsplätze vernichtet, 30 Jahre Lebensarbeit vernichtet, verzockt! Er hat ein Buch darüber geschrieben, und er hat vor allem die Anonymen Spieler und Spielerinnen gegründet. Dafür hat er vom Land Wien 1991 das Goldene Verdienstzeichen erhalten. 

Schön wäre es, wenn jetzt noch, nachdem er vor 15 Jahren das Goldene Verdienstzeichen erhalten hat, sein Verein die Arbeit besser fortführen könnte und nicht davon abhängig wäre, dass er 10 EUR von 1 400 EUR, die pro Automat eingenommen werden, bekommt. Das sind 0,7 Prozent - 0,7 Prozent, die verwendet werden, um den Schaden, den enormen Schaden, der durch dieses Kleine Glücksspiel entsteht, in irgendeiner Art und Weise noch abzufedern. Diese 0,7 Prozent sind ein Witz!

Wenn die Abgabe von 1 400 EUR geplanterweise prohibitiv hätte wirken sollen, wie der Herr Bürgermeister ausgeführt hat, wenn das nicht funktioniert hat und er selber angedeutet hat, man möge eventuell über die Höhe dieses Betrages nachdenken, dann mache ich gleich einen konkreten Vorschlag und sage: 2 000 EUR, und 300 davon gehen an die Anonymen Spieler. Dann könnten sie nämlich etwas mehr tun, als nur die Arbeit zu leisten, die ein Tropfen auf den heißen Stein ist - nämlich ein paar Leute in Therapie zu nehmen -, sondern dann könnten sie auch Werbung machen, so wie nämlich quasi für Spielsucht geworben wird: „Werden Sie spielsüchtig, kommen Sie und spielen Sie!" Dafür ist ja viel Geld da. 

Auch hier könnte man über ein Werbeverbot nachdenken. Denn so schädlich wie der Zigarettenkonsum ist vermutlich auch das Glücksspiel in Österreich, und es bringt Leute genauso am Ende des Tages um. Diese Summe kann man dann verwenden, nämlich 300 EUR, das wäre dann gleich dreißig Mal so viel Geld, wie sie jetzt zur Verfügung haben, damit sie auch Arbeit leisten können bei der Bewerbung ihrer Tätigkeit und im Vorfeld, nämlich präventiv tätig zu werden und nicht nur ein paar einzelne Leute spät, nämlich eigentlich fast schon zu spät, noch behandeln zu können.

Wenn das alles passiert, dann sind wir ein Stück weiter. Das Verbot des Kleinen Glücksspiels, das ich mir wünsche, wird nicht kommen, da wird die SPÖ auf das Geld nicht verzichten wollen. Aber eine wesentliche Steigerung der Einnahmen der Anonymen Spieler und Spielerinnen sollte uns das Problem auf jeden Fall wert sein. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte über die Beantwortung der Dringlichen Anfrage ist somit beendet.

Die öffentliche Sitzung ist geschlossen.

(Schluss um 17.07 Uhr.)
